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174. Sitzung 

Bonn, den 9. November 1989 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Guten Morgen, meine 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! 

(Bohl [CDU/CSU]: Guten Morgen, Frau Prä

-

sidentin!) 

Die Sitzung ist eröffnet. 

Der Abgeordnete Schily hat am 7. November 1989 
auf seine Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag ver-
zichtet. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wir werden ihn ver

-

missen!) 

Als seine Nachfolgerin hat Frau Abgeordnete Kott-
witz die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag er-
worben, und zwar am 8. November 1989. Ich begrüße 
die neue Kollegin und hoffe auf gute Zusammenar-
beit. 

(Beifall) 

Ich rufe nun den Zusatztagesordnungspunkt 4 
auf: 

Einspruch des Abgeordneten Böhm (Melsun-
gen) gegen den am 26. Oktober 1989 erteilten 
Ordnungsruf. 

Ich verlese zunächst nach Beratungen im Präsidium 
am 8. November 1989 folgende Erklärung von Vize-
präsident Cronenberg — ich zitiere — : 

In der 171. Plenarsitzung vom 26. Oktober 1989 
habe ich dem Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
in Absprache mit dem Präsidium einen Ord-
nungsruf erteilt. Nach ständiger Praxis des Deut-
schen Bundestages war diese Ordnungsmaß-
nahme erforderlich, weil sein Zwischenruf an die 
Abgeordnete Wieczorek-Zeul: „Sie koalieren mit 
den Mauermördern! " als eindeutig unparlamen-
tarisches Verhalten bewertet werden muß. Dieser 
Ordnungsruf wird von der CDU/CSU-Fraktion 
beanstandet, weil die in der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages vorgesehene Frist 
bereits abgelaufen sei. Die Richtigkeit dieses Ein-
wandes ist strittig. Das Präsidium hat in seiner 
gestrigen Sitzung entschieden, diese Frage des-
halb im Geschäftsordnungsausschuß klären zu 

lassen. Um jedoch Schaden vom Ansehen des 
Parlaments durch eine andauernde Diskussion 
dieses Sachverhalts abzuwenden, ziehe ich den 
Ordnungsruf auf Grund des formalen Einspruchs 
zurück. Ungeachtet dessen halte ich auch in einer 
emotional geführten Debatte einen solchen Vor-
wurf entgegen der Auffassung des Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) nicht für gerechtfertigt, son-
dern für rügenswert. 

So weit die Erklärung. Damit ist der Zusatzpunkt 4 der 
Tagesordnung erledigt. 

(Dr. Osswald [SPD]: Und es gibt nicht die 
Möglichkeit, daß sich Herr Böhm entschul-

digt?) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Renten-
versicherung 

(Rentenreformgesetz 1992 — RRG 1992) 

— Drucksachen 11/4124, 11/4452 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksachen 11/5490, 11/5530 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Günther 
Heyenn 
Heinrich 
Hoss 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/5493 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Zywietz 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 132. und 143. Sitzung) 
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b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Unruh 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Sofortprogramm für eine Alters-Grundsiche-
rung 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Beck-
Oberdorf, Hoss, Frau Unruh und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Zur Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer/in-
nengruppen sowie erwerbstätiger und nicht 
erwerbstätiger Erziehender bei der Bewer-
tung von Kindererziehungszeiten in der Al-
terssicherung und zur Heraufsetzung der Be-
messungsgrundlage von 75 Prozent auf 
100 Prozent des Durchschnittseinkommens in 
der Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksachen 11/1401, 11/4964, 11/5490, 
11/5530 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Günther 
Heyenn 
Heinrich 
Hoss 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Unruh, Frau Beck-Oberdorf, Hoss und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Zur Gleichbehandlung von Rentnern/innen 
und Beamten/innen bei den Auswirkungen 
der Steuerreform 

— Drucksache 11/4957 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Zum Rentenreformgesetz liegen Änderungsanträge 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 
11/5538 bis 11/5544 vor. Die Fraktion DIE GRÜNEN 
hat verlangt, über die Anträge auf den Drucksachen 
11/5538, 11/5539, 11/5543 und 11/5544 namentlich 
abzustimmen. 

Weiterhin liegen drei Entschließungsanträge der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 11/5545 
bis 11/5547 vor. 

Ich weise bereits jetzt darauf hin, daß die Abstim-
mungen zu den Tagesordnungspunkten 6, 7 und 8 
nach einer interfraktionellen Vereinbarung am Ende 
der Beratungen von Tagesordnungspunkt 8, also ge-
gen 15.20 Uhr, vorgenommen werden sollen. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Beratung 
der Tagesordnungspunkte 6 a bis 6 c vier Stunden vor-
gesehen. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Günther. 

(Hüser [GRÜNE]: Zur Geschäftsordnung!) 

— Einen Augenblick, Herr Günther. 
Bitte schön, Herr Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Ich möchte einen Antrag nach § 82 
Abs. 3 der Geschäftsordnung stellen: Zurückverwei-
sung an den Ausschuß. Den Beitrag für unsere Frak-
tion wird der Kollege Hoss leisten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte schön, Herr Hoss. 

(Bohl [CDU/CSU]: Frau Präsidentin, es kann 
doch nur einer reden!) 

Einen Augenblick, Herr Hoss. 
Herr Bohl, bitte. 

Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin, das verstehe ich 
nicht. Es ist hier ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt worden. Das ist nach der Geschäftsordnung in 
der Tat möglich, und damit ist die Redezeit ver-
braucht. 

Ich möchte für die Fraktion für die CDU/CSU erklä-
ren, daß wir gegen die Zurückverweisung sind. Es ist 
intensiv beraten worden, und es kann heute in zweiter 
und dritter Lesung darüber entschieden werden. 

(Hüser [GRÜNE]: Man wird den Antrag doch 
noch begründen dürfen!) 

— Das hätten Sie machen können, aber niemand an-
ders. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Dann muß ich zunächst 
den Antrag des Kollegen Bohl zur Abstimmung brin-
gen. 

(Widerspruch des Abg. Hüser [GRÜNE]) 
— Sie haben einen Antrag auf Rücküberweisung an 
den Ausschuß gestellt. 

(Hüser [GRÜNE]: Frau Präsident, dann 
möchte ich den Antrag auch begründen dür-
fen! Ich habe bekanntgegeben, daß wir die-
sen Antrag stellen wollen! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Schluß jetzt! Sie haben nichts 
bekanntzugeben! — Gegenruf des Abg. Hü-
ser [GRÜNE]: Herr Bötsch, lassen Sie mich 

bitte ausreden!) 
Jetzt hat das Wort der Abgeordnete Herr Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Ich habe hier nur gesagt, daß wir 
zu diesem Punkt einen Geschäftsordnungsantrag stel-
len wollen, bevor Sie in die Debatte eintreten. Deswe-
gen habe ich mich zu Wort gemeldet. 

Eine Begründung zu dem Antrag wollen wir selbst-
verständlich geben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das solltet ihr euch 
vorher überlegen!) 

— Haben Sie denn Angst vor der Begründung? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich sehe dann keine an-
dere Möglichkeit, als zunächst das Wort zu dem Ge-
schäftsordnungsantrag zu erteilen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Frau Präsidentin, Sie hat-
ten mir Gelegenheit gegeben, schon gegen 
den Geschäftsordnungsantrag zu spre-

chen!) 
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— Darf ich jetzt etwas zum Verfahren sagen: Wir hö-
ren zuerst die Begründung zum Geschäftsordnungs-
antrag und dann den Widerspruch. 

Bitte schön, Herr Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Es ist doch selbstverständlich, daß man 
bei einem solchen Antrag eine Begründung geben 
können muß. 

Namens der Fraktion DIE GRÜNEN beantrage ich 
die Aussetzung der zweiten und dritten Lesung des 
Rentenreformgesetzes und die Rücküberweisung an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung. 

Die Eckdaten, die die Regierungskoalition von 
CDU/CSU und FDP und auch die SPD zur Begrün-
dung für ein eilig zu verabschiedendes Reformwerk 
angeführt haben, stimmen nicht bzw. nicht mehr. 
Neuere Untersuchungen des Instituts der deutschen 
Wirtschaft, die durch Äußerungen weiterer Fachleute 
und Institutionen gestützt werden, sind zu dem Ergeb-
nis gekommen, daß sich die Bevölkerungsentwick-
lung und damit auch die Finanzierungsseite der Ren-
tenversicherung nicht, wie erwartet, dramatisch ent-
wickelt, sondern sogar entspannt und positiv ver-
läuft. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie sollten einmal langfri

-

stig rechnen! Das fehlt euch leider!) 

Das Verhältnis von in der Erwerbsarbeit tätigen 
Bürgern zu Rentenempfängern führt in der Renten-
versicherung — bedingt vor allem durch die große 
Zahl von Aus- und Übersiedlern und natürlich auch 
durch die konjunkturelle Entwicklung — zu positiven 
Ergebnissen und verschiebt den problematischen 
Zeitraum für die Rentenversicherung bis in die Jahre 
2030 bis 2040. 

Bei den Aus- und Übersiedlern ist der Anteil der 
unter 18jährigen bedeutend höher als in der Bundes-
republik Deutschland. Bei uns beträgt er 18 %, bei den 
Aus- und Übersiedlern 32 %. Der Anteil der über 
60jährigen beträgt in der Bundesrepublik 22 %, bei 
den Aus- und Übersiedlern 7 %. 

Die aktuelle und hochzurechnende Bevölkerungs-
entwicklung, 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie müssen langfristig 
denken und nicht nur kurzfristig!) 

der demographische Verlauf gibt uns mehr Zeit, als 
von der Regierungskoalition angenommen wurde, ei-
nen Rentenentwurf vorzulegen, der inhaltlich und 
strukturell den Anforderungen gerecht wird, die u. a. 
auch von der Sachverständigenkommission Alterssi-
cherung vorgeschlagen wurden. 

Der Berichterstatter des Haushaltsausschusses hat 
zu dem vorliegenden Rentenreformgesetz ausge-
führt: 

Gesetze mit solcher Tragweite, die ins nächste 
Jahrtausend hineinreichen, sollten mehr Zeit be-
kommen, und man sollte sie nicht mit so heißer 
Nadel stricken. 

Dem Berichterstatter als Vertreter der Parteien, die 
das Rentenreformgesetz tragen, und allen anderen, 
die es ehrlich meinen und ein gutes Gesetz wollen, 

kann geholfen werden, wenn sie unserem Antrag auf 
Zurückverweisung zustimmen. 

Auch die Entwicklung der Finanzen in der Renten-
versicherung kommt unserem Begehren entgegen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Kaum ist Geld da, da wollt 
ihr es verschleudern!) 

Die Rentenkasse hat bis zum letzten Monat gegen-
über der Vorausberechnung vom Oktober letzten Jah-
res ein Plus von 3,8 Milliarden DM, und bis zum Ende 
des Jahres verfügen die Rentenversicherungen über 
ein Plus von 25,4 Milliarden DM. Das entspricht zwei 
Monatsreserven. 

(Heyenn [SPD]: Im Ausschuß habe ich das 
alles nicht gehört, Herr Hoss!) 

Auch die auf mehr als 20 Milliarden DM prognosti-
zierte und nicht erwartete Entlastung der Rentenkasse 
über das Jahr 2000 hinaus erlaubt es, daß wir uns 
mehr Zeit nehmen — sagen wir: zwei Jahre — , um 
einen vernünftigen Gesetzentwurf zu erarbeiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 

Sie wissen genau, daß der von Ihnen vorgelegte 
Gesetzentwurf — das ist in Ihren Reihen auch selber 
gesagt worden — nicht den Anforderungen genügt, 
die man eigentlich an einen solchen Gesetzentwurf 
stellen müßte, denn er löst nicht das Problem der Ar-
mut alter Menschen, er löst nicht das Problem der 
ungerechten Versorgung der Frauen im Rentensy-
stem, er beseitigt auch nicht die Ungleichheiten im 
Verhältnis von Mitgliedern der gesetzlichen Renten-
versicherung und der Beamtenversorgung, auch nicht 
die Ungleichheit der Versorgung in der Knappschaft 
gegenüber der in der Arbeiter- und Angestelltenver-
sicherung. 

Ich bitte Sie, diese Gründe zu akzeptieren und unse-
rem Antrag stattzugeben, den Entwurf des Rentenre-
formgesetzes an den Ausschuß zurückzuverweisen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort zum Antrag hat 
Herr Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende 
Gesetzentwurf ist ausgiebig in den Ausschüssen bera-
ten worden. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Aber falsch!) 
Ich möchte mir durch meinen Geschäftsordnungsbei-
trag, Frau Präsidentin, nicht künstlich zusätzliche Re-
dezeit verschaffen, was den Inhalt des Gesetzes anbe-
langt, und gehe insoweit auf die Ausführungen des 
Kollegen Hoss nicht ein. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß die Begrün-
dung — sie ist für den Vortrag des Kollegen Hoss bei-
spielhaft — in einem Punkt mit Sicherheit falsch ist. 
Kollege Hoss behauptet, daß die demographische 
Entwicklung, welche die Ursache für dieses Reform-
werk ist, sich u. a. deswegen anders darstellt, weil wir 
einen beachtlichen Anteil an jüngeren Übersiedlern 
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haben. Da ich davon ausgehe, daß dieses Problem 
zumindest mittelfristig in einer gemeinsamen Renten-
versicherung zu lösen ist, weil die Wiedervereinigung 
irgendwann kommt, halte ich diese Begründung für 
unzulässig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich kann mich wirklich auf einen 
Antrag zur Geschäftsordnung beschränken. 

Ich bitte namens der SPD-Fraktion, den Geschäfts-
ordnungsantrag der GRÜNEN zurückzuweisen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Der Abgeordnete Herr 
Bohl hat seinen Widerspruch eben schon zum Aus-
druck gebracht. Wir kommen damit zur Abstimmung 
über den Geschäftsordnungsantrag auf Rücküberwei-
sung an die Ausschüsse. Wer stimmt für den Antrag 
der GRÜNEN? — Wer stimmt gegen den Antrag der 
GRÜNEN? — Wer enthält sich der Stimme? — Damit 
ist der Antrag der GRÜNEN mit den Stimmen der 
CDU/CSU-Fraktion, der FDP-Fraktion sowie der SPD- 
Fraktion bei einer Enthaltung abgelehnt. 

Ich eröffne die Aussprache. Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Herrn Günther. 

Günther (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Reform 
der gesetzlichen Rentenversicherung, dem Rentenre-
formgesetz 1992, beraten wir ein herausragendes so-
zialpolitisches Vorhaben mit außerordentlicher Be-
deutung für unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger. 
1957, in der Zeit des Ausbaues der Bundesrepublik 
Deutschland, hat die CDU/CSU unter Führung von 
Konrad Adenauer die dynamische Rente geschaffen. 
Seitdem sind die Rentner an der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung in vollem Umfang beteiligt, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das stimmt 
nicht!) 

d. h. die Renten wachsen jährlich nach demselben 
Maßstab wie die Löhne und Gehälter der Arbeitneh-
mer. 

(Frau Unruh [fraktionslos] : Stimmt auch 
nicht!) 

Auf diese Weise profitieren unsere älteren Mitbürger 
seit nunmehr über 30 Jahren vom allgemeinen Wirt-
schaftswachstum, von der Steigerung der Produktivi-
tät und von der damit einhergehenden Verbesserung 
der Einkommenssituation der Erwerbstätigen. 

Kollege Hoss, ich bedanke mich ausdrücklich, daß 
Sie mit Ihrem Geschäftsordnungsantrag in eindrucks-
voller Weise unterstrichen haben, wie gut unsere Poli-
tik ist. Wirtschaftswachstum führt zu mehr Beitrags-
einnahmen, was sich aber sehr schnell wandeln 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir machen keine Rentenreform bis 1995, sondern 
wir machen eine Rentenreform, die ab 1992 gilt, aber 
insbesondere wegen der demographischen Entwick-
lung erst ab 1995 richtig zum Tragen kommt. Sie wis-
sen selber, welche Probleme die Entwicklung über 
das Jahr 2010 hinaus mit sich bringt. Insofern ist Ihr 
Antrag auch von der Sache her völlig ins Leere gegan-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Nettorentenniveau liegt heute bei rund 72 %. 
Vor der großen Rentenreform 1957 lag es bei rund 
40 %. Wir können daher mit Fug und Recht sagen: Die 
Rente tritt als Alterseinkommen an die Stelle des Er-
werbseinkommens, an das der Rentner während sei-
ner aktiven Zeit gewöhnt war. Die Rente ist damit die 
entscheidende und verläßliche Grundlage dafür, daß 
der Rentner seinen gewohnten Lebensstandard bei-
behalten kann. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht!) 

Gegen diese Feststellung wird immer wieder pole-
misiert. Die Feststellung ist gleichwohl richtig. Denn 
sie beruht auf folgenden Tatsachen: 

Erstens. Sie beruht auf einem erfüllten Erwerbsle-
ben mit nach Möglichkeit 45 Versicherungsjahren. 
Versicherungsjahre sind — ich will das einmal erläu-
tern — Beitragszeiten, Ersatzzeiten, Kindererzie-
hungszeiten, Zurechnungszeiten und Ausfallzeiten — 
dazu gehören Ausbildungszeiten, Zeiten der Arbeits-
losigkeit und der Arbeitsunfähigkeit. Insoweit er-
reicht mancher Rentner eine höhere Anzahl von Ver-
sicherungsjahren und damit eine höhere Rente. 

Zweitens. Sie beruht auf der Tatsache, daß sich der 
Einkommensbedarf im Ruhestand vermindert. Große 
Anschaffungen und Ausgaben fallen in der Regel 
nicht mehr oder in erheblich vermindertem Umfang 
an; 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Wie bei den Be-
amten und den Abgeordneten!) 

Kinder haben das Elternhaus längst verlassen und ste-
hen auf eigenen Füßen. 

Drittens. Immer häufiger beziehen Ehemann und 
Ehefrau eine Rente, und Frauenrenten haben wegen 
der Änderung des Erwerbsverhaltens nach wie vor 
eine steigende Tendenz. 

Ich weiß, daß jetzt die Behauptung einer angeblich 
großen Altersarmut fällig ist. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Natürlich!) 

Diese Behauptung ist weit übertrieben. Sie geht an 
der Lebenswirklichkeit vorbei 

(Frau Unruh [fraktionslos]: 5 Millionen!) 

und stützt sich statt dessen auf isoliert herausgegrif-
fene Durchschnittswerte ohne wirkliche Aussage-
kraft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Frau Unruh [fraktionslos]: Stimmt auch 

nicht!) 

Dazu nur eine Vergleichsrelation, beruhend auf 
„Infratest" 1986. Demnach lebten 55 % der Bezieher 
von Renten unter 600 DM in Haushalten mit einem 
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Haushaltseinkommen von 2 000 DM und mehr. Es ist 
also fast willkürlich und meist bewußt irreführend, 
lediglich einen niedrigen Durchschnittsrentenwert zu 
betrachten und hieraus bereits auf Altersarmut zu 
schließen. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Sehr richtig! — 
Frau Unruh [fraktionslos]: Sie kürzen doch 

die Rente!) 

Es käme ja auch niemand auf die Idee, das Einkom-
men z. B. einer verheirateten Frau, die einer Teilzeit-
beschäftigung nachgeht, isoliert zu betrachten und 
bei entsprechend niedrigem Verdienst von Armut zu 
sprechen, ohne das gesamte Haushaltseinkommen zu 
berücksichtigen. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Sehr richtig! — 
Frau Unruh [fraktionslos]: Falsch! — Gegen

-

ruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]: Ruhe!) 

Vor allem ist es völlig verfehlt, die Ursachen für 
Altersarmut dem bestehenden Rentensystem anzula-
sten und deshalb ein anderes System zu fordern. Die 
Wahrheit ist, daß die in diesem Land bestehende Ren-
tenversicherung Altersarmut geradezu verhindert 
und zu ihrer Eindämmung wesentlich beigetragen 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei uns geht der weitaus größte Teil der erwachse-
nen Bevölkerung einer Erwerbstätigkeit nach. Er tut 
dies für die Dauer eines vollen Erwerbslebens, oder er 
ist durch eine Lebensgemeinschaft in entsprechender 
Weise abgesichert und trägt auch dann teilweise 
durch Erwerbsarbeit oder durch Familienarbeit zur 
gemeinschaftlichen Alterssicherung bei. 

An dieser Verhaltensweise orientiert sich nach wie 
vor der weit überwiegende Teil der Bevölkerung, und 
an dieser Verhaltensweise orientiert sich auch unser 
Rentenversicherungssystem. Auf diese Weise funktio-
niert die Alterssicherung mit den bereits beschriebe-
nen sehr guten Ergebnissen. 

Das ist der entscheidende Grund, dieses Alterssi-
cherungssystem zu bewahren und den künftigen Ge-
gebenheiten und Herausforderungen anzupassen. 

Daß eine kleine Minderheit die Gesellschaft verän-
dern und nach völlig anderen Vorstellungen leben 
möchte, ist noch lang kein Grund, die von der gesam-
ten Gesellschaft organisierte und getragene Alterssi-
cherung auf die Minderheitenvorstellungen auszu-
richten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Den heutigen Stand der Alterssicherung zu errei-
chen war schwer genug. Ihn für die Zukunft trotz 
erheblicher Herausforderungen aufrechtzuerhalten 
ist das Ziel unseres Reformkonzepts. Wir wollen das 
erreichte Rentenniveau und die Funktion der Rente 
als den nach wie vor entscheidenden Bestandteil der 
Sicherung des Lebensstandards im Alter auch für die 
Zukunft und für die heute noch erwerbstätigen Alters-
gruppen erhalten. Diese Aufgabe ist nicht leicht, aber 
sie ist lösbar. Sie ist deshalb nicht leicht, weil sich der 
Altersaufbau der Bevölkerung anhaltend verändert 
und weil diese Entwicklung weit in die Zukunft hin-
einwirkt. 

Der Anteil und die Zahl der alten Menschen neh-
men aus zwei Gründen zu: Weil sich die Geburtenrate 
gegenüber den 60er Jahren drastisch vermindert, na-
hezu halbiert hat und weil ferner die Lebenserwar-
tung erheblich gestiegen ist und weiter steigen wird. 
Das wirkt sich im System der dynamischen, an die 
Einkommensentwicklung gekoppelten Rente aus, 
denn dieses System funktioniert nur unter einer be-
stimmten unabänderlichen Voraussetzung: Die Ren-
ten werden immer im wesentlichen von den gerade 
erwerbstätigen Arbeitnehmern bezahlt. Dieses Umla-
gesystem funktioniert relativ reibungslos, wenn sich 
das zahlenmäßige Verhältnis von Rentenbeziehern 
auf der einen Seite und von Beitragszahlern auf der 
anderen Seite gleichbleibend entwickelt. Wenn dage-
gen die Rentenbezieher mehr und die Beitragszahler 
weniger werden, dann muß man sich über das Gleich-
gewicht des Systems Gedanken machen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das heutige Renteniveau konnte seit den 70er Jah-
ren nur mit allmählich steigenden Beitragssätzen auf-
rechterhalten werden. Zwischen 1977 und 1981 wur-
den die Rentenanpassungen zudem mehrfach nach 
unten korrigiert. Davon abgesehen wäre das Renten-
niveau höher, wenn seit 1983 nicht eine Beteiligung 
der Rentner an ihrem Krankenversicherungsbeitrag 
eingeführt worden wäre. Aber ohne diese Beteiligung 
der Rentner an ihrer Krankenversicherung hätten die 
Beitragssätze sogar noch kräftiger steigen müssen, 
oder der Bund hätte diese Ausgaben zusätzlich tragen 
müssen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Richtig, soll er 
doch!) 

Der Bund sah sich dazu aber nicht in der Lage, denn er 
mußte alle Kraft darauf verwenden, seine Neuver-
schuldung zu begrenzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Unruh 
[fraktionslos]: Jäger 90 und anderer 

Quatsch!) 

Wenn die Zahl der Beitragszahler abnimmt und die 
der Rentenbezieher zunimmt, das Rentenniveau aber 
trotzdem erhalten werden soll, so hat das eine zwin-
gende Konsequenz: Für den einzelnen Beitragszahler 
muß sich der Aufwand erhöhen, d. h. der Beitragssatz 
muß steigen. 

Ohne unsere Rentenreform, also unter Beibehal-
tung des geltenden Rechts, würde sich der Beitrags-
satz von heute 18,7 % auf 24,8 % im Jahre 2010 erhö-
hen müssen. Das ist ein Anstieg um 6,1 Prozent-
punkte, d. h. um ein Drittel des heutigen Beitragssat-
zes. Demgegenüber führt unser Reformkonzept bis 
zum Jahre 2010 zu einem Anstieg des Beitragssatzes 
um lediglich 2,7 Prozentpunkte auf 21,4 %. 

Auf der Einnahmenseite beteiligt sich auch der 
Bund an der Aufbringung der zusätzlichen Lasten. 
Nach geltendem Recht würde der Bundeszuschuß, 
den Aufwand für Kindererziehungszeiten eingerech-
net, von heute 18,5 % der Rentenausgaben auf 14,3 % 
im Jahre 2010 absinken. Dieser Rückgang des Bun-
deszuschusses wird als Folge des Reformkonzepts ge-
rade nicht eintreten, sondern der Bundeszuschuß wird 
in den kommenden Jahren angehoben und dann be- 
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ständig bei 19,2 % der Rentenausgaben bleiben, also 
noch etwas höher sein als heute. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Es müßten über 
30 % sein!) 

Das sind für den Bund allein im Jahre 2010 Mehrauf-
wendungen in Höhe von 14,1 Milliarden DM. Ohne 
diesen Zusatzbeitrag des Bundes müßte der Beitrags-
satz im Jahre 2010 um nahezu 1 % zusätzlich angeho-
ben werden. 

Meine Damen und Herren, die Beteiligung des 
Bundes an den höheren Lasten wird durch folgende 
Maßnahmen erreicht. Der Bundeszuschuß wird im 
Jahre 1990 um 0,3 Milliarden DM und 1991 um 
2,3 Milliarden DM erhöht. Hinzu kommen die pau-
schalierten Erstattungen für Kindererziehungszeiten, 
die künftig auf den Bundeszuschuß übertragen wer-
den. Die so erreichte Erhöhung des Bundeszuschusses 
um insgesamt 7,4 Milliarden DM führt in Verbindung 
mit dem geänderten günstigen Fortschreibungsmo-
dus zu dem aufgezeigten vorteilhaften Ergebnis für 
die Rentenversicherung. Der Bundeszuschuß wird 
nämlich künftig nicht mehr allein entsprechend dem 
Anstieg der Bruttoverdienste fortgeschrieben, son-
dern zusätzlich entsprechend der Entwicklung des 
Beitragssatzes in der Rentenversicherung. Der Bun-
deszuschuß wächst damit künftig, und zwar ausge-
hend von dem kräftig erhöhten Niveau, in demselben 
Verhältnis, wie der Beitragssatz steigt. Damit ist ge-
währleistet, daß der Bund auf die Dauer an der Über-
nahme der zusätzlichen Lasten beteiligt ist, die sich 
aus der Veränderung des Altersaufbaus für die Ren-
tenversicherung, also für Beitragszahler und Rentner, 
ergeben. 

Die Bemessung des Bundeszuschusses stellt das 
Äußerste dar, was in sehr langen und mit großer Be-
harrlichkeit geführten Verhandlungen mit dem Bun-
desminister der Finanzen erreichbar war. Dabei wird 
ausdrücklich anerkannt, daß es sich zum einen um ein 
gutes Ergebnis für die Rentenversicherung handelt 
und daß zum anderen die finanzpolitische Gesamtver-
antwortung ein wesentlich anderes Ergebnis selbst 
bei anderen politischen Mehrheitsverhältnissen nicht 
zugelassen hätte. Dementsprechend ist bekannt, daß 
die Rentenpolitiker der SPD mit ihren weitergehen-
den Vorstellungen zum Bundeszuschuß — jedenfalls 
bei ihren Finanzpolitikern — keine Unterstützung ge-
funden haben. 

Ein Prozentpunkt Bundeszuschuß entspricht derzeit 
fast 1,7 Milliarden DM. Wer also diesen Zuschuß auf 
25 % erhöht wissen will, muß sich mit der Frage befas-
sen, wie die nach heutigem Stand dann erforderlichen 
Mehraufwendungen von 11 Milliarden DM finanziert 
werden sollen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Jetzt nehmen Sie 
es doch aus der Rentenkasse! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Eine Beruhigungsspritze für 

den Grauen Panther!) 

Vorschläge, wie sie für diese Gelegenheit meist be-
reitgehalten werden, also z. B. den Verteidigungs-
haushalt entsprechend zu kürzen, wie man das immer 
wieder hört, lassen das erkennen, meine Damen und 
Herren, was der Dichter mit „stiller Einfalt" und „ed

-

ler Größe" bezeichnet hat. Im Lichte der Realitäten 
sind solche Forderungen völlig illusionär. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Rentenreform, über 
die wir heute beraten, hat den Sinn und steht unter der 
unweigerlichen Notwendigkeit, die finanziellen Bela-
stungen aller Beteiligten in der Zukunft in einem trag-
baren Rahmen zu halten. Daher ist es nicht sinnvoll 
und auch nicht zu verantworten, die Lasten durch 
Verschiebung in die Zukunft, also durch Verschul-
dung, noch zu erhöhen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Erhöhung des Bundeszuschusses ist trotzdem 
für viele eine Vorstellung, an der sie festhalten möch-
ten. Zur Begründung verweist man darauf, daß die 
Veränderung des Altersaufbaus der Bevölkerung und 
die damit verbundene Zunahme der sogenannten de-
mographischen Last eine Sache der Allgemeinheit 
und damit eines jeden Steuerzahlers sei. Diese Argu-
mentation hat einen zutreffenden Ansatzpunkt. Eben 
deshalb wird der Bundeszuschuß in dem aufgezeigten 
Umfang auch erhöht; aber eine erheblich weiterge-
hende Anhebung, zumal auf die Größenordnung von 
25 % oder mehr, brächte schwerwiegende Gefahren 
mit sich, meine Damen und Herren. Je mehr Finanzie-
rung aus Steuermitteln, desto stärker werden die For-
derungen nach der Umwandlung in eine steuerfinan-
zierte Grundsicherung. Auch aus diesem Grunde 
sprechen sich viele Befürworter von Grund- oder Min-
destsicherungssystemen und einer allgemeinen 
Volksversicherung für drastische Erhöhungen des 
Bundesanteils aus. Auch das muß man wissen, meine 
Damen und Herren. 

Die Rentenreform muß jetzt eingeleitet werden. 
Ihre vollen Auswirkungen wird sie erst in Jahrzehnten 
entfalten, und zwar nicht nur bis zum Jahre 2010, son-
dern auch in den folgenden Jahrzehnten, auch wenn 
der Gesetzentwurf von der Fortführung der Modell-
rechnungen über das Jahr 2010 hinaus abgesehen 
hat, weil wir den falschen Eindruck auf Grund einer 
Prognose über so lange Zeiträume hinweg nicht ent-
stehen lassen wollten. Gleichwohl läßt sich aufzeigen 
— darauf hat auch der Sozialbeirat hingewiesen —, 
daß durch die Reformmaßnahmen der erforderliche 
Beitragssatzanstieg im Vergleich zu unverände rter 
Rechtslage sowohl bis zum Jahre 2010 wie auch bis 
zum Jahre 2030 jeweils mehr als halbiert wird. Ich 
glaube, dies ist ein großer Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es dient der Sache und der Akzeptanz der Reform, 
daß die SPD dieses Gesetz mitträgt. Dem diente es 
aber nicht, wenn hier oder anderswo versucht würde, 
den Eindruck zu erwecken, die sozialen Elemente der 
Reform und damit deren Ausgewogenheit seien erst 
der Opposition zu verdanken. Es wäre nämlich sozial 
viel schonender und verträglicher gewesen, wenn die 
heutige Opposition schon in den späten 70er oder frü-
hen 80er Jahren eine Rentenreform eingeleitet hätte; 
denn dazu bestand nach dem Rentendebakel von 
1976/77 längst Veranlassung. Ich erinnere daran, daß 
die Rentenanpassung 1977 um ein halbes Jahr hinaus-
geschoben wurde und daß auch die folgende Renten-
anpassung mit einem weiteren halben Jahr Verzöge- 
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rung erst zum 1. Januar 1979 erfolgte. Es gab also sei-
nerzeit innerhalb von drei Jahren nur zwei Rentenan-
passungen. Die zweite, nämlich die vom 1. Januar 
1979, wurde zudem unterhalb der allgemeinen Lohn-
zuwächse angesetzt. Dasselbe gilt für 1980 und 1981. 
In dieser Zeit wurden also die Rentenanpassungen 
nach der Kassenlage und nicht nach den Grundsätzen 
der dynamischen, lohnbezogenen Rentenbemessung 
vorgenommen. Damals ist also vieles versäumt wor-
den. Man hätte dort vieles richtig einleiten können, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Scharrenbroich 
[CDU/CSU]: Aber die Zeiten sind Gott sei 
Dank überwunden! — Frau Unruh [fraktions-
los]: Das waren doch schon 25 (i/o weniger!) 

Nach unserem gemeinsamen Reformkonzept wird 
für die Rentenanpassungen ab 1992 folgendes gelten: 
Jährlich zum 1. Juli werden die Renten so angepaßt, 
wie sich im vorausgegangenen Jahr die Nettoentgelte 
entwickelt haben. Dabei wird auf die gleichen statisti-
schen Quellen wie nach der bisher geltenden Brutto-
fortschreibung zurückgegriffen. Durch die so vorge-
nommenen Nettorentenanpassungen wird das Ver-
hältnis der verfügbaren Renten zu den verfügbaren 
Arbeitnehmerverdiensten, also das sogenannte Net-
torentenniveau, stabilisiert. Es werden aber nicht nur 
Belastungsveränderungen bei den Arbeitnehmern 
berücksichtigt, sondern auch die bei den Rentnern, 
beispielsweise durch Veränderungen der Beiträge der 
Rentner zur Krankenversicherung. 

Das Ziel einer gleichgewichtigen Entwicklung von 
verfügbaren Renten und verfügbaren Arbeitnehmer-
verdiensten ist im Grundsatz schon seit längerem all-
gemein akzeptiert. Auch zwischen den Parteien des 
Rentenkonsenses besteht hierüber Einvernehmen. 

Das Rückkoppelungsverhältnis zwischen der An-
passung der Renten und der Entwicklung der verfüg-
baren Arbeitnehmerverdienste sorgt dafür, daß die 
gemeinsame Lastentragung der Versicherten, des 
Bundes und der Rentner begrenzt wird; denn wenn 
Beitragssatzerhöhungen erforderlich werden — und 
dies wird in Zukunft nicht zu vermeiden sein — , be-
wirkt das automatisch eine Dämpfung des Rentenan-
stiegs und einen verstärkten Anstieg des Bundeszu-
schusses. Diese selbstregulierende Verbindung von 
Beitragssatz, Bundeszuschuß und Rentenanpassung 
bewirkt schließlich, daß deren Werte sich künftig Jahr 
für Jahr von selbst ergeben. Daher werden künftig die 
Höhe der Rentenanpassung und der erforderliche Bei-
tragssatz im Rahmen präziser gesetzlicher Vorgaben 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates festgelegt. Die Höhe 
des Bundeszuschusses folgt unmittelbar aus diesen 
Entscheidungen und aus den dafür eigens getroffenen 
Festlegungen im Rentenreformgesetz und wird jähr-
lich durch das Haushaltsgesetz ordentlich festge-
stellt. 

Die Finanzierung der Rentenversicherung ist damit 
auf eine langfristige und gesicherte Basis gestellt. Sie 
wird von kurzfristigen Ad-hoc-Entscheidungen und 
tagespolitischen Einflüssen befreit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auf diese Weise wird das Vertrauen in die Sicherheit 
der Renten und in die gerechte Behandlung aller an 
der Rentenversicherung Beteiligten gestärkt. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Stimmt nicht!) 

Wer diese Entpolitisierung der Rentenversicherung 
kritisiert, was die GRÜNEN mit der Behauptung tun, 
der Gesetzgeber entäußere sich hiermit eines Teils 
seiner Verantwortung, der hat in Wahrheit nicht diese 
Verantwortung im Sinn, sondern es geht ihm genau 
um die Verunsicherung, die wir vermeiden wollen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Frau Unruh [fraktionslos]: Fünf Ge-

nossen haben geklatscht!) 

Die GRÜNEN möchten nämlich weiterhin Jahr für 
Jahr das parlamentarische Forum für die wahrheits-
widrige Behauptung behalten, um die Alterssiche-
rung stehe es schlecht, und Altersarmut sei ein Kenn-
zeichen und das Merkmal dieser Gesellschaft. 

Aber in Wirklichkeit ist ein kennzeichnendes Merk-
mal dieser Gesellschaft, daß ganz bestimmte Teile 
dieser Gesellschaft einen staatlich finanzierten und 
abgesicherten Anspruch auf Altersrente ohne eigene 
Leistung fordern. Und dieses, meine Damen und Her-
ren, lehnen wir ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [fraktionslos]: Haben sie doch 

auch!) 

— Frau Unruh, damit Sie mit Ihren Zwischenrufen 
vielleicht mal etwas zurückhaltender sind, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Nein, bin ich 
heute nicht!) 

will ich aus „Glauben und Leben", Nr. 42, 1989, zitie-
ren, wo ein Pastor Johannes Döring schreibt: 

Der vulgäre Fanatismus der Frau Unruh und der 
ihr hörigen Funktionäre macht jedoch jedes kon-
struktive Gespräch unmöglich und schadet letzt-
lich der Sache der alten Menschen selbst. 

Und das ist der Fall, Frau Unruh. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich komme zu dem vier-
ten Aktionsfeld, das zur Stabilisierung der Rentenfi-
nanzen zur Verfügung steht. Das sind die Vorschriften 
über den Eintritt in den Ruhestand. Es geht um die 
Frage der Lebensarbeitszeit. Dabei ist vor allem eines 
hervorzuheben: Der Begriff „Anhebung der Alters-
grenzen" ist mißverständlich. Man darf darunter nicht 
verstehen, daß nach vollem Inkrafttreten der soge-
nannten Anhebung niemand mehr vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres in Rente gehen könnte. Viel-
mehr können vorgezogene Altersruhegelder auch 
dann noch in Anspruch genommen werden. Das führt 
allerdings für jedes Jahr der vorzeitigen Inanspruch-
nahme zu einer Minderung der Rente um 3,6 %. Wer 
will, kann jedoch auch über das 65. Lebensjahr hinaus 
erwerbstätig bleiben und noch keine Rente beziehen. 
In diesem Fall erhöht sich seine spätere Rente um 6 % 
für jedes hinausgeschobene Jahr. 

Von all dem nicht betroffen ist die Altersgrenze von 
60 Jahren für Berufs- und Erwerbsunfähige, Schwer- 
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behinderte und langjährige unter Tage beschäftigte 
Bergleute. Diese Altersgrenzen können weiterhin 
ohne Abstriche in Anspruch genommen werden. 

Diesem Konzept liegt die unbestreitbare Überle-
gung zugrunde, daß die durchschnittliche Rentenlauf-
zeit den Finanzierungsbedarf der Rentenversiche-
rung erheblich beeinflußt. Die heutige Ausgestaltung 
der Rentenversicherung, also die Möglichkeit, ohne 
jede versicherungstechnische Rücksicht auf die Rente 
bereits mehrere Jahre vor der Regelaltersgrenze die 
Rente zu beziehen, läßt sich auf Dauer nicht mehr 
rechtfertigen. Denn allen Beitragszahlern und allen 
Rentnern zusätzliche Lasten auferlegen und gleich-
zeitig den einzelnen von der finanziellen Verantwor-
tung und zu Lasten der Versichertengemeinschaft ins-
gesamt freizustellen, das ist miteinander nicht zu ver-
einbaren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielmehr muß das Umgekehrte gelten. Wer seine Le-
bensarbeitszeit verlängert und von der Möglichkeit 
eines Rentenbezugs später Gebrauch macht, der trägt 
zur Bewältigung der wachsenden finanziellen Lasten 
für die Alterssicherung durch ein Mehr an Beitrags-
zahlung bei. 

Wir geben also in dem Aktionsfeld Lebensarbeits-
zeit nicht einfach das Stichwort „Heraufsetzung der 
Altersgrenze", sondern im Vordergrund steht das 
Stichwort „Flexibilisierung der Altersgrenzen". Die 
Versicherten erhalten mehr Wahlmöglichkeiten, und 
sie erhalten dabei die neuartige Möglichkeit des Be-
zugs einer Teilrente. Teilrente kann in Höhe von ei-
nem Drittel, der Hälfte oder von zwei Dritteln der sonst 
zustehenden Vollrente bezogen werden. Dabei sind 
die Hinzuverdienstmöglichkeiten entsprechend ab-
gestuft. 

Daß der Gesetzgeber auf dem Sektor der Lebensar-
beitszeit reagieren muß, kann höchstens bestreiten, 
wer die Realitäten nicht wahrhaben will, meine Da-
men und Herren. Zu diesen Realitäten gehört, daß sich 
die Lebensarbeitszeit tendenziell vermindert hat, weil 
der Eintritt in das Erwerbsleben infolge längerer Aus-
bildungszeiten zunehmend hinausgeschoben ist. Eine 
zweite Realität ist die erheblich gestiegene und wei-
terhin steigende Lebenserwartung. Das ist gleichbe-
deutend mit einer längeren Rentenbezugsdauer und 
damit ansteigenden Rentenausgaben. Deshalb muß-
ten auf diesem Feld Änderungen eingeleitet werden, 
auch wenn sich diese Änderungen zunächst noch 
ziemlich geringfügig auswirken. Dabei gehe ich da-
von aus, daß diese Auswirkungen in späteren Jahr-
zehnten stärker als bis zum Jahre 2010 zur Finanzsta-
bilität beitragen werden. Denn nach diesem Zeitpunkt 
wird sich die Veränderung des Altersaufbaus erheb-
lich stärker bemerkbar machen, als das zunächst der 
Fall ist. Sie sehen also, daß wir auch an die Zeit nach 
dem Jahre 2010 gedacht haben. 

Das Instrument der Lebensarbeitszeit hat für die 
Bewältigung der Zukunftsherausforderungen in der 
Rentenversicherung mehr Bedeutung, als man sich 
auf manchen Seiten eingestehen will. Welche Chan-
cen in unserem Flexibilisierungskonzept liegen, wird 
man in vollem Ausmaß erst bei schrumpfendem Er-
werbspersonenpotential und gleichzeitig zunehmen

-

der Rentnergeneration erkennen. Mit diesem Instru-
ment kann sich die Rentenversicherung nämlich sehr 
wirksam selbst helfen, ohne das Einkommensniveau 
von Rentnern und Erwerbstätigen abzusenken. 

Ich komme nun zu dem Teil der Reform, den es 
besonders zu würdigen gilt. Ich meine die familienbe-
zogenen Elemente und dabei an herausragender 
Stelle die Anerkennung und fortschreitende Berück-
sichtigung der Kindererziehung. Ich halte das für evi-
dent: Wenn die Alterssicherung vom Umlagesystem 
abhängt, aber das Potential der Beitragszahler an 
Nachwuchsschwund leidet, muß man hier ansetzen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Man sollte da 
auch ein Umlagesystem machen!) 

Das hat nichts mit Bevölkerungspolitik zu tun, son-
dern mit Vernunft und mit der Verbesserung der so-
zialen Sicherung der Frauen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

die Familienarbeit und Kindererziehung leisten, dafür 
Erwerbsarbeit zeitweilig zurückstellen und dadurch 
Nachteile bei ihrer Alterssicherung erleiden würden, 
wenn wir das nicht ausbügelten. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Und die, die 
beides machen, die beides nicht aufge-

ben?) 

Manche Gruppen in unserer Gesellschaft haben an-
deres im Sinn. Der Gedanke — auch wenn es nicht so 
klar ausgesprochen wird — ist: Die Erwerbsquote der 
Frauen soll gesteigert werden, denn heute liegt sie nur 
bei gut 50 oder 55 %. Dahinter steht das Gesellschafts-
bild: Nur Erwerbstätigkeit führt zur Selbstverwirkli-
chung der Frau. Die Kindererziehung wird dabei aus 
der Familie in die Verantwortung der Gesellschaft 
verlagert. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Und Sie ha-
ben niemanden, der Ihnen die Puschen hin-

terherträgt!) 

Unsere Vorstellung ist das nicht. Wir wissen, daß 
viele Frauen eine ausgeprägte Familienphase anstre-
ben und erst danach das Schwergewicht wieder auf 
eine Berufstätigkeit legen möchten. 

(Zuruf der Abg. Frau Schmidt [Nürnberg] 
[SPD]) 

— Frau Däubler-Gmelin, ich habe gesagt: viele. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ich heiße 
Schmidt!)  

Der Wiedereinstieg in den Beruf ist das Problem, nicht 
die unbedingte Beibehaltung der Erwerbstätigkeit 
während der Phase der Kindererziehung und Famili-
enarbeit. 

Noch eine Bemerkung: Von den Kindern ist bei 
allem Verständnis und aller Sympathie für die berech-
tigten und allzuoft vernachlässigten Belange unserer 
Frauen manchmal sehr wenig oder gar nicht die Rede. 
Im übrigen sind wir der Auffassung, daß die Ehepart-
ner sehr gut selbst entscheiden können, was sie wol-
len. Sie brauchen keinen Vormund. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Aus diesen Gründen wollen wir die rentenrechtli-
che Anerkennung der Kindererziehung erweitern. 
Rentensplitting, Beitragssplitting — das sind Irrwege. 
Sie laufen darauf hinaus, die Folgen der Eheschei-
dung von vornherein zum Regelfall zu machen. Eine 
Ehescheidung und ihre rentenmäßigen Folgen führen 
bei Normalverdienern meistens zu zwei Sozialhilfefäl-
len. Das kann kein Modell für eine Reform der Alters-
sicherung sein. Wer dennoch dafür eintritt, meine Da-
men und Herren, hat entweder keine Ahnung oder 
anderes im Sinn, nämlich die Grundrente. 

Unser Konzept ist demgegenüber die Familien-
rente. Sie setzt sich zusammen aus der Rente des 
Mannes und der Rente der Frau, die einen wesentli-
chen Bestandteil aus Zeiten der Kindererziehung hat. 
Kein anderes Konzept ist realisierbar. Die Teilhabe-
rente als einzige überhaupt ernsthafte Alternative war 
nicht machbar. Das mußten alle verantwortlichen 
politischen Kräfte in den Jahren 1984 und 1985 erken-
nen. Deshalb hat die Koalition das Hinterbliebenen-
renten- und Erziehungszeitengesetz seinerzeit be-
schlossen. 

Diese vorbereitende Reform, mit der ein Auftrag des 
Bundesverfassungsgerichts zur Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen in der Rentenversicherung 
erfüllt wurde, ist eine ganz wesentliche Grundlage der 
jetzt beratenen Rentenreform 1992. Unser Alterssi-
cherungssystem funktioniert nicht durch mehr oder 
weniger beständige oder unbeständige und unver-
bindliche Lebensgemeinschaften. Die Institution der 
Familie ist mitnichten überholt. Im Gegenteil, wenn 
es auch in Zukunft eine verläßliche Alterssicherung 
geben soll, dann ist das nicht durch Förderung der 
Aussteigermentalität zu erreichen und genausowenig 
durch Förderung der Lebensgemeinschaft auf Zeit. In 
diesen Lebensformen will niemand dauerhafte Ver-
antwortung für den anderen übernehmen, schon gar 
nicht für den Zeitraum von Generationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [fraktionslos]: Jede dritte Ehe 
wird geschieden! — Frau Limbach [CDU/ 
CSU]: Das ist doch gerade nicht erfreulich! — 
Frau Unruh [fraktionslos]: Dann müßt ihr 

eine andere Familienpolitik machen!) 

Deshalb, meine Damen und Herren, liegt die Zu-
kunft der Rentenversicherung auch ganz entschei-
dend in ihrem familienpolitischen Ausbau. Wenn die-
ses Gesetz heute verabschiedet wird — darüber gibt 
es sicher keinen Zweifel —, kann in der Öffentlichkeit 
der Eindruck entstehen — möglicherweise ist er be-
reits entstanden —, daß die Bedeutung dieses Geset-
zes nicht so groß ist; dieses deshalb, weil es über die 
ganzen Monate hinweg kein großes Getöse in der 
Öffentlichkeit und auch keine veröffentlichten Mei-
nungen gegeben hat. — Genau das Gegenteil ist aber 
der Fall. Die Bedeutung des Gesetzes und die Trag-
weite der Entscheidungen waren Grundlage des Kon-
sens zwischen CDU/CSU, FDP und SPD sowie der 
Bundesregierung. Dazu gehörte auch die Überein-
stimmung der Beteiligten, die schwierigen Arbeiten 
nicht durch verzichtbare Pressearbeit zu belasten. 
Dies hat funktioniert. Ich stelle dies mit Genugtuung 
fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielleicht ist gerade wegen des Fehlens der sonst übli-
chen Begleitung durch Veröffentlichungen unter-
schiedlicher Art ein so gutes Gesetz herausgekom-
men. 

Ich gehe soweit, daß dieses nach 1957 der zweite 
historische Tag für die deutsche Rentenversicherung 
ist. Nach langer Beratungszeit bedanke ich mich bei 
den Vertretern der am Konsens beteiligten Fraktio-
nen, beim Ausschußbüro und seinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

bei der Bundesregierung und hier besonders beim 
Bundesarbeitsminister mit seiner hervorragenden 
Mannschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich darf mich heute im Plenum ausnahmsweise 
auch einmal bei meinen eigenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich danke auch herzlich für die gute Zuarbeit und 
Dialogbereitschaft vieler Fachleute, besonders der 
Rentenversicherungsträger. Ich tue das für meine 
Fraktion, aber ausdrücklich auch ganz persönlich. Sie 
alle haben dazu beigetragen, daß wir eine neue Ren-
tensicherheit für Jahrzehnte beschließen und ein Ge-
setz verabschieden, das von hohem Rang und großer 
sozialpolitischer Bedeutung für unsere Bürger ist. 
Deshalb wird unsere Fraktion diesem Gesetz mit 
Freude zustimmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Abgeordnete Frau 
Unruh hat das Wort zu einer persönlichen Erklärung 
nach § 30 unserer Geschäftsordnung. 

Frau Unruh, es geht nur um eine persönliche Erklä-
rung, um eine direkte Erwiderung, nicht darum, eine 
Aussage in der Sache zu machen. 

Frau Unruh (fraktionslos): Frau Präsidentin! Haben 
Sie keine Befürchtungen, daß ich diese Worterteilung 
ausnutzen werde. 

Ich habe nicht einmal mehr den Text im Kopf, aber 
ich weiß, daß, angezettelt von einem 30jährigen Pfar-
rer, eine Verleumdungskampagne gegen Graue Pan-
ther und Trude Unruh läuft. Ich habe die Evangelische 
Landeskirche eingeschaltet. Einmal war zuständig 
Rheinland, dann war Rheinland wieder nicht zustän-
dig. Jetzt ist die Evangelische Landeskirche Westfalen 
mit Sitz in Bielefeld zuständig. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Immer diese Kom-
petenzkonflikte!) 

Eins ist für mich wichtig zu wissen: Wenn es aus 
dem kirchlichen Glauben heraus ein Stück Gerechtig-
keit gibt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat er doch prak-
tiziert der Mann! — Feilcke [CDU/CSU]: 

Aber recht hat er doch?) 
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mein Herr — ich hoffe nicht, daß ich die Staatsanwalt-
schaft einschalten muß —, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh! — Die wird 
sich freuen!) 

dann, verehrte Volksvertreter und Volksvertreterin-
nen, werden Sie im christlichen Grundwert eine an-
dere Politik machen. 

(Günther [CDU/CSU]: Trotzdem hatte der 
Mann recht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Dreßler. 

Dreßler (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Heute bringt die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion zusammen mit CDU/CSU und FDP 
ein Projekt zum Abschluß, das wohl mit Recht als 
außergewöhnlich, ja einmalig in der Parlamentsge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland gelten 
kann. Ausgehend von sehr unterschiedlichen Positio-
nen haben wir uns in der Frage der finanziellen Siche-
rung der Renten, über die in den vergangenen 15 Jah-
ren oft erbittert gestritten wurde, auf ein gemeinsames 
Konzept geeinigt. 

Ein solcher Regierung, Parteien und Opposition 
übergreifender Konsens kann in einer auf Parteien-
konkurrenz angelegten Demokratie nicht die Regel 
sein. Er muß eine Ausnahme bleiben; eine Ausnahme, 
die vor allem deshalb geboten ist, weil es sich bei der 
Rentenreform um die Regelung eines der Grundtatbe-
stände des Sozialstaates handelt. Wozu es führt, wenn 
diese Grundbausteine in Konfrontation behandelt 
werden, beweist schlagend die sogenannte Gesund-
heitsreform. Dieses Drama durfte sich bei den Renten 
nicht wiederholen. Insoweit hat der Konsens auch Si-
gnalwirkung für die politische Kultur. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Schar

-

renbroich [CDU/CSU]) 
Gerade die zurückliegenden eineinhalb Jahr-

zehnte, Herr Scharrenbroich, in denen die Rentenver-
sicherung, von kurzen stabilen Phasen abgesehen, 
ständig im Gerede, ständig Gegenstand von hekti-
schen Reparaturversuchen und Munition in Wahl-
kämpfen gewesen ist, haben gezeigt, daß die partei-
politischen Polarisierungen oft vorausschauende Re-
formen und solide Problemlösungen unmöglich ge-
macht haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Beide Seiten, Regierung und Opposition — gleich 
welcher Couleur — , haben sich das Rententhema so 
heftig um die Ohren geschlagen, daß sie meistens zu 
nicht mehr in der Lage waren, als die Lösung der lang-
fristigen Probleme zu vertagen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
kurzfristig Löcher zu stopfen und Milliardenbeträge 
hin und her zu schieben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Leider 

wahr!) 
Die Folge war, daß unabhängig von der jeweiligen 
politischen Mehrheit nicht weniger als neun Konsoli

-

dierungsgesetze innerhalb von 13 Jahren beschlossen 
worden sind. 

Mit dem jetzt vorgelegten gemeinsamen Gesetz von 
SPD, CDU/CSU und FDP soll die 15jährige Turbu-
lenzphase der Rentenversicherung abgeschlossen 
werden. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE] : Das heißt, es 
wird sich in den nächsten 20 Jahren nichts 

mehr tun, oder wie?) 

Es wird — so hoffen wir — künftig keine Notwendig-
keit mehr bestehen, von Fall zu Fall mehr oder weni-
ger willkürlich in das Rentenrecht einzugreifen und 
mit immer neuen Finanztransaktionen für die Zah-
lungsfähigkeit zu sorgen. 

Mit diesem Gesetz treffen wir vielmehr eine ord-
nungspolitische Grundsatzentscheidung über die an-
gemessene und sozial ausgewogene Verteilung der 
künftigen Belastungen auf Rentner, Beitragszahler 
und Staat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Auf der Basis dieser Grundsatzentscheidung schaf-
fen wir einen automatischen Regelmechanismus, der 
die Rentenversicherung künftig steuern wird und für 
die nächsten zwei Jahrzehnte Korrekturen durch den 
Gesetzgeber überflüssig machen soll. Wir schaffen die 
gesetzlichen Grundlagen, meine Damen und Herren, 
für einen Regelmechanismus zur sozial ausgewoge-
nen Lastenverteilung. Ob er in der politischen Praxis 
funktionieren wird, hängt davon ab, inwieweit die an 
diesem Reformgesetz beteiligten Parteien der Versu-
chung widerstehen werden, das Erreichte wieder zu 
zerreden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die Reform, die jetzt beschlossen wird, hält so lange 
und schafft so lange Sicherheit, wie der politische 
Konsens in den Eckwerten bestehenbleibt. 

Das heute zur Verabschiedung anstehende Renten-
reformgesetz trägt in wesentlichen Teilen sozialde-
mokratische Handsch rift. 

Erstens. Der Grundgedanke des Ganzen, die ausge-
wogene Lastenverteilung auf Rentner, Beitragszahler 
und Staat, ist zuerst von Sozialdemokraten entwickelt 
und jetzt im Gesetz verankert worden. 

Zweitens. Das Konzept des automatischen Regel-
mechanismus wurde von Sozialdemokraten entwik-
kelt. Der heutige Vorsitzende des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung, der Kollege Jürgen Egert, 
hat es erstmals im Dezember 1980 öffentlich vorge-
stellt. 

Drittens. Die neue Rentenformel, die sowohl die all-
gemeine Komponente der Neufestsetzung der Rente 
als auch die Anpassung der Bestandsrenten an die 
Entwicklung der Nettolöhne bindet und auf diese 
Weise die Teilhabe der Rentner an der wirtschaftli-
chen Entwicklung mit ihrer Teilhabe am demographi-
schen Risiko kombiniert, entspricht dem Gesetzent-
wurf, den die SPD-Fraktion bereits im Jahre 1984 im 
Deutschen Bundestag eingebracht hat. Das gilt übri-
gens auch für die beiden vorher genannten Punkte. 
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Viertens. Auf unser Drängen ist die Beteiligung des 
Bundes an der wachsenden Alterslast wesentlich ver-
bessert worden. Die neue Bundeszuschußformel ent-
spricht haargenau der aus dem SPD-Gesetzentwurf 
von 1984. 

Fünftens. Die SPD-Forderung einer Rente nach 
Mindesteinkommen ist zwar nicht zur Dauerlösung 
ausgebaut, aber doch auf alle Beitragszeiten bis zum 
31. Dezember 1991 verlängert worden. Damit werden 
auf jeden Fall bis etwa zur Jahrtausendwende ent-
sprechend sozialdemokratischen Zielvorstellungen 
die nachteiligen Folgen niedriger Arbeitslöhne auf die 
Renten ausgeglichen. 

Sechstens. Ein Fortschritt ist es auch, daß die Ren-
tenversicherungsbeiträge der Bundesanstalt für Ar-
beit spürbar erhöht werden. Die Rentenversicherung 
wird dadurch wesentlich unabhängiger von den Risi-
ken der Arbeitsmarktentwicklung. Das gilt auch, ob-
wohl wir die Beitragsbemessung entsprechend dem 
vollen Bruttolohn nicht durchsetzen konnten, und das 
gilt auch, obwohl wir gewisse Rentenverschlechterun-
gen für Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
hilfe und Krankengeld hinnehmen mußten. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das wollen Sie 
aber doch ändern!) 

Aus unserer Sicht ist dies ein wirklich schmerzliches 
Zugeständnis. 

Siebtens. Ein ganz wesentliches Verhandlungser-
gebnis, das unsere Zustimmung möglich machte, ist 
das Hinausschieben des Beginns der Erhöhung der 
Altersgrenzen von 1995 auf 2001, also um sechs Jahre, 
und das Hinausschieben der Wirksamkeit der Lebens-
arbeitszeitgrenze von 65 Jahren von 1998 auf 2006, 
also um acht Jahre. Damit sind, soweit es heute vor-
hersehbar ist, schädliche Folgen für den Arbeitsmarkt 
auszuschließen. 

Dazu zählt aber auch, daß die SPD-Forderungen für 
Schwerbehinderte und Untertagebeschäftigte im 
Bergbau, die Altersgrenze von 60 Jahren zu halten, 
erfolgreich waren. 

Sollte es notwendig sein, wird darüber hinaus der 
ab 1997 gesetzlich vorgeschriebene Bericht jeder am-
tierenden Bundesregierung, gleich welcher Partei, 
über die Arbeitsmarktwirkungen die Grundlage für 
die jährliche Überprüfung dieser Entscheidung sein. 

Achtens. Mit dem Einstieg in die Harmonisierung 
der Alterssicherungssysteme, den es zusammen mit 
dem Rentenreformgesetz geben wird, hat die SPD ei-
nen strategischen Durchbruch erzielt. Zum erstenmal 
hat die Erkenntnis, daß die demographische Entwick-
lung und die wachsende Alterslast nicht nur ein Pro-
blem der gewerblichen Arbeitnehmer und Angestell-
ten der Privatwirtschaft sind, 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Sie reden 
auch von der Alterslast? — Frau Unruh [frak

-

tionslos]: Alterslast? Sie sind der Alte von 
morgen!) 

zu gesetzgeberischen Konsequenzen geführt. Indem 
wir nun auch die Beamtenversorgung einschließlich 
der Ministerversorgung und die Abgeordnetenversor

-

gung in die Konsolidierung einbeziehen, tun wir ei-
nen ersten entscheidenden Schritt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Frau Unruh [fraktionslos]: Ihr seid 

die Last!) 

Meine Damen und Herren, die SPD-Bundestags-
fraktion findet im Rentenkompromiß viele ihrer eige-
nen Positionen wieder. Sie wird die Eckwerte des 
Gesetzespaketes, das heute beschlossen wird, auch 
künftig als Ausgangsbasis sozialdemokratischer Al-
terssicherungspolitik betrachten. Wer für langfristige 
Verläßlichkeit unseres Rentensystems eintritt, muß 
populistischen Versuchungen widerstehen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und der CDU/CSU) 

Niemand sollte sich in den kommenden Wahlkämpfen 
zu leichtfertigen Versprechen hinreißen lassen 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und der CDU/CSU) 

und die, gemessen an den jeweils eigenen Vorstellun-
gen, weniger erfreulichen Teile aus dem Gesetz her-
ausbrechen, 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

um auf diese Weise das Reformpaket wieder auf-
schnüren zu wollen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das macht ihr 
doch!) 

Ich kann davor nur warnen, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Der Rentenreformgesetzentwurf der Fraktionen von 
CDU/CSU, SPD und FDP beruht auf einer Hochrech-
nung der langfristigen demographischen Entwick-
lung und der Finanzierungslasten, die sich daraus für 
die Alterssicherungssysteme ergeben. Die grundsätz-
liche Einschätzung des Konsolidierungsbedarfs und 
des Konsolidierungsvolumens hat sich seit der Ein-
bringung des gemeinsamen Gesetzentwurfes nicht 
geändert, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und zwar trotz guter Konjunkturlage und trotz leichter 
Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Es wäre überhaupt völlig unsinnig, die auf Jahrzehnte 
angelegten Kalkulationen, die den rentenpolitischen 
Entscheidungen zugrunde liegen müssen, jeweils 
nach der augenblicklichen wirtschafts-, finanz- und 
arbeitsmarktpolitischen Stimmungslage zu wechseln 
wie das Hemd. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Auch die Zuwanderung von Aus- und Übersiedlern 
gibt keinen Anlaß, von den Maßnahmen, die heute 
beschlossen werden sollen, abzurücken. 

(Frau Steinhauer [SPD]: So ist das!) 

Welches zahlenmäßige Ausmaß die Zuwanderung ha-
ben wird, kann niemand wissen. Aber selbst wenn sie 
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anhalten sollte, wäre doch die finanzielle Entlastung, 
gemessen an der demographischen Alterslast, die wir 
zu bewältigen haben, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Schluß mit „Al

-

terslast" !) 
von untergeordneter Bedeutung. Sehr langfristig, 
wenn nämlich die jungen Aus- und Übersiedler, die 
heute zu uns kommen, selbst im Rentenalter sein wer-
den, kehrt sich der Entlastungseffekt sogar in eine 
Mehrbelastung um. 

Aus diesen Gründen sind auch die Rechenübungen 
der GRÜNEN, mit denen die angebliche Verzichtbar-
keit der Rentenreform nachgewiesen werden soll, 
blanker Unsinn, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Hoss [GRÜNE]: Aufschieben, nicht 

verzichten! Und eine bessere machen!) 
Wie unse riös die GRÜNEN ans Werk gehen, zeigt fol-
gendes Beispiel. In ihrem Entschließungsantrag zur 
dritten Lesung sprechen sie davon, daß nach Rech-
nung des Instituts der deutschen Wirtschaft im Zeit-
raum von 2001 bis 2005 Entlastungen von 19 bis 
33 Milliarden DM durch Aussiedler erwartet werden. 
Dabei wird verschwiegen, daß es nicht jährlich um 
den Betrag von 19 bis 33 Milliarden geht, sondern daß 
diese Zahlen die über fünf Jahre aufsummierte Entla-
stung darstellen. Aber selbst wenn man mit aufsum-
mierten Zahlen rechnet, ohne das kenntlich zu ma-
chen, kann man das relative Gewicht der Entlastung 
nur dann richtig einschätzen, wenn man es mit den 
Ausgaben der Rentenversicherung vergleicht. Unter 
der Voraussetzung, daß die Rentenreform wie vorge-
sehen verwirklicht wird, summieren sich aber die 
Ausgaben der Rentenkassen von 2001 bis 2005 nach 
den jetzt vorliegenden Modellrechnungen auf sage 
und schreibe 1,7 Billionen oder 1 700 Milliarden 
DM. 

(Abg. Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Eine Sekunde, Frau Kollegin. — Die maximal 33 
Milliarden DM Entlastung, die Frau Beck-Oberdorf 
und Herrn Hoss veranlaßt haben, ihr Szenario zu ent-
wickeln, stehen dazu im Verhältnis von einem Bruch-
teil; es sind noch nicht einmal 0,2 % der Rentenausga-
ben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Rechnen muß man kön

-

nen!) 
Frau Kollegin, ich finde es kläglich, daß sich die GRÜ-
NEN mit einem derart manipulativen Gebrauch von 
Zahlen und Fakten um eine wirkliche Entscheidung, 
die hier heute ansteht, herumdrücken wollen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Dreßler, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Beck-Ober-
dorf? 

Dreßler (SPD): Bitte. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Kollege Dreß-
ler, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es 

nicht darum ging, die Rentenreform jetzt wie das 
Hemd zu wechseln, sondern daß wir lediglich gesagt 
haben: Diese Zahlen geben Zeit zu Aufschub, noch 
einmal neu nachzudenken, sich an wirkliche Struktur-
reformen heranzuwagen und nicht nur eine Finanzre-
form zu machen wie die, die jetzt vorgelegt worden 
ist? 

Dreßler (SPD): Frau Kollegin, vielleicht könnten 
sich die GRÜNEN einmal davon überzeugen, daß 
nach dem letzten Rentenanpassungsbericht von 1988 
allein bis zum Jahre 2002 selbst bei sehr optimisti-
schen Beschäftigungsannahmen 345 Milliarden DM 
in den Rentenkassen fehlen werden, daß angesichts 
dieser Summe ein Plus von 2 oder auch 4 Milliarden 
DM bei den Beitragseinnahmen beispielsweise von 
1989 gegenüber früheren Schätzungen noch nicht 
einmal den Tropfen auf den heißen Stein bedeuten 
würde 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Dann macht doch 
dafür einen Bundeszuschuß!) 

und daß die Zahlen des Instituts der deutschen Wirt-
schaft, die ich Ihnen gerade auseinandergelegt habe, 
genau das gleiche bedeuten: nicht einmal den Trop-
fen auf den heißen Stein, 0,2 % der Rentenausgaben, 
Frau Kollegin. Bei dieser abzusehenden defizitären 
Lage den Mut zu haben, dem Bundestag vorzuschla-
gen, das Gesetz auszusetzen und damit die Zahlungs-
unfähigkeit der Rentenversicherung in Kauf zu neh-
men, ist, muß ich Ihnen sagen, schon ein verdammt 
starkes Stück. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Frau Unruh [fraktionslos]: Auch die 

SPD ist ein starkes Stück!) 
Ich will noch etwas hinzufügen: 1972 ist es in der 

Rentenpolitik schon einmal passiert, daß man sich an 
papiernen Milliarden berauschte und sich zu Ent-
scheidungen verleiten ließ, deren finanzielle Folgen 
später nicht mehr beherrschbar waren. Die SPD hat 
aus dieser Erfahrung Lehren gezogen. Wenn die 
GRÜNEN diesen Fehler sehenden Auges wiederho-
len möchten, ist das natürlich ihre Sache. Aber viel-
leicht befassen sich die Kolleginnen und Kollegen der 
GRÜNEN wenigstens einmal intensiv mit den Zahlen 
sowie mit den Unsicherheiten und Risiken, die in sol-
chen Schätzungen liegen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Jeder muß sich einmal 
seine Finger verbrennen!) 

Dann müßte es Ihnen doch eigentlich dämmern, daß 
man eine momentan bessere Konjunkturlage und ge-
genwärtige Aus- und Übersiedlerzahlen nicht einfach 
auf 20 Jahre in die Zukunft fortrechnen und darauf 
rentenpolitische Grundsatzentscheidungen aufbauen 
kann. Frau Kollegin Beck-Oberdorf, das ist nicht nur 
unsolide, sondern das ist auch verantwortungslos. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Gestatten Sie eine 
zweite Zwischenfrage? 

Dreßler (SPD): Ja. 
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Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Kollege Dreß-
ler, sind Sie bereit, hinzunehmen, daß wir uns vor 
allen Dingen mit den Zahlen von  Altersarmut be-
schäftigt haben und daß uns diese Zahlen dazu veran-
laßt haben, zu sagen: Halt, stop, so darf nicht weiter-
gemacht werden; wir brauchen eine Rentenreform, 
die vor allen Dingen der Altersarmut zu Leibe rückt? 
Das wäre das Wichtige gewesen. 

Dreßler (SPD): Frau Kollegin Beck-Oberdorf, es ist 
gut, daß sich die Fraktion der GRÜNEN mit der beste-
henden Altersarmut in der Bundesrepublik auseinan-
dersetzt. Das macht auch die SPD-Fraktion. Sie wis-
sen, daß wir das Konzept der sozialen Grundsicherung 
haben. Es war in den Verhandlungen nicht zu errei-
chen, dieses eigenständige Konzept mit in das Re-
formwerk zu übernehmen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Damit machen 
Sie dann Wahlkampf!) 

Darum wird die SPD-Fraktion weiterhin für dieses 
Konzept werben und, wenn wir entsprechende Mehr-
heiten haben, es auch verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie sind herzlich eingeladen, daran mitzuwirken. 

Meine Damen und Herren, im letzten Heft der Fach-
zeitschrift des Verbandes deutscher Rentenversiche-
rungsträger haben Mathematiker der Rentenversi-
cherung detaillierte Berechnungen über die Auswir-
kungen der Aussiedlerzahlen veröffentlicht. Das soll-
ten sich auch die GRÜNEN einmal informativ zu Ge-
müte führen. Auf Grund der dortigen Zahlen hätten 
Sie nämlich die Chance gehabt, zu begreifen, daß 
selbst eine Zuwanderung von 3,55 Millionen Aussied-
lern bis zum Jahre 2010 nur eine Entlastung von 0,8 
des Ausgabenvolumens der Rentenversicherung er-
geben würde. Nach den demographischen Berech-
nungen des Verbandes deutscher Rentenversiche-
rungsträger müssen heute 100 Beitragszahler rund 
57 Renten finanzieren. Im Jahre 2030 werden es zwei-
einhalbmal so viele, nämlich 143 sein, und zwar ohne 
Aussiedlerzuwanderung. 

(Frau Unruh [fraktionslos] : Dann bist du die 
Alterslast!)  

Berücksichtigt man den Aussiedlerzuzug, dann sinkt 
die Zahl der von 100 Beitragszahlern zu finanzieren-
den Rentner lediglich von 143 auf 140. Soll das denn 
wirklich die Lösung sein? Nein, die Aussiedler taugen 
nicht als Ausrede dafür, die Rentenreform aus wel-
chen Gründen auch immer nicht zu wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Auch die Planungsgrundlagen, die für das vorlie-
gende Gesetz maßgeblich waren, geben keinen Anlaß 
zu einer Revision. Deswegen werden wir die Grund-
daten des Konsolidierungskonzeptes, auch diejeni-
gen, die die Beteiligung des Bundes betreffen, beibe-
halten. 

Die Frage der Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
hat in der öffentlichen Diskussion dabei eine beson-
dere Rolle gespielt. Für die SPD-Bundestagsfraktion 
ist die Entscheidung sehr, sehr schwierig gewesen. 
Wir haben zwar keinen Zweifel daran gelassen, daß 
die Erhöhung der Altersgrenzen langfristig aus demo-

graphischen und finanziellen Gründen unausweich-
lich ist — das entspricht auch dem Beschluß unseres 
Bundesparteitages von Münster aus dem Jahre 
1988 —; aber wegen der auf längere Sicht ungewissen 
Auswirkungen auf die noch immer hohe Arbeitslosig-
keit hätte die SPD derzeit noch auf eine gesetzliche 
Regelung verzichtet. 

Uns ist es aber gelungen, die Erhöhung der Alters-
grenzen beträchtlich zu verschieben und ab dem 
Jahre 1997 den bereits von mir erwähnten Überprü-
fungsmechanismus zu vereinbaren. Jeder muß wis-
sen: Erst die Überprüfungsklausel, verbunden mit der 
Verschiebung der Lebensarbeitszeitverlängerung für 
acht Lebensjahrgänge — das bet rifft ca. eine Million 
Männer und Frauen — , hat es vielen Mitgliedern der 
SPD-Bundestagsfraktion überhaupt erst möglich ge-
macht, dem Rentenreformgesetz zuzustimmen. 

Wir werden diese Entscheidungen sorgfältig über-
prüfen, und zwar genau zu dem Zeitpunkt und unter 
genau den Kriterien, die im Gesetz festgelegt sind, 
d. h. ab dem Jahre 1997 an Hand des Berichtes jeder 
Bundesregierung über die finanz- und arbeitsmarkt-
politischen Auswirkungen der beabsichtigten höhe-
ren Altersgrenzen im nächsten Jahrtausend. 

Nur wenn die an diesem Rentenkonzept beteiligten 
Parteien auch in Zukunft Beständigkeit und Verläß-
lichkeit beweisen, hat die ganze Mühe, der wir uns 
unterzogen haben, überhaupt einen Sinn gehabt. Die 
SPD wird es daran nicht fehlen lassen und erwartet 
das gleiche auch von den anderen beteiligten Fraktio-
nen. Jeder muß sich vor Augen führen: Wer Teile in 
Frage stellt, gefährdet das Ganze. Wer an seine eigene 
spezielle Klientel Wahlgeschenke verteilen möchte, 
der sollte sich nicht der Illusion hingeben und meinen, 
er könne das Thema Renten- und Beamtenversorgung 
aus den kommenden Wahlkämpfen heraushalten. 

Diese eindringliche Mahnung kann allerdings auch 
nicht bedeuten, daß auf dem Gebiet der Alterssiche-
rung zukünftig Stillstand der Gesetzgebung eintreten 
wird. Das heute zu verabschiedende Rentenreform-
vorhaben ist ein wichtiges Gesetz, aber es erledigt 
nicht alle Probleme. Was nunmehr geregelt wurde, 
soll nach unserer Auffassung möglichst lange Bestand 
haben. Was noch nicht geregelt wurde, ist Aufgabe für 
die Rentenpolitik der 90er Jahre. Dazu will ich einige 
Akzente setzen: 

Erstens. Gegenüber den an diesem Gesetz mit uns 
beteiligten Parteien CDU/CSU und FDP haben wir nie 
Zweifel daran gelassen, daß mit der jetzt gefundenen 
Gemeinsamkeit für die SPD weder die soziale Grund-
sicherung noch der Wertschöpfungsbeitrag erledigt 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil: Das ausdrückliche Festhalten an diesen 
beiden Forderungen, über die keine Übereinstim-
mung zu erzielen war, ist für uns gleichsam Geschäfts-
grundlage. Nur auf deren Basis konnten wir dem Ge-
samtpaket unsere Zustimmung geben. Unser Bemü-
hen, in den 90er Jahren diese beiden Projekten umzu-
setzen, ist keine Abkehr vom Konsens, sondern des-
sen Vervollständigung. Ein gleiches gilt auch für die 
umfassende Sozialversicherungspflicht aller Er- 
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werbstätigen und für die weitgehende Abschaffung 
der Geringfügigkeitsgrenze. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Punkt. Keiner der Fachleute bestreitet, daß 
das Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrecht in den 
90er Jahren neu geordnet werden muß. Nach unserer 
Auffassung müssen dabei die Überlegungen über das 
Rentenrecht im engeren Sinne hinausgehen und den 
gesamten Komplex der Rehabilitation und der Be-
kämpfung der Frühinvalidität umfassen. 

Mit der Verlängerung der Lebensarbeitszeit in 
16 Jahren haben wir zugleich die sozialpolitische Ver-
pflichtung übernommen, zukünftig auch zu verhin-
dern, daß die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
von den Belastungen des längeren Arbeitslebens 
überfordert werden. Hier sind erhebliche Anstren-
gungen der Politik notwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß dieses Rentenreformgesetz an den Erwerbs-
und Berufsunfähigkeitsrentenregelungen nichts än-
dert, daß Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten 
nach wie vor mit 60 Jahren in eine normale Alters-
rente ohne Abschläge umgewandelt werden, darf 
nicht Veranlassung sein, dieses wichtige Thema wei-
ter unbehandelt zu lassen. 

Aus sozialdemokratischer Sicht haben wir selbst-
verständlich die Forderungen nach Sonderregelun-
gen für Beschäftigte in gesundheitlich besonders be-
lastenden Berufen und Tätigkeiten, z. B. für Schicht-
arbeiter, einzubringen. 

Wir werden auch Überlegungen zur Neuordnung 
der Rehabilitation und der Entschädigung der Opfer 
von Straßenverkehrsunfällen in die Reformdiskussion 
einbringen. 

Drittens. Zu den Problemen, die mit dem Rentenre-
formgesetz 1992 nicht gelöst werden konnten, gehö-
ren auch die Alterssicherung der Frauen und die ren-
tenrechtliche Anerkennung der Kindererziehung. Wir 
sind uns in der SPD-Bundestagsfraktion bewußt, daß 
mit der bloß schematischen Ausdehnung der 1986 
gefundenen Erziehungszeitenregelung auf das zweite 
und dritte Jahr für Geburten ab dem 1. Januar 1992 
die berechtigten Erwartungen vieler Frauen noch 
nicht erfüllt worden sind. Nach unserer Auffassung 
kommt es darauf an, die im ersten Anlauf gescheiterte 
Reformdiskussion über die eigenständige Sicherung 
der Frauen aufzugreifen und zum erfolgreichen Ab-
schluß zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

An dieser Stelle möchte ich noch eine Anmerkung 
zum Kindererziehungsjahr machen. Dieses Thema 
hat während der gesamten parlamentarischen Bera-
tung für heftige Auseinandersetzungen und Emotio-
nen gesorgt. Wir bedauern, daß es dabei zu keiner für 
die erwerbstätigen Mütter zufriedenstellenden Lö-
sung gekommen ist. 

(Beifall des Abg. Cronenberg [Arnsberg] 
[FDP]) 

Für die SPD bleiben insofern Wünsche offen, die mit 
dem jetzigen Gesetz nicht erledigt sind. Trotzdem 
wäre es vernünftig, jetzt zunächst eine Denkpause 

einzulegen im Sinne einer Pause für das Denken und 
nicht vom Denken. 

(Heiterkeit) 
Ziel sollte es sein, die Forderungen nach Verbesse-
rung der Erziehungszeitenregelung nicht mehr so iso-
liert wie bisher weiterzuverfolgen, sondern vielmehr 
im konzeptionellen Zusammenhang der eigenständi-
gen Alterssicherung der Frauen, meine Damen und 
Herren. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Dreßler, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Scharren-
broich? — Bitte. 

Scharrenbroich (CDU/CSU) : Herr Kollege Dreßler, 
nachdem Sie sich jetzt so verhement für eine noch 
weitergehende und bessere Lösung in der Frage der 
Erziehungszeiten einsetzen, bitte ich Sie, mir das Ge-
heimnis zu verraten, warum sich die SPD früher nie für 
dieses Thema interessiert hat. 

(Widerspruch bei der SPD) 
1986 gab es zum erstenmal ein Erziehungsjahr im 
Rentenrecht. 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Scharrenbroich, Sie 
verfolgen nicht aufmerksam genug — das mache ich 
Ihnen ja gar nicht zum Vorwurf — die programmati-
sche Entwicklung der SPD. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Er meint die Rea-
lität der Umsetzung in der Gesetzgebung!) 

Der Protest der Mitglieder meiner Fraktion hat Sie ja 
bereits wissen lassen, daß das einer der entscheiden-
den programmatischen Punkte in SPD-Debatten und 
-Konzeptionen seit vielen, vielen Jahren ist, Herr Kol-
lege. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Um die Realität geht es! — Scharren-
broich [CDU/CSU]: Aber nicht zu Ihrer Re

-gierungszeit!) 
Ich will zum Thema Alterssicherung der Frauen 

noch sagen, daß nur im Rahmen einer solchen von mir 
angedeuteten Konzeption, d. h. wenn klar ist, wie die 
Alterssicherung der Frauen künftig aussehen soll und 
welche Funktion die erweiterten Kindererziehungs-
zeiten dabei erfüllen sollen, eine rationale Entschei-
dung möglich ist. Nur auf diese Weise werden wir 
auch der Verantwortung gerecht, die sich angesichts 
der künftigen Alterslast aus den erheblichen finanzi-
ellen Dimensionen der Kindererziehungszeiten er-
gibt. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Tu das Wort „Al-
terslast" weg! Wir sind keine Last! Was soll 

das denn?) 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zum 

Schluß möchte ich noch meinen Dank und meinen 
Respekt gegenüber denjenigen ausdrücken, die in 
dem schwierigen Diskurs über die Rentenreform Part-
ner der SPD-Bundestagsfraktion gewesen sind. Die 
Verhandlungen waren langwierig, oft mühsam und 
hart. In vielen Punkten waren die Meinungsunter-
schiede nicht überbrückbar, aber wir hatten immer 
den Eindruck von Fairneß und von Verläßlichkeit. 
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Gegebene Zusagen und Vereinbarungen sind immer 
eingehalten worden. Niemand hat versucht, das Ge-
genüber zu täuschen. Dafür geht mein Dank an Ar-
beitsminister Blüm, an die Kollegen Günther und See-
hofer der CDU/CSU-Fraktion, an die Kollegen Cro-
nenberg und Hein rich der FDP-Fraktion, an den be-
amteten Staatssekretär Jagoda und nicht zuletzt an 
die Fachleute des Arbeitsministeriums. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zwei 
Jahre harter Arbeit liegen hinter uns, zwei Jahre, die 
viel mehr Engagement abverlangt haben, als man 
normalerweise erwarten darf. Deshalb gilt mein wei-
terer Dank meinen Fraktionskollegen Günther Hey-
enn und Jürgen Egert sowie meinen Mitarbeitern 
Dr. Thomas Ebert, Birgit Gantz-Rathmann und Her-
mann Krauthausen, deren Arbeitspensum wirklich 
außerordentlich war. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, der frühere Generalse-
kretär der Union hat mit Blick auf die SPD einmal die 
Bemerkung gemacht, die Sozialdemokraten seien die 
klassische Oppositionspartei. Das war zwar hämisch 
gemeint, aber wenn Herr Geißler damit auch gemeint 
haben sollte, daß die Kraft der deutschen Sozialdemo-
kratie auch in der Opposition dazu ausreicht, aktiv 
gestaltend auf die Geschicke unserer Republik einzu-
wirken und mitzugestalten, dann hat er recht: Dieser 
Gesetzentwurf hat klare sozialdemokratische Kontu-
ren. 

Ich danke für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit die-
sem Gesetz wird die Rentenversicherung auch mor-
gen und übermorgen leistungsfähig und finanzierbar 
gemacht. Diese vierte größere Rentenreform in den 
letzten 40 Jahren beweist uns: Auch hundert Jahre 
nach ihrer Gründung ist die gesetzliche Rentenversi-
cherung lebens- und anpassungsfähig. Wer von Ih-
nen, liebe Kolleginnen und Kollegen, hätte vor zwei 
Jahren auf den erfolgreichen Abschluß der Konsens-
gespräche wetten wollen? Ich glaube, es sind nicht 
viele hier, die eine solche Wette eingegangen wä-
ren. 

Läßt man die Beratungen Revue passieren, so muß 
man feststellen, daß es zunächst Mißtrauen und Be-
fürchtungen gab und daß viele das Ganze für ein 
zweckloses Unterfangen hielten. Ich verhehle auch 
nicht, daß der Konsens gelegentlich auf Messers 
Schneide stand. Übrigens war der Konsens meines 
Erachtens eher aus parteipolitischen Erwägungen 
heraus gefährdet als aus inhaltlichen. Aber mit sauer-
ländischer Sturheit und einem gehörigen Schuß Opti-
mismus habe ich immer einen Erfolg für möglich, ja, 
für wahrscheinlich gehalten und mich dafür nach- 

drücklich und, wie das Ergebnis zeigt, auch erfolg-
reich eingesetzt, gelegentlich auch — das hat mir be-
sondere Freude gemacht — als liberaler Mittler zwi-
schen Schwarz und Rot. 

Am Ende der Beratungen kann man feststellen, daß 
das alte Sprichwort „Viele Köche verderben den Brei" 
diesmal nicht zutrifft, denn das Gericht der Köche 
Blüm, Dreßler, Heyenn, Günther, Egert, Seehofer, 
Scheu, Heinrich und meiner Wenigkeit ist kein Ren-
teneinheitsbrei. Ich meine, es ist insgesamt etwas Ge-
scheites und Gutes herausgekommen. Ich möchte 
auch die Gelegenheit wahrnehmen, mich ausdrück-
lich dem Dank, den die Kollegen Günther und Dreßler 
soeben ausgesprochen haben, anzuschließen. Ich ver-
hehle auch nicht, daß ich ohne meinen Mitarbeiter, 
Herrn Irlenkaeuser, häufig in einer hoffnungslosen 
Position gewesen wäre. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wir haben die Prinzipien unserer gegliederten Al-
tersversorgung und ihres beitragsfinanzierten Ren-
tensicherungssystems erhalten und gestärkt. Wir ser-
vieren Ihnen heute keine Nouvelle cuisine, sondern 
solide, gute Hausmannskost oder — mit Rücksicht auf 
die GRÜNEN — Hausfrauenkost, also etwas, was die 
Bürger und die Rentenversicherung dringend brau-
chen. Die Verantwortung für das jetzt Angerichtete 
haben wir gemeinsam zu tragen. Keiner hat Grund, 
sich hier herauszustehlen. Hier gilt: mitgehangen, 
mitgefangen. 

Für die Zustimmung der Liberalen sind folgende 
Gründe maßgeblich: 

Erstens. Wir haben die Rentenreform in dieser Le-
gislaturperiode für notwendig gehalten, weil die not-
wendigen Anpassungen an die demographische Ent-
wicklung rechtzeitig erfolgen müssen. Was die Be-
gründung anbelangt, so verweise ich hier auf die Aus-
führungen von Herrn Günther und Herrn Dreßler. Sie 
sind huntertprozentig zutreffend. 

Zweitens. Ein umlagefinanziertes Alterssicherungs-
system kann auf das Vertrauen der Bevölkerung 
nicht verzichten. Nur breite Akzeptanz garantiert das 
Funktionieren. Auch deswegen begrüßen wir aus-
drücklich den Konsens zwischen der Union, den So-
zialdemokraten und uns. Eine Politik des heute Hü 
und morgen Hott gefährdet dieses System. Ich kann 
die kritischen Bemerkungen zu den letzten 15 Jahren, 
die der Kollege Dreßler hier soeben vorgetragen hat, 
nur nachdrücklich unterstreichen. Auch dies war für 
uns ein Grund für den Konsens, aber, meine Damen 
und Herren, auch eine Mahnung für die Zukunft. 

Drittens. Nach den ursprünglichen Berechnungen 
mußten wir befürchten, daß die Mindestreserve von 
einer Monatsausgabe Ende 1991 unterschritten wird. 
Jetzt zeichnet sich möglicherweise ab, daß die 
Schwankungsreserve nicht unterschritten wird, daß 
die Beiträge bis 1995 stabil bleiben werden. Das wä-
ren neun Jahre Beitragsstabilität — 

(Kolb  [CDU/CSU]: Auf hohem Niveau!) 

eine positive Nachricht für Versicherte ebenso wie für 
die Wirtschaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Natürlich hilft dabei auch die gute wirtschaftliche Ent-
wicklung. Und in aller Bescheidenheit sei darauf hin-
gewiesen, daß die Koalition für diese Entwicklung 
auch etwas getan hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Viertens. Wir alle kennen die demographischen 
Perspektiven. Trotz leicht steigender Geburtenzahlen 
und der günstigen Altersstruktur der Aussiedler ha-
ben wir langfristig mit einem verschlechterten Alters-
aufbau zu rechnen. Möglicherweise wird die Bevölke-
rungspyramide auf den Kopf gestellt. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Es müssen ein

-

fach alle eher sterben!) 

Auch hier kann ich, Frau Beck-Oberdorf, Frau Kolle-
gin Unruh, nur nachdrücklich unterstreichen, was der 
Kollege Dreßler Ihnen soeben vorgerechnet hat; we-
gen der Kürze der Zeit verzichte ich darauf. 

Meine Damen und Herren, aber die demographi-
sche Entwicklung allein bestimmt die Entwicklung 
nicht. Es werden auch andere Faktoren von großer 
Bedeutung sein: Erwerbsverhalten, Investitionen, 
Lohnentwicklung, Wachstum, Arbeitszeit sind von 
entscheidender Bedeutung. Damit beantwortet sich 
auch die Frage, warum wir kein Konzept bis zum 
Jahre 2030 oder darüber hinaus vorgelegt haben. Wer 
heute so tut, als könne er für einen Zeitraum von 40 
oder 50 Jahren — das wäre also, Herr Professor Bie-
denkopf, mit dem Zeitraum von der Währungsreform 
bis heute vergleichbar — ein realistisches Konzept 
vorlegen, der muß entweder Hellseher sein oder sich 
morgen oder übermorgen eingestehen, daß er sich 
geirrt hat. Ich meine, dann ist es ehrlicher, jetzt nur für 
einen überschaubaren Zeitraum, also mittelfristig, die 
notwendigen Entscheidungen zu treffen. 

Dabei war darauf zu achten, daß das System so fle-
xibel bleibt, daß unsere Nachfolger — wenn nötig — 
auf sich weiter ändernde ökonomische, demographi-
sche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
rechtzeitig reagieren können. Dazu ist dieses Gesetz, 
wie der Sozialbeirat uns ausdrücklich bestätigt hat, 
eine geeignete Basis. 

Fünftens. Der letzte, aber für mich bedeutsame 
Grund für die Zustimmung ist die Realisierung alter 
liberaler Forderungen. Bei der Vorlage unserer 
32 Thesen zur Alterssicherung 1979 hat mein Vorgän-
ger, Hansheinrich Schmidt (Kempten), geschrieben: 
„Unser Ziel bleibt es, den freiheitlichen Sozialstaat, 
der soziale Sicherheit mit der persönlichen Freiheit 
des Bürgers verbindet, zu festigen." Ich möchte heute 
hinzufügen: und entsprechend den Erfordernissen 
umzubauen. 

Hier einige realisierte Forderungen: angemessene 
Verteilung der Belastung aus der demographischen 
Entwicklung auf Beitragszahler, Steuerzahler und 
Rentner — These 17; nettoähnliche Rentenanpas-
sung — These 19 und 20. Der guten Ordnung halber 
sei auch hier noch einmal daran erinnert, daß mir dies 
damals nicht nur die Schelte des früheren Kollegen 
Glombig und einiger anderer aus der SPD-Fraktion, 
sondern auch des damaligen sozialpolitischen Spre

-

chers der Union, des heutigen Bundesarbeitsmini-
sters, eingetragen hat. So ändern sich die Zeiten! 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Ja, die werden 
sich noch weiter ändern!) 

Doch niemand ist daran gehindert, Frau Kollegin Un-
ruh, klüger zu werden, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Richtig!) 

auch wir nicht. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [fraktionslos]) 

Flexibler Übergang vom Arbeitsleben in den Ruhe-
stand ohne zusätzliche Belastung der Solidargemein-
schaft war die Forderung der These 9, die realisiert 
wurde. Die Einführung von Teilrente bei Teilzeitar-
beit — ebenfalls These 9 — ist realisiert worden. Grö-
ßere Unabhängigkeit der Rentenversicherung von 
konjunkturellen Schwankungen durch Sicherung der 
Parallelität zwischen Beitrags- und späterer Renten-
leistung war eine Forderung von damals, die realisiert 
wurde. 

Dann haben wir gefordert, daß der Rentenversiche-
rung ein erhöhter Bundeszuschuß zur Verfügung 
steht. — Ich hoffe sehr, daß der Finanzminister mir 
nicht dauerhaft böse ist, daß wir hier einen kräftigen 
Schritt weitergekommen sind. 

Wegfall des Fallbeils der Halbbelegung und Aus-
bau der Kindererziehungszeiten auf drei Jahre waren 
in These 26 unserer Forde rungen zu lesen; sie ist rea-
lisiert worden — wohlgemerkt, alles dies Forderungen 
aus dem Jahre 1979. 

(Beifall bei der FDP) 

Zehn Jahre Arbeit, die zum Erfolg geführt haben, und 
wir sind auch ein wenig stolz darauf. 

Meine Damen, meine Herren, rechnet man die im 
Sozialbudget ausgewiesenen direkten und indirekten 
Sozialleistungen auf den Kopf der Wohnbevölkerung 
um, so erhält jeder von uns jährlich 10 740 Mark — oft 
wird es von der einen Tasche in die andere getan. 

(Kolb [CDU/CSU]: Steigende Tendenz, Herr 
Kollege!) 

Etwa ein Drittel des gesamten Sozialprodukts wird in 
die soziale Sicherung investiert. Diese Quote weist 
allerdings keine steigende Tendenz auf; sie ist viel-
mehr inzwischen fast konstant geblieben. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Nur bei Beamten 
und Abgeordneten ist das so!) 

Dies macht aber zugleich deutlich, daß das Wachs-
tum der Sozialleistungen nicht ohne Rückwirkungen 
auf die wirtschaftliche Entwicklung ist. Nach wie vor 
gilt die alte Binsenwahrheit, daß nur das, was zuvor 
erarbeitet worden ist, auch verteilt werden kann. Wir 
müssen daher bei unseren Sozialleistungen immer 
wieder darauf achten, daß die Wirtschaft nicht über-
fordert wird und daß wir keine Sozialpolitik mit der 
Gießkanne betreiben. Auch ist festzustellen: Eine So-
zialpolitik auf Pump würde die wirtschaftliche Basis 
zerstören. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch auf eine 
Diskussion zurückkommen, die in der ersten Lesung 
eine Rolle gespielt hat — insbesondere mit dem Kol- 
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legen Urbaniak. Ich habe damals gesagt: Insgesamt 
haben sich die Einkommensverhältnisse deutlich ver-
bessert, und wir können in der gesetzlichen Renten-
versicherung nicht mehr leisten als eine Basissiche-
rung. Wir können keine Lebensstandardsicherung 
garantieren. Das muß durch die zweite und dritte 
Säule geschehen. Ich glaube, daß die Menschen in-
zwischen auch in der Lage sind, für die zweite und 
dritte Säule einen angemessenen Beitrag zu leisten. 
Ich möchte das heute hier wiederholen, weil wir nicht 
mit Illusionen in die zukünftigen Rentenversiche-
rungsjahre gehen dürfen. 

Wir müssen deswegen die Rahmenbedingungen für 
die private Altersvorsorge wie auch für die betriebli-
che Altersvorsorge verbessern. Das Negativbeispiel 
AEG und auch verschiedene Maßnahmen, die vom 
Gesetzgeber wie auch von der Rechtsprechung vorge-
nommen worden sind, haben Hemmnisse aufgebaut, 
die für uns alle Anlaß sein sollten, die bet riebliche 
Altersversorgung so zu reformieren, daß sie eine echte 
zweite Säule für die Alterssicherung unserer Bevölke-
rung wird. 

(Abg. Reimann [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich komme mit der Zeit durcheinander. Die Uhr 
läuft nicht mehr, Frau Präsidentin. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie wird doch nicht ange

-

rechnet!) 
Mit der Frage bin ich einverstanden. Ich habe auf 
etwas anderes aufmerksam gemacht. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte schön, Herr Rei-
mann. 

Reimann (SPD): Herr Kollege Cronenberg, heißt das 
— wenn ich Ihnen genau zugehört habe — , daß trotz 
dieses jetzigen Rentenkonsens die FDP noch nicht den 
Gedanken aufgegeben hat, die Rentner für die Zu-
kunft durch eine p rivate Versicherung an ihrem spä-
teren Einkommen als sogenannte zweite oder dritte 
Säule zu beteiligen? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP) : Nein, Herr Kollege 
Reimann. Die FDP hat das nie getan. Wir haben immer 
gesagt: Die gesetzliche Rentenversicherung ist sozu-
sagen die Basisversorgung für alle. Derjenige, der ei-
nen höheren Lebensstandard absichern will, muß 
über die zweite und dritte Säule sicherstellen, daß er 
diesen Lebensstandard im Alter halten kann. Das al-
lein kann die gesetzliche Rentenversicherung nicht 
erbringen. Das ist eine These, der Sie, glaube ich, 
nicht widersprechen können, die Sie im Gegenteil 
unterstützen sollten. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Nur für Abgeord -nete und für Beamte geht das! So etwas Blau -

äugiges!) 
— Nein, Frau Kollegin Unruh. Ein Stück Ehrlichkeit 
und Redlichkeit ist in diesem Zusammenhang gefragt; 
nicht mehr und nicht weniger habe ich hier zum Aus-
druck gebracht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich möchte auch die 

Frage der Lebensarbeitszeit nicht ausklammern. Wir 

halten jetzt eine gesetzliche Regelung für erforderlich. 
Ich will das noch einmal kurz begründen. Es ist erfor-
derlich, damit die Vorausberechnungen in der Ren-
tenversicherung beim Rentenanpassungsbericht vor-
genommen werden. Ich meine auch, wir müssen das 
den Menschen ehrlich sagen, damit sie sich in ihrer 
persönlichen Lebensgestaltung darauf einstellen kön-
nen. 

Wie Sie wissen, hätte ich es begrüßt, wenn wir 
schon eher mit der Lebensarbeitszeitverlängerung, 
wenn Sie so wollen, begonnen hätten und die Stufen 
etwas verringert hätten. Der Konsens ist anders, und 
ich vertrete ihn, weil ich der Meinung bin, daß nur das 
gemeinsame Vertreten dieses Konsenses die notwen-
dige Akzeptanz schafft, damit das Ganze funktio-
niert. 

An der Notwendigkeit einer solchen Maßnahme 
gibt es meines Erachtens überhaupt keinen Zweifel. 
Ehrlichkeit ist auch in diesem Zusammenhang not-
wendig, und es sei noch einmal festgestellt: Die fle-
xiblere Gestaltung des Zeitpunkts, ab wann jemand 
in den Ruhestand treten kann, muß jedem überlassen 
bleiben. Teilrente und Teilzeitarbeit sind humaner 
und entlasten die Rentenversicherung stärker als das 
alte System. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Darüber hinaus sind meines Erachtens zusätzliche 
Maßnahmen sinnvoll und erforderlich: die Intensivie-
rung der beruflichen Weiterbildung, adäquate medi-
zinische Rehabilitation und der Abbau von Belastun-
gen im Arbeitsleben gerade für ältere Arbeitnehmer. 
Hier sind die Sozialpartner gefordert. 

Zu den Herausforderungen unserer Zeit für eine 
verantwortungsvolle Politik gehört auch, nicht nur an 
die Vergoldung der Gegenwart, sondern auch an den 
Verzicht in der Gegenwart zugunsten einer Verbesse-
rung der Chancen künftiger Generationen zu den-
ken. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetzentwurf 
kommen wir diesem hohen Anspruch nach. 

Ich möchte zum Schluß eine Bitte äußern. Wir legen 
Ihnen ein Gesetzeswerk vor, das meiner festen Über-
zeugung nach die Chance beinhaltet, die Probleme 
unserer Alterssicherung bei normaler wirtschaftlicher 
Entwicklung bis weit in das nächste Jahrtausend zu 
regeln. Aber dieser Gesetzentwurf ist, wie alle Ge-
setze, Menschenwerk, d. h., er wird nicht fehlerfrei 
sein. Die eine oder andere Kritik, die in dieser oder 
jener Detailfrage heute noch vorgebracht werden 
wird, sollte man nicht überbewerten. Auch ich hätte 
mir das eine oder andere gerne anders vorgestellt. 
Wer aber über die Detailk ritik das Ganze vergißt und 
madig macht und damit in Frage stellt, schadet dem 
System, weil er das notwendige Vertrauen in dieses 
solidarische Sicherungssystem leichtfertig in Frage 
stellt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich meine, alles in allem wird das Rentenreformge-
setz dem Anspruch, eine verläßliche Grundlage für 
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die Alterssicherung für 90% unserer Bevölkerung zu 
schaffen, gerecht. Deswegen bitte ich Sie: Sagen Sie 
über alle Parteigrenzen hinweg ja zu diesem Reform-
werk, weil es der Alterssicherung dient und beweist, 
daß Sozialdemokraten, Christdemokraten und Libe-
rale gemeinsam verantwortlich handeln können. In 
diesem Sinne bedanke ich mich noch einmal bei allen, 
die es ermöglicht haben, in so vertrauensvoller Weise 
zusammenzuarbeiten. Ich wünschte mir, daß bei Ge-
setzeswerken, die sich auf Generationen auswirken, 
eine solche Zusammenarbeit öfter möglich wäre. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Hoss. 

Hoss (GRÜNE):: Frau Präsidentin! Kolleginnen und 
Kollegen! Das zur Abstimmung stehende Rentenre-
formwerk ist das Ergebnis einer großen Koalition zwi-
schen der Regierungsseite und der SPD, die diesem 
Entwurf beigetreten ist. Kollege Dreßler hat gesagt, 
daß es die Ausnahme bleiben soll, daß man in großer 
Koalition ein solches Gesetz mitträgt und mitgestaltet. 
Man sollte meinen, daß das in einem solchen Falle 
notwendig wird, wenn es darum geht, ein für alle Bür-
gerinnen und Bürger in diesem Lande geltendes Ge-
setz zu machen, gleich welcher Partei sie angehören, 
wenn es darum geht, soziale Gerechtigkeit herzustel-
len und Ungerechtigkeiten abzubauen, um dann ge-
meinsam vor die Bürgerinnen und Bürger zu treten, 
das zu vertreten, zu vermitteln und zu sagen: Wir 
haben das geändert, und das wollen wir gemeinsam. 
Diese Frage steht hier zur Debatte, nämlich zu unter-
suchen, ob diese Rentenreform eine sozial ausgewo-
gene Lösung darstellt und vor allen Dingen die an den 
Rand unserer Gesellschaft gedrängten Menschen ein-
bezieht und auch für sie Lösungen findet, die man 
vertreten und tragen kann. Wenn das gelungen wäre, 
dann wären wir GRÜNE mit in diesem Konsens 
drin. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wir wissen aber, daß das nicht geschehen ist, daß 

der vorliegende Gesetzentwurf weder die Frage der 
Armut alter Menschen noch das Problem der eigen-
ständigen Sicherung der Probleme der Frauen im 
Rentensystem, noch die Frage der Harmonisierung 
des Rentensystems anpackt. Dabei weise ich beson-
ders auf die Selbständigen, auf die Unternehmer, auf 
die Beamten hin, die weitgehend ungeschoren blei-
ben, die in dieses Rentenreformwerk nicht als tra-
gende Stützen der Finanzierung der Beseitigung von 
Ungerechtigkeiten, die es in unserer Gesellschaft 
gibt, einbezogen sind. Ich stelle eine Zahl daneben 
— mehr kann ich wegen der Begrenztheit meiner Re-
dezeit nicht anführen —, die die Rahmenbedingun-
gen mit angibt. Natürlich müssen wir, wenn wir ver-
teilen, danach fragen: Was ist denn in der Kasse? 

Kollege Dreßler, Du hast vorhin gesagt, wir seien 
nicht in der Lage, Zahlen zu sehen und nachzuguk-
ken, und wir sollten einmal da hineingehen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Langfristig!) 

Nun, wir haben uns mit dem Zahlenwerk sehr auf-
merksam befaßt. Der Antrag, den wir hier gestellt 
haben, die Entscheidung über diese Reform hinauszu-
schieben, diente genau dem Zweck, Zeit zu gewinnen 
— nicht für immer und alle Ewigkeit, sondern ein 
Jahr, zwei Jahre —, 

(Lachen des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

um das, was an dem Rentenreformwerk schlecht ist, 
aufzuarbeiten und besser zu machen. 

Die Zahl, die ich Ihnen nenne, ist folgende. Es ist 
typisch für Sie, daß Sie überhaupt nicht mehr daran 
denken, was zur Verteilung ansteht. In den letzten 
Jahren von 1980 bis 1988 sind die Unternehmerge-
winne 

(Kolb [CDU/CSU]: Nennen Sie die Einnah-
men, nicht die Ausgaben!) 

nach Steuern — also die Einkommen — von 250 Mil-
liarden DM auf 490 Milliarden DM gestiegen. 

(Kolb [CDU/CSU]: 1980 waren sie auch im 
Eimer!)  

Das zeigt blitzartig die Situation in diesem Land, und 
es zeigt, welche Möglichkeiten bestehen, mehr für 
arme Leute zu tun, die im Alter mit dem, was sie krie-
gen, nicht zurechtkommen. 

Das Gesetz ist unter dem Strich — das muß man 
auch einmal sagen; 

(Günther [CDU/CSU]: Das Gesetz ist sehr 
gut! Das muß mal gesagt werden!) 

das hätte ich gern von den Sozialdemokraten gehört 
— mehr ein Spargesetz, eine Kosteneinsparungsge-
setz als ein Gesetz, das strukturelle Möglichkeiten 
eröffnet, um auf lange Sicht bis in das nächste Jahr-
tausend hinein Grundlagen zu legen, um Änderungen 
zu haben, die vor der ganzen Bevölkerung zu vertre-
ten sind. 

(Günther [CDU/CSU]: Ganz falsch, Herr 
Hoss! Ganz falsch, was Sie sagen!) 

Ich habe gesagt, daß es ein Spargesetz ist. 1988 
beträgt die Bezugsgröße für einen Durchschnittsrent-
ner 63,9 % vom Nettoeinkommen. Das wird bis zum 
Beginn der Rentenreform am 1. Januar 1992 gesenkt; 
um 2 % gehen die Renten der Rentner hinunter. 

(Günther [CDU/CSU]: Auch falsch!) 

Wenn jemand 45 Jahre Beiträge gezahlt hat, geht es 
von 1988 mit 91,7 % bis 1992, dem Beginn der Renten-
reform, auf 70 %. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist nicht wahr!) 

Das heißt, was Sie in der Rentenreform verteilt haben, 
haben Sie innerhalb des Systems zuungunsten der 
Rentner und auch zuungunsten derer verteilt, die oh-
nehin schon geringe Renten bekommen. Sie haben es 
versäumt, Finanzierungsmöglichkeiten zu eröffnen, 
mit denen man das Gesamtaufkommen erhöhen 
kann, um strukturelle Änderungen zu finanzieren. 

Ich frage mich, warum sich die SPD für eine solche 
Operation hergegeben hat. 

(Beifall bei bei den GRÜNEN — Günther 
[CDU/CSU]: Weil das nicht stimmt, was Sie 

sagen!) 
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Hoss 
Auch von den Christlichen Sozialausschüssen müßte 
man eigentlich erwarten, daß sie für solche Operatio-
nen nicht zur Verfügung stehen; aber das ist der 
Fall. 

Ich bringe einige Beispiele. Nehmen wir die Rege-
lungen der Renten bei Schwerbehinderten, die in Be-
schützenden Werkstätten arbeiten. Hat es eine reiche 
Gesellschaft nötig, Schwerbehinderten, die sich in sol-
chen Werkstätten betätigen und dort Arbeit auf ihre 
Weise leisten, die Rentenansprüche, die sie dort erar-
beiten, auf ein Maß zurückzuschrauben, daß sie bei 
80 % der Bezugsgröße nach diesem Rentenreform-
werk liegen? Unsere reiche Gesellschaft bringt es 
noch nicht einmal fertig, Schwerbehinderten in Be-
schützenden Werkstätten zumindest die durchschnitt-
lichen Rentenansprüche zu gewähren, d. h. die Be-
zugsgröße auf 100 zu heben. Wir haben einen entspre-
chenden Antrag in den Ausschußberatungen vorge-
legt. Er wurde abgelehnt. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [fraktionslos]) 

Unser Antrag auf Verschieben dient unter anderem 
dem Zweck, diese Frage im Interesse unserer Schwer-
behinderten, über die viele große Reden gehalten 
werden, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr richtig!) 

neu aufzuarbeiten und noch einmal zu diskutieren, 
um dahin zu kommen. Vielleicht können da die So-
zialdemokraten eine etwas schärfere Gangart einle-
gen, damit man für diesen Personenkreis in unserer 
Gesellschaft mehr tun kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nehmen Sie die Situation der Menschen im Ren-
tenalter. Es geht bei dieser Frage gar nicht darum, die 
abzuhandeln, die eine auskömmliche Rente bekom-
men. Wir wissen, daß der größte Teil in dieser Gesell-
schaft eine durchschnittliche Rente oder eine Rente 
hat, die darüber liegt. Die sind nicht in der größten 
Not. Es geht hier darum, daß wir in unserer Gesell-
schaft 860 000 alte Menshen haben, die mit einem 
Einkommen — das ist das einzige, was sie zur Verfü-
gung haben — von unter 900 DM zurechtkommen 
müssen. Damit bewegen sie sich in dem Bereich der 
Sozialhilfe. Unter diesen 860 000 sind 550 000 
Frauen. 

(Günther [CDU/CSU]: Das liegt aber nicht an 
der Rentenversicherung!) 

Kollege Günther, Sie sagen: „Das liegt aber nicht an 
der Rentenversicherung". Wissen Sie, meine Damen 
und Herren, wie eine Frau in diese Lage kommen 
kann? Sie kann in diese Lage kommen, wenn sie mit 
einem Mann verheiratet war, der ein Durchschnitts-
verdiener in der Bundesrepublik ist, der 40 Jahre lang 
Beiträge gezahlt hat, ohne auch nur eine einzige Aus-
fallzeit zu haben, und mit diesem durschnittlichen 
Verdienst bekommt er eine Rente von 1 500 DM. 
Wenn der Mann stirbt und die Frau davon 60 % be-
kommt, dann hat sie 900 DM Rente. Kollege Günther 
von den christlichen Sozialausschüssen, es liegt am 
Rentensystem, daß die Frauen in diese Lage kommen, 
und über diese Dinge, Kollegen von der SPD, seid ihr 

weggegangen, da habt ihr nichts verändert, und das 
kann ich euch nicht verzeihen: 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie der Abg. 
Frau Unruh [fraktionslos]) 

daß ihr euch in einen Konsens begeben habt, der vom 
System her so aufgebaut ist, daß die Leute in die 
Armut fallen, zur Sozialhilfe müssen. 

Jetzt können Sie sagen: Wir haben in der Bundes-
republik 60 oder 65 Millionen Menschen, und das sind 
nur 550 000 Frauen oder nur 860 000 Menschen. 

(Reimann [SPD]: Ist Ihnen entgangen, daß 
wir mehrfach beantragt haben, das hochzu-

setzen?) 
Kollege Dreßler, dein Zahlenwerk, das du hier abge-
lassen hast, überzeugt mich überhaupt nicht, weil wir 
von diesen konkreten Menschen reden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 

Wenn es 10 000 Menschen gibt, die in dieser Lage 
sind, dann muß es aus dieser Gesellschaft heraus mög-
lich sein, eine Lösung für diese Menschen zu finden. 
Wenn wir beantragen, das nochmal zu verschieben, 
dann heißt das nichts anderes, als daß wir uns dafür 
einsetzen, 

(Kolb [CDU/CSU] : Sie wollen die Rentenver-
sicherung kaputtmachen! Es gibt ein Bun-

dessozialhilfegesetz! ) 
genauso wie wir uns für die Schwerbehinderten ein-
setzen, die in unserer Gesellschaft keine große Zahl 
ausmachen, oder für die Menschen, die als Langzeit-
kranke, als Langzeitarbeitslose an den Rand der Ge-
sellschaft gedrängt worden sind, bei denen Sie noch 
nicht einmal in der Lage sind, ihren Rentenanspruch 
mit 100 % anzurechnen, sondern die auf 80 % gesetzt 
werden. Unser Antrag, diese Renten auf 100 % anzu-
heben, ist abgelehnt worden. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Hoss, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Reimann? 

Hoss (GRÜNE): Vielleicht dient es meiner Beruhi-
gung. Ich rege mich so auf, weil es hier um Menschen 
geht. 

(Günther [CDU/CSU]: Das geht uns ge-
nauso! Spielen Sie sich nicht so auf, als wenn 

das nur Ihnen so ginge!) 

Reimann (SPD): Da will ich Sie mal beruhigen, Kol-
lege Hoss. 

Ist Ihnen eigentlich in der Vergangenheit entgan-
gen, daß Sozialdemokraten in ihrer Rentenkonzeption 
drin haben und mehrfach beantragt und gefordert 
haben, die Witwenrente von 60 % spürbar nach oben 
zu verändern? 

Hoss (GRÜNE): Das ist mir nicht entgangen. Mir ist 
auch nicht entgangen, daß es in vielen Parteien wun-
derschöne Programme gibt, aber ich rede hier über 
Fakten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 
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Hoss 
Ich rede nicht über das, was die Menschen in ihre 
Programme reinschreiben, sondern ich rede über das, 
was hier geschehen ist, und ich habe es mit einem 
konkreten Gesetzentwurf zu tun, und da sehe ich, daß 
Schwerbehinderte in Beschützten Werkstätten mit 
80 % abgefunden werden und nicht 100 % erhalten, 
und das ist bei anderen Menschen auch so. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Hoss, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Heyenn? 

Hoss (GRÜNE): Wenn es denn sein muß und nicht 
auf meine Redezeit angerechnet wird, ja. 

Heyenn (SPD) : Vielleicht muß es nicht sein, aber ich 
möchte Sie trotzdem fragen: Sie beklagen hier, daß 
die Mehrheit des Bundestages einer Zurückverwei-
sung an den Ausschuß nicht zugestimmt hat. Wir hät-
ten im Ausschuß noch sehr viel längere Beratungszei-
ten haben können, wenn die Fraktion der GRÜNEN 
weiteren Beratungsbedarf angemeldet hätte. 

(Reimann [SPD]: So war es! — Zurufe von der 
CDU/CSU — Gegenrufe von den GRÜ

-

NEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Antwort ergeht vom 
Kollegen Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Ich empfinde das, Kollege Heyenn, 
als eine miese Frage — Verzeihung, wenn das unpar-
lamentarisch ist —, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Für so etwas 
sind Zwischenfragen nicht da!) 

weil Sie genau wissen, wie wir zu zweit in diesem 
Ausschuß gearbeitet haben. Ich möchte an dieser 
Stelle auch unseren Mitarbeitern, der Kollegin Zander 
und dem Kollegen Müssener, unseren Dank ausspre-
chen, weil wir so arbeiten mußten, daß von einer 35-  
Stunden-Woche oder von einer 70-Stunden-Woche 
überhaupt nicht geredet werden kann. Wir haben alle 
Anträge eingebracht — gucken Sie sich mal das Paket 
an —, und Sie haben das mit großer Schnelligkeit 
abgebügelt, wobei ich mich auch an die Regierungs-
koalition wenden muß. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist gar nicht 
wahr!) 

Es war ganz offensichtlich, daß wir in dieser Frage von 
uns aus keine Änderung herbeiführen können, son-
dern daß das Problem darin besteht, daß Sie in sich 
gehen und von sich aus die Probleme neu stellen. Dem 
diente unser Vertagungsantrag. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie lieben halt das 
Schneckentempo! — Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE]: Es geht nicht um's Filibustern, 

sondern es geht um Politik!) 
— Natürlich geht es darum. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wenn die 
Mehrheiten so klar sind! — Günther [CDU/ 
CSU]: Ihr habt ja noch Zeit gehabt, und wir 

hätten noch mehr Zeit haben können!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Hoss, Sie haben das Wort. 

Hoss (GRÜNE): Ich habe gesagt, daß wir in dieser 
Ausschußsitzung einen Antrag gestellt haben, der 
darauf hinausläuft, für die Menschen, die unter 
900 Mark monatlich haben und damit zurechtkom-
men müssen, die Mindestsicherung von 1 200 DM im 
Monat zu erreichen. Wir haben das diskutiert. Die 
Regierungskoalition hat es abgelehnt. Da war über-
haupt zu sehen: wenn man noch eine Stunde oder 
zwei oder drei Stunden diskutiert, ändert sich auch 
nichts. Die SPD hat uns vorgehalten, daß sie es in 
ihrem schönen Programm stehen hat und daß sie das 
irgendwann im Jahre 2000 lösen wolle. Aber es war 
ganz offensichtlich, wenn wir noch zwei, drei Tage 
diskutiert hätten, daß Sie nicht bereit gewesen wären, 
die Grundsicherung zu Ihrem Problem zu machen und 
zu sagen: Wenn wir es nicht schaffen, für die 550 000 
Frauen und 860 000 Menschen in der Bundesrepublik 
eine Grundsicherung zu erreichen, steigen wir aus 
dem Rentenkonsens aus. Das hätte Ihnen gut ange-
standen. Dann hätten Sie unseren Beifall gehabt; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
aber das haben Sie nicht gemacht, sondern sind im 
Konsens geblieben und haben damit diese Menschen 
verraten. Ich schränke das mal auf einen bestimmten 
Zeitraum ein, zumindest auf den, den der Kollege 
Dreßler genannt hat. Er hat gesagt, daß dieser Kon-
sens für lange Zeit Bestand habe. Deshalb kann man, 
wenn Sie nächstes Jahr in den Wahlkampf gehen, 
Ihren Worten, daß Sie für eine Grundsicherung seien, 
überhaupt nicht trauen; denn an der Stelle, wo Sie 
hätte springen müssen, haben Sie es nicht getan. Das 
ist das Problem. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ich hätte noch weitere Beispiele, aber ich sehe, wie 

mir die Redezeit wegläuft. Man müßte Ihnen die Levi-
ten lesen. Es ist eigentlich ein Trauerspiel, daß die 
einzige Opposition in der Frage der Rentenreform bei 
einer Debatte von vier Stunden nur 28 Minuten er-
hält, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das ist lächerlich! 
— Kolb [CDU/CSU]: Es sind ja auch keine 

sachlichen Beiträge!) 
sondern in einem solchen Fall müßte die Opposition 
genügend Gelegenheit haben, sich mit dem Problem 
auseinanderzusetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Es gibt einen weiteren Skandal. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Hoss, gestatten Sie vorher noch eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Egert? Das wird Ihnen nicht ange-
rechnet; die Zeit steht. 

Hoss (GRÜNE) : Ich weiß nicht, wieviel Zeit ich noch 
habe. Ich weiß nicht, wann Sie auf den Knopf drücken 
und meine Antwort als beendet ansehen. Ich habe nur 
noch drei Minuten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wenn sich der Kollege 
Egert wieder hinsetzt, wird die Zeit wieder einge-
schaltet. 
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Egert (SPD): Die Zuverlässigkeit der Uhr wird ge-
währleistet sein. 

Herr Kollege Hoss, würden Sie so gütig sein. mir zu 
bestätigen, daß es seit dem Januar 1987 keine weitere 
Bundestagswahl gegeben hat? 

Hoss (GRÜNE): Ja, das kann ich Ihnen bestätigen. 
Was wollen Sie damit sagen? 

(Heiterkeit) 

Wollen Sie damit meine Argumentation von vorhin 
entkräften? Darauf hatte ich gewartet, daß Sie sich in 
Ihrer Frage mit der Grundsicherung auseinanderset-
zen, die von mir zuletzt behandelt wurde. 

Ich muß jetzt mal sehen, wie ich 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aus dem Di

-

lemma herauskomme!) 

aus dem, was ich mir zu sagen vorgenommen hatte, 
noch die wichtigsten Punkte herausnehme. Ich nehme 
mal ein Problem, um sichtbar zu machen, woran Sie 
vorbeigegangen sind. Es gibt in diesem Gesetz einen 
Skandal um die Bestimmung, die mit der Zeit der 
nationalsozialistischen Verfolgung und dem damali-
gen Unrecht zu tun hat. Frauen, die von den Nazis 
verfolgt wurden, nach 1933 emigrierten und im Aus-
land Kinder bekommen und erzogen haben, kriegen 
die Kindererziehungszeiten nicht angerechnet. Nach 
dem Gesetz haben Sie sich nämlich in der Zeit ihrer 
Kindererziehung nicht im Gebiet des damaligen 
Deutschen Reiches befunden. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Ein Skandal!) 

Es ist unerhört, so etwas in ein Gesetz zu schreiben. 
Das zeigt, in welcher Weise Sie Vergangenheit bewäl-
tigen wollen. Das gilt jetzt nicht nur für die Sozialde-
mokraten, sondern genauso für die Regierungskoali-
tion. Wir hatten doch den Antrag gestellt 

(von der Wiesche [SPD]: Wir sind nicht zu

-

ständig! — Frau Unruh [fraktionslos]: Es ist 
ein Skandal!) 

und auch ausgearbeitet; aber Sie waren noch nicht 
einmal bereit, ihre Stimme zu erheben und im Aus-
schuß einem Antrag zuzustimmen, das an den feder-
führenden Ausschuß zu geben, wo das geregelt wer-
den sollte, sonder jetzt ist es im Gesetz so geregelt. 
Und deswegen haben wir gesagt: Schiebt das noch 
mal hinaus! Laßt uns noch mal zwei Jahre darüber 
nachdenken! Und laßt uns eine Reform machen, die 
wir alle gemeinsam tragen können! 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Aber da 
braucht man nicht zwei Jahre nachzuden

-
ken! Ds kann man sofort entscheiden!) 

Aber eine solche Reform haben wir nicht und können 
wir nicht gemeinsam tragen. 

Ich muß jetzt weitere Punkte überspringen. Die 
Frage der Frauen wird meine Kollegin behandeln. Ich 
möchte noch auf das Problem der Öffnung von Finan-
zierungsquellen eingehen: 

Natürlich muß man, wenn man die Rentenreform 
angeht, auch danach suchen: Wie können wir die La-
sten, die da entstehen und die wir ja nicht bestreiten 
— Verschiebung der Altersgrenzen — verteilen? Da 

haben wir gesagt: Wir müssen das Rentensystem so 
gestalten, daß wir die Lasten auf alle Mitglieder dieser 
Gesellschaft verteilen. Wir müssen auch die Selbstän-
digen, wir müssen die Unternehmer, wir müssen die 
Beamten beitragspflichtig machen, in das System ein-
beziehen und die Lasten, die gesellschaftlich vorhan-
den sind, auf die ganze Gesellschaft verteilen. Das ist 
das Problem, vor dem wir stehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos] — Kolb [CDU/CSU]: 
Alle müssen zahlen, ob es stimmt oder 

nicht!) 

Wir haben einen Antrag in diesem Sinne eingebracht. 
Dieser Antrag wurde abgelehnt. 

Wir haben, um die Grundsicherung finanzieren zu 
können einen Antrag eingebracht, den Bundeszu-
schuß auf 25 % zu erhöhen, wo er eigentlich hinge-
hört. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr richtig!) 

Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
geht von noch viel höheren Zahlen aus, der redet 
sogar von bis zu 30 %. In Wirklichkeit ist der Bundes-
zuschuß zurückgefahren worden von 30 % in den 60er 
Jahren auf 17 %. 

(Kolb [CDU/CSU]: Da waren andere Lasten 
vorher, Herr Kollege! Da waren Kriegsfolge-

lasten!) 

Und die Sozialdemokratie hat einen üblen T rick mit-
gemacht: Mit diesem Reformgesetz hat man zugelas-
sen, daß die Erhöhung des Bundeszuschusses von 17,8 
auf 20 % auf die Weise erfolgt, daß man einen Betrag 
rübermanipuliert, der sich aus der Zahlung für Kin-
dererziehungszeiten, die vom Bund zu tragen ist, aber 
formal über die Rentenversicherung abgewickelt 
wird, ergibt. Man hat diesen Betrag überwiesen und 
stellt sich jetzt hin und sagt — Kollege Dreßler, wört-
lich — : Wir haben es erreicht, daß der Bundeszuschuß 
erhöht worden ist. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Bluff ist das!) 

Mit Zahlenwerk kann man sehr gut blenden. Es 
kommt darauf an, daß man bei all diesem Zahlenwerk 
die Menschen nicht vergißt. In dieser Gesellschaft gibt 
es genügend Menschen, für die man ein Reformwerk 
machen muß, für das auch wir stehen können. Auch 
wir sind Mitglieder dieser Gesellschaft, und wir wol-
len gerne an so einem Gesetz mitarbeiten. 

In diesem Sinne bitte ich Sie, unseren Anträgen 
zuzustimmen und sich vielleicht noch einmal zu über-
legen, das jetzt nicht zu verabschieden, sondern noch 
hinauszuschieben. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Scheu. 

Scheu (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Lieber Kol-
lege Reuter, herzlichen Glückwunsch zum Geburts-
tag. 
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Scheu 

Meine Damen und Herren! Die unerwartet hohe 
Zahl von Aus- und Übersiedlern beschäftigt die Be-
völkerung zweifelsohne weit über den Kreis derjeni-
gen hinaus, die daraus parteipolitisch Wasser auf ihre 
Mühle leiten möchten. Das Thema ist auch wie kein 
anderes geeignet, begründete und unbegründete Sor-
gen zu schüren. Dazu gehört die berechtigte Frage, 
auf die ich besonders eingehen möchte, ob das bishe-
rige Fremdrentengesetz unverändert bleiben kann, 
wenn manche seiner Ungereimtheiten jetzt verstärkt 
ins Blickfeld rücken, weil es in nicht wenigen Einzel-
fällen zu Besserstellungen von Fremdrentenberech-
tigten gegenüber Rentnern kommen konnte, die ihr 
Versicherungsleben in der deutschen Rentenversi-
cherung zurückgelegt und hier Beiträge gezahlt ha-
ben. 

Für die an sozialer Gerechtigkeit orientierte Be-
trachtung meiner Partei waren diese Fragen, die 
durch ungelöste Probleme des  deutsch-polnischen 
Sozialabkommens aus dem Jahre 1975 noch ver-
schärft wurden, daher ein wesentlicher Punkt im Ren-
tenkonsens. 

Wir hätten es vorgezogen, die Fremdrente künftiger 
Zuwanderer, die keinerlei Zeiten in der deutschen 
Reichsversicherung mehr nachweisen können, auf 
das Niveau der hiesigen Durchschnittsrenten zu be-
grenzen oder wenigstens eine sogenannte Beitrags-
quote in Abzug zu bringen, womit strukturell am ein-
fachsten der Tatsache Rechnung getragen werden 
könnte, daß es sich insofern eigentlich um Renten 
ohne Beitragsleistungen handelt. Sie ersehen aus dem 
Konjunktiv, daß diese Auffassung nicht konsensfähig 
war. 

Auf der anderen Seite ist es jedoch gelungen, das 
Fremdrentengesetz in zahlreichen Punkten so zu än-
dern, daß die begründeten Einwände zunächst ausge-
räumt erscheinen, und auch die unter den Konsens-
fraktionen CDU/CSU, SPD und FDP jetzt übereinstim-
mende Beurteilung des DPSVA hat ihr eigenes be-
deutsames und von der Bundesregierung sicherlich 
auch angemessen gewürdigtes Gewicht. 

Bereits der Gesetzentwurf hat Besserstellungen be-
seitigt, die so nicht länger zu tole rieren waren. Ich will 
nur einige nennen: Teilzeitarbeit in Herkunftslän-
dern erhält nur einen Teil- und nicht wie bisher den 
Vollzeitwert. Geringfügige Beschäftigungen bleiben 
künftig ebenso unberücksichtigt wie minimale frei-
willige Beiträge. DDR-Beitragszeiten von Nichtdeut-
schen werden nicht länger übernommen, DDR-Schul-  
und Studienzeiten nur noch als Anrechnungszeiten 
eingestuft. Zeiten der Kindererziehung oder bei-
spielsweise des Grundwehrdienstes werden so be-
wertet wie bei ansässigen Versicherten auch. Die 
Möglichkeit wird ausgeschlossen, lediglich glaubhaft 
gemachte Beitragszeiten mit anderen Zeiten voll auf-
zufüllen. Sicherungssysteme für Selbständige kön-
nen nicht mehr als gesetzliche Rentenversicherung 
anerkannt werden. In ausländischen Vertragsstaaten 
nach Kriegsende zurückgelegte Zeiten werden nicht 
mehr angerechnet. 

Der nunmehr vorliegende Gesetzesantrag enthält 
eine Reihe weiterer zum Teil bedeutender Neurege-
lungen. Zeiten ohne Beitragsleistung, für die im Bun-
desgebiet eine Nachversicherung durchzuführen ge

-

wesen wäre, können nicht mehr als Beitragszeiten 
angerechnet werden, was der Absicht entspricht, so-
genannte beitragslose Beitragszeiten einzuschrän-
ken und einen Leistungstransfer ins Ausland zu ver-
hindern. Die volle Anrechnung für langjährig beim 
selben Arbeitgeber Beschäftigte wird gestrichen. Für 
die Zuordnung zur Knappschaft kommt es darauf an, 
ob die Beschäftigung auch im Bundesgebiet der 
Pflicht zur knappschaftlichen Versicherung unterle-
gen hätte. 

Von Bedeutung ist vor allem, daß Zuwanderer künf-
tig individuell gerechter ihrem jeweiligen Wirt-
schaftsbereich zugeordnet werden sollen, was zur 
Folge hat, daß bisher überhohe Fremdrenten abge-
flacht und unter dem Branchendurchschnitt liegende 
aufgestockt werden. Ob sich die von den Befürwor-
tern des Branchenmodells gehegte Erwartung einer 
besseren Akzeptanz einstellen wird, wird sich zeigen. 
Sollte das neue, gegenüber einem Strukturabschlag 
verwaltungstechnisch sicherlich weit aufwendigere 
Verfahren — jede Einzelfallgerechtigkeit bringt mehr 
Aufwand mit sich — eine Fülle von Rechtsstreitigkei-
ten nach sich ziehen, so wären zumindest Zweifel 
angebracht. Außerdem wird es von der Branchen-
struktur der Zuwanderer abhängen, ob das Modell für 
die Rentenversicherung finanziell von Vor- oder 
Nachteil ist. 

Immerhin: Wichtige Schritte sind gemacht, die sich 
zunächst zwar alle — der Teufel steckt wie immer im 
Detail — sehr rententechnisch anhören, mit denen wir 
aber der Kritik an überzogenen fremdrechtlichen Ge-
währungen den Boden entzogen haben. 

Aus dieser Sicht bedeutender sind die Neuregelun-
gen im Bereich des deutsch-polnischen Sozialversi-
cherungsabkommens, von denen der eine Teil bereits 
im Rentenreformgesetz selbst umgesetzt wird, der ge-
wichtigere Teil aber noch der Erfüllung durch die tat-
kräftige Bundesregierung entsprechend der nunmehr 
im Deutschen Bundestag mit großer Mehrheit vertre-
tenen gemeinsamen Beurteilung harrt. Das deutsch-
polnische Sozialversicherungsabkommen hat hin-
sichtlich seines sachlichen wie seines persönlichen 
Geltungsbereichs nun wirklich eine Ausdehnung er-
fahren, deren beabsichtigte oder auch nur stillschwei-
gende Inkaufnahme ich weder der damaligen deut-
schen Verhandlungsseite unterstellen will, noch mit 
den legitimen Belangen der deutschen Solidarge-
meinschaft für vereinbar halten könnte. Es gibt auch 
einen ordre public des deutschen Interesses. 

Auf der Grundlage ihres bisherigen extensiven Ab-
kommensverständnisses hat die deutsche Rentenpra-
xis in Polen zurückgelegte Zeiten selbst dann berück-
sichtigt, wenn das deutsche Rentenrecht entspre-
chende Ansprüche gar nicht kennt. Beispiele hierfür 
sind Kindererziehungszeiten von bis zu sechs Jahren, 
Zeiten der Pflege eines kranken Kindes oder eines 
Kriegsinvaliden, Zeiten einer Ausbildung ohne Ab-
schluß usw. Mit anderen Worten: Der Berechtigte 
fährt danach mit polnischen Zeiten in der Bundesre-
publik in einen rentenrechtlichen Wertehimmel auf, 
der den Deutschen hier selbst verschlossen bleibt. Daß 
solches Fremdrentenrecht die ansässige Bevölkerung 
mehr als „befremdet" hat, verwundert nicht, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr richtig!) 
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noch dazu, wenn man sich vor Augen führt, welche 
Zeiten nach polnischem Recht als den Beschäfti-
gungszeiten gleichzustellen oder hinzurechenbar an-
gesehen werden und damit abkommenserheblich sein 
können. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sagen Sie einmal, 
wer es bezahlt hat!) 

Ich will diese Zeiten gar nicht benennen. 

Insbesondere bedarf jedoch die Interpretation des 
persönlichen Geltungsbereichs einer Anpassung an 
das, was beide Parteien seinerzeit vernünftiger- und 
billigerweise gewollt haben können. 

Das DPSVA ist weltweit wohl das einzige Abkom-
men dieser Art, das zwischen zwei Staaten das sozial-
versicherungsrechtliche Eingliederungsprinzip un-
eingeschränkt vereinbart. Diese Einzigartigkeit hat 
die Stellungnahme der Bundesregierung vom Februar 
1975 damit erklärt, die Vereinbarung trage den be-
sonderen Gegebenheiten in den deutsch-polnischen 
Beziehungen Rechnung. Die dem Rentenabkommen 
zugrunde liegende Situation liege so nur im deutsch-
polnischen Verhältnis vor, da nur hier Gebiets- und 
Bevölkerungsverschiebungen dieses Ausmaßes er-
folgt seien, die dann eine Regelung der sich daraus 
ergebenden rentenrechtlichen Unzuträglichkeiten 
auf diese Weise erforderlich machten. 

Es lag jedoch außerhalb der Vorstellung der Par-
teien und war mit Sicherheit seinerzeit auch nicht 
gewollt, daß die Bundesrepublik damit einseitig Ren-
ten für eine möglicherweise unübersehbar und unbe-
stimmbar große Zahl von Personen, noch dazu gleich, 
welcher Staats- oder Volkszugehörigkeit, überneh-
men wollte oder sollte. Dagegen spricht die zum Ver-
hältnis von Leistung und Gegenleistung grundle-
gende Vereinbarung über die pauschale Abgeltung 
von Rentenansprüchen in Höhe von 1,3 Milliarden 
DM, die ihrer vertraglichen Zweckbestimmung nach 
zum wechselseitigen Ausgleich bereits erbrachter 
Leistungen, aber ebenso für die sich aus der im Ab-
kommen vorgesehenen Übernahme von Rentenlei-
stungen künftig noch ergebenden Belastungen vorge-
sehen war. 

In die Rentenlast der deutschen Seite sollten künftig 
im wesentlichen nur noch deutsche Aussiedler fallen. 
Dafür, daß man das so nicht ausdrücklich in das Ab-
kommen geschrieben hat, war allein der Umstand ver-
antwortlich, daß man sich vor dem Hintergrund von 
Art. 116 unseres Grundgesetzes nicht auf einen ge-
meinsamen Staatsangehörigkeitsbegriff für diesen 
Personenkreis verständigen konnte. Deshalb spricht 
man insoweit von einem „offenen" Abkommen. 

Daß aber darüber hinaus nennenswerte Fluktuatio-
nen von Rentenberechtigten stattfinden würden, lag 
außerhalb der beiderseitigen Erwartungen und 
konnte deshalb auch von vornherein nicht Gegen-
stand der Verhandlungen gewesen sein. 

Die andere Seite hatte sich ja im Gegenteil dagegen 
verwahrt, daß ihre Haltung in humanitären Fragen 
„für eine Emigration zu Erwerbszwecken von Perso-
nen polnischer Nationalität ausgenutzt wird". 

In Wirklichkeit ist alles ganz anders gekommen. Die 
Zahl der Polen, die in der Bundesrepublik Asylantrag 

stellen, hat sich seit 1976 versiebzigfacht. Die Zahl der 
Ablehnungen hat sich gar knapp vervierhundertfacht. 
Von 1976 bis heute haben rund 112 000 Polen in der 
Bundesrepublik um Asyl wegen angeblich politischer 
Verfolgung nachgesucht. Es halten sich derzeit rund 
150 000 Polen mit Aufenthaltserlaubnis oder Aufent-
haltsberechtigung in der Bundesrepublik auf. 

Würde dieser Personenkreis — mehr als die seiner-
zeit vereinbarte Umsiedlung von 125 000 Deutschen 
— als nach dem Abkommen „berechtigt" angesehen 
werden, so könnte sich das nach einer groben Rech-
nung, aufsummiert über die Rentenlaufzeit, zu einer 
Belastung von etwa 12 bis 13 Milliarden DM nach 
heutigem Geldwert auswachsen. 

Die im Rentenreformgesetz jetzt erfolgende Defini-
tion des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne des 
DPSVA ist sicher eine geeignete erste Maßnahme, 
einem bloßen Rententourismus in die Bundesrepublik 
entgegenzuwirken, zumal es die erklärte Politik der 
Bundesregierung ist, keine Anreize dafür zu setzen, 
daß die Bürger Osteuropas ihre Heimat verlassen. 
Verläßlich wirken kann aber nur die Eingrenzung des 
persönlichen Geltungsbereichs auf das, was bei Ver-
tragsschluß gewollt war. 

Wir sehen deshalb beide Seiten nach Treu und 
Glauben in der Pflicht, sich in geeigneter Weise zu 
verständigen. Wege dazu gibt es; man muß sie nur 
gehen wollen. 

Ein Asylantenbegünstigungsgesetz wäre der Soli-
dargemeinschaft der deutschen Rentenversicherung 
nicht zumutbar. Welchen gerechten Grund sollte es 
auch geben, Asylbewerber aus Polen besserzustellen 
als solche aus anderen Staaten, in denen — anders als 
im Polen von heute — wirklich politische Verfolgung 
stattfindet? Was soll man davon halten, daß Dritt-
staatsangehörige, die in Polen als Gastarbeitnehmer 
— z. B. aus Vietnam — tätig sind, via DPSVA denkba-
rerweise gegenüber der deutschen Rentenversiche-
rung polnische Zeiten geltend machen können? 

Das wäre bei aller Offenheit für multikulturelle Be-
reicherungen jedenfalls rentenrechtlich eine Unmög-
lichkeit. Dann wäre es besser, gleich in unser Renten-
recht zu schreiben, daß die deutsche Sozialversiche-
rung die Ausfallgarantie für alles übernimmt, was an-
derswo nicht bedient wird. 

(Frau Unruh [franktionslos]: Das müßte der 
Steuerzahler machen, aber nicht die Renten-

kasse!) 

Auch manche Zumutungen der EG-Kommission 
scheinen ja, z. B. bei den Kindererziehungszeiten, in 
diese Richtung zu gehen. Wir können der deutschen 
Sozialpolitik nur raten, will sie ihr hohes Niveau nicht 
gefährden, dazu von Anfang an klar nein zu sagen. 

Lassen Sie mich abschließend noch auf zwei Punkte 
eingehen, die teilweise auf Kritik gestoßen sind. Die 
Übertragung der Kosten der Kindererziehungszeiten 
auf die Rentenversicherung sei durch den erhöhten 
Bundesanteil zwar möglicherweise bis weit in das 
kommende Jahrhundert hinein abgedeckt, bleibe 
aber gleichwohl eine Aufgabe allein des allgemeinen 
Familienlastenausgleichs. Dieser Auffassung vermag 
ich so nicht zu folgen. Kinder sind im Grunde das Dek- 
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kungskapital der im Umlageverfahren finanzierten 
Rente. Aber dieses Verfahren funktioniert wie vorge-
sehen doch nur so lange, wie sich das Verhältnis von 
Beitragszahlern und Rentenempfängern über die je-
weiligen Pe rioden hinweg nicht grundlegend ändert. 
Es war — insofern verstehe ich die Kritik allerdings — 
nicht möglich, z. B. über eine familienorientierte Staf-
felung der Beitragssätze entsprechende Mittel den 
Rentenversicherungsträgern zuzuführen. 

Ernst nehmen wir den Einwand, die bis zum Jahre 
2035 nicht sichere, aber vorstellbare Verdoppelung 
des Alterslastquotienten lasse es angeraten erschei-
nen, das Umlageverfahren nicht zu überfordern. Des-
halb bestehen auch erhebliche Bedenken, neue Auf-
gaben wie etwa das Pflegefallrisiko für die in Zukunft 
mit Sicherheit immer größer werdende Zahl der Hoch-
betagten auf Dauer dem sozialversicherungsrechtli-
chen Umlageverfahren zuzuweisen. Für die Absiche-
rung der bereits jetzt schwer Pflegebedürftigen war 
das zunächst sicherlich unvermeidlich. 

Im übrigen aber sollten wir weitere Überlegungen 
darauf konzentrieren, inwieweit einer kapitalbilden-
den Selbstvorsorge der Vorzug zu geben wäre, wie 
wir ohnehin die ergänzenden Möglichkeiten der be-
trieblichen oder p rivaten Altersvorsorge stärker in das 
Bewußtsein rücken sollten, wofür z. B. die Rückgän-
gigmachung der Quellensteuer auf Kapitallebensver-
sicherungen sicherlich ein richtiger Schritt war. Der 
Gesetzgeber darf nicht die Illusion nähren, soziale 
Leistungen kämen wie der Strom aus der Steckdose. 
Voraussetzung ist und bleibt eine hohe Wirtschaftslei-
stung, ohne die die Probleme der Zukunft nicht an-
nehmbar zu lösen sein werden. Eben diese Leistungs-
kraft wird aber von der Bildung langfristigen Kapitals 
begünstigt, die mit jeder ergänzenden p rivaten Al-
tersvorsorge einhergeht. 

Wirtschafts- und Sozialpolitik sind eine untrenn-
bare Einheit. Aus diesem Grunde müssen die Refor-
men der Alterssicherungssysteme ebenso wie die 
Neuordnung der gesetzlichen Krankenversicherung 
und anderer Bereiche des Sozialrechts und des 
Steuerrechts stets als Einheit gesehen und so gestaltet 
werden, daß die Gesamtabgabelast in wirtschaftlich 
noch verträglichen Grenzen bleibt. 

So gesehen ist die Mitwirkung der SPD am Renten-
konsens sehr zu begrüßen. Sie bleibt aber unter dem 
Gesichtspunkt der Sicherheit der Renten leider nur 
ein halber Schritt, solange die SPD nicht zu akzeptie-
ren vermag, daß eben deswegen — damit die unver-
meidlich steigende Rentenbeitragslast aufgebracht 
werden kann — der Krankenversicherungsbeitrag 
stabilisiert und die Steuerlast gesenkt werden 
mußte. 

Alles miteinander, die Steuerreform 1985/90, die 
Gesundheitsreform 1988 und die Rentenreform 
1990/92, war notwendig, um das Ganze zu sichern: 
eine leistungskräftige Volkswirtschaft, in der soziale 
Gerechtigkeit verwirklicht werden kann. Für diese 
schwere Gesamtaufgabe sind und bleiben CDU/CSU 
und FDP ohne Alternative die am ehesten geeigneten 
Garanten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe Bauchschmerzen, Herr Kollege 
Scheu, wenn man das Gesundheits-Reformgesetz in 
Verbindung setzt mit dem Rentenreformgesetz; denn 
einer unserer Gründe für die Beteiligung am Konsens 
war gerade, daß wir bei der Rente verhindern wollten, 
daß es einen zweiten großen Trümmerhaufen, dem 
Gesundheits-Reformgesetz vergleichbar, gibt. 

(Zustimmung bei der SPD — Widerspruch 
bei der CDU/CSU — Hoss [GRÜNE]: Aber 

der Trümmerhaufen ist eben doch da!) 

Wir haben uns entschlossen — anders als bei den 
großen Rentenreformen von 1957 und 1972 —, bereits 
bei der Vorarbeit für den Gesetzentwurf Einfluß gel-
tend zu machen und Verantwortung zu übernehmen, 
und das um der sozialpolitischen Sache willen. Im 
Interesse der Rentner und der Beitragszahler haben 
wir uns zu diesem Schritt entschlossen. 

Der gemeinsame Weg birgt allerdings auch Risiken 
für beide Seiten. CDU/CSU, FDP und der Bundesar-
beitsminister müssen damit leben, daß die Sozialde-
mokraten im Laufe der Konsensgespräche erhebliche 
Verbesserungen durchgesetzt haben, und sie müssen 
damit leben, daß wir darüber auch mit sehr deutlichen 
Worten sprechen. 

Wir Sozialdemokraten haben uns mit erheblicher 
Kritik aus Teilen der Partei und aus einzelnen Ge-
werkschaften auseinanderzusetzen, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Gott sei Dank!) 

vielleicht auch, weil es für Teile der Partei ungewohnt 
war, daß wir, die wir uns seit 1982 in der Opposition 
befinden, hier einen Teil Verantwortung mittragen, 
allerdings in einer Sache, die nahezu die gesamte 
Bevölkerung angeht. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Sie müssen 
jetzt zähneknirschend bei der Stange blei-

ben!) 

Die Anhebung der Altersgrenzen und die fehlende 
additive Anrechnung der Kindererziehungszeiten 
sind Hauptinhalte dieser Kritik. Aber ich glaube, mit 
diesen Risiken können CDU/CSU, FDP und SPD le-
ben. — Wir bleiben nicht zähneknirschend bei der 
Stange, Frau Beck-Oberdorf, sondern wir sagen: Die-
ser Entwurf trägt in wesentlichen Teilen sozialdemo-
kratische Handsch rift. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Dann ist es 
ja noch schlimmer!) 

Wir haben mit 37 % der Mandate eine Menge durch-
gesetzt. 

Daß die Alterssicherungssysteme in den kommen-
den Jahrzehnten vor erhebliche Finanzierungspro-
bleme gestellt werden, ist inzwischen allgemein be-
kannt. Die demographische Entwicklung, die verän-
derte Erwerbsbiographie der Arbeitnehmer und die 
anhaltend ungünstige Arbeitsmarktsituation werden 
in den nächsten Jahrzehnten zu einer für die Beitrags- 
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zahler erheblich belastenden Relation zwischen Bei-
tragszahlern und Rentnern führen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wieviel Leute sollen wir 
noch beschäftigen? Es sind 28 Millionen!) 

Ich will wiederholen: Heute müssen 100 Beitragszah-
ler für 59 Rentner aufkommen. Im Jahre 2000 werden 
es auf 100 Beitragszahler 75 Rentner sein und im 
Jahre 2010 sogar 90 Rentner auf 100 Beitragszahler. 

Ich will ebenfalls wiederholen, daß das Defizit der 
Rentenversicherung, wenn wir als Gesetzgeber nichts 
tun, im Jahre 2002 zwischen 345 und 470 Milliarden 
DM betragen wird. Diese Zahlen verdeutlichen die 
Notwendigkeit einer Konsolidierung, und dies ist in 
der Tat ein Gesetz zur Konsolidierung, aber auch zur 
Veränderung der Strukturen. Verläßlichkeit und Ver-
trauen in die Generationensolidarität lassen sich 
durch eine Reform nur wiederherstellen, wenn sie von 
einer breiten parlamentarischen Mehrheit getragen 
wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und wenn sie auch auf 
Dauer beibehalten wird!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat

-

ten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Beck-Oberdorf?) 

Heyenn (SPD): Wenn Sie mir gestatten, noch zwei 
Sätze zu sagen. 

Nur bei einem parteiübergreifenden Konsens kön-
nen sich die Beteiligten darauf einrichten, daß die jetzt 
getroffenen Regelungen auch veränderte Mehrheiten 
überdauern. Damit werden auch über die unmittelba-
ren materiellen Inhalte des Reformgesetzes hinaus die 
politischen und die psychologischen Grundlagen für 
die Sicherheit im Alter gelegt. 

Bitte. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE) : Herr Kollege Hey-
enn, wenn Sie hier von den astronomischen Zahlen 
und von den Löchern, die sich in den Rentenkassen 
auftun, sprechen, frage ich Sie: Haben Sie auch die 
astronomischen Zahlen im Bereich der Unterneh-
mensgewinne, die mein Kollege Hoss eben genannt 
hat, zur Kenntnis genommen, und sehen Sie gerade 
als Sozialdemokraten da keinen Umverteilungsspiel-
raum, der dort ganz eindeutig auf der Hand liegt? 

Heyenn (SPD): Wir sehen diesen Umverteilungs-
spielraum eindeutig, und wir sagen Ihnen auch, daß 
mittel- und langfristig zu dem, was wir jetzt hier be-
schließen, zur Finanzierung, die Wertschöpfung dazu-
gehört. Nur, mit 37 % der Mandate konnten wir in 
dieser Konsensrunde dies nicht durchsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir haben 1984 einen Rentenreformgesetzentwurf 

vorgelegt. Diesen haben wir in den folgenden Jahren 
weiterentwickelt. Das jetzt zur Verabschiedung an-
stehende Gesetz enthält in vielen Teilen Punkte aus 
diesem Entwurf von 1984, so den künftigen Gleich-
klang in der Entwicklung der Nettoeinkommen und 
der Renten, die sogenannte Nettorentenanpassung. 
Hier liegt im übrigen das Haupteinsparpotential unse-
rer Rentenreform. 

Über die Anhebung des Bundeszuschusses mag 
man trefflich streiten. Es ist sicherlich ordnungspoli-
tisch ein Fehler, die Kindererziehungszeiten hinein-
zurechnen; 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Aha!) 

wenn ich aber große Milliardenbeträge und bis zum 
Jahr 2036 hieraus zusätzliche Mittel im Bundeszu-
schuß für die Rentenversicherung gewinnen kann, 
dann bin ich gerne bereit, diesen ordnungspolitischen 
Fehltritt mitzutragen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Wir haben die Verlängerung der Rente nach Min-
desteinkommen durchgesetzt, d. h. die Anhebung der 
niedrigen Pflichtbeiträge für langjährig Versicherte. 
Bisher war das auf die Zeit bis 1972 begrenzt. In den 
Konsensverhandlungen haben wir erreicht, daß die 
Mindestbewertung auf alle Pflichtbeitragszeiten bis 
1991 verlängert wird. Damit erhalten die Betroffenen 
eine Rente über dem Sozialhilfeniveau. Von diesem 
Schritt profitieren vor allem Frauen, 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Ja!) 

deren Niedriglöhne damit im Rentenalter ausgegli-
chen werden. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Und kom-
men aufs Sozialhilfeniveau!) 

So findet ein Ausgleich der Lohndiskriminierung 
statt. 

Entscheidend ist dabei, daß alle Renten, die 1991 
laufen, überprüft werden und somit rund 1,4 Millio-
nen Rentner — das ist jeder zehnte Rentner und ist 
jede zehnte Rentnerin — durchschnittliche Rentenan-
hebungen von 150 DM im Monat erhalten. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Auf welchen 
Satz?) 

Damit ist die Altersarmut in der Republik nicht besei-
tigt — das kann nur eine soziale Grundsicherung lei-
sten —, 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Aha!) 

aber es ist ein erheblicher Schritt in die richtige Rich-
tung. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch beim Gesamtleistungsmodell zur Reform bei 
der Anrechnung der beitragslosen und beitragsge-
minderten Zeiten gab es im ersten Diskussionsent-
wurf gravierende Verschlechterungen für Frauen. 
Nach dem Entwurf der Bundesregierung hätten 
Frauen mit im Durchschnitt 3,2 % der Rentenausga-
ben, Arbeiterinnen sogar mit im Durschnitt 5,2 % Ren-
tenverschlechterungen hinnehmen müssen. Durch 
unsere Vorschläge wurde das Gesamtleistungsmodell 
umgestaltet, und in Verbindung mit der Weiterfüh-
rung der Rente nach Mindesteinkommen wurden er-
hebliche Verbesserungen für Frauen erzielt. 

Die drohende Finanzierungskrise der gesetzlichen 
Rentenversicherung hat allerdings — das darf nicht 
unausgesprochen bleiben — die jetzige Bundesregie-
rung mitverschuldet. So wurden mit dem Haushalts-
begleitgesetz die Rentenversicherungsbeiträge der 
Bundesanstalt für Arbeit mehr als halbiert, auf diese 
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Weise wurden der Rentenversicherung jährlich 5 Mil-
liarden DM entzogen. 

Durch den Einsatz der SPD ist Ergebnis der Kon-
sensgespräche, daß wir die halbierten Beiträge der 
Arbeitslosen zur Rentenversicherung wieder anhe-
ben, zwar bedauerlicherweise nicht auf 100 %, aber 
doch auf 80 %. Es muß darauf hingewiesen werden, 
daß dies gegenüber dem heutigen Stand jährliche 
Mehreinnahmen von 4 Milliarden DM für die Renten-
versicherung bedeutet. 

Sehr schmerzlich ist uns geworden, daß in diesem 
Zusammenhang die Leistungen für Arbeitslose in ih-
rer Auswirkung auf die Berechnung der Rente abge-
senkt wurden. Wir konnten in den Konsensverhand-
lungen nur erreichen, daß dies zeitlich hinausgescho-
ben wird und in Stufen erfolgt. 

Die Heraufsetzung der Altersgrenzen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung hat vor allem im Hinblick 
auf die gegenwärtige Arbeitsmarktsituation viel Un-
mut hervorgerufen. Wir haben dieser Heraufsetzung 
zugestimmt, weil wir erreichen konnten, daß der Ein-
tritt der Maßnahme um acht Jahre hinausgeschoben 
wird und daß die Heraufsetzung dann in kleinen 
Schritten erfolgt, und weil wir erreicht haben, daß ab 
1997 der Deutsche Bundestag jährlich mit dem Ren-
tenanpassungsbericht darüber informiert wird, wie 
sich die Anhebung der Altersgrenzen ab 2001 auf die 
Finanzen des Bundes, auf die Finanzen der Renten-
versicherung und auf die Arbeitsmarktsituation aus-
wirken wird. 

Meine Damen und Herren, wenn wir dann noch 
Massenarbeitslosigkeit haben, wird wohl jede Mehr-
heit, welche es dann auch gibt, sagen: Bei Massenar-
beitslosigkeit ist die Heraufsetzung der Altersgrenze 
nicht zumutbar. Und dann wird man zu entsprechen-
den gesetzlichen Schritten kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hätten die Entscheidung über die Altersgrenzen 
in diesem Gesetz gerne vermieden. Ich will aber nicht 
verhehlen, daß die Ankündigung dieser Heraufset-
zung ab 2001 für die Versicherten und für ihre Lebens-
planung auch eine nicht unerhebliche Bedeutung 
hat. 

Meine Damen und Herren, der Kollege Scheu hat 
zum Fremdrentengesetz gesprochen. Ich will mich 
darauf beschränken, zu sagen, daß wir mit dem 
Fremdrentengesetz und den daraus resultierenden 
Leistungen Millionen Heimatvertriebene und DDR- 
Flüchtlinge in der Vergangenheit rentenrechtlich, 
also sozialpolitisch, in die Bundesrepublik integ riert 
haben. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Ja, gut! Wer hat 
das bezahlt?) 

Wir haben immer wieder betont, daß wir am Grund-
prinzip des Fremdrentengesetzes, nämlich dem Inte-
grationsprinzip, festhalten. Eine Demontage dieses 
Gesetzes kommt für uns nicht in Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Frau 
Unruh [fraktionslos]: Wer bezahlt das?) 

Zudem — das will ich zur Bezahlung sagen — ist 
darauf hinzuweisen, daß für Jahrzehnte die günstige 

Altersstruktur der Aus- und Übersiedler positive Aus-
wirkungen auf die Finanzen der Rentenversicherung 
haben werden. Wir wollen allerdings auch eines — 
das leisten wir mit diesem Gesetz — : Wir wollen dort, 
wo sich durch das geltende Recht oder durch Ent-
scheidungen des Bundessozialgerichts Besserstellun-
gen für Aus- und Übersiedler gegenüber bundesdeut-
schen Bürgern ergeben haben, das Recht ändern. 
Aus- und Übersiedler sollen nicht bessergestellt wer-
den als bundesdeutsche Bürger, sie sollen aber auch 
nicht schlechtergestellt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben mit dem vorgesehenen Entwurf unser 
Ziel, die Belastungen aus der demographischen Ent-
wicklung weitgehend gleichgewichtig auf Bund, Ver-
sicherte und Rentner zu übertragen, weitgehend er-
reicht. Der Einstieg in die Harmonisierung ist zu be-
grüßen. 

Was muß ich zum Schluß noch erwähnen? Ich 
glaube, es ist wichtig, darauf hinzuweisen, daß wir für 
alle, die ab 1. Januar 1992 berufs- oder erwerbsunfä-
hig werden — und dies vor dem 55. Lebensjahr —, die 
Zurechnungszeit ausgebaut haben. Das bedeutet für 
diesen Personenkreis eine Anhebung um durch-
schnittlich 60 DM im Monat bei ihrer Rente. 

Ich muß auch noch erwähnen, daß wir den Alters-
sicherungsbericht ab 1997 einmal in jeder Legislatur-
periode vorgelegt bekommen, um im Bundestag dann 
über die Einkommenssituation im Alter der gesamten 
Bevölkerung und nicht nur der der Rentenversiche-
rung diskutieren zu können. 

(Hoss [GRÜNE]: Wir wissen doch, daß es 
Minirenten gibt! Wir brauchen doch nicht ei-
nen Bericht! Was nützt uns fünfmal ein Be-

richt, wenn man einmal nichts tut?) 

Der Personenkreis der Verfolgten mit Kindern im 
Ausland, auf den Herr Hoss hingewiesen hat, wird im 
wesentlichen schon nach heutigem Recht durch die 
Anrechnung von Ersatzzeiten entschädigt. Ich muß 
darauf hinweisen — das ist ganz wichtig — , daß wir 
erstmalig seit 40 Jahren für deutschsprachige Juden 
die Anerkennung als Vertriebene erreicht und damit 
Leistungsmöglichkeiten nach dem Fremdrentenge-
setz geschaffen haben. Ich halte das für einen erheb-
lichen Fortschritt. 

(Dreßler [SPD]: Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich abschließend kurz vier Punkte nen-
nen: 

Erstens. In diesem Gesetzentwurf ist die sozial-
demokratische Handsch rift deutlich erkennbar. 

Zweitens. Mit diesem Gesetzentwurf haben wir für 
die nächsten 20 Jahre die politischen und psychologi-
schen Grundlagen für die Sicherheit im Alter ge-
legt. 

Drittens. Die Einführung einer sozialen Grundsiche-
rung, die Einführung eines Wertschöpfungsbeitrags 
und die Abschaffung der Geringfügigkeitsgrenze, 
was wir hier nicht lösen konnten, bleiben für uns So-
zialdemokraten auf der Tagesordnung. 

(Beifall bei der SPD) 
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Viertens. Wir haben mit diesem Gesetzentwurf 

nicht nur der politischen Kultur in der Republik ge-
dient, wir haben auch gegenüber den Vorschlägen 
der Koalition bei aller nötigen Konsolidierung erheb-
liche Verbesserungen erreicht. Darauf sind wir ein 
bißchen stolz. Wir haben den betroffenen Beitrags-
zahlern und den betroffenen Rentnern erheblich ge-
holfen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Abge

-

ordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Heinrich. 

Heinrich (FDP) : Herr Präsident! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Meiner Rede möchte ich die Über-
schrift geben: Vertrauen in das gemeinsame Konzept 
der Alterssicherung. Die seitherigen Beiträge recht-
fertigen, glaube ich, diese Überschrift. Die beitrags- 
und leistungsbezogene Rentenversicherung ist für 
die Mehrheit unserer Bürger die bedeutendste Absi-
cherung im Alter. Dabei wird es auch künftig bleiben. 
Keiner, der heute Rente bezieht, muß — dies sei in 
aller Klarheit gesagt — Angst haben, daß seine Rente 
gekürzt wird. Notwendige Korrekturen werden, so-
weit sie nicht Verbesserungen enthalten, nur für die 
Zukunft vorgenommen. 

Mit langen Übergangsregelungen haben wir dafür 
gesorgt, daß rentennahen Jahrgängen der Anpas-
sungsprozeß erleichtert wird. Dabei habe ich Ver-
ständnis, daß all diejenigen, denen diese Übergangs-
regelungen noch nicht ausreichen, natürlich gerne 
weitreichendere Regelungen gehabt hätten; aber 
mehr ließ sich in diesem Rahmen nicht durchsetzen. 

Besonders wichtig war für uns, daß auch künftig an 
der Vielfalt des gegliederten Systems unserer Alters-
sicherung festgehalten wird. Es ist sachlich und histo-
risch begründet sowie im Bewußtsein der betroffenen 
Personengruppen fest verankert. 

Vergessen wir aber nicht, daß die gesetzliche Ren-
tenversicherung die Lebensstandardsicherung auf 
längere Sicht nicht in jedem Fall gewährleisten kann. 
— Kollege Cronenberg hat darauf bereits hingewie-
sen. — Deshalb gehören nach unserer Auffassung ne-
ben der ersten Säule, der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, auch die zweite Säule, die bet riebliche Al-
tersversorgung, und die dritte Säule, die p rivate Vor-
sorge, dazu. Eine Einheitsversorgung, auch in Form 
einer allgemeinen Grundsicherung, lehnen wir hinge-
gen ab. 

Wir können uns auch weiterhin nicht mit Vorstel-
lungen anfreunden, alle Selbständigen obligatorisch 
in die Rentenversicherung einzubeziehen. Dafür gibt 
es weder Bedarf noch eine Notwendigkeit. Insofern ist 
es richtig, daß der Entscheidungsspielraum, ob ein 
Selbständiger in die Rentenversicherung als Pflicht-
mitglied eintreten will oder nicht, nunmehr von zwei 
auf fünf Jahre verlängert wird. 

Dieser Grundsatz von mehr Wahlfreiheit verlangt 
aber auch im Bereich der Handwerkerversicherung, 
allen Plänen eine deutliche Absage zu erteilen, die auf 
eine wesentlich längere Zwangsmitgliedschaft als 
nach geltendem Recht zielen. 

Es ist uns gelungen, gravierende Verschlechterun-
gen für die jetzt aktiven Alleinmeister zu vermeiden. 
Damit wird die Akzeptanz dieses Reformvorhabens 
erhöht. Sie wird ebenso durch die verlängerte Nach-
zahlungsmöglichkeit — in Zukunft bis zum 45. Le-
bensjahr — für jetzt nicht mehr anerkannte Ausbil-
dungszeiten als zukünftige Anrechnungszeiten er-
höht. 

Wir haben in den Beratungen im Ausschuß, die sehr 
konstruktiv verliefen, nicht nur die Möglichkeiten der 
vorzeitigen Wartezeiterfüllung verbessert, wenn Er-
werbsunfähigkeit oder Tod die Folge einer Krankheit 
kurz nach Beendigung einer Ausbildung sind, son-
dern auch bestehende Ungerechtigkeiten hinsichtlich 
einer Gruppe von Arbeiterwitwen abgebaut. 

Nicht übersehen werden darf, daß — das liegt mir 
ganz besonders am Herzen — entscheidende Verbes-
serungen für Behinderte erzielt wurden. Dies gilt 
nicht nur für die Bewertung der Beiträge zur Renten-
versicherung — diese wurden von 70 % auf 80 % er-
höht, Herr Kollege Hoss — , sondern vor allem auch für 
den Wegfall der bisher geltenden Regelung, nach der 
in den letzten fünf Jahren vor dem Rentenbezug min-
destens drei Jahre Pflichtbeiträge gezahlt werden 
mußten. Diese flexible Regelung macht jedoch zu-
gleich deutlich, daß das gesamte Recht der Invalidi-
tätsrenten der Überprüfung bedarf. Hier werden wir 
in der Zukunft noch einiges zu leisten haben. 

In der öffentlichen und parlamentarischen Diskus-
sion waren die Renten von Aus- und Übersiedlern in 
den letzten Monaten ein wesentliches und oft domi-
nierendes Thema. Bei dieser oft emotional und noch 
öfter ohne Sachkenntnis geführten Diskussion 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Na, na, Herr 
Heinrich!) 

war fast immer festzustellen, daß auch in der Bundes-
republik unterschiedliche Lohn- und Gehaltsstruktu-
ren in den einzelnen Regionen und Branchen immer 
auch unterschiedlich hohe Renten zur Konsequenz 
haben. Diese Tatsache muß man auch in der Diskus-
sion über die Aus- und Übersiedlerrenten berücksich-
tigen. 

Dazu noch eine Bemerkung. Man kann nicht einer-
seits eine rasche Integration dieses Personenkreises in 
unsere Wirtschaft und Gesellschaft fordern und ande-
rerseits — ohne schamrot zu werden — so tun, als hät-
ten diese neuen Bürger nie gearbeitet. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Bei der Regelung dieser sehr komplizierten Materie 
ließen wir uns aber immer noch von dem Gedanken 
leiten, daß besondere Vergünstigungen für diesen 
Personenkreis der Aussiedler, die unserem Recht 
nicht entsprechen, beseitigt werden müssen. Dies gilt 
auch — und insofern besteht Übereinstimmung mit 
der polnischen Regierung — für die im deutsch-polni-
schen Sozialversicherungsabkommen Begünstigten. 

Um pauschalierende Besserstellungen zu minimie-
ren, haben wir die bisherige Eingruppierung in be-
stimmte Leistungsgruppen durch 24 Branchenwerte 
ergänzt. Ich bin mir im klaren darüber, daß dies Mehr-
arbeit für die Rentenversicherungsträger schafft, aber 
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ich bin absolut sicher, daß eine solche Regelung dazu 
beiträgt, daß wir unserem Ziel nahe kommen, sowohl 
für die Neubürger als auch für die eingesessene Be-
völkerung gleichermaßen vertretbare Lösungen der 
Probleme zu schaffen. 

Was das deutsch-polnische Sozialversicherungs-
abkommen betrifft, so haben wir eine sofortige Kün-
digung, wie sie von manchen suggeriert wurde, abge-
lehnt. Wir verkennen aber nicht, daß die politischen 
Veränderungen in Polen es notwendig machen, ge-
meinsam mit den Polen darüber nachzudenken, ob 
die in den 70er Jahren unter ganz anderen Umständen 
getroffenen Entscheidungen auf Dauer noch aufrecht-
erhalten werden können. 

Lassen Sie mich noch auf einige Aspekte eingehen, 
die heute in der Debatte angeklungen sind, Vorstel-
lungen, die — äußerst vorsichtig ausgedrückt — pro-
blematisch sind. Ich erwähne in diesem Zusammen-
hang auch die Forderung vom Kollegen Dreßler nach 
einer Wertschöpfungsabgabe. Richtiger müßte es ja 
wohl heißen: nach einer Rationalisierungs- oder Inve-
stitionsstrafsteuer. Wir sagen dazu ein klares Nein; 
denn gerade bei den anstehenden demographischen 
Problemen, die wir nur bewältigen können, wenn un-
sere Wirtschaft international und im EG-Rahmen 
wettbewerbsfähig bleibt, können wir uns eine zusätz-
liche Belastung von Innovation und wirtschaftlichem 
Fortschritt nicht leisten. 

(Beifall bei der FDP) 

Verlockend mag in manchen Ohren auch die Forde-
rung nach einer bedarfsorientierten Grundsicherung 
klingen. Doch wer solchen Schalmeienklängen folgt, 
verniedlicht die damit verbundenen Gefahren, daß 
nämlich früher oder später die beitragsfinanzierte 
Rentenversicherung auf Grund läuft. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu den gerade geäu-
ßerten Befürchtungen sagen, der vorgesehene Regel-
mechanismus zwischen Rentenanpassung, Beitrags-
satz und Bundeszuschuß führe zur Entpolitisierung. 
Im Ausschuß wurde sogar von einer Selbstkastrierung 
des Bundestages gesprochen. — Bei allem Verständ-
nis für solche Bedenken, die das Selbstverständnis des 
Parlamentes berühren — ich halte sie letztlich für 
nicht durchschlagend; denn durch die jetzige Rege-
lung ist doch der Gesetzgeber nicht gehindert, einzu-
greifen, wann immer er es für notwendig hält. Der 
künftige Regelmechanismus entlastet aber nicht nur 
das Parlament, ist also Entbürokratisierung, Deregu-
lierung im besten Sinne, hemmt kurzsichtige Einzel-
fallentscheidungen, wie es sie in der Vergangenheit 
gab, sondern trägt auch zur ausgewogenen Belastung 
aller Beteiligten, nämlich der Beitragszahler, der 
Rentner und des Bundes, bei der Bewältigung der Pro-
bleme der demographischen Entwicklung bei. 

(Hoss [GRÜNE]: Und wie löst es die Frage 
der Armutsgrenze?) 

Lassen Sie mich noch ein paar kurze Sätze zur Ver-
längerung der Kindererziehungszeiten sagen. Die 
jetzt vorgesehene Verbesserung bei der Anrechnung 
von Zeiten der Kindererziehung und Pflege wird von 
uns nachdrücklich unterstützt, 

(Beifall bei der FDP) 

wird doch damit eine alte FDP-Forderung endlich er-
füllt. Die jetzige Regelung ist aber noch nicht weitge-
hend genug. Wir berücksichtigen partiell die gesell-
schaftlichen Veränderungen, aber, wie gesagt, eben 
nur teilweise. Hier besteht noch Handlungsbedarf. 
Die Rezepte dafür sind sehr unterschiedlich. 

Für uns Liberale geht es in diesem Zusammenhang 
nicht um eine irgendwie geartete Bevölkerungspoli-
tik. Wir wollen dem einzelnen oder der einzelnen 
auch nicht ein bestimmtes Lebensmodell vorschrei-
ben. Wenn ihr oder ihm zum Ausgleich der zusätzli-
chen Belastungen, die mit Kindern notwendigerweise 
verbunden sind, Kindererziehungszeiten in der Ren-
tenversicherung gewährt werden, darf unserer An-
sicht nach nicht danach differenziert werden, ob je-
mand wegen seiner Kinder zu Hause bleibt 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

oder ob er den ohnehin schwierigen Versuch unter-
nimmt, Berufsleben und Kindererziehung unter einen 
Hut zu bringen. Deshalb halten wir die Anerkennung 
der Kindererziehungszeiten auch bei Berufstätigkeit 
oder freiwilliger Beitragsleistung, begrenzt bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze, in vollem Umfang für er-
forderlich. Nach unserer Auffassung berücksichtigt 
nur eine solche Regelung die veränderten gesell-
schaftlichen Umstände und trägt dem sich langfristig 
ändernden Erwerbsverhalten von Frauen, das ja von 
allen gewünscht wird, Rechnung. 

Ich möchte noch ein deutliches Wort zu den immer 
wieder vorgebrachten kritischen Äußerungen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes zur Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit sagen. Wer dies ablehnt und 
die Wochenarbeitszeit gleichzeitig auf 35 Stunden 
verringern will, muß sich über die gefährlichen Kon-
sequenzen in der Zukunft im klaren sein. Dies hieße 
im Klartext: Senkung des Rentenniveaus. 

(Kolb [CDU/CSU]: Freizeit für die Rentner!) 

Auch der DGB muß endlich zur Kenntnis nehmen, daß 
das Rentenniveau entscheidend durch die Beiträge 
beeinflußt wird und daß bei kürzerer Arbeitszeit auch 
weniger Beiträge in die Kassen der Rentenversiche-
rung fließen. 

(Zustimmung bei der FDP — Reimann [SPD]: 
Das ist horrender Unsinn!) 

Lassen Sie mich zusammenfassend noch einmal sa-
gen: Der Konsens zwischen CDU/CSU, SPD und FDP 
ist deshalb gelungen, weil sich die beteiligten Par-
teien ihrer Verantwortung bewußt waren, in dieser 
überaus wichtigen Frage der Alterssicherung eine 
große Aufgabe gemeinsam lösen zu müssen, und da-
für die normalerweise nun einmal bestehenden Hür-
den beiseite schoben. Für mich ist das erneut ein Be-
weis dafür, daß die Parteien ihren Auftrag in der De-
mokratie verantwortungsbewußt wahrnehmen, und 
dies stimmt mich hoffnungsvoll. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Beck-Oberdorf. 
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Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Einer sitzt bisher ja ganz 
still auf der Regierungsbank. Das ist der Herr Minister 
Blüm. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Der 
kommt noch!) 

— Ich weiß. Ich sage nur, daß er still dasitzt. Mehr 
habe ich nicht gesagt. — Der Herr Minister Blüm ist 
diesmal ja mit einem blauen Auge davongekommen. 
Die große gesellschaftliche Auseinandersetzung um 
die Gesundheitsstrukturreform hatte ihn tatsächlich 
schwer angeschlagen. Dafür hatten unter anderem 
die Damen und Herren von der Sozialdemokratie ge-
sorgt. 

(Kraus [CDU/CSU]: Der Mann ist quickle

-

bendig!) 

Diesmal steht der Herr Minister besser da. Es 
scheint so, als sei die Rentenreform wirklich zu aller 
Zufriedenheit ausgefallen. Dabei ist leicht zu belegen 
—mein Kollege Hoss hat das heute morgen schon 
sehr eindringlich getan — , daß die Einschnitte, die 
diese Reform für die Rentner und Rentnerinnen d. h. 
für die alten Menschen in dieser Gesellschaft, bereit-
hält, mindestens so schwerwiegend wie die Belastun-
gen durch die Gesundheitsreform sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nur hat es der Minister diesmal geschickter angestellt 
und vorher mit den Sozialdemokraten einen Deal ge-
macht. Damit hat hier eine wesentliche Stimme der 
Opposition gefehlt. Es ist sogar so, daß der Kompromiß 
die Sozialdemokratie so mundtot gemacht hat, daß sie 
—so würde man es im Volksmund sagen — jetzt 
Scheiße für Gold verkauft. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

— Den Volksmund darf man hier ja wohl zitieren, 
oder? 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Das Niveau 
dieses Parlaments war schon einmal hö

-

her!)  

Das heißt, daß sie keinerlei Anstrengungen mehr un-
ternommen hat, die Bevölkerung aufzuklären und ihr 
zu vermitteln, was dieses Gesetz eigentlich bedeu-
tet. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sie hofft, bei diesem Deal ungestraft davonzukom-
men. Die Wortgewalt des Kollegen Dreßler heute mor-
gen soll nur über das schlechte Gewissen der Sozial-
demokraten hinwegtäuschen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Hoss [GRÜNE]: 
So ist es!) 

Der massenhafte Protest alter Menschen ist denn 
auch überwiegend ausgeblieben. Wen wundert es? 
Denn es ist nur verständlich, wenn immer und immer 
wieder betont wird, daß wir in eine geradezu drama-
tische Veränderung der Altersstruktur unserer Gesell-
schaft hineinwachsen, und Kollege Dreßler ge-
brauchte heute morgen immer das skandalöse Wort 
von der Alterslast. Nach solch einer Propaganda müs

-

sen die Alten dann schon froh sein, wenn nicht noch 
mehr gekürzt wird als das, was jetzt vorliegt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie müssen einmal von 
der Beitragslast der Jungen reden!) 

Wieder haben wir es mit einem Spar- und Kür-
zungsgesetz und nicht mit einem Reformgesetz zu 
tun, das dringend notwendige Strukturveränderun-
gen anpackt. Das hätte nämlich bedeutet, der Tatsa-
che Rechnung zu tragen, daß die Rentenfrage im we-
sentlichen eine Frauenfrage ist, weil Armut im Alter 
weiblich ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das wissen auch die Rentenreformer. Hätten sie sich 
sonst genötigt gesehen, diese Reform im Vorfeld un-
verfroren als so frauenfreundlich anzupreisen? 

Ich will nicht leugnen, daß es kleine Zugeständnisse 
an Frauen gegeben hat, z. B. mit der Verlängerung 
der Rente nach Mindesteinkommen und der Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten. Aber die sind 
durch die Verlängerung der Lebensarbeitszeit gleich 
wieder doppelt kassiert worden. Das müssen Sie hier 
auch zugeben; doch dazu später. 

Zunächst einmal etwas Grundsätzliches: Mit dieser 
Reform wurde die Chance verpaßt, die längst überfäl-
lige eigenständige Alterssicherung der Frauen anzu-
gehen. Ich frage Sie: Wozu berufen Sie eigentlich 
Enquete-Kommissionen ein — die immer auch viel 
Geld kosten, die viele Sitzungen abhalten — , ohne 
dann deren Aussagen überhaupt zur Kenntnis zu neh-
men? 

(Hoss [GRÜNE]:: So ist es!)  

So eine Enquete-Kommission gab es nämlich bereits 
in den 70er Jahren. Sie forderte schon damals eine 
Umgestaltung des Rentenrechts, um endlich zu einer 
eigenständigen Alterssicherung der Frauen zu gelan-
gen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Forderung ist heute noch dringlicher als da-
mals. Knapp zwei Drittel aller Rentnerinnen der Ar-
beiterrentenversicherung beziehen eine erbärmliche 
Rente unter 500 DM, 

(Günther [CDU/CSU]: Das wird immer tie-
fer!) 

fast 40 % weniger als 300 DM. Das sind Zahlen, die Sie 
in den Unterlagen, die Ihnen von der Regierung in der 
Ausschußberatung zugeleitet worden sind, selbst 
nachlesen können. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und wie viele Beitrags-
jahre haben die? Es geht um die Beitrags-
jahre, Frau Kollegin! Wenn die Beitragsjahre 

nicht da sind, geht das nicht!) 

—Auf die Beitragsjahre komme ich gleich, Herr Kolb. 
— Im Gegensatz dazu sind von einer niedrigeren 
Rente als 500 DM nur 13 % der Männer betroffen. 

Das Bild ist immer gleich: Die Frauen haben win-
zige Renten, weil sie doppelt benachteiligt werden. 

(Hoss [GRÜNE]: Das nehmen die Sozialde-
mokraten nicht zur Kentnnis!) 
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Zum ersten haben die wenigsten Frauen eine lebens-
lange geschlossene Erwerbsbiographie. Wie sollten 
Sie auch? Denn schließlich hat diese Gesellschaft ih-
nen ja die Rolle der Verantwortlichen für Haus und 
Kinder zugeschoben — die Pflege der Alten und Kran-
ken nicht zu vergessen. 

Zum zweiten: Selbst wenn die Frauen ein Leben 
lang erwerbstätig waren, sind ihre Löhne so viel nied-
riger als die der Männer, daß sich ihre Renten am 
Sozialhilfesatz entlanghangeln. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Genau!) 

So erhalten ca. 21 % der ledigen Frauen — und die 
sind in der Regel ihr Leben lang berufstätig gewe-
sen — eine Rente von weniger als 900 DM. Noch 
schlimmer steht es um die geschiedenen Frauen: 24 
von ihnen liegen mit ihrer Rente unter 900 DM, aber 
jede dritte Ehe wird geschieden. Was heißt denn das? 
In einer Zeit, in der noch so viel Beschwörung von 
Liebe, Treue, Familienglück und trautem Heim nicht 
mehr die lebenslange Verbindung zweier Menschen 
herbeireden kann — das kann man nicht herbeire-
den — , ist es sozialpolitisch schlicht unverantwortlich, 
ein soziales Sicherungssystem genau an diese Fiktion 
zu knüpfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Woran wollen Sie es denn knüpfen?) 

Und Sie haben heute morgen wieder von der Famili-
enrente geredet. Die Familienrente ist in unserer Zeit 
eben nicht mehr tragfähig. Dämmert es Ihnen jetzt, 
warum die Frauen zunehmend auf ein Antidiskrimi-
nierungsgesetz und auf Anspruch auf bezahlte Frei-
stellung bei der Kindererziehung pochen? Wenn ei-
nerseits Herr Glotz vom Ende des Patriarchats schreibt 
und andererseits seine Partei hier eine Rentenreform 
mitgebastelt hat, die diesen Mißständen nicht vom 
Ansatz her zu Leibe rückt, können wir diese Glotz-
schen Aussagen allerdings nur müde belächeln. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Doch selbst innerhalb des bestehenden Systems 
gibt es große Ungerechtigkeiten: Die Kindererzie-
hungszeiten werden den erwerbstätigen Müttern vor-
enthalten, obwohl gerade sie oft diejenigen sind, die 
keine Chance haben. Die nicht erwerbstätigen Haus-
frauen und Mütter, die Sie sich wünschen — sicher 
nicht nur zum Wohl der Kinder, sondern auch deshalb, 
weil das die Frauen sind, die Ihnen weiterhin die 
Hemden bügeln und die Hausschuhe hinterhertra-
gen, weil sie eben die Zeit dazu haben —, 

(Günther [CDU/CSU]: Es geht Sie nichts an, 
was meine Frau macht!) 

haben die Wahl, und die Frauen, die erwerbstätig 
bleiben, haben eben nicht die Wahl — sie sind oft 
alleinerziehend — , denen gewähren Sie keine Aner-
kennung der Kindererziehungszeiten. Das ist 
schlichtweg ein Skandal. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Ich werde einmal schauen, wie sich die Kolleginnen 
dieses Hauses, die leider nicht den Mut hatten, sich 
von den Männern zu emanzipieren und einen frak-
tionsübergreifenden Frauenantrag zu formulieren, 

dann bei der namentlichen Abstimmung verhalten 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Warum können die Frauen nicht selbst 

entscheiden, was sie möchten?) 

Die Heraufsetzung der Altersgrenze — obwohl 
nichts von der Doppelbelastung der Frauen beseitigt 
ist — ist ein geradezu niederträchtiger Gleichberech-
tigungsschachzug. Hier stellen Sie zum ersten Mal 
„Gleichberechtigung" her, ausgerechnet indem Sie 
damit Schutzrechte für Frauen abschaffen. 

Wir jedenfalls können nicht verstehen, daß gerade 
die Kolleginnen von der Sozialdemokratie solche Un-
gerechtigkeiten und Verschlechterungen für die 
Frauen mitgetragen haben und durch diesen Kompro-
miß mit möglich machen. 

(Heyenn [SPD]: Wo gibt es denn Verschlech-
terungen für die Frauen?) 

Wir meinen auch, daß die Verlängerung der Rente 
nach Mindesteinkommen, die übrigens nur bis 1992 
gelten soll, das Kuscheln mit den Regierungsparteien 
nicht gerechtfertigt hat. 

(Heyenn [SPD]: Keine Antwort!) 

— Herr Heyenn, wie können Sie fragen: Wo gibt es 
denn Verschlechterungen? Anscheinend lesen Sie als 
Sozialdemokrat nicht einmal Ihre Gewerkschaftspa-
piere mehr. Die erzählen Ihnen nämlich, daß die Ver-
längerung der Lebensarbeitzeit eine Verschlechte-
rung für Frauen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Günther [CDU/ 
CSU]: Keine Verschlechterung in der 

Rente!) 

Natürlich wird die Rente nach Mindesteinkommen 
einem Teil der Frauen helfen. Das soll hier nicht weg-
geredet werden. 

(Reimann [SPD]: Über eine Million!) 

Das will ich hier gar nicht leugnen. Damit wird immer-
hin das geringe Lohnniveau von Frauen, das diese 
Gesellschaft trotz formaler Gleichstellung immer noch 
zuläßt, auf 75 % des Durchschnittseinkommens aufge-
stockt. Meine Damen und Herren: Auf 75 %! Das 
heißt: Für Frauen sind drei Viertel gerade gut genug; 
denn das ist angeblich, Ihrer Meinung nach wohl, das 
gesellschaftlich Richtige, was Frauen zusteht. Im Klar-
text heißt das: Dreiviertel vom Ganzen ist genug für 
einen Frauenlohn, genug jedenfalls, um das schlechte 
Gewissen der Männerwelt zu beruhigen. In Mark und 
Pfennig bedeutet das eine Aufstockung der Rente auf 
höchstens 700 DM bis 980 DM. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr richtig!) 

Immer noch: Sozialhilfe als Lohn für Lebenslei-
stung. 

Es können noch nicht einmal alle Frauen davon pro-
fitieren; denn die Voraussetzung dafür ist eine Er-
werbsbiographie von 35 Jahren. Jetzt werden darin 
auch die Kindererziehungszeiten mit eingerechnet, 
aber Voraussetzung ist immerhin noch fast eine ganze 
Lebensarbeitsbiographie. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Hinterbliebenenrente 
haben Sie total vergessen!) 
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Hinzu kommt, daß bei Teilzeitarbeit die Aufstok-
kung künftig geringer ausfällt. Auch das ist eine Ver-
schlechterung der alten Regelung. 

Überhaupt die Teilzeitarbeit. Diese Bundesregie-
rung rührt ständig die Trommel für die Teilzeitarbeit. 
Das ist ihre Antwort für das schier unlösbare Problem, 
Kinder, Haus und Beruf unter einen Hut zu bringen. 
Sie wissen genau, daß es die Frauen sind, 

(Dr. Thomae [FDP] : Eine Lösung!) 

die in Teilzeit gehen, und nicht die Männer. Gleich-
zeitig aber legen Sie heute ein Rentengesetz vor, das 
durch seine Lohn- und Beitragsbezogenheit Teilzeit-
arbeitende zu den Armen von morgen macht — und 
das sind die Frauen. 

Ziel einer Rentenreform hätte es sein müssen, allen 
alten Menschen ein existenzsicherndes Altersein-
kommen jenseits der ungenügenden Sozialhilfe zu 
garantieren. Diese Chance wurde verpaßt. Die Sozial-
demokratie hat ihre Stimme nicht erhoben, die Wer-
betrommel nicht gerührt, in der Gesellschaft nicht da-
für gekämpft, daß genau das endlich eine Selbstver-
ständlichkeit wird. Sie hat vielmehr mit den Regie-
rungsparteien gekuschelt und steht jetzt da und muß 
diesen Kompromiß auch noch vollmundig verteidi-
gen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie wollen alles gleich auf 
niedrigem Niveau! Dann sind Sie glück

-

lich!) 

Die Einführung einer bedarfsorientierten Grundsiche-
rung würde dieses Ziel sofort erreichen. 

Meine Damen und Herren, dieses Mal sind Sie gut 
davongekommen. Noch schlucken viele ältere Men-
schen, viele Frauen die Armut, die ihnen diese Gesell-
schaft zumutet. Ich bin mir aber sicher, daß mit zuneh-
mendem Selbstbewußtsein der Frauen die Legitima-
tion für dieses Gesetz immer brüchiger wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch wenn Sie so gerne mit dem Schlagwort „Jahr-
hundertreform" hantieren, bin ich mir gewiß: Hundert 
Jahre werden die Frauen nicht mehr stillhalten. 

(Günther [CDU/CSU]: Das hat keiner ge

-

sagt!) 

Sie werden dafür sorgen, daß die Rentenreform weiter 
auf der Tagesordnung bleibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Limbach. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch heute morgen spielt wie in 
vielen Gesprächen zur Rentenreform immer wieder 
die Frage eine Rolle: Wie frauenfreundlich und wie 
familienfreundlich ist diese Reform? Dabei möchte ich 
doch einmal darauf hinweisen, gerade auch wegen 
der Ausführungen der Kollegen von der SPD, daß in 
dieser Hinsicht wichtige Schritte auch schon vor die-
sem Reformgesetz getan wurden. Ich denke daran, 
daß die Wartezeit für das Altersruhegeld von 15 auf 

5 Jahre gesenkt wurde, was insbesondere Frauen zu-
gute kommt 

(Frau Steinhauer [SPD]: Das war ein Meister-
stück!) 

— es sind immerhin 200 000 Frauen, die dadurch ei-
nen Anspruch auf Rente bekommen haben, das muß 
man auch sehen —, 

(Frau Steinhauer [SPD]: Die hätten sonst Er-
werbsunfähigkeitsrente bekommen!) 

und auch die Tabellenwerte für die ersten fünf Jahre 
werden für Männer und Frauen inzwischen gleich 
berechnet. Aber die wichtigste Entscheidung über-
haupt — das ist schon 1986 eingeläutet worden und 
wird jetzt erst ausgebaut — war die Einführung von 
Kindererziehungszeiten. Ich gehe darauf etwas weiter 
ein, weil dieser Punkt in der Debatte gerade deshalb 
eine Rolle spielt, weil Kindererziehungsszeiten in ei-
ner ganz bestimmten Weise ausgeformt worden sind. 
Vielleicht sollte man noch einmal betonen: Natürlich 
sind Frauenpolitik und Familienpolitik nicht iden-
tisch, aber sie haben immer Berührungspunkte, haben 
immer etwas miteinander zu tun. 

Dem Konzept der Kindererziehungszeiten in der 
Rente liegt eine bestimmte Vorstellung zugrunde; 
dies ist aber nicht die Vorstellung einer bestimmten 
Rolle, die Mann oder Frau in der Ehe in bezug auf 
Kindererziehung, Erwerbsleben und gesellschaftli-
ches Engagement haben. Wir gehen davon aus — das 
haben wir immer mit dem Prinzip der Wahlfreiheit 
ausgesprochen —, daß Frauen und Männer nach ih-
ren eigenen Kriterien entscheiden sollen, wie sie das 
gestalten. Jetzt kommt der Punkt: Natürlich gibt es 
— das sehen wir auch — Einschränkungen dieser 
Wahlfreiheit durch äußere Umstände: Alleinleben, 
mangelndes Einkommen und dergleichen. Aber man 
muß sehen: Man kann nicht immer alle Probleme, die 
es dann gibt, jeweils mit einem einzigen Gesetz lösen. 
Vielmehr ist es vernünftiges und auch pragmatisches 
politisches Handeln, aber ausgerichtet an einem Kon-
zept, wenn man immer da, wo es denn geht und wo es 
sinnvoll erscheint, e i n Problem, das in dieser Gesell-
schaft in dieser Beziehung besteht, zu lösen ver-
sucht. 

Hier ging es uns darum, die Folgen der Entschei-
dung zur Erziehung ohne Erwerbstätigkeit verträglich 
zu gestalten. Der Haken war ja — ich spreche nur von 
diesen Familien — : Wenn man sich für Erziehungsar-
beit ohne Erwerbsarbeit entschied, man kann auch 
sagen: entscheiden konnte, hatte das gravierende 
Nachteile in der Rentenbiographie. Diese Lücke aus-
zufüllen, das ist das Ziel der Kindererziehungszeiten. 
Wir sind sehr froh, daß das von uns 1986 eingeführte 
eine Jahr rentenbegründend — das muß man aus-
drücklich sagen — und rentensteigernd für die Ge-
burten ab 1992 auf drei Jahre ausgedehnt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier möchte ich auch einmal erwähnen, daß wir von 
der CDU/CSU-Fraktion es gerne gesehen hätten, daß 
diese Neuregelung schon für die Geburten ab 1990 
gegolten hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Das war aber in den Konsensgesprächen nicht durch-
zusetzen. 

(Günther [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Erlauben Sie einmal eine Bemerkung zum Kompro-
miß. Es ist bei jedem Kompromiß, und sei er noch so 
fair, so, daß niemand der Beteiligten seine eigenen 
Anschauungen lupenrein durchbringen kann. So hat 
jeder, der daran beteiligt war, sicher in dem einen 
oder anderen Punkt nachgeben müssen. Die Ausdeh-
nung ab 1992 war z. B. ein Punkt, wo wir nachgege-
ben haben. Ich meine, auch das sollte man einmal 
sehen: denn das Prinzip „Kompromiß" gilt auch für 
die Beamtenversorgung. Auch da wurden nicht alle 
Vorschläge, die z. B. von uns Frauen erarbeitet wur-
den, in den gemeinsamen Konsens aufgenommen. 
Aber es gehört auch zur Fähigkeit, gemeinsam Politik 
zu machen, daß man akzeptiert, daß man auch Kom-
promisse suchen und finden muß, und daß man dann, 
wenn sie gefunden sind, dazu gemeinsam stehen 
muß, auch wenn man selbst vielleicht noch einzelne 
Vorbehalte hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine konkrete Verbesserung — das ist hier auch 
gesagt worden — stellen auch die Kinderberücksich-
tigungszeiten dar — sie gelten auch für Geburten vor 
1992 —, die bis zu zehn Jahren pro Kind betragen. Sie 
sind — das muß man einmal sagen — ein wichtiger 
Baustein, um Ansprüche, z. B. den Anspruch auf eine 
Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, auf-
rechtzuerhalten, ohne daß für diese Zeit Beiträge ge-
zahlt werden müssen. 

Die Kinderberücksichtigungszeiten haben eine be-
sondere Bedeutung auch im Rahmen der Gesamtlei-
stungsbewertung, weil sie verhindern — da kommt 
wieder das Element der Rentenlücke wie bei den Kin-
dererziehungszeiten — , daß sich in diesem Rahmen 
erziehungszeitbedingte Lücken mindernd auf die Be-
wertung der beitragslosen Zeiten auswirken. Auch 
hier ist das Ziel nicht sozusagen ein genereller Zu-
schlag für Erziehungsleistungen, sondern Hilfe, um 
Lücken, die durch Erziehung ohne Erwerbstätigkeit 
entstehen, zu verringern oder aufzufüllen. 

Dazu erwähne ich die Pflegeberücksichtigungszei-
ten, die vorgesehen sind. Im Ausschuß haben wir eine 
Verbesserung herbeigeführt, indem der Beg riff der 
Pflege aus dem BSHG übernommen wurde, der etwas 
mehr Spielraum gibt. Diese Pflegeberücksichtigungs-
zeiten werden vielfach von Frauen in Anspruch ge-
nommen, weil diese, wie schon zu Recht gesagt 
wurde, die Erziehungs- und Pflegeleistungen über-
nehmen. Diese Zeiten haben dieselben positiven Wir-
kungen wie die Kinderberücksichtigungszeiten, die 
ich hier dargestellt habe. 

Nun lassen Sie mich noch ein Wort zu dem sagen, 
was immer wieder in der Diskussion hochkam und 
was auch Sie, Frau Beck-Oberdorf, sagten. Ich frage 
einfach: Finden Sie es eigentlich schlimm, wenn Men-
schen sich gegenseitig helfen, sei es durch Hemden-
bügeln, sei es durch Windelnwaschen, Kaffeekochen 
oder was auch immer. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich finde das sehr schön, wenn beide dies untereinan-
der teilen. Ich finde es sehr schön, wenn ich mich bei 
meinem Mann bedanke, daß er Kaffee gekocht hat, 
und wenn er sich bei mir bedankt, daß ich die Wäsche 
gemangelt habe; wenn ich mich bei ihm bedanke, daß 
er die bügelfreien Hemden gewaschen hat. Das alles 
finde ich richtig und gut. 

Ich finde es nicht gut, wenn in die Diskussion immer 
ein Touch hineinkommt, als sei das eigentlich eine 
falsche Lebensweise. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ja!) 
Ich finde es dann falsch, wenn der eine es vom andern 
fordert nach der Position: Ich habe das zu fordern. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Wir reden über 
Armut!) 

Ich finde es richtig, wenn es in einer funktionierenden 
Partnerschaft — die ich vielen Menschen wünsche — 
freiwillig von den Beteiligten auf dem Gebiet, das sie 
beherrschen, eingebracht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, Sie ge-
statten eine Zwischenfrage? 

Frau Limbach (CDU/CSU) : Bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Frau Kollegin, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich nicht das 
gegenseitige Helfen schlimm finde, wenn es gegen-
seitig ist, daß ich allerdings dagegen bin, daß ein Teil 
der Bevölkerung, nämlich ein Geschlecht, den ande-
ren bedient und dafür auch noch mit materieller Ar-
mut bezahlt? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Frau Limbach (CDU/CSU): Ich nehme Ihre Stel-
lungnahme zur Kenntnis, Frau Beck-Oberdorf. Aber 
ich kann sie nicht teilen, weil in Ihren vorherigen Aus-
führungen der Aspekt, den Sie soeben verdeutlicht 
haben, nicht deutlich wurde. Ich habe selber gesagt: 
Menschen dürfen solche Dienstleistungen nicht von-
einander fordern, als hätten sie es mit Sklaven zu tun; 
doch Menschen dürfen es freiwillig füreinander tun, 
selbst dann, wenn der eine mehr als der andere der 
Gebende ist, solange er es freiwillig und aus eigenem 
Antrieb und aus Liebe zu dem anderen tut. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das verbietet 
doch keiner!) 

— Richtig; es verbietet keiner, Frau Unruh. Aber es 
wird sehr häufig in der öffentlichen Diskussion so dar-
gestellt, 

(Kolb [CDU/CSU]: Auf dieses Argument 
sollte man jetzt nicht eingehen!) 

daß viele Frauen hinterher fragen: Machen wir denn 
etwa alles falsch? Und daß viele Männer sich fragen: 
Werden wir hier denn als Rüpel hingestellt? Ich finde, 
das darf nicht sein. Wenn wir es gemeinsam verbes-
sern wollen, dürfen wir nicht damit anfangen, diejeni-
gen, von denen wir denken, sie müßten sich noch ver- 
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ändern, als erstes vors Schienbein zu treten. Dann fällt 
es ihnen nämlich schwerer, sich zu verändern. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
Ich denke, das sollten wir ihnen erleichtern und nicht 
erschweren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Redezeit ist leider begrenzt. Deshalb muß ich 
mich auf diese kurzen Bemerkungen beschränken. 
Aber ich glaube, daß die Frage nach der Frauen- und 
Familienfreundlichkeit dieser Rentenreform auch 
nach dem zwischen den Fraktionen gefundenen Kon-
sens jedenfalls positiv beantwortet werden kann, wo-
bei wie bei allem Menschenwerk immer Lücken und 
Wünsche an die Zukunft bleiben. Ich bin sicher: Es 
wird auch in Zukunft Abgeordnete und andere Men-
schen geben, die sich bemühen werden, unser Sozial-
system, unser Rentenversicherungssystem, unser Ge-
meinschaftsleben zu verbessern. Ich wünsche uns und 
denen, die dies dann weiter tun und weiterführen 
werden, viel Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen! Wir un-
terhalten uns heute hier über das Konzept zur Siche-
rung der Finanzierung der Renten. Davon sind, wie es 
Frau Beck-Oberdorf, Frau Limbach und viele andere 
heute hier gesagt haben, Frauen besonders betroffen, 
weil — auch das ist gesagt worden — sie das Gros der 
Rentner und Rentnerinnen stellen, weil sie überpro-
portional im Alter von Sozialhilfe abhängig werden, 
leider, weil die Armut im Alter vorwiegend nach wie 
vor eine weibliche ist und weil bei vielen Frauen, vor 
allem bei denen mit Kindern, nach einem sehr arbeits-
reichen Leben eine Versorgung vorhanden ist, die 
dieser Arbeitsleistung in keiner Weise entspricht. Dar-
über bin ich mir mit all denen — einschließlich der 
GRÜNEN — , die das hier gesagt haben, einig. 

Deshalb muß dieser Gesetzentwurf, den wir heute 
verabschieden wollen und der, Frau Beck-Oberdorf, 
nicht das Ende jeder Reformbemühung in der Renten-
versicherung darstellt, 

(Beifall bei der SPD) 
daraufhin überprüft werden, ob er diesem Ziel, da 
Verbesserungen zu schaffen, ein Stück näherkommt 
oder ob er dieses Ziel behindert. Ich sage im Gegen-
satz zu Ihnen, dieser Gesetzentwurf und dieses Kon-
zept haben erreicht, daß Altersarmut für viele ein 
Stück gemildert — ich verwende das Wort „beseitigt" 
nicht — ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Ich wiederhole das, was ich hier in der ersten Le-

sung gesagt habe: Allein die Tatsache, daß durch die 
Fortschreibung der Rente nach Mindesteinkommen, 
eine der wesentlichen Forderungen meiner Fraktion, 
1,1 Millionen Rentnerinnen und 170 000 Rentner eine 
deutliche Verbesserung ihrer Rente erfahren werden 
und nicht mehr von Sozialhilfe abhängig sein werden,  

ist für mich der Grund, dem zuzustimmen. Was gibt 
mir denn mit meiner Altersversorgung das Recht, 
mich über das Schicksal dieser Menschen zu erheben 
und mit einem Achselzucken darüber hinwegzuge-
hen? 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber auch für diejenigen Frauen, die zwar ausrei-
chende Renten, aber immer noch deutlich niedrigere 
als die Männer — auch da teile ich diese Analyse — 
haben, ist es gelungen, die Differenz zwischen den 
Männerrenten und den Frauenrenten zu verringern 
und zu berücksichtigen, daß Frauen andere Lebens-
biographien haben, daß sie zwar alle arbeiten, aber 
nicht alle durchgehend und voll erwerbstätig sein 
können und wollen. 

Wir freuen uns deshalb, daß künftig zwei zusätzli-
che Kindererziehungsjahre anerkannt werden. Wir 
wissen, daß dieses Wort „künftig" auch auf Kritik 
stößt, nach dem Motto: Warum erst für diejenigen, die 
ihre Kinder ab 1992 bekommen? Schlicht und einfach 
deshalb, weil eine rückwirkende Lösung 9 Milliarden 
DM zusätzlich gekostet hätte, um diese zwei zusätzli-
chen Jahre auch für bereits geborene Kinder anzuer-
kennen. Ich akzeptiere, auch wenn meine Generation 
und die Generation meiner Mutter nichts mehr davon 
hat, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das ist traurig!) 

daß es die Generationen unserer Töchter und Enke-
linnen — hoffentlich betrifft es auch bald die Söhne 
und Enkel — etwas leichter haben werden, einen 
Rentenanspruch zu erwerben, der die für die Familie 
geleistete Arbeit berücksichtigt. 

Könnte man also sagen: Wir sind zufrieden? 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Nein!) 

— Nein. Sie haben recht, Frau Unruh; aber nicht in 
dem Stil, wie Sie das machen. Nein, wir sind nicht 
ganz zufrieden. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Seien Sie doch 
auch mal etwas wilder!)  

Wir sind es nicht, weil die Konzeption, Herr Blüm, der 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten einen 
ganz erheblichen Mangel aufweist, der, Frau Lim-
bach, in diesem Gesetz hätte geregelt werden kön-
nen. Frauen, die nach der Geburt eines Kindes er-
werbstätig sind, bekommen ihre Kindererziehungslei-
stung nicht oder nur teilweise anerkannt. Frauen, die 
für diese Zeiten — das ist eines der schlimmsten Dinge 
— freiwillig Beiträge aus ihrer Tasche geleistet, auf 
einiges verzichtet haben, um das machen zu können, 
ihre Erwerbstätigkeit also unterbrochen haben, be-
kommen ebenfalls nichts anerkannt. 

Das heißt, es wird eben nicht die Kindererziehungs-
leistung aller Mütter anerkannt. Die Erziehungslei-
stung der alleinerziehenden Verkäuferin, lieber Herr 
Minister Blüm, ist Ihnen nichts wert, ebenso die Erzie-
hungsleistung der Mutter, deren Mann in Kriegsge-
fangenschaft war oder arbeitslos ist und die arbeiten 
will und muß, um die Existenzgrundlage ihrer Familie 
zu sichern. Die Erziehungsleistung der Sekretärin, de-
ren Mann studiert und dem sie das Studium finanziert 
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und die ihre Erwerbstätigkeit zu einem späteren Zeit-
punkt unterbricht, um ihren Kindern in der Familie 
und in der Schule zu helfen, ist dem Herrn Arbeitsmi-
nister ebenfalls nichts wert. 

(Zurufe von den GRÜNEN und der CDU/ 
CSU) 

— Diese Wirkung ist so, weil sie nicht nach der Geburt 
ihres Kindes ihre Erwerbstätigkeit unterbricht und 
weil Sie nicht erkennen, daß Frauen, auch wenn ihre 
Kinder älter sind, ihre Erwerbstätigkeit reduzieren, 
um für ihre Kinder da zu sein. Die haben nichts da-
von. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Erziehungsleistung einer teilzeitbeschäftigten 
Frau ist in manchen Fällen pro Jahr noch 2,50 DM 
oder auch gar nichts wert. Die Erziehungsleistung der 
Mütter, die wegen ihrer kleinen Renten von Sozial-
hilfe abhängig werden, schlägt sich auch nicht mehr 
nieder, weil hier eine Anrechnung auf die Sozialhilfe 
stattfindet. 

Nun könnte man natürlich meinen, das alles habe 
irgendwelche finanzielle Ursachen, es seien wieder 
Milliardenbeträge dafür notwendig und deshalb gäbe 
es logische Gründe, dies abzulehnen. Nein, so ist es 
nicht. Warum wird es also gemacht? Eine vernünftige 
Lösung ist vor allem an der Ideologie des Bundesar-
beitsministers gescheitert, liebe Waltraud Schoppe, 
nicht an uns. Ich muß nicht dahin schauen; die haben 
nämlich gekämpft, und die dort haben auch ge-
kämpft. Nur der hat nicht gewollt, und der Herr Gün-
ther hat nicht gewollt. So sieht es aus. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Eine vernünftige Lösung ist an der Ideologie des 
Bundesarbeitsministers gescheitert; Aussage: Und 
selbst wenn das Ganze nichts kostet, mit mir nicht. Der 
Arbeitsminister akzeptiert eben nach wie vor nicht die 
unterschiedlichen Lebensplanungen von Frauen. Er 
akzeptiert nicht, daß alle Mütter lebenslang berufli-
che Nachteile haben, die sich dann auch in ihrer Rente 
niederschlagen. Er akzeptiert nicht, daß alle Mütter 
ihre Kinder erziehen und dies unabhängig davon, ob, 
wann und in welchem Umfang sie erwerbstätig sind. 
Er ficht hier hoffentlich ein letztes Gefecht gegen die 
Vereinbarkeit von Kindern und Beruf und die Gleich-
wertigkeit von Lebensverläufen. 

Er hat sich damit leider gegen die Vorsitzende der 
Frauenunion Frau Professor Süssmuth durchgesetzt, 
die noch im Januar öffentlich erklärt hat, daß sie die 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten für nach 
der Geburt erwerbstätige Frauen und freiwillig Versi-
cherte will. Er hat sich gegen uns und er hat sich 
gegen die FDP durchgesetzt. Leider haben wir ver-
geblich auf die Unterstützung der Frauenministerin in 
dieser Frage gewartet. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die Ideologie hat in dieser Frage über die Vernunft 
gesiegt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Kompromisse sind Kom

-

promisse!) 

Sie müssen aber ehrlicherweise zugeben, daß dieser 
Sieg nicht möglich gewesen wäre — Herr Blüm, ich 
habe Ihnen das nach unserem Gespräch angekündigt, 
Sie wissen Bescheid, Sie dürfen jetzt nicht erstaunt 
sein — , wenn sich alle Frauen des Deutschen Bundes-
tages einig gewesen wären, alle Frauen! Wir waren 
bis zuletzt bereit — auch um den Preis, für Teilzeitbe-
schäftigte oder wegen Kindererziehung beurlaubte 
Beamtinnen einer verbesserten Übergangsregelung 
zuzustimmen — , gemeinsam mit den Frauen der Uni-
onsfraktion die Anerkennung der Kindererziehungs-
leistung für alle Frauen durchzusetzen. Leider konn-
ten oder wollten Sie es nicht. Wir konnten und wollten 
nicht einer Regelung zustimmen, die Verbesserungen 
für Beamtinnen bringt und Rentnerinnen unberück-
sichtigt läßt. Bei uns gab es keine ideologischen 
Gründe, sondern ausschlaggebend war schlicht und 
einfach die Tatsache, daß bei vergleichbaren Einkom-
men und gleichen Lebensverläufen die Altersversor-
gung der Beamtinnen trotz der vorgesehenen Kürzun-
gen und nach Abzug aller Steuern immer noch um 25 
bis 30 % über der der Rentnerinnen liegt. Wir hätten es 
trotzdem getan, aber nicht dann, wenn die Rentnerin-
nen unberücksichtigt bleiben. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Beck-Oberdorf? 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Wenn ich es nicht 
angerechnet bekomme, selbstverständlich. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Frau Kollegin 
Schmidt, ist Ihnen bekannt, daß heute hierzu ein An-
trag auf namentliche Abstimmung vorliegt, in dem 
alle Frauen dieses Hauses genau diese additive — — 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Ich bin doch gleich 
dabei; geben Sie mir noch die halbe Minute Zeit. Es 
geht nämlich in meinem Gedankengang genauso 
weiter. Sie dürfen sich auch setzen; es ist nämlich 
mein Redetext. 

Wenn nun heute einige Mitglieder der SPD-Frak-
tion in namentlicher Abstimmung in zweiter Lesung 
dem Antrag der GRÜNEN auf additive Anrechnung 
von Kindererziehungszeiten zustimmen werden, 
dann haben sie sich diese Entscheidung nicht leicht 
gemacht. Wir wollen uns nämlich nicht zu Lasten an-
derer profilieren. Wir akzeptieren — wir können diese 
Überlegungen nachvollziehen —, daß diejenigen, die 
diesen Antrag für richtig halten — und das tut meine 
gesamte Fraktion — und ihm dennoch nicht zustim-
men, befürchten, daß ihre Zustimmung zu diesem An-
trag den gesamten Kompromiß gefährden könnte. Ich 
dagegen und einige andere können nicht glauben, 
daß dieser Kompromiß und die Regierungsfähigkeit 
oder ähnliches daran hängen kann, offenkundige Un-
gerechtigkeiten zu beschließen. Deshalb möchten ich 
und andere diese letzte Möglichkeit nutzen, noch et-
was zu erreichen. 

Aber auch dann, wenn dieser Versuch scheitern 
sollte, werden wir dem Gesamtkonzept dieser Renten-
reform zustimmen, weil das, was ich eingangs sagte, 
bestehen bleibt: In diesem Kompromiß ist für Frauen 
vieles erreicht worden, was unter der Überschrift „Sa-
nierung der Rentenfinanzen" nicht selbstverständlich 
war. Wir wären unglaubwürdig, wenn wir die Verbes- 
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serung der Lebenssituation von Millionen von Men-
schen mit einem Achselzucken abtäten, weil wir uns 
in einigen Fragen nicht durchsetzen konnten. 

Wir müssen uns aber auch klar darüber sein, daß 
eine wirkliche Reform unserer Alterssicherungssy-
steme gerade im Hinblick auf die Situation der Frauen 
noch nicht erreicht ist. Wir wollen, Frau Beck-Ober-
dorf, wie auch Sie, wenn auch wahrscheinlich auf 
anderen Wegen, eine eigenständige Alterssicherung 
und keine von unseren Partnern abhängige. Wir wol-
len die Honorierung der bezahlten und unbezahlten 
Arbeit, die Frauen in dieser Gesellschaft leisten. Die 
Arbeit an der Rentenversicherung geht also weiter 
und auch der Streit um den besten Weg zu einer wirk-
lichen Reform. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Un-
sere Rentenversicherung besteht in diesem Jahr ge-
nau hundert Jahre. Sie hat in diesen hundert Jahren 
Generationen Sicherheit geboten. Die Rente hat alle 
Schicksalsschläge und Katastrophen unseres Jahr-
hunderts überlebt, zwei furchtbare Weltkriege, zer-
störte Städte und Bet riebe, die Teilung unseres Vater-
landes, Inflation und Währungsreform. Hundert Jahre 
Rentenversicherung! Und sie soll auch die nächsten 
hundert Jahre Sicherheit gewähren. Und deshalb muß 
sie weiterentwickelt werden, damit man sich auf un-
sere Rentenversicherung verlassen kann. Sie ist eine 
der großen Solidarleistungen. Sie ist auch mehr als 
eine Verteilungsmaschine. Sie ist auch mehr als nur 
Lieferant von materieller Sicherheit. Sie eignet sich 
nicht für Tagespolitik und nicht für eine Politik von der 
Hand in den Mund; denn mit ihr verbinden sich Le-
benserwartungen. Auch der 30jährige hat einen An-
spruch darauf zu wissen, wie es ist, wenn er 60 ist. 
Deshalb kann man Rentenpolitik nicht in die Zwänge 
einer Legislaturpe riode einspannen. 

Die Rentenversicherung folgt den großen Volks-
weisheiten: „Im Verhältnis zum Alter offenbart sich 
die Kultur jeder Zeit". 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Gehen Sie 
mal in unsere Pflegeheime, Herr Blüm!) 

„Du sollst Vater und Mutter ehren" ist ja nicht nur ein 
biblisches Gebot, sondern eine Volksweisheit, ge-
speist aus Jahrhunderten. 

Deshalb ist es gut, daß wir alle Kräfte für eine große 
Renteneinigung mobilisiert haben. Auch die GRÜ-
NEN waren dazu eingeladen. Sie haben die Einla-
dung abgelehnt. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Mit gutem 
Grund!) 

Wir wollten einen Rentenkonsens so breit wie nur 
möglich, über alle parteipolitischen Grenzen hinweg, 
ohne alle Scheuklappen. Und deshalb ist es heute ein 
guter Tag für die Sozialgeschichte unserer Republik, 
daß sich SPD, FDP, CDU, CSU, Gewerkschaften, Ar-
beitgeber und die großen Sozialverbände — ich 

nenne VdK und Reichsbund — in Sachen Renten geei-
nigt haben und gegenüber unseren älteren Mitbür-
gern die Zusage geben, daß wir eine Rentenreform 
geschaffen haben, rausgehalten aus dem parteipoliti-
schen Streit, soweit es geht, um Vertrauen zu schaf-
fen; denn das Schlimmste, was der Rentenversiche-
rung passieren könnte, wäre eine jährliche Diskussion 
über ihre Zukunft. Da könnte die Rente aktuell noch 
so hoch sein, wenn nicht Verlaß ist, wenn man nicht 
weiß, wie es weitergeht, dann würde mit Angst Unsi-
cherheit entstehen. 

Und was zählt — das will ich auch sagen — , ist der 
Konsens. Ich beteilige mich heute überhaupt nicht an 
einer Rechthaberei, wer wann was wo besser gewußt 
hätte. Ich finde, ein Konsens hat nur Sinn, wenn er von 
allen Seiten mitgetragen wird. Ich erhebe auch gar 
keinen Patentanspruch, welche Idee von der CDU 
kam, welche von der FDP. Das ist bestenfalls etwas für 
Geschichtsbücher. Am Schluß zählt das, was wir ge-
meinsam zustande gebracht haben. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Was gewählt 
wird!) 

Ich würde mich allerdings gegen den Eindruck 
wehren, als sei die eine Seite die Seite der Hartherzi-
gen und die andere Seite die Seite der sozial Empfind-
samen, die einen fordern, und die anderen bleiben auf 
der Kasse sitzen. Nein, es ging uns gemeinsam um die 
Zukunft der Rentenversicherung. — Ich werde nur an 
einer Stelle von diesem guten Vorsatz abweichen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Das ist doch 
logo!)  

Das ist an der Stelle, an der ich eine Antwort auf Frau 
Schmidt Ihnen und mir schuldig bin. 

Ich will den Blick zurücklenken. Die erste große 
Reform in der Nachkriegszeit war die im Jahre 1957 
unter Konrad Adenauer. Der Durchbruch damals war, 
daß die Rente keine Zuteilung mehr war, daß sie lohn- 
und beitragsbezogen wurde, daß sie dynamisch 
wurde, daß damit die Rentner an den Fortschritten der 
Volkswirtschaft, an den produktiven Fortschritt ange-
hängt wurden. Lohn war damit der Maßstab für die 
Rente. Rente ist nicht ein Akt der Barmherzigkeit, son-
dern hat etwas mit Gerechtigkeit zu tun. Wer ein Le-
ben lang gearbeitet und Beiträge gezahlt hat, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Wie Abgeordnete 
und  Minister!)  

der bekommt eine andere Rente als der, der weniger 
erwerbstätig war und weniger Beiträge bezahlt hat. 

Für die Frage der Armut ist die Rentenversicherung 
nicht zuständig. Dafür haben wir andere Instrumente. 
Denn sonst würden die Beitragszahler sozusagen den 
Sozialstaat bezahlen. Zur Bekämpfung der Armut sind 
alle verpflichtet, alle Steuerzahler, auch diejenigen, 
die gar nicht in der Rentenversicherung sind. Die 
Rente muß das bleiben, was sie seit Konrad Adenauers 
Zeiten ist: ein Alterslohn für Erwerbsarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Darauf basiert auch das, was wir weiterentwickelt 
haben. Wir haben nicht bei Null begonnen. Wer so tut, 
als gäbe es die Chance, sozusagen bei Null zu begin-
nen, der überfordert die Politik. Wir leben mit Erwar- 



13134 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 174. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. November 1989 

Bundesminister Dr. Blüm 

tungen von Menschen, mit Zusagen. Wir können nicht 
mit einem großen Strich neu beginnen. Wir entwik-
keln weiter. Evolution war immer das Erkennungszei-
chen der Sozialpolitik. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Harmonisie

-

rung!)  

Es gibt drei Erkennungszeichen dieser Reform. 

Erstens. Wir führen die Reform rechtzeitig und 
langfristig durch. Wir reformieren nicht in letzter Mi-
nute. Wenn es nur um diese Legislaturperiode gegan-
gen wäre, wenn es um den Wahlkampf 1990 gegan-
gen wäre, wenn wir nur taktisch gedacht hätten, hätte 
ich gesagt: Reformiert die Rentenversicherung erst, 
wenn das Feuer im Haus ist, reformiert sie erst, wenn 
jeder merkt, daß wir reformieren müssen. Nein, wir 
reformieren rechtzeitig. In dieser Legislaturpe riode 
besteht keine Rentengefahr. Die gibt es erst in den 
90er Jahren. Dennoch: Wir handeln heute gemeinsam 
aus Verantwortung. Und das finde ich gut. Wir ma-
chen Sozialpolitik nicht von der Hand in den Mund, 
sondern Sozialpolitik, die vorausschauend verantwor-
tungsvoll tätig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Damit entkräften wir auch den Vorwurf an alle Politi-
ker, wir würden nur taktisch und kurzfristig handeln 
und nur an den nächsten Wahlkampf denken. Die 
Rentenreform widerlegt diesen Vorwurf. 

Zweitens. Die Rentenreform ist solidarisch. Die La-
sten, die durch veränderte Bedingungen entstehen, 
verteilen wir auf alle Schultern. Es ist ein guter Erfah-
rungssatz der Solidarität: Wenn es schwierig wird, 
verteile die Lasten auf alle, auf die Jungen, auf die 
Alten und auf den Staat. Er muß als Dritter im Spiel 
sein. Es ist eine solidarische Lastenverteilung nach 
dem Grundsatz: Geteilte Last ist halbe Last. Die Jun-
gen werden auch einmal alt. Sie wollen dann von den 
Nachfolgenden so behandelt werden, wie sie die Al-
ten behandelt haben. Die Alten müssen wissen, daß 
man den Jungen nicht Lasten und Beiträge zumuten 
kann, unter denen sie zusammenbrechen. Insofern ist 
die alte Generationensolidarität, früher in der Großfa-
milie verwirklicht, in ihrer Sicherungsfunktion so 
nicht mehr da. Das muß jetzt die Rentenversicherung 
übernehmen. 

Drittens. Es ist eine solide Reform. Wir haben diese 
Reform jahrelang vorbereitet und die Rentenversiche-
rung durch wichtige Entlastungsgesetze in einen Zu-
stand gebracht, daß wir jetzt ohne den akuten Druck 
leerer Kassen handeln können. Ich denke, daß auch 
die Reform der Renten der Hinterbliebenen ein Be-
standteil der Strukturreform war. Es ist eine solide 
Reform. Ich teile auch das, Herr Hoss, was heute mor-
gen der Kollege Dreßler gesagt hat: Es ist keine Ren-
tenreform aus Augenblicksrechnungen, weil das Wet-
ter gerade günstig ist. Wir machen jetzt eine Renten-
reform für Generationen. Deshalb können wir nicht 
aus Augenblicksrechnungen Entscheidungen tref-
fen. 

(Abg. Hoss [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Bitte, Herr Hoss. 

Vizepräsident Stücklen: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Entschuldigung, Herr Präsident, daß ich Ihnen 
vorgegriffen habe. 

Hoss (GRÜNE): Sie sagen, daß Sie die Rentenre-
form nicht aus Augenblickssituationen machen, son-
dern für künftige Generationen. Interessiert Sie dabei 
nicht die Augenblickssituation von Leuten — ich sage 
es nochmals: 550 000 Frauen —, die mit ihrer Rente 
unter 900 DM und damit im Bereich der Sozialhilfe 
liegen? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Auf die Zahlen komme ich gleich. Es zeigt sich, 
daß die Höhe der Rente allein über den Lebensstan-
dard der Betroffenen überhaupt nichts aussagt. Weni-
ger als 2 % der Rentenbezieher sind Sozialhilfeemp-
fänger. Es gibt kein Sozialleistungssystem, das einen 
so geringen Anteil von Sozialhilfeempfängern auf-
weist. 

Wer davon betroffen ist, ist in Not. Er kann nicht 
durch den Verweis darauf, daß sein Schicksal nicht 
von allen geteilt wird, getröstet werden. Ihm muß ge-
holfen werden. Aber ich bleibe dabei: Das kann nicht 
alles durch die Rentenversicherung geschehen, sonst 
müßten das alles nur die Beitragszahler der Renten-
versicherung aufbringen. Wenn Not vorhanden ist, ist 
deren Beseitigung die Aufgabe aller Steuerzahler, 
nicht aber nur der Beitragszahler in der Rentenversi-
cherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Man muß noch einmal deutlich machen, warum die 

Reform notwendig war. Manche haben ja den Ein-
druck, wir täten das aus einer Art parlamentarischer 
Beschäftigungstherapie heraus. 

Die Reform ist erstens notwendig, weil die Rentner 
immer älter werden. Das wünschen wir uns ja auch. 
Die Lebenserwartung steigt. Die steigende Lebenser-
wartung unserer Bevölkerung hat für die Rentenver-
sicherung finanzielle Konsequenzen, denn die Renten 
müssen länger gezahlt werden. Allein von 1970 bis 
zum Jahre 1995 wird die statistische Lebenserwartung 
der 60jährigen Männer um fast 3,5 Jahre auf 
78,5 Jahre steigen. Für die 60jährigen Frauen steigt — 
wiederum statistisch — die Lebenserwartung um 
4,5 Jahre auf 83,5 Jahre. 

Ich sage das, damit man sich einmal ausrechnen 
kann, was das bedeutet. Ein Jahr durchschnittlich län-
gere Rentenlaufzeit kostet die Rentenversicherung im 
Jahr 2000 zusätzliche 15 Milliarden DM. Wir wün-
schen uns das ja alle. Das ist eine erfreuliche Entwick-
lung. Aber es kostet mehr: Ein Jahr durchschnittlich 
längere Rentenlaufzeit kostet 15 Milliarden DM. Da 
muß gefragt werden: Wer bezahlt das? 

Zweitens werden die Rentner immer jünger, poin-
tiert gesprochen, weil die Menschen immer früher in 
Rente gehen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Warum 
denn?) 

— Ich erzähle es Ihnen gleich. 
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und die Rentner gehen früher in Rente. Während vom 
Jahrgang 1905, also einem Jahrgang, der noch vor der 
Einführung der flexiblen Altersgrenze in Rente ging, 
drei von fünf Männern und zwei von fünf Frauen mit 
der Vollendung des 65. Lebensjahres in Rente gingen 
— im übrigen war das auch ein Jahrgang, der viel 
erlebt hat — , sind es heute nur noch ein Mann und 
eine Frau von jeweils fünf Altersrentnern. 

Dieser Trend wurde auch durch die Vielfalt der ge-
setzlichen Möglichkeiten realisierbar. Der Vorruhe-
stand war ein Angebot, um in schwierigen Zeiten — 
nicht auf Dauer — Arbeitsmarktprobleme zu bewälti-
gen. In der Tat kann man keine Rentenversicherung 
vorsehen, in der eine Massenarbeitslosigkeit einge-
plant ist. 

Ein dritter Punkt ist die Tatsache, daß die Erwerbs-
arbeit später beginnt. Die Ausbildungszeiten verlän-
gern sich immer mehr. Das Durchschnittsalter bei Be-
ginn der Lehre stieg von 16,6 Jahre 1970 auf 18,7 
Jahre. Die Studenten bleiben im Vergleich zur Zeit 
Mitte der 70er Jahre im Durchschnitt ein Jahr länger 
an den Hochschulen. Diese Entwicklung und andere 
Faktoren führen dazu, daß der Anteil der 15- bis 
30jährigen am Arbeitskräfteangebot von derzeit 33 
auf gut 20 % im Jahre 2000 zurückgeht. 

Wir müssen alles zusammen betrachten: längere 
Rentenlaufzeiten, früherer Renteneintritt, späterer 
Eintritt ins Erwerbsleben, und viertens werden weni-
ger Kinder geboren. All das verlangt eine Antwort der 
Rentenversicherung. Späterer Eintritt ins Erwerbsle-
ben, früherer Eintritt in den Rentenbezug, weniger 
Kinder, also weniger Beitragszahler, und mehr Rent-
ner — es wäre verantwortungslos zu sagen: es kann 
alles beim alten bleiben. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Verteilen Sie es 
anders!) 

Wir handeln rechtzeitig. Wir wollen das System wei-
terentwickeln; das sagte ich schon. Es hat dazu ge-
führt, daß Altersarmut kein Massenschicksal mehr ist. 
Vor 1957 deckten die Renten höchstens 40 % des Er-
werbseinkommens ab. Sie bildeten eine schmale Exi-
stenz- und Grundsicherung. Armut war das allge-
meine Schicksal. 

Das kann heute niemand mehr für den Zustand der 
Alten sagen. Ich weiß, daß es Altersarmut gibt, auch 
materielle. Aber es ist eine falsche Beschreibung un-
serer Gesellschaft, das als Massenschicksal hinzustel-
len. Andernfalls schmälerten wir auch die Verdienste 
vieler, die an der Entwicklung der Rentenversiche-
rung mitgearbeitet haben. 

Deshalb noch einmal die Zahlen, Herr Hoss: Wit-
wen mit einer Witwenrente von unter 300 DM verfü-
gen auf Grund weiterer Einkünfte im Durchschnitt 
über ein Nettogesamteinkommen von 1 153 DM. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Wie lange haben 
sie dafür gearbeitet? 30 Jahre!) 

Frauen mit einer Versichertenrente von unter 500 DM 
kommen auf ein Familieneinkommen von durch

-

schnittlich etwa 1 800 DM. Ich sage es noch einmal: Es 

gibt arme Mitbürger, aber hüten wir uns davor, aus 
einer kleinen Rente auf Armut zu schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [fraktionslos]: 30 Jahre Erwerbs-

arbeit!) 

Wenn sich die Bevölkerungsentwicklung verändert, 
dann schlägt sich diese Veränderung nicht nur in der 
Rentenversicherung nieder. Deshalb mußte — das ist 
auch ein Gebot der Gerechtigkeit — im Zusammen-
hang mit dieser Rentenreform auch die Beamtenver-
sorgung reformiert werden. Nicht, weil die Renten-
versicherung dadurch auch nur eine Mark gewinnen 
würde, sondern aus Gründen der Gerechtigkeit und 
der Akzeptanz. Bevölkerungsentwicklung, Rückgang 
der Kinderzahlen sind doch kein Rentenspezifikum. 
Das ist eine allgemeine Erscheinung. 

Ich will zu den Aus- und Übersiedlern nur soviel 
sagen: Es wäre ja ein Armutszeugnis, wenn ausge-
rechnet die Sozialversicherung, angetreten unter dem 
Gebot der Solidarität, die Aus- und Übersiedler zu-
rückweisen würde. Es wäre ein Widerspruch zu dem 
Gesetz, unter dem sie angetreten ist. 

Ich weiß auch, daß das Problem DDR nicht durch 
Übersiedler gelöst wird, daß Veränderungen in der 
DDR erfolgen müssen. Aber wer will denn diejenigen, 
die zu uns kommen, zurückweisen? 

Ich will auch gegen manche Stammtischparole sa-
gen: Die Aussiedler kommen mit einem geringen 
Durchschnittsalter. Unter Rentengesichtspunkten ist 
das zunächst einmal eine Entlastung. Der Vorsitzende 
des Vorstandes der BFA, Walter Quartier, hat festge-
stellt, im Jahre 2000 wird es einen Überschuß von 15 
bis 17 Milliarden DM geben. Das ist nun bei Gott kein 
Argument, mit dem das Thema Aussiedler behandelt 
werden sollte. Nur, gegen die Parolen, die mancher-
orts genannt werden, muß man die Fakten auf den 
Tisch legen. 

Es ist auch richtig, daß das Fremdrentengesetz un-
ter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit der Verbes-
serung bedarf. Niemand, der hierher kommt, darf bes-
sergestellt sein als derjenige, der immer hier war. Das 
widersp richt nicht der Solidarität, sondern ist ein Ge-
bot der Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt zu den familienpolitischen Leistungen — Frau 
Schmidt, wenn Sie mir einen Augenblick Aufmerk-
samkeit gewähren — : Von 1986 bis 1990 werden 
6 Millionen Mütter die Kindererziehungszeiten in An-
spruch genommen haben. Das wird uns 10 Milliarden 
DM kosten. Die brauchen sich bei mir nicht zu bedan-
ken. Aber ich nehme in Anspruch, liebe Frau Schmidt, 
daß ich dafür mitgekämpft habe, daß diese 6 Millio-
nen Mütter zum erstenmal in ihrem Leben, weil sie 
Kinder erzogen haben, Rentenerhöhungen erhalten. 
Deshalb verbitte ich mir, mich von Ihnen der deut-
schen Öffentlichkeit als Frauenfeind vorstellen zu las-
sen. Das verbitte ich mir in aller Form. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können anderer Meinung sein, Sie können mich 
attackieren. Ich sage Ihnen: Ein Kindererziehungsjahr 
— das kostet uns allein in diesem Jahr 3 Milliarden 
DM — ist mehr als null Kindererziehungsjahre. Sie 
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gehören einer Partei an, die 13 Jahre regiert und null 
Kindererziehungsjahre zustande gebracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Schmidt 
[Nürnberg] [SPD]: Weil Sie dagegen gewe

-

sen sind!) 

Wie kommen Sie mir eigentlich vor? 

(Zurufe von der SPD) 

— Auf einen groben Klotz kommt ein grober Keil. Ich 
verbitte mir das ausdrücklich. Drei Kindererziehungs-
jahre sind auch mehr als ein Kindererziehungsjahr. 
Und drei Kindererziehungsjahre stehen in diesem Ge-
setz. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Und für 
manche Frauen null Kindererziehungsjahre! 

Dabei bleibt es auch!) 

— Für diese Frauen ist das so viel, wie bei Ihnen alle 
Frauen bekommen haben. Die stehen sich also nicht 
schlechter als in den 13 Jahren, in denen Sie regiert 
haben. Da haben sie nämlich null bekommen. 

Jetzt — ganz ruhig — noch einmal zur Philoso-
phie. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Jetzt hat er 
sich aufgeregt, jetzt muß er wieder ruhig 

werden!) 

— Ich habe mich nicht aufgeregt. Ich lasse mich nur 
nicht gerne der Öffentlichkeit zum Fraß vorwerfen. Es 
wird ja langsam modisch, einen Buhmann zu haben: 
da haben wir den Norbert Blüm. Also, ab heute nicht 
mehr. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Über die Philosophie kann man ja wirklich unter-
schiedlicher Meinung sein. Man muß doch einmal fra-
gen: Was soll das Kindererziehungsjahr? Soll das eine 
Aufstockung der Rente wegen Kindererziehung sein? 
Gut, der Meinung kann man sein. Dann ist das aller-
dings ein Kindergeld im Alter. Wie komme ich eigent-
lich dazu, daß die Beitragszahler ein Kindergeld im 
Alter bezahlen? Wir haben das für die vor 1921 gebo-
renen Frauen so gemacht, weil es technisch nicht an-
ders ging. 

Über Kindergeld im Alter können Sie mit mir spre-
chen: daß man im Alter noch einmal anerkennt, wenn 
Kinder erzogen worden sind. Dann muß man es auf-
stocken. 

(Abg. Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Nein, ich möchte jetzt einmal die Philosophie dar-
stellen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Dann darf 
man nicht gestört werden!) 

— Ich lasse mich nicht gern stören, wenn ich im Zu-
sammenhang darstellen will. 

Für den Zuschlag — so würde ich sagen — ist der 
Steuerzahler zuständig. Etwas anderes ist: Soll die 
Rente einen Nachteil ausgleichen, den jemand, ob als 
Vater oder als Mutter, erfährt, weil er aus Gründen der 
Kindererziehung vorübergehend auf Erwerbsarbeit 
verzichtet hat? Soll ihm der vorübergehende Verzicht 
auf Erwerbsarbeit ermöglicht werden, so wie wir ja 

auch Bildungszeiten ausgleichen? Wenn man diese 
Ausgleichsfunktion, die eigentlich eine Rentenphilo-
sophie ist, will, dann geht es nur so, wie wir es ge-
macht haben. 

Im übrigen dürfen Sie doch nicht dagegen Sturm 
laufen; beim Erziehungsgeld machen wir es doch ge-
nauso. Die 600 DM Erziehungsgeld sind ja kein allge-
meines Kindergeld, sondern die 600 DM erhält derje-
nige, der auf Erwerbsarbeit verzichtet, damit über-
haupt Wahlfreiheit hergestellt wird. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Lebensleistung, 
Alterslohn!) 

Ich will noch einen anderen Gesichtspunkt hinzufü-
gen. Wenn Sie es einfach aufstocken, dann würden 
Sie den alten Unterschied zwischen Hausfrau — man-
che sagen etwas abschätzig: Nur-Hausfrau; ich sage 
es nicht — 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Ich auch nicht!) 

und erwerbstätiger Frau, den ich ausgleichen möchte, 
nur auf einer höheren Stufe fortsetzen. Die erwerbstä-
tige Frau würde für dasselbe Jahr zwei Beiträge in der 
Rentenversicherung haben, nämlich den, den die 
Rentenversicherung finanziert, und den, den sie mit 
ihren eigenen Beiträgen finanziert. 

(Frau Dr. Götte [SPD]: Sie hat ja auch höhere 
Leistungen erbracht!) 

Die andere Frau hätte nur einen Beitrag — für ein 
Jahr. 

Meine Damen und Herren, Sie sagen jetzt, es gibt 
Frauen in Not — das sehe auch ich — , die nicht frei-
willig — wir wollen ja Wahlfreiheit herstellen — , also 
nicht aus freier Entscheidung erwerbstätig sind. Für 
diese Frauen müssen wir eine freie Entscheidung er-
möglichen, und zwar nicht dann, wenn sie im Alter 
sind, sondern dann, wenn die Entscheidung zu fällen 
ist. Wir müssen das Kindergeld erhöhen und das Er-
ziehungsgeld erhöhen. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Daran hindert Sie 
doch niemand! Tun Sie das doch!) 

Dann, wenn diese Entscheidung zu treffen ist, muß 
geholfen werden. Diese Entscheidung trifft doch die 
30jährige nicht; sie trifft die 25- oder 30jährige. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da bin ich mit von der Partie. 

Jetzt habe ich den Zusammenhang dargestellt, und 
jetzt können Sie eine Zwischenfrage stellen. 

(Zuruf der Abg. Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE]) 

— Sie können mit mir darüber reden, ob die Leistun-
gen des Familienlastenausgleichs ausreichend sind. 
Da haben wir mehr getan als alle Vorgänger. Dennoch 
sage ich: Sie reichen nicht. Gerade denjenigen, die in 
Not sind, muß in dieser Situation geholfen werden, 
damit sie eine freie Entscheidung zwischen Erwerbs-
arbeit und Hausarbeit treffen können. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 
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Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Ja, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Frau Abgeordnete. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE):: Herr Blüm, sind Sie 
bereit, sich damit auseinanderzusetzen, daß selbst die 
Frauen, die erwerbstätig bleiben, in der Regel trotz-
dem immer Einbrüche und Nachteile in der Erwerbs-
biographie haben und daß für 99 % der Frauen ein 
Modell erforderlich wäre, durch welches die Lücken, 
die für sie trotz der Erwerbstätigkeit entstanden sind, 
einfach ausgeglichen werden? 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Nur zu ei

-

nem anderen Zeitpunkt!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Deshalb haben wir ja, Frau Beck-Oberdorf, ge-
rade in dieser Reform versucht, solche Benachteili-
gungen der Frau durch das Gesamtleistungssystem, 
durch Kinderberücksichtigungszeiten und durch Pfle-
gezeiten, zu beseitigen. Es ist zwar im Gesetz ge-
schlechtsneutral formuliert, aber die Hauptbegünstig-
ten, für die damit ein Nachteil beseitigt wird, werden 
Frauen sein. Ich sehe es so wie Sie, daß Frauen be-
nachteiligt waren. 

Allerdings können nicht alle Nachteile in der Ren-
tenversicherung ausgeglichen werden. Wenn Frauen 
niedrige Löhne haben, dann müssen die Tarifpartner 
gefragt werden. Es wäre ja ein bequemes Ruhekissen, 
wenn man Lohnungerechtigkeiten dann im Alter 
durch die Rentenversicherung wettmachen würde. 
Wir machen es jetzt auf der Basis der Rente nach Min-
desteinkommen, weil es die Tarifpartner halt noch 
nicht gemacht haben. 

Aber für die Zukunft, meine ich, müßte unser ge-
meinsamer Druck — ich hoffe, darin stimmen wir 
überein — auf Lohngerechtigkeit im Erwerbsleben 
gerichtet sein. Diese hat dann auch Rentengerechtig-
keit im Alter zur Folge. 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [fraktionslos]) 
Die Rentenversicherung ist nicht sozusagen der 
nachträgliche Reparaturbetrieb für Ungerechtigkei-
ten beim Lohn. Wenn sie aber passiert sind, muß man 
durch die Rente nach Mindesteinkommen solche Un-
gerechtigkeiten ausgleichen. Denn sie sind nun ein-
mal passiert. 

Lassen Sie mich vielleicht doch noch folgendes dar-
stellen: Bei dieser Rentenreform gibt es immer noch 
viel Rentenchinesisch. Deshalb kommt manches mög-
licherweise gar nicht bei denjenigen an, für die es 
gedacht ist, beispielsweise nicht bei den Frauen. 
Heute morgen ist es so dargestellt worden, als sei dies 
eine Reform gegen die Frauen. Kinderberücksichti-
gungszeiten bis zum zehnten Lebensjahr des Kindes 
gab es überhaupt noch nicht. Auch das beseitigt Be-
nachteiligungen. Pflegeberücksichtigungszeiten füh-
ren — und zwar ohne Begrenzung — dazu, daß je-
mand, der pflegt, 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: „Die pflegt" heißt 
das!) 

in der Bewertung von beitragsfreien Zeiten keinen 
Nachteil hat. Daß Pflegende freiwillige Beiträge zur 
Rentenversicherung zahlen können, ist auch deshalb 

eine Verbesserung, weil diese freiwilligen Beiträge 
privilegiert werden; sie sind mit Invaliditätsschutz 
versehen. Hier baue ich auch die Brücke zur Gesund-
heitsreform. Wer will, kann einen Teil des Geldes, das 
wir ab 1991 durch das Gesundheits-Reformgesetz in 
der Pflege anbieten, nehmen, um sich damit einen 
eigenständigen Anspruch in der Rentenversicherung 
aufzubauen. Sehen Sie, wir haben nicht eine Sozial-
politik sozusagen mit einem einzigen Wurf, sondern 
eine menschennahe Sozialpolitik, die auf die unter-
schiedlichen Situationen eingeht. 

Ein Gewinn für Frauen ist, daß in größerem Um-
fange als bisher Beiträge, die aus Anlaß der Heirat 
erstattet worden sind, durch Beitragsnachentrichtung 
wieder ausgeglichen werden können. 

Nun zur Neuordnung der beitragsfreien Zeiten. Da 
gab es ja das System mit Halbbelegung, verkürzter 
Halbbelegung, Vorbeitrag, Pflichtanschlußbeitrag — 
alles Rentenchinesisch. Das haben wir durch ein Ge-
samtleistungssystem, das mehr Gerechtigkeit schafft, 
ersetzt. Von der Ungerechtigkeit der Vergangenheit 
waren hauptsächlich Frauen betroffen, wenn sie die 
Halbbelegung nicht zustande brachten. Ich muß das 
erklären: Halbbelegung war ein System, in dem man 
mindestens die Hälfte der Zeit zwischen Eintritt in die 
Rentenversicherung und Eintritt in die Rente mit eige-
nen Pflichtbeiträgen belegt haben mußte, um bei-
tragsfreie Zeiten bewertet zu bekommen. Das haben 
natürlich gerade die Frauen nicht geschafft, die bei-
spielsweise zugunsten der Kindererziehung lange 
Zeit draußen waren, die ihre Erwerbsbiographie un-
terbrochen haben. Es hat überhaupt nur die Hälfte der 
Frauen mit Kindern die Halbbelegung erfüllt. Wenn 
wir das beseitigen, schaffen wir nicht nur allgemein 
mehr Gerechtigkeit, sondern das ist auch ein ausge-
sprochen frauen- und familienfreundlicher Beitrag. 

Das bisherige System war auch irrational. Da 
konnte es passieren, daß man, wenn man einen Mo-
natsbeitrag mehr gezahlt hat, am Schluß weniger 
Rente hat. Ein System, das über Jahrzehnte wächst, 
enthält eben manche Ungereimtheit. Die Reform war 
auch Gelegenheit dazu, dies zu beseitigen. 

Herr Hoss, Sie haben hier einen Fall vorgetragen, 
der einem, wenn er so vorgetragen wird, ausgespro-
chen unter die Haut geht. Die Frage war, wieso eine 
Mutter, die ihr Kind im Ausland zur Welt gebracht hat, 
weil sie, um ihr Leben vor den Nazis zu retten, ins 
Ausland geflohen war — die also nicht freiwillig dort 
ihr Kind geboren hat — , keine Kindererziehungszei-
ten angerechnet bekommt. Nach unserer Regelung 
werden Zeiten eines verfolgungsbedingten Aus-
landsaufenthalts bis 1949 als Ersatzzeiten angerech-
net, so daß eine Kindererziehungszeit gar nicht wirk-
sam würde. Das will ich nur klarstellen, damit nie-
mand glaubt, wir würden einen solchen Zustand, wie 
Sie ihn dargestellt haben, akzeptieren. 

Wir haben ja gerade im Zusammenhang mit diesem 
Gesetz auch einiges getan, um Unrecht, das aus natio-
nalsozialistischer Verfolgung entstanden ist, wettzu-
machen. Auch das ist Bestandteil dieses Gesetzes. 

Für einen großen Vorteil halte ich es, daß wir die 
Rentenversicherung von jährlichen Beschlüssen des 
Gesetzgebers abkoppeln. Wir schaffen einen sich 
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selbst steuernden Regelmechanismus, so daß die Ren-
tenversicherung von pausenlosen gesetzlichen Inter-
ventionen befreit ist. Wir schaffen einen Regelkreis, 
der sich selber steuert. Wenn mehr Beiträge notwen-
dig sind, sind die Rentenerhöhungen nicht mehr so 
hoch. Das ist die Nettolohnrente. Aber Dritter im 
Bunde — neben Beitragszahlern und Rentnern — ist 
der Bund. Wir haben ein System, das aus drei Teilneh-
mern besteht: 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Der Bund hat ver- 
sagt!) 

Junge — Beitragszahler — , Alte — Rentner — und 
Bund. Dieser Regelmechanismus führt dazu, daß, 
wenn das Gesetz nicht gekommen wäre, der erforder-
liche Beitragssatzanstieg bis zum Jahre 2010 doppelt 
so hoch wäre, wie er nun sein wird. Mit anderen Wor-
ten: Wir haben die Jungen davon befreit, einen Bei-
trag zu zahlen, den sie nicht zahlen können. Den Bei-
tragsanstieg halbieren wir. 

Zweitens. Die Rentenanpassung ist nettobezogen 
und nicht mehr bruttobezogen; denn auch die Arbeit-
nehmer leben ja nur von ihrem verfügbaren Einkom-
men. Aber wir stabilisieren das Nettorentenniveau. 

Drittens. Der Bundeszuschuß wird gegenüber dem 
bisherigen Fortschreibungsmechanismus um rund 
14 Milliarden DM alleine im Jahre 2010 erhöht. Des-
halb, Herr Hoss, sollten Sie sich noch einmal überle-
gen, ob Sie wirklich sagen können, dies sei ein Spar-
gesetz. Wenn der Bund 14 Milliarden DM mehr zahlt, 
als er auf Grund des bisherigen Systems zu zahlen 
hätte, dann können Sie das schlecht als Spargesetz 
ausgeben. Wenn der Bundeszuschuß erhöht wird, wie 
kommen Sie dann eigentlich dazu, zu sagen, das sei 
ein Spargesetz? Das sind aus meiner Sicht merkwür-
dige Vorstellungen. 

Ich stehe auch zur stufenweisen Anhebung der 
Rentenaltersgrenzen. Das ist hier ja in Frage gestellt 
worden. Wenn wir alle, wie wir hoffen, älter werden, 
dann bleibt nur die Wahl, ob wir das Rentenniveau 
absenken oder die Beiträge erhöhen — die dann man-
cher vielleicht nicht mehr zahlen kann — oder auch 
später in Rente gehen, 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Oder aus

-

gleichen! Oder umverteilen!) 

und zwar zu einem Zeitpunkt, wie es über Generatio-
nen der Fall war, nämlich mit 65 Jahren. Insofern füh-
ren wir gar nichts Neues ein. 

Jetzt wieder zur Abteilung Taktik. Man hätte tak-
tisch sagen können: Das trifft ja erst im nächsten Jahr-
hundert ein; laßt die Finger davon, macht euch beim 
Volk beliebt und sagt gar nichts dazu. — Ich finde, es 
ist ein Gebot der Ehrlichkeit, heute, 1989, zu sagen, 
daß wir ab dem Jahre 2001 das Rentenalter ganz lang-
sam Schritt für Schritt anheben, so daß es bei den 
Männern im Jahre 2006 und bei den Frauen, da sie 
eine größere Wegstrecke zwischen 60 und 65 Jahren 
zurückzulegen haben, im Jahr 2012 bei 65 Jahren 
liegt. Das beschließen wir heute. Ich finde, es ist ein 
Gebot der Ehrlichkeit und des Mutes, das zu sagen, 
damit sich jeder einzelne darauf einstellen kann, im 
übrigen auch der Arbeitgeber. Ein Arbeitgeber weiß, 
wie lange ein 50jähriger noch bei ihm ist, wodurch 

möglicherweise seine Umschulungs- und Fortbil-
dungschancen erhöht werden. 

Unter taktischen Gesichtspunkten kann ich es nur 
für eine große Dummheit erklären, vor dem Wahl-
kampf zu sagen, daß wir in der viertnächsten Legisla-
turperiode oder noch später bei einem Rentenalter 
von 65 Jahren sind. Aber ich meine, wir sollten diese 
Art  von Politik beiseite schieben. Sonst hieße das näm-
lich, das Volk für dumm zu verkaufen. Wir sollten ihm 
sagen, was wir meinen und wie es weitergeht. 

Wir verbinden das mit mehr Wahlfreiheit. Wir müs-
sen von den starren Altersgrenzen Abschied nehmen. 
Der eine will länger arbeiten. Laßt ihn länger arbeiten. 
Der eine will kürzer arbeiten. Laßt ihn kürzer arbeiten. 
Der eine legt mehr Wert auf Freizeit, auch Altersfrei-
zeit. Laßt ihm mehr Freizeit. Der andere will mehr 
Geld. Laßt ihm mehr Geld. Ich finde, wir sollten uns 
abgewöhnen, die Arbeitnehmer zu bevormunden. Sie 
sind erwachsen genug. Sie sollten bestimmen, wann 
sie mit der Erwerbsarbeit Schluß machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine zweite Wahlmöglichkeit neben der Wahl, ganz 
in Erwerbsarbeit oder ganz in Rente zu sein, besteht 
darin, daß auch Teilrente angeboten wird. Auch das 
ist ein Beitrag zum sanften Übergang von der Er-
werbsarbeit in die Altersarbeit. 

(Lachen der Abg. Frau Unruh [fraktions-
los]) 

— Frau Unruh, lachen Sie doch nicht. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Die Arbeitsplätze 
gibt es nicht!) 

Meinem Vater hätte es gut gefallen, wenn er nicht 
von heute auf morgen von der Erwerbsarbeit in den 
Ruhestand gekommen wäre, sondern wenn er sich 
Schritt für Schritt von seinen Arbeitskollegen hätte 
verabschieden können. Ich halte das für viel mensch-
licher als die schroffen Übergänge, die wir bisher or-
ganisiert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen, wer das nicht will, kann es ja lassen. Wir 
zwingen ja niemanden. Wir sind überhaupt nicht da-
für zuständig, das Leben der Menschen einzuteilen. 
Wir haben nur die Rahmenbedingungen zu schaffen. 
Aber wir sind nicht die Produzenten des Glücks der 
Menschen; das halte ich für politische Arroganz. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Nur für sich 
selbst!) 

Wir sind nicht die Produzenten des Glücks der Men-
schen, sondern wir sind dazu da, mehr Wahlmöglich-
keiten und mehr Selbstbestimmung in ihr Leben zu 
bringen und es mit sozialer Sicherheit zu verbinden. 
Deshalb sind Teilrente, Flexibilisierung und Anhe-
bung der Altersgrenzen ein Paket, das nicht nur finan-
zielle Dimensionen hat, sondern auch einen Beitrag zu 
mehr Selbstbestimmung der Arbeitnehmer, zu mehr 
Humanität im Arbeitsleben und zu mehr Humanität 
beim Übergang von der Erwerbsarbeit in den Ruhe-
stand leistet. 

Meine Damen und Herren, diese Reform schafft 
mehr soziale Gerechtigkeit und mehr Sicherheit. Sie 
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ist keine Rentenrevolution. Bewährtes wird erhalten, 
Neues eingeführt. Die Familie findet sich im Genera-
tionenvertrag wieder; 97 von 100 Jahren gab es sie 
nicht in der Rentenversicherung. Wir bauen die fami-
lienbezogenen Leistungen aus. 

Ich werte es als eine historische Stunde für das Par-
lament, für die Rentenversicherung, daß wir dieses 
große Reformwerk im Konsens zu Ende bringen. 

Am Schluß kann ich ja ein Bet riebsgeheimnis 
lüften: Wenn Sie mich vor zwei Jahren gefragt hätten, 
ob wir es schaffen, hätte ich mein bescheidenes Ver-
mögen dafür nicht verwettet. 

Wir haben uns hier politische Demutshaltung und 
Unterwürfigkeit angewöhnt. Aber ich finde, dies ist 
ein Tag, an dem das Parlament auf sich stolz sein 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen zum Streit fähig sein. Unsere Streitlust 
ändert sich durch den Konsens nicht. Demokratie lebt 
von den Alternativen. Aber es wäre borniert, wenn der 
Streit ein Selbstzweck wäre. Er ist ein Mittel zum 
Zweck. Daran müssen wir uns immer erinnern. Wo 
Zusammenarbeit im Interesse der Bürger möglich ist, 
ist Zusammenarbeit gefordert, wo es nötig ist, auch 
der Streit. Zu beidem sollten wir fähig sein. 

Ich habe in dieser Stunde vielen, die daran mitge-
wirkt haben, Dank zu sagen, der Opposition: Rudolf 
Dreßler, Günther Heyenn, Jürgen Egert — stellvertre-
tend für alle — , der CDU: Horst Günther, Elmar Kolb, 
der CSU: Horst Seehofer, Gerhard Scheu, der FDP: 
Julius Cronenberg, Ul rich Heinrich. Ich hoffe, ich ver-
gesse niemanden. 

Ich möchte ausdrücklich auch den Beamten des Ar-
beitsministeriums wie allen Mitarbeitern der Fraktio-
nen meinen Dank sagen. In dieser Reform liegt mehr 
Knochenarbeit, als durch die Schlagzeilen der Zeitun-
gen wiedergegeben wird. Das ist ein Beweis, daß die 
Schlagzeilen nicht immer Wertmaßstab der Politik 
sind. 

Ich denke, wir haben heute für die ältere Genera-
tion, auch für uns, für die nachwachsende Generation, 
ein großes sozialpolitisches Werk vollbracht. Ich be-
danke mich bei allen nicht nur für das Ergebnis, son-
dern auch für die Art und Weise, wie es zustande 
kam. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP und Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Egert. 

Egert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! Meine 
Herren! Ich hoffe auf die Nachsicht der SPD-Fraktion, 
daß ich meinem spärlich behaarten Kopf kurz eine 
andere Mütze aufsetze, nämlich die Mütze des Vorsit-
zenden des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung. Da so vielen gedankt wird, sage ich auch den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ausschußse-
kretariats herzlich danke. Sie haben auch die offizielle 
Arbeit — nicht nur die hinter verschlossenen Türen — 
in  bewährter Weise begleitet. 

Es gibt einen interessanten Bericht zu diesem Ge-
setz. Ich empfehle den Kolleginnen und Kollegen, ihn 
nicht einfach abzulegen unter „R" wie „Rente" oder 
„J" wie „Jahrhundertwerk" — dort wollen, wie ich 
gehört habe, DIE GRÜNEN ihn ablegen —; das sollte 
nicht so sein. Wenn man ihn liest, kann man manches 
Nützliche darin finden. 

Weil hier in der Debatte heute eine Ir ritation über 
die Möglichkeit, sich mit dem Gesetzentwurf ausrei-
chend auseinanderzusetzen, entstanden ist, will ich 
der staunenden Öffentlichkeit mitteilen, daß sich der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung in insgesamt 
21 Sitzungen mit diesem Gesetzesvorhaben beschäf-
tigt hat. In der Mehrzahl waren es sehr ausführliche 
Einführungssitzungen sowie zwei öffentliche und drei 
nichtöffentliche Anhörungen. Es gab also Zeit und 
Gelegenheit, sich mit dem Gegenstand vertraut zu 
machen. Ich sage das — wenn es der Wahrheitsfin-
dung dient —, damit es nicht vergessen wird. 

Jetzt komme ich zu dem, was ich für die SPD-Frak-
tion in der Sache sagen will. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Egert, 
gestatten Sie zuvor noch eine Zwischenfrage? 

Egert (SPD) : Ja; wenn sie mir auf die Zeit nicht 
angerechnet wird, gerne. — Herr Kollege Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Ich wollte Sie nur fragen, wie Sie 
die Tatsache, daß der Berichterstatter des Haushalts-
ausschusses gesagt hat, daß dieses Gesetz mit heißer 
Nadel gestrickt worden sei und daß er gerne mehr Zeit 
gehabt hätte, interpretieren. 

Egert (SPD): Ich habe jetzt davon gesprochen, daß 
der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung in 21 Sitzungen — ganztätigen Sitzungen — die 
Gelegenheit hatte, sich mit dem Gesetzentwurf zu 
beschäftigen. Die Berichterstatter im Haushaltsaus-
schuß stehen immer unter großem Zeitdruck. Das soll 
sogar manchmal für das Haushaltsgesetz, ihr eigenes 
Thema, gelten. Insofern nehme ich das nicht als Beleg 
dafür, daß die Zeit für die, die sich sachverständig 
machen wollten, im federführenden Ausschuß nicht 
zur Verfügung gestanden hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Der Kollege Berichterstatter im Haushaltsausschuß 
war ständig ein Berngesehener Gast im federführen-
den Ausschuß. Wenn er die Gelegenheit nicht genutzt 
hat, bedauere ich das sehr. Ich werfe ihm das nicht 
vor. Er hat sicherlich gute Gründe gehabt, nicht zu 
kommen. 

Dies ist jedenfalls kein Argument dafür, daß im fe-
derführenden Ausschuß nicht die Gelegenheit be-
standen hat, sich sachverständig zu machen. Das 
wollte ich einfach sagen, damit sich dieser Eindruck 
gar nicht erst festsetzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Herr Minister, über weite Strecken habe ich Ihnen 
zugehört und gedacht: Gott, was ist das für ein inter-
essanter populär-wissenschaftlicher Vortrag zum 
Thema Rente. Da ist die Geschichte der Rentengesetz- 



13140 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 174. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. November 1989 

Egert 

gebung in der Nachkriegszeit dargestellt worden. — 
Ich war sozusagen kurz davor, dieses Exemplar von 
Rede in meine Sammlung von Reden für besondere 
Gelegenheiten einzuverleiben, als dann der Bundes-
arbeitsminister laut wurde. Er sagte, er lasse es sich 
nicht gefallen, daß ihn die Kollegin Schmidt zum 
Frauenfeind erkläre. Wenn ich er wäre, würde ich mir 
das auch nicht gefallen lassen. Nur, die Kollegin 
Schmidt hat etwas ganz anderes gesagt. Sie hat näm-
lich gesagt, daß dieser Gesetzentwurf für eine be-
stimmte Personengruppe aus ihrer Sicht und aus der 
Sicht der SPD-Fraktion 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Und der 
GRÜNEN!) 

— und der GRÜNEN, natürlich; auch der FDP, das 
füge ich hinzu, wenn wir gerade dabei sind — nicht 
befriedigende Lösungen enthält und daß sie in bezug 
auf diesen Personenkreis den Verdacht hat — diesen 
hat sie hier laut ausgesprochen — , daß der Bundesar-
beitsminister ein Ideologe ist. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wenn, dann sind Sie sozusagen ein Anti-Frauen-
Ideologe. Bezogen auf die genannte Gruppe hat sie 
von „Frauenfeind" nichts gesagt, Herr Minister. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe ihm weiter zugehört und habe gedacht, 
jetzt werde er widerlegen, daß er ein Ideologe sei. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Er widerle

-

gen, daß er kein Ideologe ist!) 

Das Komische bei dem, was man sagt, ist: Man wird 
der Gefangene der eigenen Worte. Sie, Herr Minister, 
sind in dieser Frage, die die Kollegin Schmidt zum 
Gegenstand der Debatte gemacht hat, tatsächlich ein 
Ideologe. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Es wird ja immer 
schlimmer!) 

Das ist, für sich genommen, noch kein Schimpfwort; 
denn sonst wäre das ja schon gerügt worden. 

Sie sind also ein Ideologe insoweit, als Sie davon 
ausgehen, daß sozusagen die doppelte Belastung von 
Frauen, die erwerbstätig sind und Kinder erziehen, 
aus Ihrer Sicht nicht ausgeglichen wird. Das ist Ihr 
gutes Recht als Angehöriger einer politischen Partei, 
die andere Vorstellungen z. B. von Familie, von der 
Erwerbstätigkeit der Frau, von der Beziehung von er-
werbstätigen oder nicht erwerbstätigen Frauen zu 
Kindern hat. Das ist alles Ihr gutes Recht; es ist dann 
aber auch das gute Recht anderer, dies für eine ideo-
logische Position zu halten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Insofern, Herr Minister, war die Lautstärke völlig un-
angemessen. 

Nun will ich zu dem Thema, weil mich das als einen 
der alternierenden Vorsitzenden in der Gleichstel-
lungskommission der Berliner SPD auch unheimlich 
interessiert, noch ein paar Bemerkungen machen, die 

Sie und auch gleich die Fraktion der GRÜNEN mit 
einbeziehen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Die Koali-
tion gibt es nicht!) 

Der erste Punkt ist folgender, Herr Minister: Mich 
ärgert an dieser Debatte zunehmend — als Verhand-
ler in diesen Konsensrunden ist man ein bißchen Ge-
fangener dieser Verhandlungen — , daß wir uns in 
eine politische Diskussion hineinmanövrieren, die uns 
die falsche Alternative von einem Entweder-Oder vor-
gaukelt, wo es aus meiner Sicht um ein Sowohl-Als-
Auch geht. Sie haben noch den Versuch gemacht zu 
sagen: Sie, Frau Kollegin Schmidt, und damit zugleich 
die ganze SPD-Fraktion haben es in Ihrer Regierungs-
zeit, 13 Jahre lang, nicht geschafft, überhaupt Kinder-
erziehungszeiten zu berücksichtigen. Ich war der er-
ste, der für die Mütter etwas getan hat. — Das ist alles 
wahr. Aber wenn wir gerade dabei sind, Herr Mini-
ster, dann sollten wir nicht in den Fehler einer sowje-
tischen Geschichtsschreibung verfallen, die ja gerade 
abgeschafft wird. Tatsache ist doch, daß es ein Jahr 
1972 gegeben hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Dieses Jahr kommt immer wieder zur Erwähnung. 
Warum denn wohl? Doch wohl deshalb, weil es da die 
durchaus ernsthafte Absicht von Sozialdemokra-
ten — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Limbach? 

Egert (SPD): Nein, ich möchte im Zusammenhang 
sprechen. Frau Kollegin Limbach, das sage ich nicht, 
weil ich nicht gern Zwischenfragen von Ihnen zulasse, 
sondern deshalb, weil hier irgendwann eine Regie-
rungsbefragung stattfinden soll, der ich ohnehin 
schon zeitlich im Wege stehe. Deswegen bitte ich um 
Nachsicht dafür, daß ich das jetzt im Zusammenhang 
ausführen will. 

1972 haben Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten den ernsthaften Versuch unternommen, im 
Hinblick auf dieses Thema etwas zu tun. „Babyjahr" 
hieß es damals ganz populär. Es ist aus vielen Grün-
den nicht dazu gekommen. Ich erinnere z. B. an Par-
teigänger, die hin- und herwechselten. Inzwischen 
sind sie wieder hergewechselt. Vielleicht wechseln sie 
ja noch weiter. Man weiß das bei Parteigängern ja nie. 
Das kann sogar der Fraktion DIE GRÜNEN passie-
ren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
Deswegen ist es nicht dazu gekommen. Dann hat es 
eine „Kompensation" in der Rente nach Mindestein-
kommen gegeben. 

Herr Minister, ich plädiere dafür, die Frauen, die ihr 
Leben im vorigen Jahrhundert, in diesem Jahrhundert 
und in den Anfängen dieser Republik, dem zarten 
Pflänzchen, dessen 40jähriges Bestehen wir in diesem 
Jahr feiern, unter besonderen Erwerbsbiographien, 
unter bestimmten familiären Situationen und z. B. 
auch unter bestimmten Vorstellungen in der Arbeiter-
bewegung führen mußten, nicht zu diskriminieren. 
Wir haben in dieser Rentendiskussion u. a. Schwierig- 
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keiten, weil es für den arbeitenden Mann ein Erfolg 
war, daß er der arbeitenden Frau — ähnlich wie in der 
großbürgerlichen Familie — die Chance geben 
konnte, nicht berufstätig zu sein. Dahinter steckt auch 
ein Stück Bewußtsein. Es gibt noch bodenständige 
Strukturen, in denen das noch immer so gesehen wird. 
Das entspricht nicht meinen Vorstellungen von part-
nerschaftlicher Solidarität. Das entspricht auch nicht 
den Vorstellungen vieler junger engagierter Frauen in 
unserer Partei. Deswegen gilt: nicht Entweder-Oder, 
sondern Sowohl-Als-Auch. Dieses Versäumnis bekla-
gen wir hier. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Wür

-

fel [FDP]) 

Wir beklagen ja nicht, daß es in dem einen Bereich 
eine Ausweitung bei der Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten gegeben hat, sondern wir beklagen, 
daß das nicht auch in dem anderen Bereich geschehen 
ist. 

Nun komme ich zur Fraktion DIE GRÜNEN. Mein 
Problem mit Ihrer Position zu dieser Frage ist — das 
war jetzt schon ein bißchen eine Eingangsbemerkung 
an Ihre Adresse — : Ich fürchte, die Frauenbewegung, 
insbesondere auch das, was dort feministisch bewegt 
ist, kann sich — das ist meine Sorge — in eine Sack-
gasse manövrieren, wenn wir ausschließlich darüber 
nachdenken, wie die unterschiedlichen Erwerbsbio-
graphien von Männern und Frauen im Alter ausgegli-
chen werden können und nicht gleichzeitig wieder 
die Frage auf die Tagesordnung nehmen, ob eine 
Gleichstellungspolitik die Entlastung nicht vielmehr 
in der Zeit vorzunehmen hat, in der die Belastung 
besteht. Dazu gehört die Schaffung von Einrichtun-
gen, die die Familie entlasten. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Das brau

-

chen Sie uns doch nicht zu erzählen!) 

— Nein, ich sage Ihnen nur: Ich habe die Sorge — ich 
habe nicht gesagt, daß das ein Vorwurf an Ihre 
Adresse ist — , daß diese Diskussion einseitig verengt 
wird. Ich habe darüber hinaus die Fragen angespro-
chen, die mit der Gleichstellung zusammenhängen. 
Das geht bis hin zu der Frage, wie die arbeitsteilige 
Organisation in der Familie aussehen sollte, wie die 
Anforderungsprofile für die Männer und Väter von 
morgen aussehen sollten, damit partnerschaftliche 
Solidarität, wofür wir auf jedem sozialdemokrati-
schen Parteitag eine Mehrheit finden, die aber im 
sozialdemokratischen Alltag noch immer keine Ent-
sprechung findet, gelebte Wirklichkeit wird. Das ist 
ein Problem. Das gehört zu Lebenswirklichkeit. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es macht keinen Sinn, daran vorbeizureden und sich 
darum herumzumogeln. 

Ich will, ehe ich in einer Schlußbemerkung noch 
einmal auf die Fraktion DIE GRÜNEN und in diesem 
Zusammenhang insbesondere auf einige Punkte zu 
sprechen kommen, die Sie in die Debatte eingeführt 
haben, eine Bemerkung zu einem ganz anderen 
Thema machen. Ein Komplex des Gesetzentwurfs hat, 
was wir, als wir mit den Konsensverhandlungen be-
gannen, nur teilweise gesehen haben, an Aktualität 
gewonnen. Die Entscheidung über den gemeinsamen 

Gesetzentwurf fällt nämlich zeitlich mit einer Welle 
von Aus- und Übersiedlern zusammen, wie sie die 
Bundesrepublik Deutschland seit der Nachkriegszeit 
nicht mehr erlebt hat. Die Schwierigkeiten, die mit der 
Integration dieser Menschen verbunden sind, nutzen 
rechtsradikale Rattenfänger, um Fremdenhaß, Neid 
und Ausländerfeindlichkeit zu schüren. Dabei bleiben 
auch die Leistungen der Alterssicherung nicht von 
diesen Stammtischemotionen ausgespart. Um diesen 
Entwicklungen die Spitze abzubrechen, ist auch das 
Fremdrentenrecht kritisch überprüft worden. 

Dabei stand die Reform aus sozialdemokratischer 
Sicht unter zwei Leitideen, nämlich erstens Einzelfall-
gerechtigkeit herzustellen und zweitens eine größt-
mögliche Angleichung der Fremdrenten an vergleich-
bare Rentenanwartschaften zu erreichen. Mit dieser 
Auffassung, die zunächst zwischen den am Konsens 
beteiligten Fraktionen keineswegs unumst ritten war, 
hat die SPD erfolgreich das Ansinnen abgewehrt, die 
Fremdrenten pauschal zu kürzen. 

Dabei ist die Neuordnung der Tabellenwerte das 
Herzstück der Reform. Mit diesem sogenannten Bran-
chenmodell konnten wir eine überzeugende Alterna-
tive zu allen pauschalen Kürzungsforderungen durch-
setzen. Sie entspricht auch unserer Auffassung, daß 
Aus- und Übersiedler nicht besser, aber auch nicht 
schlechter gestellt werden sollen als vergleichbare 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in der Bundes-
repub lik. 

Mit dem Fremdrentenrecht in engem Zusammen-
hang steht das Sozialversicherungsabkommen mit 
Polen. Dieses Abkommen ist leider, auch aus den Rei-
hen der CSU, in populistische Kampagnen hineinge-
zogen worden, die weder seiner entspannungs- und 
friedenspolitischen Bedeutung noch seiner besonde-
ren Bedeutung im Hinblick auf die zwölf Jahre Hitler-
Deutschland und die Geschichte, die damit verbun-
den ist, entsprechen. 

Die historische Dimension dieses Abkommens darf 
deshalb niemals vergessen werden. Deshalb kommen 
für die SPD Einschnitte, wie sie ursprünglich auch von 
der CSU gewollt worden sind, nicht in Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Es befriedigt uns, daß wir es in den Verhandlungen 
erreicht haben, eine vernünftige Linie zu bekommen. 
Insbesondere ist die Forderung abgewehrt worden, 
das Abkommen zu kündigen. 

Wir haben uns statt dessen geeinigt, die Anwen-
dung des Abkommens zu präzisieren und an die ver-
änderte Entwicklung anzupassen. Dies geschieht un-
ter strikter Einhaltung des Vertrages. Die Änderun-
gen beschränken sich auf das Ratifikationsgesetz zu 
diesem Abkommen. Sie halten sich in dem Rahmen, 
der nach dem Vertrag selbst der freien Ausgestaltung 
durch den Gesetzgeber der Bundesrepublik Deutsch-
land unterliegt. 

Aus unserer Sicht ist damit das Ende der Fahnen-
stange erreicht, was das Gesetzgebungsverfahren an-
geht. Aber wir verhehlen nicht, daß die Regelung, die 
ausschließlich zur Bewältigung der Nazi-Vergangen-
heit und des Zweiten Weltkrieges gedacht war, inzwi-
schen ein Instrument zur sozialpolitischen Flankie- 



13142 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 174. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. November 1989 

Egert 
rung der Aussiedlerwelle geworden ist. Daher halten 
wir weitergehende Überlegungen für legitim, die auf 
eine Modifikation des Abkommens im Einvernehmen 
mit der polnischen Regierung zielen. 

Nun, meine Kolleginnen und Kollegen der Fraktion 
DIE GRÜNEN, Sie haben zur zweiten und dritten Le-
sung auf Rosa — nicht SPD-Rosa in diesem Fall oder 
Grün-Rosa — und Grün Änderungsanträge bzw. Ent-
schließungsanträge 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wir drucken 
nicht selbst!) 

— Sie drucken nicht selbst — vorlegen lassen. Ich 
habe da eine Zahl guter sozialdemokratischer Be-
kannter entdeckt. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Genau! — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Genau, 

das ist es doch!) 

Sie, meine Kolleginnen und Kollegen von der Fraktion 
DIE GRÜNEN, haben der Verlockung nicht wider-
standen, die gute, alte SPD aus durchsichtigem Partei-
kalkül vorführen zu wollen. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Wenn wir Ihren Änderungsanträgen nicht zustimmen 
werden, hat das nicht mit inhaltlichen Differenzen, 
sondern 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Mit der Papier

-

farbe!) 

primär mit der Erkenntnis zu tun — und der Kollege 
Hoss wollte mich vorhin nicht verstehen —, daß das 
Wahlergebnis vom Januar 1987 mindestens bis zum 
9. Dezember 1990 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Und länger!) 

unverrückbar ist. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wir haben 
Ihnen doch das Kreuz freigehalten und tun es 
immer noch! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Vor die Alternative gestellt, Frau Kollegin Beck-
Oberdorf, die Menschen nur mit papiernen Program-
men abzuspeisen oder am Konsens aktiv mitzustrik-
ken — nicht mit denen zu kuscheln; so attraktiv ist das 
nicht, mit den Regierungsparteien zu kuscheln, 

(Kolb [CDU/CSU]: Mit euch auch nicht!) 

jedenfalls für mich nicht. Ich weiß nicht, wer von mei-
nen Kollegen da einen Reiz entdecken kann. Ich 
glaube nicht, daß das viele sind —, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Er kuschelt 

nicht, sondern liegt im Bett!) 

haben wir uns dafür entschieden, an dem Konsens 
mitzustricken, und uns damit — zugegeben — für den 
unbequemeren Weg entschieden. Da wir Sozialdemo-
kraten dazu neigen, das Unvollkommene nicht zu kä-
men — und das ist eine Aufforderung des von mir sehr 
verehrten Bundespräsidenten Gustav Heinemann, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ja, den 
verehren wir auch!) 

die ich Ihnen hier ins Bewußtsein rufe — , bekennen 
wir uns dazu, daß wir es — statt uns in unsere Plakate 
zu verlieben — erreicht haben, daß die Verlängerung 
der Rente nach Mindesteinkommen einer Million 
Frauen Rentenverbesserungen bringt; daß wir das In-
krafttreten der Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
von 1995 auf das Jahr 2001 hinausgeschoben haben; 
daß die Benachteiligung der Arbeitsfrauen im Ge-
samtleistungsmodell beseitigt worden ist; daß die Bei-
träge für arbeitslose Männer und Frauen auf eine Be-
messungsgrundlage von 80 % erhöht worden sind; 
daß ein Einstieg in die Harmonisierung der Alterssi-
cherungssysteme erreicht worden ist; daß die Genera-
tionensolidarität neu gefestigt worden ist; daß die 
Rentenfinanzen für eine überschaubare Zukunft gesi-
chert worden sind. 

Ausgangspunkt — und das müssen Sie mit sich ab-
machen — war für all dies, was wir erreicht haben, der 
Diskussionsentwurf aus dem Hause Blüm. Dies war 
der Ausgangspunkt der Gesetzeswirklichkeit, weil 
die Mehrheiten in diesem Hause so sind, wie sie 
sind. 

(V o r s i t z : Präsidentin Dr. Süssmuth) 
Ich empfehle meinen Kolleginnen und Kollegen 

selbstbewußt, das, was ich Ihnen hier gesagt habe, 
nicht zu vergessen und weiterzuerzählen. Ich denke, 
daß die Diskussion zwischen Plakat und Tat zugun-
sten der Tat ausgehen wird. 

Ich bedanke mich für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her-
ren, wir unterbrechen die Aussprache und fahren mit 
der Befragung der Bundesregierung und anschlie-
ßend der Fragestunde, in der nach dem Stand von 
heute morgen vier Fragenkomplexe vorgesehen sind, 
fort. Wir setzen diese Diskussion um 14.00 Uhr fort. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Die Themen der Kabinettssitzung, die der Chef des 

Bundeskanzleramts mitgeteilt hat, sind den Fraktio-
nen bekannt. Die Bundesregierung hat weiter mitge-
teilt, daß der Bundesminister des Innern berichtet. 

Das Wort hat der Bundesminister Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Die Bundesre-
gierung hat sich heute vor allem mit dem Zustrom von 
Flüchtlingen aus der DDR und mit der Unterbrin-
gungssituation von Aus- und Übersiedlern beschäf-
tigt. 

Seit der Öffnung der Grenze der CSSR am 3. No-
vember sind 48 177 Übersiedler aus der DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland gekommen, davon al-
lein in den letzten 24 Stunden 11 018. Die Hälfte etwa 
kommt mit dem eigenen Wagen, und die anderen 
kommen in fahrplanmäßigen Zügen sowie in Sonder-
zügen, in geringerer Zahl auch in Bussen. 

Der Zustrom hält an. Die Durchführung der Erstauf-
nahmeverfahren ist auch bei diesem Zustrom gesi-
chert. Wir haben neben den herkömmlichen Aufnah-
meeinrichtungen in Gießen und in Schöppingen in 
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rund 140 Notunterkünften 46 000 Betten zur Verfü-
gung, davon in Einrichtungen der Bundeswehr rund 
25 000 Betten, in Einrichtungen des Bundesgrenz-
schutzes rund 6 000 Betten, in Einrichtungen des Ka-
tastrophenschutzes rund 8 000 Betten. 

Die Verweildauer in den Durchgangseinrichtungen 
liegt bei zwei bis drei Tagen. Wir haben zur Bewälti-
gung der Aufnahmeverfahren 18 Teams von Beamten 
des Bundesgrenzschutzes und der Bundeswehr mit 
jeweils etwa 50 Mann zusammengestellt. Wir erwei-
tern das in diesen Tagen auf 20 Teams, die im Wech-
sel in diesen 140 Notunterkünften die Aufnahmever-
fahren durchführen, so daß wir auch weiterhin in der 
Lage sind, die Erstaufnahme der Flüchtlinge sicherzu-
stellen. 

Schwieriger ist die Situation bei der vorläufigen 
Unterbringung in den Ländern, den Städten und den 
Gemeinden. Es ist klar, daß es eine Aufgabe der Län-
der ist und bleiben muß, die vorläufige Unterbringung 
von Aus- und Übersiedlern zu bewerkstelligen. Aber 
die Bundesregierung geht davon aus, daß wir alle 
Länder und Gemeinden bei der Bewältigung dieser 
Aufgabe nicht allein lassen dürfen. Ich habe deshalb 
die Bundesländer, auch die kommunalen Spitzenver-
bände, auf politischer Ebene zu einem weiteren Ge-
spräch für die kommende Woche eingeladen, um dar-
über zu sprechen, welche zusätzlichen Hilfen für Län-
der, für Städte und Gemeinden für die vorläufige Un-
terbringung von Aus- und Übersiedlern zur Verfü-
gung gestellt werden können. 

Ich will vielleicht in diesem Zusammenhang sagen: 
Wir haben in diesem Jahr bisher insgesamt 225 233 
Übersiedler aus der DDR und über 300 000 Aussied-
ler, und die Zahl steigt laufend an. 

Wir werden prüfen, welche weiteren Bundesein-
richtungen wir den Ländern zur vorläufigen Unter-
bringung von Aus- und Übersiedlern zur Verfügung 
stellen können. Wir sind im Gespräch mit den Alliier-
ten. Ich bedanke mich ausdrücklich für die Bereit-
schaft unserer Verbündeten, mit uns darüber zu spre-
chen und zu helfen, Raum für die einstweilige Unter-
bringung von Aus- und Übersiedlern zu schaffen. 

Die Bundesregierung appelliert an alle gesellschaft-
lichen Gruppen, an Verbände, an karitative Einrich-
tungen mitzuhelfen. Ich denke, daß wir etwa im Be-
reich von Jugendherbergen oder Bildungseinrichtun-
gen weitere Möglichkeiten zur einstweiligen Unter-
bringung von Aus- und Übersiedlern finden müssen 
und zur Verfügung stellen sollten. Ich appelliere auch 
an das Verständnis unserer Mitbürger, daß dadurch 
Einschränkungen auch für die Benutzer solcher Ein-
richtungen unvermeidlich sein werden. Aber ange-
sichts der Dimension dieser nationalen Aufgabe 
möchte ich noch einmal an den Appell erinnern, den 
der Herr Bundeskanzler gestern in der Regierungser-
klärung zur Lage der Nation im geteilten Deutschland 
hier an alle Kräfte in der Bundesrepublik Deutschland 
gerichtet hat. 

Ich möchte auch, meine Damen und Herren, ganz 
klar sagen, daß jeder Übersiedler oder Flüchtling aus 
der DDR damit rechnen muß, daß er auf längere Zeit in 
unzulänglichen Wohnverhältnissen hier in der Bun-
desrepub lik Deutschland leben muß. Viele, wenn 

nicht die meisten werden schlechter untergebracht 
sein, als sie es bisher gewohnt waren. Auch aus die-
sem Grund und auch im Hinblick auf die kalte Jahres-
zeit sollte sich jeder Deutsche in DDR vor einer mög-
lichen Entscheidung, zu uns zu kommen, diesen 
Schritt sorgfältig überlegen. Aber ich füge hinzu: Wir 
werden jeden aufnehmen, heute, morgen und in Zu-
kunft. Wir werden auch in Zukunft keinen zurückwei-
sen, und niemand muß fürchten, daß, wenn er nicht 
heute oder morgen kommt, er dann in Zukunft hier 
keine Aufnahme finden wird. Wir werden auch in 
Zukunft alle aufnehmen, auch wenn die objektiven 
Schwierigkeiten groß bleiben werden. 

Die Aufnahmebereitschaft der Mitbürger in der 
Bundesrepublik Deutschland ist groß. Ich appelliere 
an alle Bundesbürger, daß es so bleibt. Es sollte sich 
auch jeder überlegen, ob er nicht doch noch freien 
Wohnraum hat, den er zur Verfügung stellen kann. 
Ich bin sicher, daß Städte und Gemeinden und insbe-
sondere unsere Landsleute, die zu uns kommen, für 
jedes Angebot dankbar sind. 

Unsere Hoffnung ist, daß sich die Verhältnisse in 
der DDR rasch ändern, aber dies, meine Damen und 
Herren, ist allein die Verantwortlichkeit derer, die in 
der DDR Verantwortung tragen. Sie müssen mit Refor-
men ernst machen, sie müssen schnell machen, und 
sie müssen nicht bloß Zeichen, sondern Ecksteine set-
zen, die unverrückbar den Beginn einer neuen Ära 
markieren. 

Wir wollen denjenigen helfen, die zu uns kommen, 
wie denjenigen, die in der DDR bleiben. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. Als erster Frage-
steller hat Herr Abgeordneter Penner das Wort. 

Dr. Penner (SPD) : Herr Bundesminister, die Situa-
tion in den Städten und Gemeinden bei uns ist in der 
Tat als dramatisch zu bezeichnen. Das gilt für die 
Inanspruchnahme öffentlicher sozialer Einrichtungen 
wie privater Einrichtungen, das gilt aber insonderheit 
für die Frage der Unterbringung. Jetzt frage ich Sie 
ganz offen: Sieht die Bundesregierung angesichts des 
bestehenden Notstandes überhaupt noch Möglichkei-
ten, wenigstens für eine zeitliche Bef ristung eine 
Wohnraumbewirtschaftung zu vermeiden? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister 
Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Penner, wie ich soeben schon ausgeführt habe, 
gehen wir davon aus, daß wir sowohl für die Erstauf-
nahme wie für die vorläufige Unterbringung die not-
wendigen Vorkehrungen getroffen haben bzw. die 
notwendigen Reserven in der Bundesrepublik 
Deutschland mobilisieren können. 

Was die Frage der dauerhaften Wohnraumversor-
gung betrifft, denke ich, daß wir mit marktwirtschaft-
lichen Elementen und mit dem, was Frau Kollegin 
Hasselfeldt in diesen Tagen auch der Öffentlichkeit 
mitgeteilt hat, die notwendigen Maßnahmen treffen, 
um den nötigen Wohnraum zu schaffen. 

Nur, Herr Kollege Penner, es gibt überhaupt keinen 
Zweifel daran: Der Wohnraum, der erst gebaut wer- 
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den muß, steht nicht innerhalb von Wochen und Mo-
naten zur Verfügung. Deswegen habe ich über die 
einstweilige Unterbringung von Aus- und Übersied-
lern gesprochen. 

(Dr. Penner [SPD]: Darf ich eine ergänzende 
Frage stellen, Frau Präsidentin?) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Penner. 

Dr. Penner (SPD): Es ist wohl wahr, daß die geplan-
ten Maßnahmen der Bundesregierung im Wohnungs-
bau nicht von jetzt auf gleich greifen können. Das 
leuchtet ja ein. Aber ist das die einzige Antwort der 
Bundesregierung auf die jüngst bekannt gewordenen 
Nöte der Stadtstaaten — ich denke dabei besonders 
an Bremen, aber auch an Berlin und an Hamburg — 
bei der Überwindung von Schwierigkeiten, unter de-
nen diese Städte fast zusammenzubrechen drohen? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Penner, wenn ich die Stimmen aus den Stadtstaa-
ten Hamburg und Bremen und auch aus dem Land 
Berlin in den letzten Tagen richtig gehört habe, spre-
chen sie von den Schwierigkeiten, die sie bei der 
einstweiligen Unterbringung von Aus- und Übersied-
lern haben. Davon habe ich gesprochen. Ich habe 
davon gesprochen, daß wir die Länder und die Städte 
und Gemeinden dabei nicht allein lassen dürfen. Mit 
„wir" habe ich nicht nur die Bundesregierung ge-
meint, sondern auch alle gesellschaftlichen Gruppen 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Deswegen glaube ich, daß auch die Stadtstaaten 
davon ausgehen dürfen, daß wir mit den Möglichkei-
ten, die wir haben, ihnen helfen. Ich bin sicher, daß 
unsere freiheitliche Wohlstandsgesellschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland in der Lage ist, dieses 
Problem zu bewältigen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Dr. Hamm-Brü-
cher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Bundesmini-
ster, erlauben Sie mir, zwei Fragen anzuschneiden, 
die ich heute der Presse entnommen habe. Ist es rich-
tig, daß zunehmend auch Eltern ihre Kinder bis an die 
Grenze bringen und sie dann sich selber überlassen; 
und welche Vorsorge ist denn getroffen, daß diese 
Kinder in besondere Obhut genommen werden? Falls 
Sie darüber heute noch nicht berichten können: Ge-
hen Sie dieser Problematik nach und geben Sie dem 
Bundestag darüber Informationen? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Frau Kol-
legin Hamm Brücher, erstens kann ich die Ihrer Frage 
zugrunde liegenden Pressemeldungen ausdrücklich 
nicht bestätigen. Ihre Frage war bezogen auf Über-
siedler. Ich kann sie ausdrücklich nicht bestätigen. 

Zweitens. Wir sind nicht nur in einem ständigen 
Kontakt, sondern in enger Zusammenarbeit mit allen 
Wohlfahrtsverbänden und humanitären Organisatio-
nen. Ich habe gestern beispielsweise ein Gespräch mit 
den Präsidenten aller humanitären Organisationen 
geführt. Wenn solche Fälle auftreten sollten, werden 

wir gemeinsam dafür die notwendigen Betreuungs-
einrichtungen vorsehen. 

Aber selbstverständlich bin ich gern bereit, den 
Bundestag auch darüber zu informieren, falls es Infor-
mationen geben sollte, die ich bisher nicht bestätigen 
kann. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Zusatzfrage, Frau 
Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Bundesmini-
ster, es wird auch berichtet, daß sich sozusagen Besu-
cher unter den Flüchtlingen befinden, die aussagen, 
sie wollten sich einmal umgucken, hätten auch ein 
bißchen eingekauft und führen jetzt zurück. Kann das 
bestätigt werden? Wenn ja: Wie wird das eigentlich 
beurteilt? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Aber, 
Frau Kollegin Hamm-Brücher, wir haben alle sogar im 
Fernsehen solche Inte rviews gesehen. Das ist eigent-
lich ein ganz normaler Vorgang. Wir nähern uns ja 
offensichtlich in einem beeindruckenden Tempo der 
Normalität, wobei die Übergangszeit von einem so 
unnormalen Zustand im geteilten Deutschland seit 
40 Jahren zu der Normalität, daß die Grenze durchläs-
sig wird, eben diese Probleme mitbringt, über die ich 
berichtet habe. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Aber regi-
strieren?) 

— Nur dann, wenn sie sich zur Aufnahme melden. Das 
ist ihre Entscheidung. Wenn sie nur einfach einreisen 
und ausreisen wollen, werden sie nicht einmal regi-
striert. Es herrscht in der Bundesrepublik Deutschland 
eine völlige Freiheit der Ein- und Ausreise, insbeson-
dere für Deutsche. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Bundesinnenminister, der 
Oberbürgermeister von Hannover, der von der SPD 
gestellt wird, hat offensichtlich die Auffassung vertre-
ten, daß die Großstädte für Übersiedler dichtgemacht 
werden müßten. Wie beurteilt eigentlich die Bundes-
regierung diese Aussage von Herrn Schmalstieg ins-
besondere auch vor dem Hintergrund, daß die SPD in 
den großen Städten unseres Landes eine besondere 
Verantwortung trägt? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Bohl, ich möchte auch an den Oberbürgermeister 
Schmalstieg und Vizepräsidenten des Deutschen 
Städtetages nachdrücklich appellieren, daß er seinen 
Teil an Verantwortung, den er in einem föderativen 
Bundesstaat trägt — Bund, Länder und Gemeinden — 
wahrnimmt, und daß sich niemand der Bewältigung 
einer nationalen Aufgabe versagt. Wir alle müssen 
zusammenwirken. 
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Ich habe gesagt: Wir dürfen die Länder und Ge-
meinden bei der Bewältigung dieser Aufgabe nicht 
alleinlassen, aber die Gemeinden, auch die großen 
Städte, können sich von der Bewältigung dieser Auf-
gabe auch nicht verabschieden, ohne daß sie auf diese 
Weise die kommunale Selbstverwaltung in ihrem 
Kern gefährden würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete Voll-
mer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Ich habe zwei Fragen. 
Die erste: Herr Minister, man hat den Eindruck, nach-
dem erst fast t riumphal bejubelt worden ist, daß die 
Menschen nun alle kommen, um hier bei uns die Frei-
heit zu haben, und darin stand auch ein Systemtri-
umph, daß es jetzt mehr das Signal ist, daß auch von 
Ihnen gesagt wird: Herr, halt' ein mit deinem Segen. 
Als einzige Lösung sagen Sie — das habe ich eben 
Ihrer Antwort entnommen — : Es ist allein die Verant-
wortung der DDR, sie müssen noch mehr tun. Nun 
haben die ja schon sehr viel getan, und jetzt fordern 
sie noch freie Wahlen. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Warum wollen die Leute denn 
da weg? So ein Quatsch! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 
Sind Sie der Meinung, daß der Flüchtlingsstrom, 
wenn es dort freie Wahlen gibt, wirklich aufhört und 
daß es nicht im Gegenteil so sein wird, daß der weiter 
vorhanden sein wird, weil die Mauer fällt, weil es das 
Wohlstandsgefälle gibt, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das Wohl

-

standsgefälle ist ein Systemgefälle!) 
und daß wir deswegen etwas tun müssen, um die 
materiellen Lebensbedingungen, die so ungleich ge-
genüber unseren sind, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Warum denn?) 
anzuheben, damit dieser Ausgleich überhaupt mög-
lich ist? 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Die grüne Morali

-

stin!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Frau Kol-
legin Vollmer, ich will nicht polemisch antworten, ob-
wohl es einigermaßen schwerfällt, darauf zu verzich-
ten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist richtig!) 
Erstens haben wir niemals gejubelt, und wir sagen 

jetzt auch nicht: Oh Herr, hör' auf mit deinem Segen! 
Ich habe vielmehr darüber berichtet, was das Kabinett 
heute beraten hat. Das ist der Sinn, Frau Präsidentin, 
dieser Veranstaltung. Wir haben uns mit der Situation 
von Aus- und Übersiedlern und mit der Unterbrin-
gungssituation beschäftigt, und ich habe ausdrücklich 
gesagt: So ist die Lage, diese und jene Maßnahmen 
sind vorgesehen, das und das tun wir weiter. 

Natürlich gehört dazu auch, daß wir objektiv alle, 
die es angeht, über die Lage unterrichten, und es ent

-

spricht nur der Wahrheit, wenn wir auch sagen: Es 
muß jeder bei dieser Situation wissen — 225 000 
Übersiedler bis heute morgen, über 300 000 Aussied-
ler — , daß sie für einen längeren Zeitraum in unzu-
länglichen Wohnverhältnissen untergebracht werden 
müssen. Es ist doch richtig, daß man das vorher sagt. 
Ich habe aber auch gesagt: Es braucht niemand 
irgendeine Panik zu haben. Wir werden heute, mor-
gen und in aller Zukunft keinen Deutschen zurück-
weisen, sie werden auch in Zukunft alle aufgenom-
men werden können, und wir bemühen uns in der 
Bundesrepublik Deutschland alle, sie so gut wie ir-
gend möglich und so rasch wie möglich aufzunehmen, 
aber bei den großen Zahlen, die im Augenblick kom-
men, wäre es unwahrhaftig, wenn man nicht über 
Schwierigkeiten aufklären würde. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE) : Ich wollte Sie fragen, ob 
Sie auf der heutigen Sitzung auch über das Thema 
gesprochen haben, das gestern im Innenausschuß 
war, nämlich daß die Übersiedler alle durch die Datei 
ADOS erfaßt werden und daß sie in dieser Datei 
35 Jahre gespeichert werden, daß daran ein Interesse 
des Verfassungsschutzes besteht, um, wie er sagt, 
eine Objektkartei zu haben. Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß dieses mit dazu beiträgt, daß der schnelle 
Durchlauf von den Lagern zu den Orten, wo die Leute 
unterkommen, gestoppt wird, weil das bei immerhin 
50 000 Menschen einige Schwierigkeiten machen 
wird, sie in dieser Datei zu erfassen? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Erstens, 
Frau Kollegin Vollmer, haben wir heute im Kabinett 
darüber nicht gesprochen. Zweitens ist das, was Sie 
sagen, auch wenn wir im Kabinett darüber nicht ge-
sprochen haben, unzutreffend. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Wie häufig bei den 
GRÜNEN!) 

Drittens ist es so, daß diese Angaben nur freiwillig 
erfolgen sollen und daß die Fragebogen ausdrücklich 
den Hinweis enthalten, daß — — 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Seit drei Tagen 
freiwillig!) 

— Na, gut. Aber ich spreche ja von jetzt. Wir haben 
dafür gesorgt, daß auf dem Befragungsbogen aus-
drücklich aufgedruckt ist, daß diese Angaben nur frei-
willig gemacht werden, daß sie gemacht werden kön-
nen, aber nicht müssen. 

Viertens ist es in keinem Fall zu irgendeiner Verzö-
gerung bei der Abwicklung der Aufnahmeverfahren 
gekommen. Wir haben bei der Abwicklung der Auf-
nahmeverfahren zwischendurch — nicht im Augen-
blick — in Einzelfällen Schwierigkeiten bei der Ver-
teilung auf die Länder gehabt. Im Augenblick haben 
wir diese Schwierigkeiten nicht. Wir haben eine 
durchschnittliche Dauer der Erstaufnahmeverfahren 
von zwei bis drei Tagen einfach deswegen, weil wir, 
wie ich gesagt habe, inzwischen 140 Notaufnahme-
stellen haben. Denken Sie daran, daß wir ursprüng-
lich eine einzige Notaufnahmestelle in Gießen hatten. 
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Dann haben wir Schöppingen hinzugenommen. In-
zwischen haben wir 140 Stellen, in denen wir Aufnah-
meverfahren durch Beamte des Bundesgrenzschutzes 
und der Bundeswehr in demnächst 20 Teams abwik-
keln. 

Ich will an dieser Stelle auch einmal meinen Re-
spekt bekunden und meinen Dank an alle Beamte 
sagen, die eine völlig neue Aufgabe in einer sehr 
unbürokratischen Weise erfüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Es gibt keine Verzögerung aus den von Ihnen ange-
deuteten Gründen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete Häm-
merle. 

Frau Hämmerle (SPD): Herr Bundesminister, uns 
allen ist die Situation bekannt, daß in den Aufnahme-
lagern unse riöse Agenten aller Art die Neuankömm-
linge mit ebenso unse riösen Verträgen überschwem-
men und daß diese Menschen in Unkenntnis der 
Dinge, die auf sie zukommen, diese Verträge auch 
unterschreiben. Die Situation spitzt sich immer mehr 
zu. Ich frage die Bundesregierung, ob sie daran denkt, 
die Betreuungsorganisationen in den Aufnahmela-
gern personell besser auszustatten oder ihnen zu hel-
fen, diese Problematik zu bewältigen. 

Sie haben soeben, Herr Bundesminister, den karita-
tiven Einrichtungen und Wohlfahrtsverbänden ge-
dankt. Ich möchte Sie fragen, ob Sie mit mir der An-
sicht sind, daß sich insbesondere in Grafenau der Bun-
desgrenzschutz bis an die Grenzen seiner Möglichkei-
ten und weit darüber hinaus in einem ganz beispiel-
haften menschlichen Einsatz um die Menschen küm-
mert, und ich möchte Sie fragen, ob Sie nicht auch mit 
mir der Auffassung sind, daß Oberbürgermeister un-
serer Städte in Wahrnehmung ihrer Verantwortung 
sehr wohl auch einen Auftrag zur Mahnung haben. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister, 
bitte. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Frau Kol-
legin Hämmerle, erstens, ich bin dankbar, daß Sie zu 
Recht den Bundesgrenzschutz so anerkennend er-
wähnen. Ich habe es soeben eine Minute vor Ihnen 
auch getan und tue es gerne noch einmal. Ich beziehe 
aber die Bundeswehr und viele andere und auch die 
Verbände ausdrücklich mit ein. 

Zweitens. Wir sind in der Tat im Gespräch darüber, 
wie wir durch die Betreuung, sei es durch die Ange-
hörigen karitativer Verbände, sei es durch die Ange-
hörigen von Bundesverwaltungen, die Neuankömm-
linge auch ein bißchen vor dem schützen, was es na-
türlich immer gibt, daß Leute versuchen, die Unerfah-
renheit von Menschen mit einer freiheitlichen Le-
bensordnung für Geschäftemacherei auszunutzen. 
Wir sind auch im Gespräch darüber — nicht in bezug 
auf dieses Thema, sondern generell —, wie wir helfen 
können, die notwendigen personellen Kapazitäten für 
die Betreuungsdienste weiter zu verstärken. Ich sagte, 
daß ich gestern ein Gespräch mit den Spitzen aller 
humanitären Organisationen geführt habe. 

Drittens. Ich stimme Ihnen zu, daß natürlich auch für 
Städte und Kommunen Verantwortliche mahnen sol-
len; aber es ist ein Unterschied zwischen Mahnen und 
dem Fordern von Kontingenten, wie es der Oberbür-
germeister Schmalstieg nach meiner Information ge-
tan hat, das heißt, den Deutschen aus der DDR nicht 
mehr den freien Zugang in die Bundesrepublik 
Deutschland zu ermöglichen. Ich finde, wenn Herr 
Schmalstieg — wie wir — mahnt, a lles uns Mögliche 
zu tun, die Deutschen aufzunehmen, ist dies das eine; 
aber wenn er fordert, daß wir den Zugang begrenzen 
sollten, und damit die mögliche Panik in der DDR ver-
stärkt, dann ist das das Falsche. Aber danach haben 
Sie auch nicht gefragt. 

(Heiterkeit) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Lü-
der. 

Lüder (FDP): Sosehr es nach der Frage der Kollegin 
Vollmer reizen würde, die kritische Diskussion über 
die ADOS-Kartei hier fortzusetzen und das Plenum 
des Bundestages zum Plenum des Innenausschusses 
umzufunktionieren, will ich mich auf die Fragen kon-
zentrieren, die heute hier anstehen. Ich habe drei Fra-
gen an die Bundesregierung. Ich vermute, daß unter-
schiedliche Minister antworten werden. 

Erstens. Gilt auch für die Übersiedlerpolitik als 
Grundsatz der Bundesregierung, wie wir das auch für 
die Aussiedlerpolitik ausdrücklich formuliert haben, 
daß es unser Interesse ist, daß jeder Deutsche oder 
Deutschstämmige — bei den Aussiedlern „Deutsch-
stämmige", bei den Übersiedlern aus der DDR „Deut-
sche" — an seinem Wohnort bleiben soll und wir alle 
dazu beitragen wollen, daß ihm dies erleichtert wird, 
daß wir aber zweitens jeden Wunsch jedes Individu-
ums deutscher Nationalität oder Volkszugehörigkeit, 
zu uns zu kommen, anerkennen und respektieren, so 
daß wir Fragen mit dem Gusto, wir würden Abwer-
bung oder ähnliches machen, die kamen, nicht akzep-
tieren können? Für uns geht es wohl doch nur darum, 
die freie Entscheidung der Persönlichkeit, zu uns zu 
kommen, zu respektieren. 

Die zweite Frage: Wenn ich es richtig gesehen 
habe, hat der Arbeitsmarkt der Bundesrepublik die 
zunehmende Zahl der Aussiedler und Übersiedler 
nicht nur verkraftet, sondern es ist sogar so, daß wir, 
wenn ich die Angaben von Herrn Franke richtig im 
Kopf habe, noch nie so viele Leute in der Bundesre-
publik Deutschland in Lohn und Brot hatten wie jetzt 
und eine sinkende Arbeitslosenquote haben. Dieses 
ermutigt mich zu sagen: Wir haben Chancen für ein 
kräftiges Wirtschaftswachstum und für eine aktive Be-
schäftigungspolitik durch Aus- und Übersiedler. Teilt 
die Bundesregierung diese Einschätzung? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Als erster, wahrschein-
lich, Herr Bundesminister Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Vielen 
Dank, Frau Präsidentin! Herr Kollege Lüder, vielleicht 
darf ich zur Beantwortung Ihrer ersten Frage — ich 
nehme an, die zweite Frage wird der Kollege Norbert 
Blüm beantworten, wenn die Frau Präsidentin das er-
möglicht — der Einfachheit halber aus der gestrigen 
Regierungserklärung, dem Bericht zur Lage der Na- 
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tion im geteilten Deutschland, den Herrn Bundes-
kanzler zitieren: 

Wir alle wissen, daß ein Massenexodus aus der 
DDR weder im Interesse der Menschen in 
Deutschland liegt noch das Ziel einer vernünfti-
gen Deutschlandpolitik sein kann. Unsere beson-
dere Achtung und Sympathie gehören genauso 
jenen, die in der DDR bleiben und darauf hof-
fen, 

— jetzt auch selbst daran mitwirken wollen — 

daß sich die Verhältnisse jetzt auch dort zum Bes-
seren verändern. 

Der Bundeskanzler fuhr fo rt : 
Ich möchte in diesem Zusammenhang auch ein-
dringlich davor warnen, sich ... als Richter über 
jene aufspielen zu wollen, die sich dafür entschie-
den haben, aus der DDR zu uns zu kommen, oder 
über jene, die sich entschieden haben, dort zu 
bleiben. 

Wir sollten unsere Landsleute nicht bevormunden, 
sondern wir sollten die Entscheidung jedes einzelnen 
respektieren. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke schön. Herr Bun-
desminister Blüm. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Abgeordneter Lüder, ich bestätige aus-
drücklich den Eindruck, der auch der Ihre ist. Ich kann 
das auch noch mit Zahlen erhärten: Die Beschäftig-
tenzahl, die Erwerbstätigenzahl, war noch nie so hoch, 
wie sie jetzt ist. Sie lag im September 1989 um 332 000 
höher als im vergangenen Jahr. Die Zahl der Arbeits-
losen hat im Oktober 1989 gegenüber Oktober 1988 
um 200 000 abgenommen. Es ist die niedrigste Ar-
beitslosenzahl in einem Oktober seit Oktober 1981. 

Auf dem Arbeitsmarkt ist viel in Bewegung. Das 
können Sie daran sehen, daß wir ein Rekordergebnis 
in der Arbeitsvermittlung haben. Seit Januar sind von 
den Arbeitsämtern 1,8 Millionen Mitbürger in Arbeit 
vermittelt worden. Das ist gegenüber dem Vorjahr 
eine Steigerung um mehr als 6 % . Die Zahl der arbeits-
losen Aussiedler hat im Oktober um rund 19 000 zuge-
nommen. Sehr viel mehr Aus- und Übersiedler sind zu 
uns gekommen. Ich glaube, daß auch unsere Mitbür-
ger, die aus der DDR oder aus anderen Gebieten zu 
uns kommen, eine gute Chance zur Beschäftigung 
haben. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke schön. — Als 
nächster hat der Abgeordnete Herr Gerster das Wort 
zu seiner Frage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
ich teile Ihre Auffassung, daß Wohnungszwangswirt-
schaftsmaßnahmen keinen Sinn hätten, um die Pro-
bleme zu lösen. Aber darf ich noch einmal unterstüt-
zend fragen: Teilen Sie nicht meine Auffassung, daß 
bei rund 200 000 leerstehenden Wohnungen die So-
zialbindung des Art. 14 des Grundgesetzes Veranlas-
sung sein sollte, alle Eigentümer von Wohnungen 
nicht nur öffentlich aufzufordern, daß sie jetzt in die-
sen Notsituationen vermieten sollen, sondern daß 
möglicherweise das eine oder andere Begleitende 

im Sinne einer politischen Diskussion hier sinnvoll 
wäre? Teilen Sie die Auffassung, daß jeder, der eine 
leerstehende Wohnung hat, verpflichtet ist, jetzt um-
gehend zu vermieten, um die Notstände mit beseiti-
gen zu helfen? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Gerster, ich teile Ihre Auffassung. Ich wieder-
hole, daß ich zu Beginn der Regierungsbefragung an 
alle Bundesbürger appelliert habe, zu überlegen, ob 
sie angesichts der Dimension dieser nationalen Auf-
gabe nicht jetzt freien Wohnraum zur Verfügung stel-
len können. Ich weise auch darauf hin, daß Frau Kol-
legin Hasselfeldt gestern darauf aufmerksam gemacht 
hat, daß kommunale Verwaltungen zum Teil dazu 
übergegangen sind, ihrerseits zeitweise Wohnungen 
anzumieten und sie Aus- und Übersiedlern zur Verfü-
gung zu stellen. 

Die Bundesregierung vertraut im übrigen darauf, 
daß die freien Kräfte unserer freiheitlichen Gesell-
schaft besser in der Lage sind, diese Aufgabe zu be-
wältigen. Wir vertrauen auch auf die Hilfsbereitschaft 
unserer Bürger. Sie sollte sich gerade jetzt in der Zur-
verfügungstellung von Wohnraum dort, wo wir leer-
stehende Wohnungen haben, bewähren. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
ist die Bundesregierung bereit, sich in diesem Sinne 
an die Landesregierungen und an die Kommunen zu 
wenden, um diese zu bitten, von der Möglichkeit Ge-
brauch zu machen, freistehende Wohnungen zu-
nächst treuhänderisch anzumieten, um sie dann um-
gehend an Aus- und Übersiedler weiterzuvermie-
ten? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ja, bitte. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Wahr-
scheinlich wäre Frau Kollegin Hasselfeldt zuständig. 
Aber da sie gestern gesagt hat, daß sie das schon 
getan hat, und ich gerade stehe, Herr Kollege Gerster, 
sage ich: 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Das haben 
wir immer gern: wenn die Männer für die 
Frauen sprechen! — Frau Hämmerle [SPD]: 

Weil sie gerade stehen!) 
Die Bereitschaft der Bundesregierung besteht. Sie ist 
durch Frau Kollegin Hasselfeldt bereits verwirklicht 
worden. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Als nächste Fragestelle-
rin Frau Hensel. 

Frau Hensel (GRÜNE): Herr Bundesminister, natio-
nale Aufgaben, denke ich, können nur durch ganz 
konkrete Maßnahmen gelöst werden. Ich frage Sie 
deshalb ganz konkret: Welche haushaltspolitischen 
Maßnahmen, welche Sofortmaßnahmen wird die 
Bundesregierung ergreifen, um den Zuzug der DDR- 
Menschen finanzieren zu können, und welche politi-
schen Maßnahmen wird die Bundesregierung ergrei-
fen, um die durch den unbegrenzten Zuzug sich auf- 
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bauenden sozialen Spannungen in der Bundesrepu-
blik zu entschärfen und zu beenden? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wer antwortet? — Sie, 
Herr Bundesminister Schäuble. 

(Duve [SPD]: Immer Schäuble!) 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Frau Kol-
legin, ich habe einleitend darauf hingewiesen, welche 
Maßnahmen bereits ergriffen sind und weiter ergrif-
fen werden. Der Deutsche Bundestag hat mit Zustim-
mung des Bundesrates im Nachtragshaushalt 1989 
dankenswerterweise die Mittel so erhöht, daß wir bei 
der Abwicklung dieser Aufgaben haushaltsmäßig 
überhaupt keine Probleme haben. Ich bin zuversicht-
lich, daß auch im Bundeshaushalt 1990, der sich ge-
rade in der Beratung durch das Hohe Haus befindet, 
die notwendigen Mittel in ausreichendem Maße zur 
Verfügung gestellt werden. 

Ich würde davon abraten, daß wir uns auf Progno-
sen einlassen, wie viele 1990 kommen werden. Das 
hat eine ganz falsche Wirkung. Das steht uns auch gar 
nicht zu. Da wir, wie ich vorhin ausgeführt habe, die 
Entscheidung jedes einzelnen zu respektieren haben, 
sollten wir nicht durch vorherige Prognosen, auch 
nicht im Wege von Haushaltsberatungen, den Re-
spekt vor der Entscheidung des einzelnen im Grunde 
ein Stück weit aushöhlen. Die haushaltsmäßigen Vor-
kehrungen sind getroffen. Es sind die Maßnahmen auf 
dem Weg, um die Wohnungsbauprobleme so gut wie 
irgend möglich zu lösen. Die einstweilige Unterbrin-
gung ist in der unmittelbaren Verantwortung der 
Länder. Nur das Erstaufnahmeverfahren ist Sache des 
Bundes. Ich habe berichtet, daß dort alles soweit funk-
tioniert. Bei der einstweiligen, vorläufigen Unterbrin-
gung, die zum Teil 12 bis 18 Monate dauert, sind die 
Länder und damit die Städte und Gemeinden in einer 
schwierigen Situation. Deswegen habe ich davon ge-
sprochen, daß wir sie dabei nicht allein lassen dürfen. 
Aber es wäre ganz falsch, zu einer Länderaufgabe die 
Bundesregierung zu fragen, was sie allein ganz kon-
kret zu tun beabsichtigt. Das können wir nur gemein-
sam machen. Deswegen sind wir in einem engen Kon-
takt. Ich habe Ihnen berichtet, daß ich die Länder für 
die kommende Woche wieder zu Gesprächen auf poli-
tischer Ebene gebeten habe. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das Wort 
„DDR-Menschen" sollten wir streichen!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich weise darauf hin, daß 
ich aus Zeitgründen nur noch Herrn Oostergetelo und 
Herrn Hitschler berücksichtigen kann, weil wir sonst 
weit über die Zeit hinauskämen und noch zwei freie 
Fragen da waren. Wir sind wegen der Rentendebatte 
in zeitlicher Bedrängnis. Ich bitte heute um Verständ-
nis. 

Sie haben noch eine Zusatzfrage, Frau Hensel. 

Frau Hensel (GRÜNE):: Die ganz kurz ist. Ich bitte 
um eine ganz konkrete Antwort. Ich halte meine vo-
rige Frage übrigens nicht für beantwortet. Ich habe 
nach den konkreten Haushaltseinstellungen gefragt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erklären Sie mal, 
was ein „DDR-Mensch" ist!) 

Eine ganz kurze Frage, genauso konkret: Wie sieht 
die konkrete Hilfestellung der Bundesregierung ge-
genüber den Städten und Gemeinden aus, die ja tat-
sächlich die Integration und Aufnahme der DDR- 
Menschen zu bewerkstelligen haben? 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Die soll „DDR-Men-
schen" weglassen! Das sind Deutsche! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
— Sie sollten sich auch etwas zurücknehmen, finde 
ich. — Das war eine ganz konkrete Frage. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Darf ich um Ruhe für die 
Zusatzfrage und die Beantwortung bitten. 

Dr. Schäuble, Bundesminister: Frau Kollegin, Sie 
meinen Deutsche, um das zunächst einmal ganz ein-
fach klarzustellen. Sie sollten von Deutschen spre-
chen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Ich habe hier einleitend vorgetragen — ich will das, 

Frau Präsidentin, nicht im einzelnen wiederholen —, 
wie wir Ländern, Städten und Gemeinden helfen wol-
len, diese schwierige Aufgabe zu bewältigen. Wir 
können nach Auffassung der Bundesregierung die 
Länder, Städte und Gemeinden bei der Erfüllung ihrer 
originären Aufgabe nicht alleinlassen. Der koopera-
tive Föderalismus und die kommunale Selbstverwal-
tung bedeuten, daß wir Hilfestellung leisten können. 
Wir können aber nicht vorschreiben, welche konkre-
ten Maßnahmen die Länder und die Kommunen ihrer-
seits zu ergreifen haben. Wir helfen dabei, auch indem 
wir Bundeseinrichtungen zur Verfügung stellen, in-
dem wir an die Bevölkerung, an die Verbände, an alle 
appellieren, Raum für die Unterbringung zur Verfü-
gung zu stellen, indem wir gemeinsam darüber spre-
chen. Aber es entspricht nicht der kommunalen 
Selbstverwaltung, wenn Sie hier ein konkretes Pro-
gramm der Bundesregierung für einen Aufgabenbe-
reich der kommunalen Selbstverwaltung erwarten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Bundesminister, Sie ha-
ben — ich finde: zu Recht — von einer großen natio-
nalen Aufgabe gesprochen. Ich frage Sie: Wenn alle 
Appelle an unsere Verantwortung und auch Hinweise 
auf das Grundgesetz nicht nutzen, ist es dann in Ihre 
Überlegungen überhaupt nicht einbezogen, daß man 
notfalls auch eine zeitlich begrenzte Zwangsbewirt-
schaftung vornimmt, damit die Leute ein vernünftiges 
Dach über dem Kopf haben? 

Zweitens möchte ich Sie fragen: Kann man über-
haupt davon ausgehen, daß der Strom der Menschen-
massen abebbt, bevor gesichert ist, daß es in jenem 
Teil Deutschlands freie demokratische Wahlen gibt, 
bevor endlich Reisefreiheit besteht, die nicht vom 
Staat gewährt wird, sondern als selbstverständliches 
Recht gilt, und bevor die Schandmauer verschwin-
det? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
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Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister 
Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister: Herr Kollege Ooster-
getelo, ich bitte Sie um Verständnis. Ich glaube, wir 
dienen niemandem, wenn wir hypothetische Fragen 
stellen und auch noch Antworten darauf erwarten. Ich 
möchte es nicht tun. 

Ich sage: Wir sind in der Lage, ohne Zwangsmaß-
nahmen die Aufgabe zu bewältigen. Ich denke, wir 
bleiben es auch. Mein Vertrauen in die Freiwilligkeit, 
in die Hilfsbereitschaft unserer Bevölkerung ist groß. 
Das hat sich in den zurückliegenden Wochen und 
Monaten auch bestätigt. 

Auf die Frage, wie die Entwicklung in der DDR und 
wie die Entwicklung des Flüchtlingsstroms sein wird, 
möchte ich keine Antwort geben, weil ich gesagt 
habe: Wir haben die Entscheidung eines jeden einzel-
nen Deutschen zu respektieren. Das sollten wir auch 
nicht durch Prognosen ein Stück weit einschränken. 

Ich denke, wenn wir die Entscheidung respektie-
ren, tun wir eben das Unsrige, um all denjenigen, die 
zu uns kommen, obwohl wir ihnen gesagt haben, daß 
es Schwierigkeiten geben wird — davon habe ich 
gesprochen — , bei der Bewältigung der Schwierigkei-
ten, die auch die unsrigen sind — auch das ist eine 
nationale Gemeinsamkeit und Solidarität —, so gut 
wir es können, zu helfen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Hitschler. 

Dr. Hitschler (FDP) : Herr Bundesinnenminister, ha-
ben Sie wirklich den Eindruck, daß alle Städte und 
Kommunen das Ihnen notwendig Erscheinende getan 
haben, um Aussiedler und Übersiedler bei sich unter-
zubringen? Ich denke in diesem Zusammenhang bei-
spielsweise an den Abfluß der den Städten und Kom-
munen vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel 
zum Bau von Übergangs- und Durchgangsheimen. 

Haben Sie zweitens nicht den Eindruck, daß die 
gegenwärtige Organisationsstruktur des Sprachun-
terrichts dazu führt, daß die Aussiedler über Gebühr 
lange in Durchgangs- und Übergangsheimen aufge-
halten werden? Wir haben inzwischen eine Verweil-
dauer von, wie ich glaube, 18 Monaten. Meinen Sie 
nicht, daß die Integration in den normalen Arbeits-
markt, aber auch in den Wohnungsmarkt sehr viel 
schneller vonstatten gehen könnte, wenn man diesen 
Sprachunterricht dergestalt änderte, daß er beispiels-
weise auch abends erteilt wird, so daß die Leute tags-
über arbeiten können? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Kol-
lege Hitschler, ich möchte ungerne öffentliche Zensu-
ren über die Kommunen abgeben. Wir sind auf die 
Zusammenarbeit aller Beteiligten angewiesen. Aber 
ich habe ja davon gesprochen, daß es zum Glück noch 
freie Kapazitäten gibt. Es kommen ja auch laufend 
weitere Übersiedler zu uns. Deswegen ist es gut, daß 
es noch freie Kapazitäten gibt. Wir müssen die An-
strengungen verstärken. Dem können Sie entnehmen, 
daß ich durchaus der Meinung bin, daß es noch Raum  

— in des Wortes doppelter Bedeutung — gibt und daß 
wir diesen Raum auch aktivieren müssen. 

Was das Programm der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau für den Bau von Übergangswohnheimen an-
betrifft, so haben wir ja die Konditionen für die Kom-
munen — auch für andere — verbessert. Seitdem flie-
ßen die Mittel auch mit einer hohen Geschwindigkeit 
ab, so daß jedenfalls jetzt ganz offensichtlich das Not-
wendige geschieht. 

Was die Sprachförderung für Aussiedler anbetrifft, 
so ist es zunächst einmal so, daß die Verweildauer in 
Übergangswohnheimen nichts mit der Sprachförde-
rung zu tun hat. Die Verweildauer in Übergangs-
wohnheimen ist auch länger, als die Sprachförderung 
dauern kann. Das hat mit den Engpässen in der Woh-
nungsversorgung zu tun. 

Aber ich weise darauf hin, daß der Deutsche Bun-
destag in der Endphase der Beratung eines von der 
Bundesregierung — federführend der Bundesinnen-
minister — eingebrachten Gesetzes ist, mit dem wir 
die Möglichkeiten der Sprachförderung straffen wol-
len, vor allen Dingen dadurch, daß wir das Teilunter-
haltsgeld einführen. Wenn der Deutsche Bundestag 
so beschließt, wird eine berufliche, eine Erwerbstätig-
keit mit der Möglichkeit der Sprachförderung verbun-
den, so daß wir nicht mehr das Entweder-Oder, son-
dern das Und-Und — berufliche Tätigkeit und dane-
ben begleitend Sprachförderung — haben. Ich ver-
spreche mir von diesem Vorhaben, das hoffentlich 
bald verabschiedet und damit Gesetz werden wird, 
eine ganz wesentliche Erleichterung der Lösung der 
Probleme, auf die Sie abgehoben haben und die ich 
nicht bestreite. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die reguläre Zeit für die 
Befragung der Bundesregierung ist abgelaufen. Ich 
verlängere sie um die zwei Fragen, die noch gestellt 
werden von der Abgeordneten Frau Schmidt und 
Herrn Abgeordneten Müntefering. 

Frau Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Ich habe Pressebe-
richterstattungen und Mitteilungen von Kollegen der 
Koalitionsfraktionen entnommen, daß das Schwange-
ren-Beratungsgesetz in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr vorgelegt werden soll. Vor nicht allzu langer 
Zeit gab es die Aussage des Bundeskanzlers, daß das 
zu den wichtigen, in Kürze vorzulegenden Koalitions-
vorhaben gehöre. Ich hätte gerne gewußt, welches die 
Gründe dafür sind, daß dieser Gesetzentwurf nicht 
vorgelegt wird. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Für die Bundesregierung 
antwortet Herr Staatsminister Stavenhagen. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Frau Kollegin, Frau Minister Lehr ist gerade mit 
dem Bundeskanzler nach Polen abgereist und hat 
mich deswegen informiert und auch gebeten, zu die-
ser Frage Stellung zu nehmen. 

Es gibt in der Koalition Meinungsverschiedenheiten 
über dieses Schwangeren-Beratungsgesetz, die bis-
her nicht ausgeräumt werden konnten. Die Bundesre-
gierung wird diesen Gesetzentwurf erst einbringen, 
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wenn diese Meinungsverschiedenheiten ausgeräumt 
werden können. Das ist zur Stunde noch nicht der 
Fall. 

(Lamers [CDU/CSU]: Eine klare Antwort! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das reicht 

als Antwort!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Heißt das nun — so 
wie es der Presseberichterstattung und den Pressemit-
teilungen von Kollegen dieses Hauses zu entnehmen 
war — , daß es in dieser Legislaturpe riode nicht mehr 
kommt, oder heißt es, daß es in dieser Legislaturpe-
riode vielleicht doch noch ein bißchen kommt, oder 
heißt das, daß es in dieser Legislaturpe riode höchst-
wahrscheinlich kommt? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Frau Kollegin, im Zusammenhang mit diesem Ge-
setz fällt mir zu „ein bißchen" natürlich etwas ein, was 
ich hier nicht sagen sollte. Aber ich will sagen: Die 
Meinungsverschiedenheiten sind nicht ausgeräumt. 
Solange sie nicht ausgeräumt sind, können wir den 
Gesetzentwurf nicht einbringen. Das habe ich gesagt, 
und mehr kann ich dazu nicht erklären. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Gibt es Anstren-
gungen, diese Meinungsverschiedenheiten auszuräu-
men, 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Im

-

mer!) 
oder ist es ad acta gelegt? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Bemühungen, Meinungsverschiedenheiten aus-
zuräumen, sind eine ständige Anstrengung. Sie wer-
den natürlich auch fortgesetzt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Müntefering. 

Müntefering (SPD) : In der Annahme, daß die Ver-
einbarungen der Koalition zum Wohnungsbau von 
vorgestern, die gestern von der Bauministerin auf dem 
Briefbogen der Bundesregierung veröffentlicht wur-
den, heute von der Bundesregierung auch beschlos-
sen worden sind, frage ich die Bundesregierung, 
wann sie und ob sie Abstimmungen mit den Ländern 
über die Modalitäten dieser Vereinbarungen durch-
geführt hat und wann sie erwarten kann, daß es eine 
Zustimmung hierzu gibt und das Programm dement-
sprechend umgesetzt werden kann, und ob die Tatsa-
che, daß der Bereich verbesserter Mieterschutz, 
Schutz vor Eigenbedarfskündigungen und gegen er-
höhte Mietsprünge und das Stichwort Bauland, Bau-
nutzungsgebote, Vorkaufsrecht der Gemeinden und 
Satzungsrecht der Gemeinden fehlt, bedeutet, daß die 
Bundesregierung zu diesem Bereich, zum Gesamtpa-
ket der Wohnungspolitik, keine Vorschläge mehr un-
terbreiten wird. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Ministerin Hassel-
feldt. 

Frau Hasselfeldt, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Münte-
fering, auf der Arbeitsebene ist mit den Ländern ge-
sprochen worden. Am 30. November werden die Bau-
minister der Länder tagen. Ich werde dabei sein. Da-
bei werden die letzten Formalitäten abgestimmt wer-
den. Sie können davon ausgehen, daß zu den Berei-
chen, zu denen eine Verwaltungsvereinbarung abge-
schlossen werden muß, diese auch so schnell wie 
möglich abgeschlossen wird. Die Vorklärungen auf 
Arbeitsebene sind im Gange. 

Das Paket, das gestern vorgestellt wurde, ist sehr 
umfangreich. Es schließt auch Änderungen im Miet-
recht und auch im Baurecht ein. Diese Bereiche wer-
den in den nächsten Monaten in der Gesetzgebung 
mit vollzogen werden. Ich werde mich persönlich 
darum kümmern, daß es möglichst schnell vollzogen 
wird, um das, was auf den Weg zu bringen ist, auch 
schnell zu realisieren. 

Darüber hinausgehende Beschlüsse, beispielsweise 
bei der Miethöhe, sind nicht vorgesehen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Müntefering (SPD): Frau Ministe rin, ich nehme die 
Diskussion, die eben gelaufen ist, die von Herrn Ger-
ster ausgelöst worden ist und zu der auch der Innen-
minister geantwortet hat, noch einmal auf. Es geht um 
die Frage der Unterbringung der Menschen und um 
die Möglichkeit, im Bestand zu mobilisieren. Ist die 
Bundesregierung denn bereit, das aufnehmend, was 
eben dazu als Möglichkeit angedeutet worden ist, bis 
zur zweiten und dritten Lesung des Haushaltes Ende 
November unserem Vorschlag doch noch zuzustim-
men, einen Bund-Länder-finanzierten Kommunal-
fonds eben auch mit Mitteln des Bundes einzurichten, 
damit die Städte und Gemeinden solche Wohnungen 
durch Anmieten und durch Ankauf von Belegungs-
rechten mobilisieren können, um die akuten Probleme 
zu lösen? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Bundesminister. 

Frau Hasselfeldt, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Ich sehe über das 
von den Koalitionsfraktionen bisher vorgelegte Pro-
gramm hinaus, das bis zur Haushaltsbereinigungssit-
zung auch voll eingebracht ist und in der dritten Le-
sung mit verabschiedet werden wird, keinen weiteren 
wohnungspolitischen Handlungsbedarf. 

Müntefering (SPD): Hat ihn das Kabinett schon be-
schlossen oder nicht? 

Frau Hasselfeldt, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Das wird in die 
Haushaltsberatungen, die zur Zeit laufen, mit einge-
bracht werden. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her-
ren, damit ist die Befragung der Bundesregierung ab-
geschlossen. Ich schließe diesen Tagesordnungs-
punkt und komme wieder zum Tagesordnungs-
punkt 6. 

Wir haben in der Zwischenzeit durchrufen lassen, 
daß wir früher beginnen. Ich sehe allerdings noch 
nicht die entsprechenden Personen im Raum. Sollen 
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wir gleich fortfahren? — Die Rednerin ist da. — Ma-
chen wir weiter. 

Dann hat die Abgeordnete Frau Würfel das Wort. 

Frau Würfel (FDP) : Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kollegen und Kolleginnen! Um heute hier die 
frauenspezifischen Aspekte des Rentensicherungs-
gesetzes darstellen zu können, habe ich drei Kollegen 
meiner Fraktion bitten müssen, mir jeweils zwei Mi-
nütchen ihrer selbst kurz bemessenen Redezeit abzu-
treten. Ich glaube, das ist ein Vorgang, der zeigt, wie 
dringend wir eine Parlamentsreform benötigen. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Ich habe also meinen Kollegen zu danken, erstens daß 
sie es mir ermöglichen, hier überhaupt zu sprechen, 
und zweitens daß sie im Rahmen des Konsenses zwi-
schen SPD, CDU/CSU und uns entschieden für die 
Berücksichtigung der Interessen der Frauen im Ren-
tensicherungsgesetz eingetreten sind. 

Meine Damen und Herren, meine politische Tätig-
keit begann ich vor 15 Jahren mit Veröffentlichungen, 
in denen ich auf die skandalöse Ungerechtigkeit ge-
genüber unseren Müttern hinwies, die sich durch die 
mangelnde gesellschaftliche Anerkennung ebenso 
auszeichnete wie durch das Nicht-Berücksichtigen 
der großen gesamtgesellschaftlichen Leistung der 
Kindererziehung in der Rente dieser Mütter, obwohl 
— dies ist das Verblüffende daran — das System der 
gesetzlichen Rentenversicherung auf der nachkom-
menden Generation fußt. Von dem Zeitpunkt an, zu 
dem Solidarsysteme zur Absicherung verschiedener 
Risiken des einzelnen geschaffen wurden, können die 
Erziehung von Kindern und die Pflege behinderter 
und schwer pflegebedürftiger Abgehöriger nicht län-
ger ausschließlich Privatsache sein. Es ist unumgäng-
lich, daß die vor allem von Frauen übernommenen 
und für das Funktionieren unserer Gesellschaft unver-
zichtbaren Tätigkeiten, die bislang von den Frauen 
ausschließlich für Gotteslohn geleistet wurden, so-
wohl eine höhere ideelle Anerkennung als auch eine 
höhere materielle Bewertung erfahren. 

Die Zeiten, in denen lediglich entlohnte Tätigkeit zu 
gesellschaftlicher Anerkennung und zu einer Rente 
führte, sind nun Gott sei Dank vorbei; denn mit dem 
vorliegenden Rentensicherungsgesetz erfahren un-
sere Mütter und pflegenden Frauen eine weitere ma-
terielle Aufwertung. Ihre gesellschaftliche Aufwer-
tung, meine Damen und Herren, wird nur gelingen, 
wenn wir grundsätzlich zu einer anderen Bewertung 
des Begriffs „Arbeit" kommen. 

Der Wermutstropfen — und Sie wissen, Wermut ist 
bitter — , der mir das Erreichte allerdings ganz schön 
vergällt, ist die Tatsache, daß es auf Grund der für 
mich nicht nachvollziehbaren, von Herrn Blüm als 
„Philosophie" bezeichneten, von mir allerdings 
„Ideologie" genannten Bedenken der Kollegen von 
der CDU/CSU leider nicht gelang, für die berufstäti-
gen Mütter die notwendige Anerkennung ihrer Er-
ziehungsleistung in der Rentenversicherung zu errei-
chen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Blüm, ich möchte jetzt Ihren Blutdruck nicht in 
die Höhe treiben, muß aber fortfahren: An dem Ein-
satz unserer Verhandlungsführer hat es nicht gefehlt, 
und ich möchte, daß die berufstätigen Mütter draußen 
das wissen. Wir Freien Demokraten halten diese Si-
tuation für eine himmelschreiende Ungerechtigkeit. 
Herr Blüm, es darf nicht zwei Sorten von Müttern 
geben. 

(Günther [CDU/CSU]: Gibt es ja auch 
nicht!) 

Ich finde, wir alle, auch die Kollegen von der CDU und 
der CSU, sollten uns dazu verstehen, die Kindererzie-
hung als solche als eine gesamtgesellschaftliche Lei-
stung anzuerkennen und diese materielle Anerken-
nung dann auch den Müttern zu gewähren, die be-
rufstätig sind oder sein müssen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Denn, Herr Blüm, auch berufstätige Mütter sind ja 
Mütter, und ich meine, es steht niemandem zu, Klas-
sifizierungen in angeblich engagierte Hausfrauen-
Mütter und berufstätige Mütter vorzunehmen. 

(Günther [CDU/CSU]: Es geht um die Ren- 
tenlücke! Das andere ist das Kindergeld!) 

Vor allem alleinerziehende Mütter, die ja meist be-
rufstätig sein müssen, damit Mutter und Kind nicht 
von den Wohltätigkeiten der Solidargemeinschaft ab-
hängig werden, müssen sich nun in der Tat wieder 
einmal benachteiligt fühlen. 

Ich würde mir schon wünschen, daß diese von Ihnen 
so genannte Philosophie, die man genauso gut als 
— bitte verzeihen Sie — eine ideologische Verbohrt-
heit bezeichnen kann, in Zukunft nicht länger ein 
Hemmschuh für die Herstellung von Gerechtigkeit für 
berufstätige Mütter ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Herr Blüm, wir müßten uns einmal zusammensetzen, 
um das noch mal zu erörtern. 

Ich habe auch Verständnis für die Forderung, die 
materielle Anerkennung dieser Erziehungsleistung 
habe für alle Mütter gleich hoch zu sein, was bedeutet, 
daß die Beamtin im Rahmen ihrer Pension den glei-
chen Betrag gutgeschrieben bekommt wie die Haus-
frau in ihrer Rente. Ich bedaure jedoch, daß im Zusam-
menhang mit weiteren Maßnahmen in der Beamten-
versorgung die Beamtinnen eine überproportionale 
Minderung ihrer Versorgung in Kauf nehmen müssen, 
wenn sie eine Teilzeitbeschäftigung aufnehmen oder 
sich wegen der Kindererziehung für einige Jahre be-
urlauben lassen. Das kann nicht gewollt sein und be-
darf deshalb weiterer Überlegungen, wie Herr Dreß-
ler sagte, in einer Denkpause. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Natürlich ist für mich noch ein weiterer Punkt unbe-
friedigend, den ich hier kurz anführen möchte. Das 
zweite und das dritte Rentenversicherungsjahr für Er-
ziehungsleistungen können, wie wir gehört haben, 
aus finanziellen Gründen erst den Müttern gutge-
schrieben werden, deren Kinder nach 1992 zur Welt 
kommen. Ich bedaure dies, denn hier schaffen wir 
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erneut Ungleichheit. Dennoch war — wir haben auch 
das gehört — eine andere Regelung nicht erreichbar, 
wenn der Konsens nicht gefährdet werden sollte. Bei 
diesem Rentensicherungsgesetz ging es nun darum, 
daß wir alle gemeinsam in diesem Hause etwas zu-
wege bringen, und ich glaube, wir können auch froh 
und stolz auf das sein, was wir zuwege gebracht ha-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Unruh. 

Frau Unruh (fraktionslos) : Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Werte Volksvertreterinnen und Volksvertreter! 
Einige Stunden habe ich zugehört und Zwischenrufe 
gemacht, ich bin aber nicht schlauer geworden. Was 
Sie gerade, verehrte FDP-Kollegin, von Kindererzie-
hungszeiten auch für die erwerbstätigen Mütter, von 
dem großen Konsens und, daß es dann doch nicht 
ging, gesagt haben, kann ich nicht verstehen. Man 
kann wegen Frauen und Müttern ja auch einmal et-
was platzen lassen. Daß die Sozialdemokraten so ein 
komisches Verständnis von Demokratie haben, dazu 
kann ich nichts. 

Die GRÜNEN treten jetzt so vehement für Kinderer-
ziehungszeiten, also für Babygeld obendrauf, und na-
türlich für die Grundsicherung der Alten, oder wie 
man das sagt, ein. Das Bündnis ist zugrunde gegan-
gen, weil das bei den GRÜNEN überhaupt nicht 
selbstverständlich war. Die Abgeordnete Marieluise 
Beck-Oberdorf, Herr Minister Blüm, vertrat ungefähr 
Ihre Ansicht; das muß ich hier doch einmal feststellen 
dürfen. 

(Dreßler [SPD]: Hört! Hört!) 

— Vielleicht ist sie auch deshalb nicht hier. Zusätzlich 
stellte sie diese sogenannte Baby-Rente obendrauf, 
die wir Grauen Panther in einem Wahlprogramm zum 
Bündnis der GRÜNEN gefordert haben, als „Gebär-
prämie", als „Kopfprämie" und sonst etwas dar. Des-
halb ist das Bündnis mit den GRÜNEN ja kaputtge-
gangen und nicht deshalb, weil es da so eine komische 
Trude Unruh gab, die ja nach wie vor vor Ihnen steht, 
mit einem Graue-Panther-Mandat. 

Da haben wir Alten gesagt: Hallo, wenn keine Par-
tei mit uns will, dann müssen wir uns opfern; dann 
initiieren wir einfach eine Altenpartei. Wir Alten müs-
sen unser Schicksal dann ja wohl selber in die Hand 
nehmen. Wenn ich dann sehe, wie Sie sich selber 
einen Lebensstandard verpassen, den ich Ihnen 
gönne, und wenn Sie dann hier noch sagen, Herr 
Blüm: Bei den Rentnern zählt ja nicht nur die Rente, 
die sie bekommen, nein, es zählt ja auch das Haus-
haltseinkommen, dann möchte ich einmal wissen, 
wer von Ihnen überhaupt eine Rente verdient hat. 

Man kann ja nicht so tun, als ob das Haushaltsein-
kommen nur die Rentner anginge. 

(Zuruf des Abg. Dr. Becker [Frankfurt] 
[CDU/CSU]) 

— Notieren Sie sich das einmal, Herr Dr. Becker. Auch 
Sie wollen ja so ein soziales Herz haben. 

Das ist nicht die Mindestrente von irgendwelchen 
Frauen, die einmal nebenbei gearbeitet haben. Die 
Angestelltenfrau, wenn sie z. B. 25 bis 30 Erwerbs-
jahre hat, bekommt 867,19 DM. Die Arbeiterfrau, 
wen sie 25 bis 30 Jahre selbständig gearbeitet hat, 
bekommt 557 DM. Der Arbeitermann, wenn er 25 bis 
30 Jahre gearbeitet hat, bekommt 962,56 DM. Der 
Angestelltenmann, wenn er 25 bis 30 Jahre gearbeitet 
hat, bekommt 1 271 DM. Also tun Sie hier doch nicht 
so! 

Wenn wir um eine Mindestrente kämpfen — mit 
„wir" meine ich die Grauen Panther — , dann sind wir 
nicht so dumm und fordern dem Staat sonstwas ab, 
sondern sagen: Die Solidarität aller ist mit einer Min-
dest- und Höchstrente zu versehen. Wir Grauen Pan-
ther sehen überhaupt nicht ein, warum der Bundes-
kanzler — er hat ja ein hohes Haushaltseinkommen — 
mehr als 3 500 DM Rente haben soll. So etwas ähnli-
ches hatten wir von Ihnen erwartet: Mindest- und 
Höchstrente für alle und eigene Einzahlungen. 

Da liegen wir mit dem DGB ganz gut. Was Sie jetzt 
in die Rente hineingebracht haben, tut doch weh. Was 
der DGB hier schreibt, Herr Kolb, für Sie vielleicht 
sehr lesenswert. Oder gehören Sie nicht zum christli-
chen Flügel Ihrer Partei? Der DGB sagt: Nur 30 % der 
Arbeiter erreichen die derzeitige Altersgrenze. Herr 
Dreßler, sie sind kaputtgearbeitet, z. B. durch Berufs-
krankheiten. Dann wird eine Erwerbsverlängerung 
bis zum 65. Lebensjahr von Ihnen mitgetragen! Sie 
SPD haben das vorhin ja glaubwürdig dargestellt: 
1997 wollen Sie das überprüfen. Ich sage Ihnen: 1997 
fällt bei Ihnen — genau wie die jetzigen Berechnun-
gen — alles zusammen. Es ist noch gar nicht neu wis-
senschaftlich hochgerechnet, Herr Dreßler. Deshalb 
kann ich den Antrag der GRÜNEN nur unterstützen: 
Wir hätten in eine neue Beratungsphase eintreten 
müssen; denn alles das, was Sie — angefangen beim 
Herrn Minister — uns vormachen, trifft doch nicht 
mehr zu. 

Auch ich freue mich, daß jetzt die Rentenkassen 
überquellen — sie quellen über! —; es sind 25 Milli-
arden DM und mehr d rin. Sie haben zur Zeit nicht die 
Macht; aber warum haben Sie, CDU-CSU-FDP und 
SPD, denn nicht unsere Massenarbeitslosigkeit besei-
tigt? Meinen Sie, unsere Männer und Söhne könnten 
nicht genausogut reinhauen wie die Übersiedler oder 
Aussiedler, die zu uns kommen? — Also, das stimmt 
doch vorne und hinten nicht. 

Wie haben Sie die Rentenkassen geplündert! VdK, 
Reichsbund und andere haben es mir bestätigt — ich 
wußte es nicht — : Zur SPD-Zeit sind 25 % abdynami-
siert worden, und heute geht die Niveauabgleichung 
wieder los. Es trifft immer diese kleinen Leute aus der 
Arbeiter- und Rentenversicherung. 

Noch etwas: Herr Dreßler, es ist Ihnen doch nicht 
unbekannt, was die ÖTV schreibt. Sie schreibt: Ren-
ten ab 1992 anders berechnet! Gesetzentwurf von Ko-
alition und SPD stabilisiert Rentennettoniveau auf viel 
zu niedrigem Stand! Sie können weiter lesen: Die all-
gemeine Bemessungsgrundlage hängt sieben Jahre 
zurück. Das müssen Sie sich einmal vorstellen! Das 
sind doch wissenschaftliche Daten; darauf muß man 
sich doch berufen. Wie soll das sonst gehen, Herr 
Minister, mit Ihrem christlichen Grundwert im Kopf? 
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— Nach Ihrem Haushaltseinkommen brauchen Sie 
doch keine Pension. Legen wir doch demnächst die 
Rente nach Haushaltseinkommen fest; machen wir es 
doch so! Ich habe doch nichts dagegen. Es aber so zu 
machen, wie Sie es jetzt vorschlagen, geht natürlich 
nicht. 

Herr Dreßler, wir kennen uns seit 1968. 

(Zurufe von der SPD: Was? — Dreßler [SPD]: 
Ja!) 

— Ja, natürlich, selbstverständlich. 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Dreßler, das spricht 
nicht für Sie!) 

— Lieber Herr Kolb, mit Ihnen hätte ich bestimmt 
keine so langjährige Freundschaft bis heute durchge-
halten, weil Sie nämlich der Roßtäuscher par excel-
lence sind. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ich hätte sie nicht einmal 
angenommen!) 

Aber bei Herrn Dreßler kann ich mir ungefähr vor-
stellen, was in seinem echten sozialdemokratischen 
Herz vorgeht. Aber das müssen Sie selber mit Ihrem 
Gewissen vereinbaren. Ich freue mich schon auf den 
nächsten Wahlkampf, wo auch Sie sagen werden: 
Wau, Wau, Grundsicherung, und, und, und! 

(Heiterkeit) 

Die sozialdemokratischen Frauen haben das aber 
schon im Wahlkampf 1986 gesagt. — Also, wir sollten 
hier nicht immer so blauäugig tun. Aber ich bin mir 
sicher, die Sozialdemokraten wissen letztlich, was sie 
den kleinen Leuten schuldig sind. 

Herr Dreßler, auch ich habe zwei Anträge im Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung eingebracht. Sie 
sind natürlich gemeinschaftlich wie immer abge-
schmiert worden. Gut, ihr Sozialdemokraten habt ent-
deckt, daß das Wiederaufleben der Arbeiterwitwen-
rente nötig ist. 

(Zuruf des Abg. Haack [Extertal] [SPD]) 

—Halten Sie sich einmal bedeckt! Sie waren nicht da; 
sonst hätten Sie jetzt diesen Einwurf nicht gemacht. 
— Ich finde es toll, daß endlich entdeckt worden ist 
—und damit etwas Gerechtigkeit kommt —, daß die 
Arbeiterwitwen, die keine Kinder hatten, bis 1947 
ausgeschlossen waren. Diese Frauen bekamen keine 
Witwenrente — nur die Frauen, deren verstorbener 
Ehemann Angestellter war. 

Und wo sind wir heute? — Ich hatte erst die SPD 
gefragt: Bringen Sie einen Antrag dazu? Da war kaum 
was drin. Dann habe ich versucht, eine solchen Antrag 
in diesem Kungel zu stellen, um einfach zu sagen: 
Könnt ihr das nicht ab 1. Januar 1990 machen? 
— Nein. 

Dann habe ich gesagt: Eine Rentenerhöhung von 
nur 2,1 °A. ist bei dem heutigen Lebensstandard ein 
bißchen wenig. Könnt ihr nicht, weil die Rentenkas-
ssen überquellen, einmalig ein bißchen angleichen? 
Gebt doch 1 % mehr! — Nein. — Das tut natürlich alles 
sehr, sehr weh. 

Dann gibt es noch das berühmt-berüchtigte Weih-
nachtsgeld sowie 13., 14. Monatsgehalt usw., Herr 
Minister. Da könnte ja einmal etwas für die Rentner 

passieren. Wir könnten damit anfangen, auch diesen 
Rentnern, denen man mehr als 500 Milliarden DM 
zweckentfremdet hat — das waren „Fremdentnah-
men" aus den Rentenkassen; bitte denken Sie 
daran! — einmal ein kleines Weihnachtsgeld oder 
Ausgleich zu geben. 

Den Liberalen, die immer so toll tun, 

(Zuruf von der FDP: Die sind toll!) 

möchte ich sagen: Haben Sie nicht einmal überlegt, 
daß es eine andere Rente, so á la öffentlicher Dienst, 
geben könnte? Diese Zusatzkasse würde dann ganz 
anders gestaltet, nämlich — ich habe die Berechnun-
gen auf dem Tisch — : 100 DM Arbeitgeber, 100 DM 
Arbeitnehmer. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Nix, nix, Freund. — Wissen Sie, was dabei heraus-
kommt? Wenn das in eine Lebensversicherung einge-
zahlt wird, haben Sie nach 30 Jahren 260 000 DM ver-
fügbares Kapital. Wenn das mit 6 % angelegt wird, 
haben Sie 1 300 DM jeden Monat im Pott. Warum 
kommen nicht einmal solche Vorlagen? 

Ich wünsche Ihnen allen gute Besserung. Die 
Grauen kommen, und wir werden euch, die Sozialde-
mokraten, so in die Enge treiben, daß ihr müßt, ob ihr 
wollt oder nicht. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kolb. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Ihr braucht nicht 
zu klatschen! Das habe ich doch gar nicht 

nötig!) 

Kolb (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als heute früh der Kollege Hoss begrün-
dete, wieso wir das Ganze noch einmal verschieben 
sollten, wurde ich an Kindheitstage erinnert. Wir ha-
ben im Winter nichts sehnlicher erwartet als die erste 
Frühlingssonne, weil wir dann die verhaßten langen 
Strümpfe, die selbstgestrickten, ablegen konnten. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Die kratzten im-
mer!) 

Darüber waren wir froh, weil die so fürchterlich ge-
kratzt haben. Wir hatten dann den Nachteil, daß wir, 
kaum war die Frühlingssonne wieder weg, am näch-
sten Tag wieder die langen Strümpfe tragen muß-
ten. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Was hat das mit der 
Rentenreform zu tun?) 

Wenn für kurze Zeit einmal etwas mehr Geld in der 
Kasse ist und man das gleich wieder verteilen will, 
dann ist das der Fehler, den wir in der Vergangenheit 
gemacht haben. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Ach so!) 

Meine Damen und Herren, wer sich die Mühe ge-
macht hat, das Rentenprotokoll von 1957 und 1972 
nachzulesen, findet u. a. 1957 auch warnende Stim-
men, die darauf hinwiesen, daß dann, wenn man in 
der Leistung zu großzügig wird, eventuell diejenigen, 
die Beiträge zahlen müssen, überfordert werden. 
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Dies war leider 1972 vergessen, als man sich damals 
einträchtig daranmachte, mögliche Erträge für das 
Jahr 1986 hochzurechnen, die nicht erbrachte Ernte 
verteilte und dann ab 1976 in einem sehr interessan-
ten Rollenspiel — ich sage das für die jetzige Opposi-
tion und für die damalige — die jeweilige Opposition 
die Regierung beschuldigte, mit den Rentenfinanzen 
und den Rentnern nicht ordentlich umzugehen. Wenn 
wir dies jetzt endlich abgeschafft haben, dann, meine 
Damen und Herren, sind wir in diesem Punkt ein gan-
zes Stück weiter. 

Wir in der Regierungskoalition haben uns, als wir in 
die Rentenberatung gingen, nicht auf irgendwelche 
fragwürdigen Zahlen geeinigt und uns nicht gesund

-

gerechnet, sondern wir haben schon versucht, einen 
mittleren Weg bis zum Jahre 2005 zu gehen. Wir wis-
sen genau, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
daß dies alles mit gewissen Fragezeichen versehen ist. 
Herr Präsident, gestatten Sie eine etwas sarkastische 
Bemerkung: Im Gegensatz zu dem Architekten des 
Parlamentsneubaus, der auf gesicherten Fundamen-
ten die Statik eigentlich viel leichter hätte berechnen 
müssen, waren unsere Fundamente nicht fest. Wir 
haben uns trotzdem bemüht, eine vernünftige Statik 
bis zum Jahre 2015 hinzubekommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die heu-
tigen Beitragszahler, die jetzt in die Rentenversiche-
rung gehen, wollen nicht wissen, ob das nur bis zum 
Jahre 2005 oder 2010 hält, sondern sie wollen wissen, 
ob sie im Jahre 2030 noch eine beitragsbezogene 
Rente bekommen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Jetzt hören Sie 
auf mit dem Stuß!) 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
sind wir alle gefordert, immer wieder unser Zahlenge-
rüst zu überprüfen. 

Wir können, sofern keine Naturkatastrophen und 
sonstige unvorhergesehenen Ereignisse kommen, bis 
zum Jahre 2055 die jährliche Zahl der 65jährigen plus/ 
minus 5 13/0 berechnen. Aber ab dem Jahre 2010 wird 
die Zahl derer, die in das Arbeitsleben eintreten, das 
große Fragezeichen werden. 

Ich will das begründen: Die Geburtenquote der 
60er Jahre betrug im Durchschnitt 913 000, die Ge-
burtenquote der 70er Jahre betrug im Durchschnitt 
649 000, und die Geburtenquote der 80er Jahre betrug 
im Durchschnitt 624 000. Wenn die in den 70er und 
80er Jahren Geborenen das gleiche generative Ver-
halten wie die in den 60er Jahren Geborenen an den 
Tag legen, dann werden die Sozialpolitiker ab 2005 
eine Herkulesarbeit zu verrichten haben. Die Frage, 
woher sie Beitragszahler nehmen sollen, wird für sie 
zur Hauptfrage. 

Es gibt sicher die Möglichkeit, daß die Beschäfti-
gungsquote der 15- bis 65jährigen weitaus höher ist, 
als das heute der Fall ist. Was vielleicht auch unsere 
Bildungspolitiker bewegen sollte — es ist hier heute 
schon ein paarmal angedeutet worden — : Es kann 
nicht angehen, daß unsere Studenten immer länger 
studieren und immer später ins Berufsleben eintreten. 
Wenn zur Zeit über 350 000 Studenten älter als 
30 Jahre sind, dann sollten wir schon einmal ein biß

-

chen darüber nachdenken, ob wir uns das auf Dauer 
eigentlich leisten können. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Es muß ebenfalls geklärt werden — Frau Kollegin 
Würfel, hier sind natürlich die Familienpolitiker ge-
fragt — , wie in Zukunft gewährleistet werden kann, 
daß Frauen, die wegen der Kindererziehung eine 
Zeitlang aus dem Beruf aussteigen, nicht einen zu gro-
ßen Knick in ihrer beruflichen Karriere hinnehmen 
müssen. Das heißt, sie müssen die Chance haben, 
auch während der Zeit, in der sie Kinder erziehen, 
sozusagen auf dem laufenden zu bleiben. Ich denke 
hier an Volkshochschulen und ähnliche Einrichtun-
gen, die wir sicher weitaus besser nutzen müssen, als 
wir das bisher getan haben. 

Wenn es den Familienpolitikern nicht gelingt zu 
erreichen, daß das generative Verhalten der in den 
70er und 80er Jahren Geborenen besser wird als das 
der in den 60er Jahren Geborenen, muß ich sämtliche 
Rechnungen, die über das Jahr 2010 hinausgehen, mit 
großen Fragezeichen versehen. Das ist natürlich 
schon eine Herausforderung für die Politik. Das Erzie-
hen von Kindern darf nicht sozusagen bestraft wer-
den. Ich meine den materiellen Teil. 

Wenn wir die Dinge heute exakt betrachten, dann 
stellen wir fest, daß das Einkommen mancher Fami-
lien mit Kindern in keinem Verhältnis zu dem Ein-
kommen von Paaren steht, bei denen beide Partner 
berufstätig sind und keine Kinder großziehen. Es wäre 
vielleicht ganz gut, wenn sich die Familienpolitiker zu 
solch einem Konsens aufraffen würden, wie die Ren-
tenpolitiker es jetzt getan haben. Das war nicht ganz 
einfach, und — Herr Kollege Dreßler, ich stimme Ih-
nen zu — der Konsens hat Kompromisse von allen Sei-
ten erfordert. Niemand konnte sich mit seinen Ideal-
vorstellungen durchsetzen. 

Ich möchte nunmehr auch eine Gruppe ansprechen, 
die bis heute noch nicht angesprochen worden ist. Ich 
möchte die Partner der Selbstverwaltung in der Ren-
tenversicherung ansprechen. Ich finde es schon sehr 
eigenartig, wenn die Tarifpartner über die Herausfor-
derung der Rentenversicherung wissen und sagen: 
Wir werden die Rentenprobleme auf Dauer nur bei 
Vollbeschäftigung lösen können, und wenn die glei-
chen Tarifpartner dann, wenn sie sich draußen um 
Tarifverträge kümmern, die Frage der Vollbeschäfti-
gung plötzlich nicht mehr so strikt beachten. Hier 
sollte die Geschäftsverteilung nicht immer nur bei der 
Politik hängenbleiben. 

Eine zweite Herausforderung wird auf uns zukom-
men: Der Wunsch, immer neue Einnahmequellen zu 
erschließen, ist immer irgendwie mit der Politik ver-
bunden. Es ist natürlich nachdenkenswert, auch für 
Maschinen Beiträge zu verlangen. Ich habe aber als 
Kaufmann gelernt, daß sämtliche Kosten in einem Be-
trieb wieder über den Preis weiterzugeben sind. Das 
heißt, der kleine Mann hat anschließend all das wie-
der zu bezahlen, was anscheinend über eine andere 
Finanzierungsquote bezahlt worden ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Es ist doch viel zu 
einfach, was Sie sagen!) 
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— Nein, entschuldigen Sie, lieber Herr Kollege Stahl, 
das sind die Grundsätze, die ein Kaufmann in der Kal-
kulation lernen muß. Im Gegensatz zu Ihrem Ver-
ständnis bin ich immer noch überzeugt, daß Bet riebe 
verpflichtet sind, einen Gewinn zu machen, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das stellt ja niemand 
in Frage! Aber Sie haben das Einmaleins 

nicht begriffen!) 

weil das für ihre Lebensgarantie und für die Beschäf-
tigungsgarantie notwendig ist. Es gibt leider nicht so 
viele Stahlbetriebe, die das Wohlwollen der Politik 
insgesamt haben, wenn sie nicht schwarze Zahlen 
schreiben. 

Wer sagt, der Bundeszuschuß müsse erhöht werden, 
muß sich auch einmal die Mühe machen, der Frage 
nachzugehen, wie der Bundeszuschuß — sprich: die 
Steuereinnahmen — finanziert wird. Wenn die Haupt-
einnahmequelle der Steuerfinanzen die Mehrwert-
steuer und die Lohnsteuer sind, dann sind es im End-
effekt wieder dieselben Leute, die auch zur Beitrags-
finanzierung herangezogen werden. Und deswegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren: Man kann 
über neue Gedanken immer reden. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Eben!) 

Aber man sollte sie dann auch einmal bis zum Ende 
verfolgen und fragen, ob dies dann besser sei oder 
nicht. 

Ich möchte uns dazu beglückwünschen, daß wir 
— mit einer ganz kleinen Ausnahme — diese Diskus-
sion ohne Polemik geführt haben, daß es uns gelun-
gen ist, gegenseitig unsere Meinung auszutauschen, 
und daß wir gesagt haben: Dies ist eine Verantwor-
tung für uns alle. Und ich möchte uns empfehlen, daß 
wir in Zukunft in der Mitte der Legislaturpe riode 
—wenn es geht, ohne Landtagswahlkämpfe — das 
gesamte Problem der Rentenpolitik, einschließlich ih-
rer hochgerechneten Finanzierung, diskutieren, fra-
gen, ob gewisse Säulen noch stimmen oder ob es bei 
gewissen Annahmen Veränderungen gegeben hat. 
Wenn dies so ist, sollten wir rechtzeitig gegenschalten 
und sollten nicht immer die jeweilige Opposition die 
Regierung beschimpfen, sie habe falsch gearbeitet. 
Dann, meine sehr verehrten Damen und Herren, hät-
ten wir endlich das getan, was ein Großteil der Wähler 
von uns möchte: 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das nächste Mal seid ihr 
dran!) 

sachlicher zu diskutieren und die Probleme nach 
Möglichkeit vor allem rechtzeitig zu erkennen. Mit 
Polemik ist uns nicht geholfen. 

Ich möchte mich bei allen bedanken, die dazu bei-
getragen haben, daß wir zu dieser Lösung gekommen 
sind. Herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Herren und Damen! Ich wiederhole, was 
heute morgen schon ein paarmal vorgetragen wurde: 

Rentenneuregelungen, Rentenreformen sollten tun-
lichst von einer breiten Parlamentsmehrheit getragen 
werden. Es war und ist meine Meinung, daß es nicht 
gut ist, wenn Rentenreformen von 51 % des Palaments 
beschlossen werden. 

Beim sogenannten Gesundheits-Reformgesetz wur-
de die konstruktive Mitarbeit der SPD ignoriert. 

(Günther [CDU/CSU]: Ihr wolltet das nicht! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Millionen Menschen leiden unter den Auswirkungen 
dieses Abkassierungsmodells. 

(Kolb [CDU/CSU]: Jetzt war ich so freund-
lich! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dieses Trauerspiel soll sich nicht wiederholen. Dafür 
hat die SPD gesorgt. 

Wir haben mit den Regierungsparteien CDU/CSU 
und FDP lange und zäh verhandelt und uns schließlich 
auf ein gemeinsames Konzept zur Sicherung der Ren-
ten verständigt. Nun erfolgt kein sozialer Kahlschlag, 
sondern Lösungen, die auch unsere Handsch rift er-
kennen lassen. Verantwortungsvolle Opposition be-
deutet Einfluß nehmen und mitgestalten. Damit folgt 
die SPD ihrer Tradition, gerade in der Alterssicherung 
einen Konsens zu finden. Es ist kein Zufall, daß sich 
gerade bei der Alterssicherung eine parteiübergrei-
fende Regelung gefunden hat. 

Alterssicherung ist auf langfristiges Vertrauen an-
gelegt und muß Verläßlichkeit schaffen. Beitragszah-
ler und Rentner müssen sich auf die Dauerhaftigkeit 
der gefundenen Regelungen einrichten können. Rent-
nerinnen und Rentner, Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer müssen sich darauf verlassen können, daß 
das, was das Alterssicherungssystem weiterentwik-
kelt, gemacht wird, das System aber nicht nach jedem 
Regierungswechsel umgestoßen wird. 

Dem trägt die SPD Rechnung. 

(Dreßler [SPD]: Sehr richtig! — Kolb [CDU/ 
CSU]: Dem trugen wir Rechnung, Frau Kol-

legin!) 

Wir Sozialdemokraten haben dies beispielsweise 
auch in den 50er Jahren bei der grundlegenden soge-
nannten 57er Rentenreform praktiziert. 

(Kolb [CDU/CSU]: Stimmt, stimmt!) 

Als ganz besonders wichtigen Punkt bei der dama-
ligen Mitgestaltung möchte ich z. B. die Einführung 
der sogenannten Dynamisierung der Renten und da-
mit der ständigen Anpassung an die Lohnentwicklung 
herausstellen. 

In der ersten Lesung hat seinerzeit der Redner der 
CDU/CSU, Herr Horn, als Vertreter der Regierungs-
partei der Dynamisierung der Renten seine Zustim-
mung nicht geben können. Der damalige Bundesar-
beitsminister Storch stellte in der gleichen Debatte die 
Anpassung der Renten an die Produktivitätsentwick-
lung als gefährliche Angelegenheit in Frage. 

(Dreßler (SPD]: Hört! Hört!) 

Erst in den Ausschußberatungen ist man dem Gedan-
ken nähergetreten. Man wollte jedoch nur eine An-
passung in einem mehrjährigen Rhythmus. Zum Teil 
wurde diskutiert, daß das alle fünf Jahre erfolgen 
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solle. Darin ist auch der Grund zu suchen, warum 1957 
im Rentenreformgesetz die jährliche Anpassung nicht 
grundsätzlich gesetzlich geregelt wurde. Dieses Bei-
spiel zeigt: Die SPD ist als Opposition nicht zur Ob-
struktion, sondern zur Verantwortung und Mitgestal-
tung angelegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei dem vorliegenden Gesetzentwurf haben wir 
nicht alle sozialpolitischen Vorstellungen verwirkli-
chen können. Wir haben aber eine Menge durchset-
zen können, wenn man die Koalitionsposition im Refe-
rentenentwurf mit dem jetzigen Ergebnis vergleicht. 

Die Rentenbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit für 
Empfänger für Arbeitslosengeld und Arbeitslosen-
hilfe werden erhöht. Man kann über den Bundeszu-
schuß streiten, aber ich stelle noch einmal heraus: Der 
Bundeszuschuß wird ab 1992 auf 20 % der Rentenaus-
gaben steigen, und sich in den Folgejahren — eben-
falls bei wachsenden Beiträgen — noch weiter erhö-
hen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Kontinuierlich!) 

Wir haben erreicht, daß es einen Einstieg in die Har-
monisierung der Alterssysteme geben wird. Die SPD 
zeigt Verantwortungsfähigkeit, finanzpolitischen 
Realismus und die Kraft zu Reformen auch dort, wo es 
nicht nur um Leistungsverbesserungen geht. 

(Dreßler [SPD]: Wohl wahr!) 

Die SPD durchbricht die Ohnmachtsspirale der Oppo-
sitionsrolle und beweist Meinungsführerschaft, 

(Kolb [CDU/CSU]: Nein!) 

wenn sie bei einer Ausgangsbasis von 37 % Wähler-
anteil bei der letzten Bundestagswahl wichtige Teile 
ihres Programms verwirklichen kann. 

Eine tragfähige und sozial ausgewogene Rentenre-
form sorgt dafür, daß eine spätere Regierungstätigkeit 
der SPD nicht, wie etwa bei der mißglückten Steuer- 
und Gesundheitsreform, noch durch eine zusätzliche 
konservative Belastung im Rentenbereich erschwert 
wird. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: So 
beurteilen Sie einen Konsens, Frau Kolle

-

gin?) 

An die Spitze dessen, was wir bei den Verhandlun-
gen mit den Koalitionsparteien und der Regierung 
erreicht haben, will ich einige Verbesserungen für 
Frauen stellen. Hier ist vor allem die rückwirkende 
Weiterführung der Rente nach Mindesteinkommen 
für die Zeit von 1973 bis 1991 zu nennen. Dabei wer-
den niedrige Pflichtbeiträge für langjährig Versi-
cherte auf einen Wert von bis zu 75 % des Durch-
schnittseinkommens angehoben. Dadurch werden 
höhere Renten bezahlt. Da vor allen Dingen Frauen 
niedrige Verdienste erzielen, werden sie von dieser 
Neuregelung besonders begünstigt, und zwar auch 
dann, wenn sie bei Inkrafttreten bereits Rentnerinnen 
sind. 

Der Personenkreis, der auf diese Weise am 1. Ja-
nuar 1992 eine Rentenverbesserung erhält, wird etwa 
eine Million Rentnerinnen und 165 000 Rentner sowie 
200 000 Hinterbliebene umfassen. 

In Mark und Pfennig bedeutet dies bei einer Rente 
nach 50 % des Durchschnittseinkommens unter Zu-
grundelegung des gesamten Zeitraums von 1973 bis 
1991 eine Verbesserung von 177 DM monatlich. 

Die Kindererziehungszeiten werden für Geburten 
ab 1992 von bisher einem Jahr auf drei Jahre verlän-
gert. Damit werden auch einige soziale Sicherungen 
für die Betreuung von Kindern im Vorschulalter be-
rücksichtigt. Zukünftig werden Zeiten der Kinderer-
ziehung bis zu zehn Jahren pro Kind und der Pflege 
von Schwerpflegebedürftigen mit in Betracht gezo-
gen. Dies bedeutet: Verbesserungen bei den Voraus-
setzungen für Renten wegen der Berufs- und Er-
werbsunfähigkeit, bei der 35jährigen Wartezeit für 
das vorzeitige Altersruhegeld, bei der 35jährigen 
Wartezeit für die Rente nach Mindesteinkommen und 
bei der rentensteigernden Bewertung von beitrags-
freien Zeiten. 

Bei der Reform der beitragslosen und beitragsge-
minderten Zeiten durch Krankheit, Schulausbildung 
und Arbeitslosigkeit konnte erreicht werden, daß die 
von der Regierung vorgesehenen massiven Ver-
schlechterungen für die Frauen in das Gegenteil ver-
kehrt wurden. Nach dem Konzept der Koalition wären 
die Renten der Männer im Durchschnitt um 1 % ge-
stiegen, die der Frauen hingegen um 3 % verschlech-
tert worden. Bei den Arbeiterinnen wäre sie gar um 
5 % verschlechtert worden. Nach dem von der SPD 
eingebrachten Konsensmodell werden sich nunmehr 
Männer um bis zu 1 % schlechter stehen als nach dem 
geltenden Recht, während Frauen Verbesserungen 
bei ihrer Rentenhöhe um 3,1 % erhalten, Arbeiterin-
nen sogar bis zu 5,9 %. 

Für Frauen und Männer — es scheint mir wichtig, 
zu erwähnen, daß das Herausschieben der Lebensal-
terszeit um acht Jahre hier eine Rolle gespielt hat — 
bedeutet die Heraufsetzung der Altersgrenze, daß 
davon allein 800 000 Menschen positiv betroffen wer-
den. Sonst sollte damit nämlich schon 1995 begonnen 
werden. Wir haben das verhindert. In 17 Jahren soll 
zwar für Männer und in 22 Jahren für Frauen die Le-
bensarbeitszeit bei 65 Jahren enden; wir haben aber 
durchgesetzt, daß ab 1997 hier jährlich ein Anpas-
sungsbericht vorzulegen ist, in dem diese Maßnahme 
überprüft wird. 

Die Lebensarbeitszeitverlängerung war aus finan-
ziellen Gründen unvermeidbar. Sie ist aber sozialpoli-
tisch vertretbar, wenn wir verhindern wollen, daß die 
Rentenversicherung sonst in große Unsicherheiten 
gerät. Alle Fachleute der Sozialversicherung sind im 
übrigen übereinstimmend der Auffassung, daß es 
dringend geboten ist, die Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit in den 90er Jahren neu zu ordnen. Nach mei-
ner Meinung müssen die Überlegungen über diesen 
Bereich hinausgehen und den gesamten Komplex der 
Rehabilitation und Frühinvalidität umfassen. Wir wer-
den hier aus sozialdemokratischer Sicht die Forderun-
gen nach Sonderregelungen für Arbeitnehmer in ge-
sundheitlich besonders belastenden Berufen einbrin-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer den Arbeitsalltag in den Bet rieben kennt, weiß, 
daß manche Frühverrentung zu vermeiden wäre, 
wenn die Humanisierung des Arbeitslebens stärker 
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vorangetrieben würde, wenn der Arbeitsschutz im Ar-
beitsleben wieder eine Bedeutung hätte, so daß ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen durch die Arbeits-
welt weniger würden. Wir werden uns um die Pro-
bleme der Arbeitnehmer kümmern, die im Lebensal-
ter um die 50 entstehen und einen vollen Einsatz im 
Arbeitsleben kaum noch ermöglichen, aber keine Er-
werbs- oder Berufsunfähigkeit begründen. 

Das Problem der zusätzlichen Finanzierung der 
Rentenversicherung durch einen Wertschöpfungs-
beitrag ist für uns Sozialdemokraten ein Thema, das 
auf der Tagesordnung bleibt. Zu den unerledigten 
Punkten gehört außerdem die rentensteigernde Be-
rücksichtigung von Pflegezeiten; auch dies muß noch 
geregelt werden. Die Einführung einer Grundsiche-
rung für die Wechselfälle des Lebens, also nicht nur 
für das Alter, bleibt ebenfalls auf der Tagesordnung. 
Ich weise aber ausdrücklich darauf hin, daß die 
Grundsicherung keine Frage ist, die innerhalb der 
Rentenversicherung gelöst werden kann. Sie darf 
nicht zu Lasten der Beitragszahler gelöst werden. Für 
die SPD ist in der Rentenversicherung oberster 
Grundsatz nach wie vor die beitragsbezogene Rente. 
Die Grundsicherung soll insbesondere den Frauen 
eine eigenständige soziale Sicherung gewährleisten, 
der Altersarmut entgegenwirken. 

Ihre Anträge, meine Herren und Damen von den 
GRÜNEN, haben wir schon in den Ausschüssen be-
handelt. Sie weichen von dem Grundatz der Beitrags-
bezogenheit ab, Sie wollen ein völlig anderes Renten-
system. 

(Dreßler [SPD]: So ist das!) 
Sie würden damit die bewährte Rentenversicherung 
zerstören, Sie verunsichern die Beitragszahler und die 
Rentner. Dazu reichen wir nicht die Hand. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, darf ich Ihre 
Aufmerksamkeit einen Moment auf die leuchtende 
Lampe lenken? 

Frau Steinhauer (SPD): Ich komme sofort zum 
Schluß. — Wir wollen eine Weiterentwicklung der 
Rentenversicherung und nicht die Einführung einer 
ungesicherten Rentenregelung. Wir wollen die Festi-
gung des Generationenvertrages. Das entspricht der 
gemeinsamen Verantwortung und damit der Solidari-
tät. 

Ich fasse zusammen. Der Rentenkompromiß könnte, 
mit einem Tarifvertragsergebnis verglichen, so be-
zeichnet werden: Es wurde nicht alles erreicht, aber er 
bringt Verbesserungen für viele und eine Sicherung 
der Renten bis ins nächste Jahrhundert. Darauf kön-
nen wir aufbauen und weiterentwickeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Professor Biedenkopf. 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Kolb 
hat eben gesagt, wenn das Geburtenverhalten der 
heutigen Generation, der jungen Menschen, der Jahr-
gänge 1970 bis 1980 genauso sein wird wie das Ge

-

burtenverhalten der vorausgegangenen Jahrgänge, 
dann werden die Sozialpolitiker Anfang des nächsten 
Jahrhunderts ungeheure Probleme zu bewältigen ha-
ben. 

Ich melde mich am Ende dieser Debatte zu Wort, 
weil ich auf diesen Zeitraum zu sprechen kommen 
möchte. 

Frau Kollegin Würfel hat vorhin — sicher unbe-
wußt — vom Rentensicherungsgesetz gesprochen. Ich 
will das nicht vertiefen. Nach meiner Überzeugung ist 
hier sehr wichtige und wertvolle Arbeit für die 90er 
Jahre geleistet worden. 

Ich hätte mich nicht zu Wort gemeldet, wenn nicht 
sowohl der Arbeitsminister wie Herr Kollege Günther, 
wie Herr Kollege Cronenberg gesagt hätten, daß die-
ses Gesetz Sicherheit bis weit in das nächste Jahrhun-
dert, etwa bis zum Jahr 2030, gewähren soll. Deshalb 
halte ich es für notwendig, einige prinzipielle Ge-
sichtspunkte zu dieser zeitlichen Dimension vorzutra-
gen. Herr Kollege Cronenberg, das wird keine leicht-
fertige Kritik sein, vor der Sie das Gesetzeswerk in 
Schutz nehmen wollen. Vielmehr ist das, was ich hier 
zu sagen habe, durch eine große Sorge motiviert, die 
Sorge nämlich, daß es passieren könnte, daß wir in 
wenigen Jahren einen enormen zusätzlichen Vertrau-
ensverlust in bezug auf das Alterssicherungssystem 
erfahren. 

Wenn Sie Umfragen unter den bis zu 35jährigen 
anschauen, stellen Sie fest, daß diese jungen Men-
schen, über deren Rente wir hier reden, bereits heute 
zu über 50 % große Vorbehalte gegen die Leistungs-
fähigkeit des Rentensystems in bezug auf ihr eigenes 
Alter haben, während sie in hohem Umfang bereit 
sind, ihre Verpflichtungen gegenüber ihren Eltern 
einzulösen. 

Diese Haltung ist nicht ohne Grund. Denn diese 
35jährigen, Herr Kollege Kolb, verhalten sich ja ge-
rade nicht so, wie sie sich verhalten müßten, um ihre 
eigene Alterssicherung zu sichern. 

Worauf in dieser Debatte bei allem Bedeutsamen, 
Wichtigem und Weiterweisendem, was gesagt wurde, 
nicht ausreichend hingewiesen wurde, ist das Zentral-
problem jeder Alterssicherung. Jede Alterssicherung 
besteht aus zwei Elementen: der Altersfürsorge und 
der Altersvorsorge. Wir haben hier fast ausschließlich 
über die Altersfürsorge gesprochen. Es ist die Lei-
stung, die wir durch Beiträge erbringen, durch Bei-
träge, mit denen wir die Alterseinkommen unserer 
Elterngeneration bezahlen und mit denen wir, wie 
Pater von Nell-Breuning in einer Rede 1980 formuliert 
hat, nichts anderes tun, als das zu erstatten, was die 
Generation vorher uns gegeben hat. 

Entgegen einer in fast 90 % der Bevölkerung ver-
breiteten Illusion garantieren die Beiträge nicht das 
künftige Alterseinkommen. Das künftige Altersein-
kommen ist ausschließlich von den Vorsorgeleistun-
gen der jeweiligen Erwerbsbevölkerung abhängig. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 
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Die Vorsorgeleistungen: Das sind die Kinder und die 
Vermögensbildung. 

(Abg. Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: 
Völlig richtig! — Beifall der Abg. Frau 

Schmidt [Nürnberg] [SPD]) 

Ohne diese beiden Leistungen hängen künftige Ren-
tenansprüche als Erwartungen in der Luft. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Ganz genauso ist es!) 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, stellen 
wir uns einmal vor, auf den leeren Stühlen in diesem 
Plenarsaal säßen die Vertreter derer, die im Zeitraum 
ab 2010 die Einkommen erarbeiten müssen, aus de-
nen dann die Renten finanziert werden. Wie würden 
sie auf unsere heutige Diskussion reagieren? 

Die Frage Altersfürsorge/Altersvorsorge stand be-
reits 1957 zur Debatte. Wilf ried Schreiber hatte da-
mals vorgeschlagen, aus den Beiträgen nicht nur die 
Alterseinkommen, sondern auch die Zuschüsse für 
das Kindergeld, also für Kinderleistungen, zu finan-
zieren. Adenauer und andere haben das damals abge-
lehnt — wie ich glaube: unter den damaligen Bedin-
gungen zu Recht — als nicht bezahlbar, als nicht leist-
bar. Es sind aber alle zusammen davon ausgegangen, 
daß das gar nicht nötig sei, weil die Leute ohnehin 
Kinder hätten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Aus sich selbst heraus!) 

Das ist ein Irrtum gewesen. Dieser Irrtum veranlaßt 
uns heute, über eine große Rentenreform zu diskutie-
ren. Die Altersfürsorge ist damals gänzlich neu und 
fortschrittlich gestaltet worden, das Problem der Al-
tersvorsorge haben wir damals nicht gelöst. Die Frage 
ist: Welchen Beitrag leisten wir heute zum Thema 
Altersvorsorge? Das ist für mich die Schlüsselfrage. 
Alles was jetzt und bis in die 90er Jahre und bis zum 
Ende der 90er Jahre wirksam wird — da gibt es viel 
Fortschrittliches —, möchte ich hier nicht weiter be-
rühren. 

Es wird gesagt, die durch die demographische Ent-
wicklung verursachte Belastung werde gleichmäßig 
auf drei Schulterpaare verteilt. Ich kann das nicht ak-
zeptieren. Das dritte Schulterpaar, der Bund oder der 
Staat, ist kein separates Schulterpaar, 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das ist der 
Steuerzahler!) 

es sind die Beitragszahler und die Rentner, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Richtig!) 

von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, nämlich 
von den Ausnahmen derer, die als Freiberufler oder 
als Unternehmer nicht versicherungspflichtig sind. 
Sonst sind es die gleichen Leute, und es werden im 
wesentlichen die Beitragszahler sein. 

Wenn aber diese kombinierte Last, höherer Bundes-
zuschuß, sprich höhere Steuerlast, plus Beitragslast, 
auf die Beitragszahler zukommt, werden sie eine 
Frage stellen — diese Frage müßten wir eigentlich 
heute beantworten — : Ist es ein Element der Gerech-
tigkeit und der Solidarität, von uns diese höhere Lei-
stung zu verlangen? Wir könnten es unter dem Ge-
sichtspunkt der Solidarität erwarten, wenn die unter-
bliebene Vorsorge eine Folge von Not gewesen wäre. 

Ich kann es nicht unter dem Gesichtspunkt der Soli-
darität verlangen, wenn die Vorsorge bewußt unter-
blieben ist, um in der Gegenwart zu genießen, was 
eigentlich der Zukunft gehört. 

(Heyenn [SPD]: Das paßt auch zur Um

-

welt!)  

— Das paßt auch zur Umwelt. Denken Sie an die 
100 Milliarden, die wir bis zum Jahrhundertende al-
lein für das Kanalsystem ausgeben müssen! 

Ich spreche hier nur von dem demographischen 
Defizit. Wir haben zur Zeit nur zwei Drittel der Kinder 
—und ich sehe keinen Umbruch im Generationsver-
halten — , die wir haben müßten, um eine demogra-
phische Stabilität zu sichern. Das bedeutet, daß die 
gegenwärtig erwerbstätigen Generationen, die Kin-
der haben können, im Jahr rund 50 Milliarden DM an 
Aufwendungen für Kinder sparen oder in der Zeit von 
1970 bis zum Jahre 2000 rund 1 000 Milliarden DM. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr richtig!) 

Wenn dieses Geld nun in Form von Vermögensbil-
dung oder auf andere Weise als Ersatz für Humanin-
vestition investiert würde, dann würde der Generatio-
nenvertrag eingehalten. Das geschieht aber nicht. Die 
Folgen dieser unterbliebenen Investitionen in Hu-
man- und Kapitalinvestitionen werden die nachkom-
menden Genera tionen zu tragen haben. Meine Enkel 
werden meine Kinder fragen: Was habt ihr eigentlich 
getan, um die Lasten auf unseren Schultern nicht hö-
her als das werden zu lassen, was ihr euch früher 
selbst habt zumuten können? 

(Kolb [CDU/CSU]: Oder wollen!) 

— Oder wollen. Wenn wir heute diese höheren Bela-
stungen zumuten würden, würden wir die größten 
politischen Schwierigkeiten bekommen. 

Was veranlaßt uns eigentlich zu der Annahme, daß 
die nachkommenden Generationen im Blick auf diese 
von mir beschriebenen Sachverhalte bereit sein wer-
den, sehr viel höhere Belastungen auf sich zu nehmen 
und natürlich auch die Last mitzutragen, die das dritte 
Schulterpaar zu tragen hätte? 

Ich kann aus Gründen der fortgeschrittenen Zeit 
und weil die Debatte zu Ende gehen soll keine weite-
ren Ausführungen machen, mit einer Ausnahme, 
wenn Sie gestatten, Herr Präsident, die ich noch er-
wähnen möchte. Ich habe nicht ohne Sorge heute 
morgen in der Debatte, aber auch sonst in öffentlichen 
Äußerungen immer wieder gehört, die Übersiedler, 
die aus der DDR kämen, würden unsere Sozialsy-
steme entlasten. 

(Dreßler [SPD]: Das haben nur die GRÜNEN 
gesagt!) 

—Es ist doch gleichgültig, wer es sagt. Man liest es in 
der Zeitung und überall. Ich weise es niemandem zu, 
Herr Kollege Dreßler. Ich sage es nur. Ich finde, das ist 
kein gutes Argument. Jeder junge Mensch, der aus 
der DDR kommt, läßt eine Verpflichtung aus dem 
Generationenvertrag in der DDR zurück. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir sollten das im Auge behalten. Auch Sie, Herr Kol

-

lege Cronenberg, haben das gesagt. Ich möchte das 
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nur noch einmal unterstreichen. Wir sollten die 
Schwierigkeiten, die uns jetzt aus dieser Entwicklung 
entstehen, bei der Bevölkerung nicht dadurch auszu-
gleichen versuchen, daß wir auf scheinbare ökonomi-
sche Vorteile hinweisen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Tatsächlich werden hier in großem Umfange Ver-
pflichtungen aus dem Generationenvertrag mitge-
bracht, die wir, wenn wir die Einheit, so wie wir sie 
hier im Zusammenhang mit dem Bericht zur Lage der 
Nation, der Beteiligten Nation, diskutiert haben, ernst 
nehmen, natürlich mitbedenken und mittragen müs-
sen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ein Minister hat das Recht, sich noch einmal zu Wort 
zu melden; aber das hat die Gefahr in sich, daß die 
Debatte noch einmal eröffnet wird. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Ich möchte am Ende der Debatte doch noch 
einmal die Grundlagen unserer Alterssicherung fest-
halten. 

Erstens. Sie hat mit Fürsorge überhaupt nichts zu 
tun. Sie ist eine Sozialversicherung mit selbsterarbei-
teten Ansprüchen. Für Fürsorge haben wir das Instru-
ment der Sozialhilfe. Ich bitte, nicht Fürsorgeansprü-
che zu verwechseln mit durch eigene Arbeit erworbe-
nen Ansprüchen. 

Zweitens. Soziale Sicherheit — das ist wichtig — 
basiert immer auf der Arbeit der jetzt Arbeitenden. 
Eine Sicherheit des ganzen deutschen Volkes können 
wir nie mit den Kapitaldeckungsverfahren organisie-
ren; sonst müßte die gesamte deutsche Volkswirt-
schaft in das Eigentum der Rentenversicherung über-
führt werden. 

Drittens. Die große Herausforderung — und das ist 
eine Herausforderung an die gesamte Gesellschaft — 
ist: Eine Bevölkerung, die zurückgeht, gefährdet ihre 
soziale Sicherheit. Deshalb ist eine wichtige Antwort 
auf die Frage nach der Sicherheit der Alten eine Fami-
lienpolitik, die Kinder und Kinderfreundlichkeit un-
terstützt. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Das geht an 
die Väter vor allem!) 

An Mütter und Väter. 
Ich bleibe dabei: Wir haben heute ein System ge-

schaffen, das nicht nur bis zum Jahre 2005 reicht, son-
dern das mit seinen Regelmechanismen auf verän-
derte Bedingungen auch veränderte Antworten gibt. 
Insofern reicht das System, das wir heute anbieten, 
weit in das nächste Jahrhundert hinüber. Es ist nicht 
nur ein Angebot für die nächsten Tage und Jahre. 

Ich möchte deshalb die Gelegenheit nützen, noch 
einmal allen zu danken, die an dem Konsens mitgear-
beitet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Es liegt eine Wortmeldung 
des Abgeordneten Dreßler vor. Wir haben eine Wie-
dereröffnung der Debatte; aber der Präsident bemüht 
sich, sie zu Ende zu bringen. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte für die SPD-Fraktion ausdrücklich 
unterstreichen, daß nicht nur heute, Herr Kollege Bie-
denkopf, sondern, wie Sie wissen und wie auch Ihr 
Freund Niegel weiß, auch in der Vergangenheit die 
Analyse der deutschen Rentenversicherung zwischen 
Ihnen und uns nahezu deckungsgleich ist. 

Das, was wir heute zu leisten versuchen, ist quanti-
fiziert und berechnet bis zum Jahre 2010, also für 
einen Zeitraum, der, gemessen an der Rentenreform 
1957 bis 1972 und von 1972 bis heute, sogar länger ist, 
und will erreichen, für ein Stück verlorengegangenen 
Vertrauens in die Sicherheit der Rentenversicherung 
im Generationengefüge geradezustehen. 

Ich nehme Ihre Darlegungen auch nicht zum ersten-
mal auf, wie Sie wissen, um uns alle einzuladen, schon 
in den 90er Jahren das zu erreichen, was ich versucht 
habe, nicht mit Pause vom Denken, sondern für das 
Denken, zu formulieren, nämlich dieser großen Her-
ausforderung für die Zeit nach dem Jahre 2010 auf 
breiter Konsensbasis gerecht zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Die Abstimmungen zu den Tagesordnungspunk-
ten 6 a bis 6 c werden zusammen mit den Abstimmun-
gen zu den Tagesordnungspunkten 7 und 8 am Ende 
der Beratung von Tagesordnungspunkt 8 vorgenom-
men. Wenn ich es richtig kalkuliere, dürfte das etwa 
um 16.30 Uhr bis 16.45 Uhr sein.*) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Beamtenversor-
gungsgesetzes und sonstiger dienst- und ver-
sorgungsrechtlicher Vorschriften (BeamtV-  
GÄndG) 
— Drucksachen 11/5136, 11/5372 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 11/5537 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Regenspurger 
Richter 
Such 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 11/5548 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Deres 
Kühbacher 
Frau Seiler-Albring 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 158. und 167. Sitzung) 

*) Seite 13177D 
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b) Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 

Zur Reform der gesetzlichen Rentenversiche-
rung 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Unruh, 
Frau Beck-Oberdorf, Hoss und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Zur Gleichbehandlung von Rentnern/innen, 
Beamten und Bundestagsabgeordneten bei 
der Reform der Alterssicherungssysteme 

— Drucksachen 11/4125, 11/4965, 11/5537 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Regenspurger 
Richter 
Such 

Im Ältestenrat, meine Damen und Herren, ist für die 
gemeinsame Beratung dieser Punkte eine Stunde ver-
einbart worden. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich nicht zu lange damit 
aufhalten, das Verfahren zu kommentieren, mit dem 
wir die Novellierung der Beamtenversorgung zu-
stande gebracht haben, nämlich in einem breiten Kon-
sens. Das ist eine, wie ich meine, durchaus staatsmän-
nische Leistung. 

Weniger staatsmännisch klingt es allerdings — und 
das ist in der vorangegangenen Debatte teilweise 
durchgeklungen — , wenn sich jetzt einzelne Redner 
von dem gefundenen Ergebnis distanzieren, indem 
sie die positiven Aspekte allein für sich reklamieren 
und für die negativen Begleiterscheinungen des Re-
formgesetzes dann jeweils die andere Seite verant-
wortlich machen. Ich möchte dazu nur feststellen, daß 
dieses Gesetz jeder verantworten und vertreten muß, 
der ihm zustimmt. Wir werden das tun, und wir stehen 
natürlich zu den getroffenen Regelungen. 

(Beifall des Abg. Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]) 

Selbstverständlich ist diese Novelle nicht das Ende 
jeglicher Bemühungen um die Novellierung des Ver-
sorgungsrechts im öffentlichen Dienst. Wir stellen uns 
den verbleibenden Aufgaben und den neu auftau-
chenden Fragen. Und wir werden sie, wenn es dafür 
Mehrheiten gibt, auch lösen. Jeder ist dazu eingela-
den, dort, wo noch Lösungsbedarf besteht, zu einer 
solchen Mehrheit beizutragen, z. B. bei der Berück-
sichtigung von Kindererziehungszeiten, die uns ja ge-
rade unsere Frauen innerhalb der CDU/CSU-Fraktion 
als Problem ganz besonders und sehr, sehr engagiert 
bewußt gemacht haben. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Unsere auch!) 

Meine Damen und Herren, selbstverständlich bleibt 
es dabei, daß es begleitend zu diesem Reformgesetz 
zu einer Überprüfung aller anderen, zum Teil aus öf-
fentlichen Mitteln finanzierten Alterssicherungssy

-

steme kommen muß. Immerhin aber sind mit Rente 
und Versorgung jetzt die beiden bedeutendsten Al-
terssicherungssysteme auf die Zukunft gerichtet neu 
geordnet. 

Ich möchte heute auch nicht versäumen, an die Ta-
rifvertragsparteien im öffentlichen Dienst zu appellie-
ren, daß baldmöglichst die bei der Beamtenversor-
gung getroffenen Regelungen in adäquater Form 
auch für die Zusatzversorgung der Angestellten und 
Arbeiter im öffentlichen Dienst umgesetzt werden. 

(Beifall des Abg. Richter [FDP]) 

Es geht nicht an, daß die Beamten gegenüber den 
tarifvertraglich Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
bei der Alterssicherung benachteiligt werden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, in manchen Gesprächen 
mit Beamten und auch mit Vertretern der Verbände 
und der Gewerkschaften habe ich den Eindruck ge-
wonnen, daß immer noch weitgehend Unkenntnis 
darüber herrscht, welche Gründe uns zu einer Novel-
lierung des Beamtenversorgungsrechts gezwungen 
haben. 

Ausgangspunkt aller notwendigen Maßnahmen auf 
diesem Gebiet ist die seit Beginn der 70er Jahre dra-
matisch zurückgegangene Zahl der Geburten in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Geburtenrate liegt 
seit dieser Zeit fast konstant um ein Drittel unter dem 
Niveau, das zur Erhaltung des Bevölkerungsstandes 
notwendig wäre. 

Zunehmend wird nun hier — und das ist heute 
schon wiederholt angesprochen worden — das Argu-
ment aufgeworfen, daß der Zustrom von Aus- und 
Übersiedlern die demographische Entwicklung auf-
halten oder gar umkehren könne, eine Novellierung 
des Beamtenversorgungsrechtes also aus diesem 
Grund nicht notwendig sei. Bitte, beachten Sie, daß 
seit 1970 rund 6 Millionen Kinder mehr hätten gebo-
ren werden müssen, um den Rückgang der Bevölke-
rung aufzuhalten. Selbst die deutschen Aus- und 
Übersiedler, die vornehmlich in jungen Jahren zu uns 
kommen, halten den Bevölkerungsrückgang nicht 
auf, sondern mildern das Problem nur zu einem klei-
nen Teil. 

Für das Jahr 1989 wurden bis heute ca. 300 000 Aus-
siedler und ca. 195 000 Übersiedler registriert. So rela-
tiv hoch diese Zahlen für sich allein betrachtet auch 
sein mögen, sie sagen weder etwas über das Anhalten 
des Zustroms noch über die Altersstruktur dieser 
Deutschen aus. Tatsache ist, daß zwar relativ wenig 
Ältere zu uns kommen, die Zahl der Kinder aber nicht 
so groß ist, daß wir alle Prognosen zur demographi-
schen Entwicklung als überholt ansehen könnten. 

Die Folgen dieser negativen Entwicklung für die 
Zukunft unserer Alterssicherungssysteme sind unbe-
streitbar. Nur deshalb und weil sie die Notwendigkeit 
einer Anpassung erkannt hat, war wohl auch die SPD- 
Fraktion bereit, zusammen mit uns und der FDP-Frak-
tion Lösungen zu entwickeln, wie Renten und Beam-
tenversorgung krisenfest gemacht werden können. 

Die Novelle zum Beamtenversorgungsgesetz ist we-
der überflüssig noch eine bloße staatliche Sparmaß-
nahme. Die Novelle ist vielmehr das Ergebnis einer 
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notwendigen Anpassung an die künftige Bevölke-
rungsentwicklung. 

Wir haben nie einen Zweifel daran gelassen, daß 
wir die Bedeutung des öffentlichen Dienstes fur un-
sere Gesellschaft kennen und schätzen. Deshalb ha-
ben wir uns bei der Umsetzung der notwendigen 
Maßnahmen ins Beamtenversorgungsgesetz von dem 
Grundsatz leiten lassen, die von unserer Verfassung 
geforderte Eigenständigkeit des Beamtenversor-
gungssystems weder direkt noch indirekt zu gefähr-
den oder gefährden zu lassen. Jede Angleichung der 
Alterssicherungssysteme im Sinne einer fragwürdi-
gen und vorgeschobenen Harmonisierung wird von 
uns abgelehnt. Denn alle Anstrengungen, hier eine 
Anpassung zu erreichen, haben letztlich nur ein Ziel, 
nämlich die Abschaffung des Berufsbeamtentums. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Ja!) 

Einen Angriff auf die bewährte Struktur des Beamten-
rechts werden CDU und CSU wie bisher mit aller Ent-
schiedenheit abwehren. 

Bei den Verhandlungen im Vorfeld der Entstehung 
dieser Novelle haben wir durchgesetzt, daß allein mit 
systemkonformen Mitteln und unter voller Wahrung 
der Eigenständigkeit des Berufsbeamtentums das Al-
terssicherungssystem der Beamten an die Anforde-
rungen der Zukunft angepaßt wird. Ich meine, daß 
diese Anpassung gelungen ist. Beamte und Versor-
gungsempfänger müssen weder Sonderopfer leisten, 
noch erhalten sie durch diese Novelle Sondervorteile. 
Insbesondere, meine ich, leistet das Änderungsgesetz 
einen im Vergleich mit der Rentenreform adäquaten 
Beitrag zur Kostensenkung. 

Der von den GRÜNEN gebetsmühlenhaft erhobene 
falsche Vorwurf, bei der Beamtenversorgung werde 
weniger eingespart als in der Rentenversicherung, 
wird auch durch mehrmaliges Wiederholen nicht rich-
tig. Tatsache ist, daß entsprechend dem Verhältnis der 
künftigen Zahl der Rentner und der Zahl der Versor-
gungsempfänger die Einsparungen bei der Beamten-
versorgung im Jahre 2010 sogar geringfügig höher 
sind. Während bei einer Zahl von 14,9 Millionen Rent-
nern ca. 2 400 DM pro Kopf eingespart werden, liegt 
dieser Betrag bei 1,8 Millionen Versorgungsempfän-
gern bei ca. 2 450 DM pro Kopf. 

Wir haben sowohl den Beitrag der Versorgungs-
empfänger zu ihrer Alterssicherung als auch die Net-
toanpassung der Beamtenversorgung verhindert. Die 
nordrhein-westfälische SPD hatte demgegenüber den 
Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion aufgefor-
dert, sich dafür einzusetzen, den Grundsatz der Net-
toanpassung auf die Beamtenversorgung zu übertra-
gen. Die dadurch bewirkte Ankoppelung der Pensio-
nen an die Renten hätte sowohl eine Aufgabe der 
Eigenständigkeit der Beamtenversorgung als auch 
eine einseitige Verminderung der Versorgung und 
der Besoldung der Beamten bewirkt. Obwohl dies teil-
weise immer wieder versucht wurde, kann eine solche 
Schlechterstellung der Beamten gegenüber den Rent-
nern nicht mehr als eine sozialpolitisch tragbare Maß-
nahme kaschiert werden. 

Die Koalitionsfraktionen sind auch nicht den Vor-
stößen gefolgt, die die Streckung und Linearisierung 
der Ruhegehaltsskala auf 45 Jahre ausdehnen woll

-

ten. Der Beamte wird künftig nach 40 Dienstjahren 
den Höchstsatz seiner Versorgung erreichen. Damit 
wird gewährleistet, daß bei normaler Laufbahn jeder 
Beamte nach wie vor 75 W.  seiner ruhegehaltsfähigen 
Dienstbezüge erhält. Das ist notwendige Folge der 
dem Beamten obliegenden Treuepflicht, aus welcher 
die besondere Fürsorgepflicht des öffentlichen 
Dienstherrn folgt. 

In diesem Zusammenhang haben wir unser beson-
deres Augenmerk auf diejenigen Beamten gerichtet, 
die kraft Gesetzes vorzeitig, in der Regel also mit 
60 Jahren, in den Ruhestand treten müssen. Polizeibe-
amte, Feuerwehrleute und Beamte des Justizvollzugs-
dienstes — um nur einige zu nennen — hätten in vie-
len Fällen durch die Neuregelung der Ruhegehalts-
skala nur bei einer idealtypischen Laufbahn die 
Höchstversorgung erreicht. Häufig ist es aber so, daß 
diese Beamten vor Eintritt in das Beamtenverhältnis 
einen anderen Beruf erlernen und ausüben und des-
halb die Normalversorgung nicht mehr erhalten. Wer 
aber wegen der besonderen Anforderungen und Bela-
stungen des Vollzugsdienstes eher pensioniert wird, 
darf dafür nicht auch noch die Nachteile einer Line-
arisierung in Kauf nehmen müssen. Auf Antrag der 
Koalitionsfraktionen konnte im Innenausschuß eine 
entscheidende Benachteiligung dieser Beamten ver-
hindert werden. Im Innenausschuß bestand Einver-
ständnis darüber, daß künftig im Ergebnis praktisch 
jede Ausbildung und Berufszeit bis zu fünf Jahren als 
ruhegehaltsfähige Dienstzeit berücksichtigt werden 
soll. Versorgungsrechtliche Nachteile wegen ihrer 
vorzeitigen Pensionierung müssen die Beamten des 
Vollzugsdienstes nun also nicht mehr befürchten. 

(Dr. Penner [SPD]: Nachdem ich euch darauf 
hingewiesen habe! — Frau Schmidt [Nürn-
berg] [SPD]: Manchmal folgen sie halt! 
Manchmal sind sie brav und folgen! — 
Dr.  Penner [SPD]: Das hattet ihr intellektuell 

überhaupt nicht drauf!) 

— Lieber Herr Kollege Penner, ich habe wirk lich ver-
sucht, 

(Dr. Penner [SPD]: Versucht!) 

nicht im Wege des Rosinenpickens uns allein das zu-
zuschreiben, was an Gutem geschehen ist. Wir haben 
uns in einem, wie ich glaube, durchaus fruchtbaren 
Streit alle miteinander dazu durchgerungen, in unse-
rer vollen Verantwortung das zu tun, was wegen der 
in der Rentenversicherung notwendigen Maßnahmen 
mit guten Gründen auch im Bereich des öffentlichen 
Dienstes zu geschehen hat. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß kommen. Ich möchte mich gerade an dieser 
Stelle gegen die weitverbreitete Neiddiskussion, die 
in unserer Gesellschaft herrscht und die insbesondere 
unsere Staatsdiener trifft, zur Wehr setzen. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich glaube, das ist gerade deswegen notwendig, weil 
derzeit für jeden sichtbar Beamte die Übersiedler und 
Aussiedler betreuen, wofür ihnen in aller Form Dank 
zu sagen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 
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Ich glaube, sie haben sehr dazu beigetragen, daß 
diese schwierige Aufgabe der Aufnahme von Aus- 
und Übersiedlern bisher einigermaßen reibungslos er-
füllt wurde. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Was hat das mit 
der Beamtenpension zu tun? — Dr. Penner 
[SPD]: Wenn die Trude recht hat, hat sie 

recht!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich zum 
Abschluß bei den Kollegen bedanken, die in sehr 
mühsamer und vielstündiger Arbeit an dieser Novelle 
mitgearbeitet haben. Ich glaube, die Hauptlast dieser 
Arbeit hat der Kollege Gerster getragen, der nicht nur 
die Koordinierung bewerkstelligen, sondern auch die 
inhaltliche Arbeit leisten mußte. 

Ich bedanke mich aber auch beim Koalitionspart-
ner, der FDP, und natürlich auch bei den Kollegen der 
SPD. Ich meine, daß trotz aller Härte der Auseinander-
setzung ein tragfähiger Kompromiß gefunden worden 
ist. Ich meine, daß man diesem Gesetz guten Gewis-
sens zustimmen kann. 

Ich bedanke mich fürs Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bernrath. 

Bernrath (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Zu Beginn der interfraktionellen Bera-
tungen zum Rentenreformgesetz hat sich deutlich ge-
zeigt, daß ungeachtet der unterschiedlichen Rechtssy-
steme auch die Beamtenversorgung, und zwar zu-
nächst unter dem Gesichtspunkt der Sanierung, also 
der finanziellen Konsolidierung, in diese Reformbe-
mühungen einbezogen werden sollte, gar einbezogen 
werden mußte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aus dieser Einsicht entwickelte sich die von der 
Koalition und der SPD getragene grundlegende Ent-
schließung vom 10. März dieses Jahres. Ohne auf den 
Inhalt dieser Entschließung noch einmal einzugehen, 
möchte ich zur Klarstellung allerdings betonen: Eine 
adäquate Einbeziehung der Beamtenversorgung — 
das zeigte sich bald — konnte sich nicht allein auf eine 
Übertragung des Kostenvolumens beschränken. Eine 
zumindest mittelfristig wirkende Reform mußte not-
wendigerweise einen wenn auch vorsichtigen Ein-
stieg in die Harmonisierung materieller Einzelrege-
lungen bringen. 

Ein solches Vorgehen rechtfertigt sich in der grund-
sätzlichen Vergleichbarkeit der Ziele der Alterssiche-
rung, ungeachtet ihrer unterschiedlichen Finanzie-
rung über Beiträge und Zuschüsse aus Steuermitteln 
oder, wie bei dem Beamten, nach den Grundsätzen 
der Alimentation. 

Die Eigenständigkeit der verschiedenen Alterssi-
cherungssysteme wurde und wird davon nicht be-
rührt. Es mag sein, daß bei diesem Bemühen der Wille 
zur Gestaltung über das Sanieren hinaus, Herr Fell-
ner, nicht gleichermaßen entwickelt war. Aber die 

Notwendigkeit eines solchen Vorgehens hat schließ-
lich alle, auch Sie, überzeugt. 

(Dr. Penner [SPD]: Das war schwer genug!) 

Weitere Schritte müssen allerdings folgen. Insofern 
ist auch der gelegentlich gehörte Vorwurf, die vorlie-
genden Änderungen im Beamtenversorgungsrecht 
seien mit heißer Nadel gestrickt, unberechtigt. Inter-
fraktionell, in den Ausschüssen, in einer ausführlichen 
Sachverständigenanhörung wurden die notwendigen 
Regelungen vorbereitet und beraten. Dabei sind auch 
die zahlreichen schriftlichen Eingaben berücksichtigt 
worden. Dies läßt sich beispielsweise an Hand der 
Regelungen für den Polizei- und Justizvollzugsdienst 
und für die Feuerwehr belegen. Die jetzt zu beschlie-
ßenden Regelungen in § 12 Abs. 2 stellen sicher — 
Herr  Fellner hat darauf hingewiesen — , daß dieser 
Personenkreis, der in sehr unterschiedlichem Lebens-
alter in ein Beamtenverhältnis eintritt, auch in Zukunft 
das Höchstruhegehalt erreichen kann. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das war wichtig!) 

Dazu trägt auch eine Notiz, eine Klarstellung im Pro-
tokoll über die Beratungen des Innenausschusses 
bei. 

Die im vorliegenden Entwurf enthaltenen angepaß-
ten Regelungen der Beamtenversorgung entspre-
chen, ohne daß ich diese Einzelregelungen jetzt erläu-
tern will, dem Gebot der Gerechtigkeit; vielleicht mit 
einer Einschränkung: Die Berücksichtigung der Kin-
dererziehungszeiten mit ihrer Wirkung im wesentli-
chen auf die Versorgung von Frauen ist objektiv unzu-
reichend. Eine sachgerechte Lösung im Beamtenver-
sorgungsrecht scheiterte in diesem ersten Anlauf aber 
daran, daß auch in der Rentenreform keine befriedi-
gende Lösung zustande gebracht worden ist. Darum 
war es auch nicht möglich, hier etwas Paralleles, et-
was Vergleichbares und Bef riedigendes zu entwer-
fen. 

Ich gehe davon aus, daß wir uns damit zu einem 
geeigneten, späteren Zeitpunkt noch einmal ausein-
andersetzen werden. Dann aber sollten weiterge-
hende Annäherungen in den Alterssicherungssyste-
men ins Auge gefaßt werden. 

(Zustimmung bei der SPD — Regenspurger 
[CDU/CSU]: Machen wir nicht!) 

— Sie sind doch auch dafür, Herr Regenspurger. 

Ein Beispiel: Wir haben uns auf ein Konzept ver-
ständigt, das keine offen ausgewiesenen Beiträge der 
Beamten für ihre Altersversorgung enthält. Vielmehr 
soll nach dem jetzt vorliegenden Entwurf, den wir 
heute verabschieden, die geltende Bestimmung des 
§ 14 des Bundesbesoldungsgesetzes dahin gehend 
angewandt werden, daß sich wachsende Abgabenbe-
lastungen der Arbeitnehmer für die Alterssicherung 
auch, und zwar kollektiv durch entsprechende Ab-
schläge, auf die Erhöhungsbeträge der Bruttobesol-
dung der Beamten auswirken. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Das haben wir 
nicht gemacht! Keine Automatik! — 

Dr.  Hirsch [FDP]: Keine Automatik!) 
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—Wir gehen davon aus, daß das so verabredet ist für 
Jahre, in denen es höhere Beiträge für die Rentenver-
sicherung gibt. Das wird auch durchgesetzt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der FDP 
— Dr. Hirsch [FDP]: Das haben wir aus

-

drücklich abgelehnt!) 

— Unsere Vorstellungen gingen und gehen in eine 
andere Richtung. 

Im übrigen: Ein eigener, offen ausgewiesener Bei-
trag der Beamten zur Altersversorgung wäre mit den 
vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten verfas-
sungsrechtlichen Grundsätzen durchaus im Einklang 
gewesen. 

Wie notwendig eine Harmonisierung der Alterssi-
cherungssysteme auch hinsichtlich ihrer Finanzie-
rung wird, zeigen einige statistische Gutachten, die 
ich in der ersten Lesung des Entwurfs bereits bemüht 
habe, aber heute noch einmal kurz in Erinnerung ru-
fen möchte. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Die haben es in sich!) 

Das Prognos-Institut, das im Auftrage des Verbandes 
Deutscher Rentenversicherungsträger ein Gutachten 
erstellte, geht davon aus, daß sich die Pensionsauf-
wendungen bis zum Jahre 2000 von 26,8 Milliarden 
DM im Jahr 1984 auf über 62 Milliarden DM mehr als 
verdoppeln werden. Für das Jahr 2015 rechnet Pro-
gnos je nach wirtschaftlicher Entwicklung mit 127 bis 
141 Milliarden DM, für das Jahr 2030 mit 333 bis 
396 Milliarden DM. Im Jahre 2040 müßten dann je 
nach wirtschaftlichen Annahmen zwischen 530 und 
570 Milliarden DM für Pensionen ausgegeben wer-
den. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Sie können die Beamten ja 
nicht umbringen!) 

Allerdings sagt dieser Anstieg der absoluten Zahlen 
noch wenig aus. Aussagekräftiger werden diese Zah-
len im Vergleich. Der Anteil der öffentlichen Pensio-
nen an den sozialen Leistungen der Gebietskörper-
schaften wird von rund 35 Milliarden DM im Jahr 
1984 bis zum Jahre 2040 bei günstigsten Annahmen 
auf rund 68 Milliarden DM und bei ungünstigen An-
nahmen sogar auf 72 Milliarden DM steigen, d. h. der 
Anteil der Pensionen an den sozialen Leistungen der 
Gebietskörperschaften wird sich bis dahin mehr als 
verdoppeln. 

Am Beispiel Nordrhein-Westfalen sieht die Ent-
wicklung nach Angaben der Landesregierung wie 
folgt aus: Die Gesamtzahl der Versorgungsempfänger 
wird von 94 900 auf über 311 000 im Jahre 2015 an-
steigen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Wer hat die denn einge

-
stellt?) 

— Sie, Ihre Vorgänger und Ihre Nachfolger. Aber im 
wesentlichen Sie, Herr Hirsch, so wie Sie ja überhaupt 
ein wenig inflationär, z. B. auch hinsichtlich der Sitze 
in Kommunalparlamenten, tätig waren. 

Allen Beteiligten dürfte klar sein, daß diese Ent-
wicklung Konsequenzen in der Beamtenversorgung 
notwendig macht, um auch sie für die Zukunft zu 
sichern. Es geht allerdings keinesfalls nur darum, die 
Versorgungssysteme etwa aus Gerechtigkeitsgrün

-

den zu harmonisieren, wenngleich es natürlich auch 
darum geht. 

Allen Beteiligten dürfte klar sein, daß in der Beam-
tenversorgung nicht alles unverändert bleiben kann 
und auch nicht unverände rt  bleiben darf, Herr Fellner, 
wenn in anderen Alterssicherungssystemen neue er-
hebliche Belastungen auftreten, die von den Beitrags-
zahlern und Rentnern oder auch von der Gesamtheit 
der Steuerzahler in irgendeiner Form finanziert wer-
den müssen. 

Bereits Anfang der achtziger Jahre hat die Sachver-
ständigenkommission Alterssicherungssysteme eine 
Beteiligung der Beamten an den Kostem ihrer Alters-
sicherung empfohlen. Grundsätzlich erklärte diese 
Kommission die Notwendigkeit, die Beamten schritt-
weise an der Finanzierung ihrer Alterssicherung zu 
beteiligen und entsprechende Gehaltsanteile der Be-
amten in ihren Bezügen offen auszuweisen. Dadurch 
sollte ein tragender Gedanke der Alterssicherung ver-
wirklicht werden, nämlich die Beteiligung aller Er-
werbstätigen an der Finanzierung ihrer Alterssiche-
rung innerhalb des jeweiligen Systems und damit die 
ausgewogene Beteiligung insbesondere an den aus 
der demographischen Entwicklung resultierenden 
Belastungen. 

Eine Beteiligung der Beamten an ihrer Versorgung 
durch Gehaltsverzicht ist bisher nicht nachweisbar. 
Mit dem Gesetzentwurf und der ausdrücklich gefor-
derten Anwendung des § 14 des Bundesbesoldungs-
gesetzes zur Beteiligung der Beamten etwa entspre-
chend der Abgabenbelastung der Arbeitnehmer wäre 
aber ein erster Schritt gemacht. Zumindest wird diese 
Vorschrift bewirken, daß Kostenanteile transparenter 
werden und damit eine Beteiligung der Beamten an 
der Finanzierung sichtbar wird. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Die Kommission 
war von der SPD eingesetzt!) 

Die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamten-
tums lassen auch nach ihrer geschichtlichen Entwick-
lung eine solche Lösung zweifelsfrei zu. 

Besser wäre allerdings ein offen ausgewiesener in-
dividueller Beitrag eines jeden Beamten, ein Vorge-
hen, das dem Wesen der Beamtenversorgung und ih-
rer verfassungsrechtlichen Garantie keinesfalls im 
Wege stünde. Natürlich muß in einem solchen Fall 
sichergestellt werden, daß die Beiträge der Beamten 
zur Finanzierung ihrer Alterssicherung verwandt wer-
den und nicht sachfremd etwa für notwendige Finan-
zierung in der Rentenversicherung, z. B. über den so-
genannten Bundeszuschuß. 

Die Notwendigkeit einer auf dieses Ziel hin ausge-
richteten Reform und Harmonisierung der Alterssi-
cherungssysteme leugnen heißt allerdings auch, die 
tatsächlichen demographischen und politischen Ent-
wicklungen nicht zur Kenntnis nehmen. 

Die demographische Entwicklung ist heute ausrei-
chend dargestellt worden. Die politischen Zwänge, 
beispielsweise aus dem freizügigen Zugang auch zu 
den Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst innerhalb 
des europäischen Gemeinsamen Marktes, werden al-
lerdings nach wie vor ignoriert, und dies, obwohl sich 
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bereits mehr als 1 000 Ausländer als Beamte im öffent-
lichen Dienst befinden. 

Wir haben jetzt schon mindestens drei große unter-
schiedliche Versorgungssysteme: erstens die Renten-
versicherung mit den nettoangepaßten Renten im ge-
werblichen Bereich — hier ist in der öffentlichen Dis-
kussion die Wirkung, meine ich, der Betriebsrenten 
völlig außer Betracht geblieben —, 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Ja, das sage ich 
gleich!) 

zweitens die Versorgung der Arbeiter und Angestell-
ten im öffentlichen Dienst mit einer beitragsfreien Zu-
satzversicherung nach dem Maßstab der Beamtenver-
sorgung und damit günstigen Nettoleistungen und 
drittens die Beamtenversorgung begrenzt auf steuer-
pflichtige 75 % der letzten Aktivenbezüge, allerdings 
mit jährlich 13-maliger Zahlung. 

Eine gerechte inhaltliche Näherung dieser Systeme 
wird schon durch die allein dem Beamtenrecht eigen-
tümliche Tatsache erschwert, daß alle Einkommen, 
von der untersten Besoldungsgruppe A 2 bis zur 
höchstdotierten B 11, nach gleichen Maßstäben erfaßt 
werden. Dies führt in der Tat auf Dauer zu unerträg-
lichen Versorgungsspannen. Darum erwarten wir, 
daß es nicht bei der augenblicklich vorbereiteten Re-
paratur der Versorgungsregelungen bleibt, nicht zu-
letzt weil es — ich denke noch einmal an die europäi-
sche Entwicklung — kaum möglich sein wird, bei-
spielsweise europäische Anwartschaften auf Alters-
versorgung in unsere Systeme des öffentlichen 
Dienstes, der öffentlichen Versorgung, zu integ rieren. 
Der Aufgabenwandel im öffentlichen Dienst — weni-
ger Ordnungs-, mehr Leistungsverwaltung — und die 
Europäisierung öffentlicher Dienstleistungen lassen 
sich also mit den, auf unsere Zeit bezogen, in der Tat 
— ich wiederhole das — weit hergeholten Grundsät-
zen unseres Beamtenrechts nicht mehr bewältigen. 

Darum werden wir künftig auch und verstärkt for-
dern, daß erstens über Einstellung und Ausbildung 
der Beamtenanteil am Personal des öffentlichen 
Dienstes schrittweise so gesenkt wird, daß letztlich 
Beamte ausschließlich hoheitliche Tätigkeiten wahr-
nehmen, 

(Beifall bei der SPD) 

und daß zweitens sich auch deren Dienstrecht im Fol-
gebereich, also bei der Besoldung und Versorgung 
und der Sicherung im Krankheitsfall, nicht mehr von 
anderen Arbeitsverhältnissen unterscheidet und inso-
weit Tarifverträge mit autonomen gewerkschaftlichen 
Verhandlungsrechten Platz greifen. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Aha! Abschaf
-fung des Beamtentums!) 

Wir haben in den Beratungen sorgfältig darauf ge-
achtet, daß die Eigenständigkeit der Zusatzversor-
gung beachtet wird, weil dafür die Tarifvertragspar-
teien zuständig sind, nicht der Gesetzgeber. Wir ha-
ben darauf geachtet, daß in der Entschließung des 
Bundestages vom 7. März 1989 und im Gesetzestext 
Aussagen getroffen wurden, die in dieser Hinsicht 
nicht über die Beschreibung der gegenwärtigen 
Rechtslage hinausgehen. 

Abschließend: Was wir im ersten Schritt erarbeitet 
haben, ist noch keine Reform und auch keine Harmo-
nisierung. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr richtig!) 
Wir tragen aber nachhaltig dazu bei, daß die sich aus 
der demographischen Entwicklung ergebenden Ko-
stensteigerungen begrenzt werden. Außerdem haben 
wir einige kleinere Schritte hin zu einer Harmonisie-
rung der Alterssicherungssysteme getan. Im Ziel müs-
sen wir aber dazu kommen, daß das verständliche 
Eigeninteresse eines jeden einzelnen auch im öffent-
lichen Dienst und das Gemeinwohl, das Gemeininter-
esse, wieder zur Deckung gebracht werden. 

Ich bedanke mich bei allen, die hier im Bundestag 
und im Innenausschuß mitgearbeitet haben, auch bei 
den Koalitionsfraktionen, bei den Resso rts und ganz 
besonders gern auch bei Herrn Ministe rialdirigenten 
Jeske vom Landesfinanzministerium in Düsseldorf, 
der uns ebenfalls beraten hat. Ich sage ausdrücklich: 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
stimmen dem vorliegenden Gesetzentwurf zu. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Richter. 

Richter (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Damit ich es nicht vergesse, will ich mit dem 
Dank anfangen. Auch ich bedanke mich bei allen, 
denen schon gedankt worden ist, und besonders 
danke ich dem Bundesinnenminister und den Mitar-
beitern seines Hauses, die man bisher vergessen 
hat. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist ein Erfolg 
der Koalitionsfraktionen von FDP und CDU/CSU und 
natürlich auch der SPD, daß wir hier gemeinsame 
Gesetzentwürfe vorgelegt haben, daß wir sie gemein-
sam behandelt und beraten haben und daß wir sie 
jetzt gemeinsam beschließen werden. 

Der Weg dorthin aber war — das gilt jedenfalls für 
die Beamtenversorgung — steinig und schwierig. Wir 
haben viele Verhandlungsrunden in wechselnden Be-
setzungen gebraucht, und es gab immer neue Pro-
bleme. Sogar zunächst vereinbarte Kompromisse 
— ich erinnere an das Sommertheater wegen der Kin-
dererziehungszeiten — ließen sich nicht halten. Nun 
gut, wir haben das Ganze überstanden. Das Ergebnis 
läßt sich sehen, und zwar nach beiden Seiten, hin-
sichtlich dessen, was wir vereinbart haben, und hin-
sichtlich dessen, was wir verhindert haben. 

Wir können drei Felder unterscheiden. Das erste 
enthält all das, was nicht kommt, besser gesagt: was 
durch die Koalitionsfraktionen und besonders durch 
die FDP verhindert worden ist. Das zweite Feld bet rifft 
all das, was wir heute beschließen wollen. Das dritte 
Feld kann man mit den Beg riffen „Unzufriedenheit" 
oder „offene Punkte" beschreiben. 

Beginnen wir mit dem ersten Bereich. Verhindert 
haben wir folgendes. Die von anderen immer wieder 
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geforderte Vereinheitlichung des öffentlichen Dienst-
rechts wird es nicht geben, auch nicht durch die Hin-
tertür der Novellierung des Beamtenversorgungs-
rechts. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Eigenständigkeit der Beamtenversorgung ist ge-
wahrt, und auch die eigene Systematik des Beamten-
versorgungsrechts bleibt erhalten. Die Linearisierung 
und die Streckung der Ruhegehaltsskala haben nicht 
die weite Bedeutung, die ihnen insoweit zugemessen 
wird. 

Zweitens. Es gibt keine offen ausgewiesenen Ei-
genbeiträge der Beamten zu ihrer Altersversorgung. 
Solche Art Nivellierung ist mit der FDP nicht zu ma-
chen. 

(Beifall bei der FDP — Regenspurger [CDU/ 
CSU] : Mit uns auch nicht!) 

Daß die Beamten mittelbar ohnehin schon einen Ei-
genbeitrag zu ihrer Versorgung leisten, ist hinlänglich 
bekannt; ich brauche das hier nicht zu wiederholen. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Weil es auch nicht 
stimmt!) 

Als Ersatz wurde uns angesonnen, wenigstens einen 
Automatismus zu akzeptieren, was den Zusammen-
hang zwischen zukünftigen Erhöhungen der Beam-
tengehälter und der Beamtenversorgung und der Be-
rücksichtigung von Beitragserhöhungen in der ge-
setzlichen Rentenversicherung angeht. Auch das ist 
verhindert worden. Vernünftig ist, was wir beschlos-
sen haben, nämlich die Berücksichtigung der Bei-
tragsentwicklung in der Rentenversicherung als ei-
nes von mehreren wirtschaftspolitischen Daten, die 
wir bei den regelmäßigen Anpassungen der Beamten-
besoldung und der Beamtenversorgung mit einbezie-
hen müssen. 

Als zweites Feld ist zu besprechen, was wir nun tat-
sächlich an Änderungen in der Beamtenversorgung 
machen wollen. 

Erstens. Am einschneidendsten ist die Streckung 
und Linearisierung der Ruhegehaltsskala auf 
40 Jahre mit einem Steigerungssatz von jährlich 
1,875 %. Dabei bleibt das Versorgungsniveau erhal-
ten. Praktisch und nicht nur theoretisch wird bei nor-
malem Laufbahnverlauf für jeden der Betroffenen das 
Höchstruhegehalt von 75 % erreichbar. Das gilt auch 
für Laufbahnen mit vorgezogenen gesetzlichen Al-
tersgrenzen, z. B. bei Soldaten, Polizisten, Beamten 
des Justizvollzugsdienstes und der Feuerwehr, und 
zwar auch dann, wenn Beamtenbewerber mit länge-
ren Ausbildungs- oder Berufsausübungszeiten in den 
Beamtendienst eintreten. Die Linearisierung und 
Streckung der Ruhegehaltsskala auf 40 Jahre war aus 
der Zielsetzung des Entwurfs, nämlich Kosten einzu-
sparen, adäquat mit den Kosteneinsparungen in der 
Rentenreform, unumgänglich. 

Zweitens. Zu den Maßnahmen, die tatsächlich eine 
Kosteneinsparung bewirken werden, ist auch der Ver-
sorgungsabschlag für die Inanspruchnahme vorge-
zogener Altersgrenzen zu sehen. Hier haben wir den 
Vorschlag des Bundesrates aufgenommen und sicher-
gestellt, daß die Inanspruchnahme der vorgezogenen 
Altersgrenzen mit langfristigen Übergangsregelun

-

gen flankiert wird, so daß in diesem Punkt die Beam-
tenschaft keine Schlechterstellung gegenüber den 
Versicherten in der gesetzlichen Rentenversicherung 
hinnehmen muß. 

Begleitet und im Hinblick auf den Verfassungs-
grundsatz der Amtsangemessenheit der beamten-
rechtlichen Alimentation gemildert wird die Strek-
kung und Linearisierung der Ruhegehaltsskala mit 
Verbesserung bei der Zurechnung bei vorzeitiger 
Versetzung in den Ruhestand. 

Drittens. Für Beamte, die vorzeitig in den Ruhestand 
treten, führen wir die Anrechnung von Erwerbsein-
kommen ein. Ich will nicht verhehlen, daß wir durch-
aus Bedenken insbesondere im Hinblick auf etwaige 
präjudizierende Wirkungen für zukünftige Fälle hat-
ten. Wir können den Menschen draußen nicht predi-
gen, ihre Altersversorgung auf mehrere Füße zu stel-
len, sie dann aber zu Sparzwecken auf anderweitige 
Einkünfte bzw. Einkunftsmöglichkeiten verweisen. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Richter, es geht um 
Ihre Gesundheit! Schnappen Sie nach Luft! 
— Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Der Richter 

redet schneller, als der Penner denkt!) 

Gleichwohl ist im vorliegenden Rahmen die Anrech-
nung von Erwerbseinkommen vertretbar und richtig, 
weil die Anrechnung auf Erhöhungen des Ruhege-
halts beschränkt wird, die aus sozialen Gründen ge-
währt werden. Das erdiente Ruhegehalt bleibt den 
Beamten ungeschmälert erhalten. 

Viertens. Ein wenig aus dem Blickfeld ist die Stär-
kung des Grundsatzes „Rehabilitation statt Versor-
gung" geraten. 

Fünftens. Voller Vertrauensschutz wird gewährlei-
stet. Bestehende Versorgungsverhältnisse werden 
— mit Ausnahme der Frage der Anrechnung von Er-
werbseinkommen aus neuen Arbeitsverhältnissen ab 
1992 — nicht berührt. Ältere Beamte, die zehn Jahre 
vor ihrer gesetzlichen Altersgrenze stehen, werden 
nach altem Recht behandelt, wenn dies für sie günsti-
ger ist. Für alle übrigen Beamten werden erdiente 
Versorgungsanwartschaften in vollem Umfang auf-
rechterhalten. 

Sechstens. Erreicht haben wir eine Parallelität der 
Verabschiedung der Änderungen der Beamtenversor-
gung mit der Reform der Rentenversicherung. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Die Rentner la-
chen sich kaputt, wenn sie das hören!) 

All diese Maßnahmen sind, verglichen mit dem 
heutigen Zustand, natürlich keine Wohltaten für die 
Beamtenschaft, sie sind aber unumgänglich. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch wenn ich mich oder andere wiederhole: Die 
demographische Entwicklung läßt uns — ebenso wie 
in der Rentenversicherung — keine andere Wahl als 
eine Begrenzung der Leistungen in der Beamtenver-
sorgung. Nur das ist richtig verstandene Fürsorge und 
Vorsorge des Staates gegenüber seinen Beamten. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Mein Gott!) 
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— Es reicht, wenn Sie mich mit „Herr Richter" anre-
den. 

(Heiterkeit) 

Nun zum heikelsten Teil, nämlich dem Feld, das ich 
mit „Unzufriedenheit" überschreibe. In dem Gesamt-
paket sind natürlich Kompromisse enthalten. Ich will 
diese Kompromisse nicht kritisieren. Angesichts der 
verschiedenartigen Interessen, die verfolgt worden 
sind, ist das Schließen von Kompromissen unaus-
weichlich. Das Ziel dieser Kompromisse, nämlich eine 
möglichst breite politische Basis der Rentenreform 
und der Novellierung der Beamtenversorgung zu er-
zielen, war die vielen Kompromisse schon wert. 

Aber einiges wird uns in Zukunft noch zu schaffen 
machen. Das erste ist die überdurchschnittliche Be-
nachteiligung von Frauen; davon ist schon die Rede 
gewesen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Linearisierung und Streckung der Ruhegehalts-
skala wird allenfalls ansatzweise, keinesfalls aber im 
Gesamtniveau ausgeglichen. An der FDP hat es nicht 
gelegen, daß letztlich als Kompromiß herausgekom-
men ist, Kindererziehungszeiten wie in der Renten-
versicherung mit einem einheitlichen Betrag zu be-
rücksichtigen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: An uns auch 
nicht!) 

— Sehr richtig. 

Ein weiterer Punkt, der nicht zufriedenstellend ge-
löst scheint, der allerdings auch durch einen Kompro-
miß abgedeckt wird, ist die Situation der sogenannten 
nachgeheirateten Witwe. 

Der dritte Punkt, über den bei der FDP Unzufrieden-
heit herrscht, ist die Versorgungsregelung bei den 
kommunalen Wahlbeamten. Der Anreiz für Bewer-
ber, sich dem politischen Amt eines kommunalen 
Wahlbeamten zuzuwenden, dürfte durch das Gesetz 
mehr als in anderen Bereichen beeinträchtigt wer-
den. 

Der letzte offene Punkt, den ich in diesem Zusam-
menhang ansprechen will, ist die Frage der Übertra-
gung der Änderungen der Beamtenversorgung auf 
den Tarifbereich, ich will sagen: Zusatzversorgung im 
öffentlichen Dienst. Nach wie vor gehen wir davon 
aus, daß die Änderungen im Tarifbereich systembe-
dingt sein werden. Wir werden nicht zulassen, daß 
durch unterschiedliche Regelungen der Altersein-
künfte innerhalb des öffentlichen Dienstes Neid und 
Mißgunst entstehen und Tendenzen zur Entbeamtung 
gestärkt werden. 

Mit dem heutigen Tag hört die Gesetzgebung nicht 
auf. Ebensowenig, wie die SPD davon lassen wird, 
nach Mitteln und Wegen zu suchen, das Fernziel eines 
einheitlichen öffentlichen Dienstrechts anzustreben, 
werden wir Freien Demokraten davon ablassen, dort 
Verbesserungen in der Beamtenpolitik anzustreben 
und Mehrheiten dafür zu suchen, wo sie uns im Inter-
esse des Berufsbeamtentums, im Interesse unseres 
Staats- und Gemeinwesens, im Interesse unserer Ge-
sellschaft notwendig erscheinen. Wir brauchen eine 
leistungsfähige Beamtenschaft, wir brauchen die At-
traktivität des Berufsbeamtentums für die Gewinnung 

geeigneten und qualifizierten Nachwuchses. Denn für 
eine Berufsentscheidung für den öffentlichen Dienst 
ist auch die Versorgungsregelung ein maßgeblicher 
Gesichtspunkt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Man kann, Herr Kollege 
Richter, nur hoffen, daß die Schnelligkeit ihres Rede-
flusses nicht im umgekehrten Verhältnis zur Möglich-
keit des Verstehens bei den betroffenen Beamten 
steht. 

Herr Hoss ist der nächste Redner. 

Hoss (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Problem der Beamtenversorgung ist ein 
Reizproblem, und zwar wegen gewisser Privilegien, 
aber auch deshalb, weil gemeint wird, man könnte auf 
den Sack schlagen und man träfe immer den Richti-
gen. 

Das Problem ist differenziert zu sehen. Wir GRÜ-
NEN gehen davon aus, daß die heutige Vorlage wie-
der einmal das Grundproblem aufzeigt, daß nämlich 
bei der Gründung der Bundesrepublik, bei dem Neu-
anfang, die einmalige Chance vertan wurde, das 
überholte Berufsbeamtentum abzuschaffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieser Status war vor 200 Jahren ein Fortschritt, als 
es darum ging, die Beamten aus der persönlichen 
Abhängigkeit des einzelnen Landesherrn und seiner 
Willkür zu befreien. Aus p rivaten Dienern wurden so 
Staatsdiener. Das war ein gewisser Fortschritt. 

Mit der Entwicklung der Demokratie, spätestens 
mit dem Grundgesetz von 1949, ist dieser Beamtensta-
tus, der in Deutschland dem preußischen Obrigkeits-
staat entstammt, aber ein historisches Fossil, 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

das leider den Weg aus der Mottenkiste deutscher 
Geschichte in das Grundgesetz gefunden hat. 

Nicht Diener eines über der Gesellschaft stehenden 
Staates, sondern Dienerinnen und Diener einer demo-
kratischen Gesellschaft sind heute gefordert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Schon heute verstehen sich genügend Beamtinnen 
und Beamte so. Um so eher gilt es, den überkomme-
nen Beamtenstatus, der von vielen der Betroffenen 
selber als Zwangsjacke empfunden wird, endlich zu 
beseitigen. 

Denn welchen Grund gibt es noch heute, eine be-
sondere Treuepflicht in Über- und Unterordnung, ein 
Streikverbot, eine eigene Disziplinargerichtsbarkeit 
usw. aufrechtzuerhalten? Soll vielleicht das noch im-
mer gültige oder nicht endgültig beseitigte Berufsver-
bot, das mit dem Beamtentum zu tun hat, Vorbild und 
Beispiel für diejenigen sein, die in diesen Tagen ent-
weder aus der DDR hierherkommen oder in der DDR 
selber für demokratische Veränderungen kämpfen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Warum muß der Schulunterricht von Lehrern als 
Beamten, sozusagen von Dienern des Staates ge- 
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macht werden? Warum können die Lehrer nicht mehr 
in Richtung auf die Eltern, in Richtung auf gemeinsa-
mes Arbeiten, in Richtung auf die Kinder orientiert 
arbeiten? 

Warum müssen Leistungen von Post und Bahn im 
Beamtenverhältnis abgewickelt werden? Vielleicht 
deswegen — damit komme ich auf die Differenzie-
rung im Beamtenbereich — , weil die kleinen Post-
und Bahnbeamten sonst nicht nur eine bessere 
Schichtregelung, bessere Arbeitszeitregelungen, bes-
sere tarifliche und Arbeitskonditionen hätten, sondern 
insgesamt höhere Verdienste in Angleichung an die 
freie Wirtschaft bekommen müßten, was ein besonde-
res Problem ist. 

Wenn wir GRÜNEN die Einführung von eigenstän-
digen Beiträgen in der Beamtenversorgung fordern, 
die wir in ein gemeinsames System der gesetzlichen 
Rentenversicherungen überführen wollen, dann muß 
auch über die Ungleichheit in der Entlohnung ge-
sprochen werden, die heute zwischen Beamten und 
den Leuten in der gewerblichen Wirtschaft besteht. 
Wenn ein Mechaniker oder Techniker bei der Post 
oder Bahn als Beamter bedeutend weniger verdient 
als ein gleichartig Tätiger in der gewerblichen Wirt-
schaft, dann ist auch das etwas, was geklärt werden 
muß, bevor wir von ihnen die zusätzlichen Beiträge 
verlangen. Das ist ein Problem, das die Gewerkschaf-
ten und das auch die Beschäftigten selbst angeht. Wer 
das Beamtenrecht abschaffen will, wer den Beamten-
status abschaffen will, der muß sich auch dieser Frage 
stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich meine, daß es an der Zeit ist, das zu tun, weil das, 
was wir gegenwärtig, in diesen Tagen, in der DDR 
erleben, nämlich das Abschneiden von alten Zöpfen, 
von uns aus nicht dadurch kommentiert werden kann, 
daß wir uns zurücklehnen und genüßlich darauf 
schauen, was drüben passiert. Vielmehr müssen wir 
anfangen, auch hier bei uns alte Zöpfe abzuschnei-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. Frau 
Unruh [fraktionslos]) 

Dazu gehört u. a. das Beamtenrecht, der Beamtensta-
tus. Das ist wiederum ein Punkt, bei dem ich mich 
fragen muß, warum die SPD in einen solchen Konsens 
hineingeht 

(Zuruf von der SPD: Aber Herr Hoss, das sind 
uralte Zöpfe!) 

und nicht die Frage auf diesen Punkt zuspitzt. Sie 
gehen weiter auf alten Wegen, und Sie sind nicht 
bereit, einen neuen Weg zu beschreiten. — Ich denke, 
daß das so gesagt werden muß. 

Der vorliegende Gesetzentwurf bleibt im Beamten-
recht drin. Er hat keinen Ansatz zur Zusammenfüh-
rung, schafft keine Grundlage für die Zusammenfüh-
rung der verschiedenen Systeme, wobei wir zugeste-
hen wollen, daß es vielleicht längerer Zeiträume be-
darf, das zu ändern. 

Was wir kritisieren, ist, daß es sogar an der gleich-
gewichtigen Übertragung der Belastungen fehlt. Sie 
haben ein Spargesetz bei der Rentenversicherung ge-
macht, konnten dann wegen des Drucks in der Bevöl

-

kerung nicht umhin, auch die Beamten unter Druck zu 
nehmen, und haben auch hier eine Spargeschichte 
gemacht. Wir müssen aber feststellen, daß bei der 
Rentenversicherung bis zum Jahre 2000 insgesamt 
8 % eingespart werden und daß bei der Beamtenver-
sorgung 4 % eingespart werden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Stimmt nicht, 
was Sie erzählen! Keine Ahnung!) 

Zweiter Punkt ist, daß auch innerhalb des Beamten-
systems Differenzierungen vorgenommen werden, 
die zuungunsten der Beamten ablaufen, die im unte-
ren Bereich sind, und zugunsten der Beamten, die 
oben sind. Ich kann anführen, daß z. B. Frauen, die 
sich wegen der Kindererziehung für längere Zeit be-
urlauben lassen, durch die neuen Regelungen, durch 
die Linearisierung, Nachteile erfahren gegenüber de-
nen, die im oberen Bereich sind. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Wenn Sie 
Beamtinnen mit Rentnerinnen vergleichen, 
dann schaut der Vergleich ganz anders 

aus!)  
— Ich kann darauf jetzt nicht eingehen. 

Ich meine auch, daß es im Hinblick auf die Pro-
bleme, die über die EG entstehen — da kommen ja auf 
das Beamtentum Forderungen zu, die in Konflikt ge-
raten mit dem, was in Richtung der Schaffung des 
europäischen Binnenmarktes vor sich geht —, an der 
Zeit ist, Überlegungen anzustellen. Was Sie machen, 
ist: Sie konservieren den Bestand der Beamten, und 
Sie sind nicht in der Lage, mit diesem vorgelegten 
Entwurf Schritte zu tun, die davon wegführen. 

Deswegen raten wir zur Zustimmung zu unseren 
Anträgen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auf euren Rat hört 
keiner!) 

und lehnen das von der Regierungskoalition und der 
SPD vorgelegte Gesetzeswerk in zweiter und dritter 
Lesung ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Diesen Mann haben wir in der 
Beratung nicht einmal gesehen! Der hat 
sich nicht einmal blicken lassen! Deshalb 

hat er so dummes Zeug erzählt!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Heistermann. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Kollege Richter, eine Vorbemerkung: Sie 
haben so schnell gesprochen, daß man den Eindruck 
hatte, Sie, der Sie so viele Staatssekretäre und Mini-
ster in den eigenen Reihen haben, wollten darüber 
hinwegtäuschen, daß man denen nicht zumuten 
könnte, eigene Beiträge zur Rentenversicherung oder 
Alterssicherung zu zahlen. Aber das nur als Vorbe-
merkung. 

(Zuruf von der FDP) 
Die SPD-Fraktion stimmt dem Entwurf zur Ände-

rung des Beamtenversorgungsgesetzes und sonstiger 
dienst- und versorgungsrechtlicher Vorschriften zu. 
Die demographische Entwicklung in der Bundesrepu-
blik hat eine Reform der Alterssicherungssysteme er- 
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forderlich gemacht. Dazu müssen alle Bürger, also 
auch Beamte und Soldaten, einen angemessenen Bei-
trag leisten. Deshalb mußte für alle Beteiligten klar 
sein, daß Veränderungen im Beamtenversorgungs-
recht auch Änderungen im Soldatenversorgungs-
recht nach sich ziehen würden. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
ihre Zustimmung zur Rentenreform stets davon ab-
hängig gemacht, daß auch die Beamten- und Solda-
tenversorgung mit in diese Reform einbezogen wer-
den. Es wäre sozial unverträglich, nur einer Gruppe 
der Gesellschaft Belastungen aufzuerlegen. Diese So-
lidarität ist unverzichtbare Grundlage sozialdemokra-
tischer Politik. 

Alles in allem wollen wir für die Soldaten jene Nor-
malität, wie sie auch für andere gesellschaftliche 
Gruppen gilt. Deshalb möchte ich im Plenum des 
Deutschen Bundestages betonen, daß die Altersver-
sorgung der Soldaten eine Sache, die unausgewogene 
Altersstruktur und das sogenannte Attraktivitäts-
programm der Bundeswehr eine andere Sache ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Penner? 

Heistermann (SPD): Ich gestatte sie. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Heistermann, Sie 
sprechen ja mit Recht an, daß unsere Bemühungen 
auch Auswirkungen auf die Soldatenversorgung ha-
ben. Ich frage Sie: Können Sie mir bei der Suche nach 
dem Bundesverteidigungsminister hier im Plenum be-
hilflich sein? 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Fellner [CDU/CSU]: Ist ja billig! — Dr. Laufs 

[CDU/CSU]: Unter Niveau!) 

Heistermann (SPD): Das kann ich leider nicht, Kol-
lege Penner, aber es ist vielleicht bezeichnend, wie 
dieser Minister die Interessen seiner Soldaten wahr-
nimmt. 

(Dr. Penner [SPD]: Ich finde das unglaublich! 
— Fellner [CDU/CSU]: Wir alle kümmern 

uns um unsere Soldaten!) 
Ich möchte noch einmal betonen, daß das Attrakti-

vitätsprogramm der Bundeswehr eine andere Sache 
ist. Hier war und bleibt eine saubere Trennung nötig. 
Nur dann können wir der Notwendigkeit der Reform 
der Alterssicherungssysteme und den Interessen der 
Soldaten gleichermaßen gerecht werden. Ich denke, 
dies wurde beachtet. 

Auch die Soldatenversorgung wird also unter Wah-
rung ihres eigenständigen Charakters und der sie prä-
genden Strukturelemente an die sich ändernden Rah-
menbedingungen angepaßt. Wie sollte es auch anders 
sein? Die zentrale Botschaft dieses Gesetzes lautet: 
Die Soldaten gehen grundsätzlich auch weiterhin mit 
75 % ihrer ruhegehaltsfähigen Bezüge in Pension. 
Alle Berufssoldaten leisten ihren Beitrag zur Gesamt-
reform auf sehr unterschiedliche Weise. 

Was wird nun konkret geändert? 

Erstens. Die allgemeine Altersgrenze für Soldaten 
wird auf 61 Jahre angehoben. Bei der besonderen Al-
tersgrenze ist eine Anhebung um ein Jahr vorgese-
hen. Ausgenommen bleiben die Berufsunteroffiziere. 
Hier bleibt es bei der Altersgrenze von 53 Jahren. 

(Abg. Nolting [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es gibt 
den Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident, ich möchte die 
angekündigten drei Punkte im Zusammenhang erläu-
tern. Danach bin ich gerne bereit, dem Kollegen Nol-
ting eine Antwort auf seine Frage zu geben. 

Gleiches gilt für die Piloten der Strahlflugzeuge 
BO 41, die wegen der Besonderheiten ihres Dienstes 
von der Anhebung um ein Jahr ausgenommen sind. 

Zweitens. Nach der neuen Rentenformel erreichen 
nur Soldaten, die mit dem 60. Lebensjahr in Pension 
gehen, eine Dienstzeit von 40 Jahren. Dies sind Ober-
ste und Generäle. Nur diese Soldaten können sich 
ihren vollen Pensionsanspruch selbst erdienen, alle 
übrigen nicht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Nolting zu einer Zwi-
schenfrage. Der Abgeordnete stimmt zu. 

Nolting (FDP): Herr Kollege Heistermann, da Sie 
sich schon so vollmundig für die Belange der Soldaten 
aussprechen und bedauern, daß der Verteidigungsmi-
nister heute nicht hier ist, frage ich Sie: Können Sie 
mir dann einmal sagen, warum keine Verteidigungs-
politiker der SPD-Fraktion anwesend sind? 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Was ist 
denn der Herr Heistermann? — Dr. Nöbel 
[SPD]: Gehen Sie mal zum Augenarzt! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Heistermann (SPD): Herr Kollege Nolting, ich darf 
Ihnen zunächst einmal sagen, daß ich dem Verteidi-
gungsausschuß angehöre. Dann darf ich Ihnen den 
Kollegen Leonhart und all die stellvertretenden Mit-
glieder der SPD im Verteidigungsausschuß, die hier 
anwesend sind, nennen. An Ihrer Stelle würde ich ein-
mal gucken, wie viele Verteidigungspolitiker von der 
CDU, Ihrem Koalitionspartner, hier anwesend sind. 
Dann werden Sie feststellen, daß kein einziger hier ist. 
Vielleicht dient das der Aufklärung. 

(Zustimmung bei der SPD — Urbaniak [SPD]: 
Warum beantwortest Du eine so intelligente 

Frage?) 
Für die Soldaten, die ihre volle Pension auf Grund 

der besonderen Altersgrenze nicht selbst erdienen 
können, leistet der Staat sogenannte Erhöhungs-
zuschläge. Die Höhe der Zuschläge hängt davon ab, 
wie viele Dienstjahre der einzelne Soldat tatsächlich 
geleistet hat. Sie stellen aber sicher, daß jeder Soldat, 
der ausscheidet, den Höchstsatz von 75 % erreicht. 

Die Zuverdienstregelung ist der am häufigsten kri-
tisierte Punkt, denn bisher konnten Pensionäre außer-
halb des öffentlichen Dienstes unbegrenzt hinzuver-
dienen. Dies wird künftig eingeschränkt. Jeder Pen-
sionär kann nach dem 1. Januar 1992 ohne Abzüge so 
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viel hinzuverdienen, daß er einschließlich seines Ru-
hegehaltes bis zu 120 % seiner ruhegehaltsfähigen 
Dienstbezüge erreicht. Überschreiten die Gesamtbe-
züge, Ruhegehalt und Erwerbseinkommen, diese 
120 %, so werden von dem Gesamtverdienst nicht er

-

diente Zuschläge, z. B. der sogenannte Erhöhungs-
zuschlag, abgezogen. 

Ich komme zum Schluß: Die gefundenen Lösungen 
sind natürlich, wie nicht anders zu erwarten, Kompro-
misse. Sie helfen aber mit, eine adäquate Kostensen-
kung der Versorgungshaushalte zu bewirken. Dies 
war — neben anderen — eine der Aufgaben, die zu 
erfüllen war. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister des Innern. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Fe-
derführend für diesen Gesetzentwurf ist der Bundes-
minister des Innern. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Bravo!) 

Und die Soldaten der Bundeswehr wissen, daß sie sich 
im Zusammenhang mit diesem Gesetz nicht nur auf 
den Verteidigungsminister, auf die antragstellenden 
Fraktionen, sondern auch auf den Bundesminister des 
Innern verlassen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Penner [SPD]: Der Superminister!) 

Die zweite Bemerkung, die ich gern machen 
möchte, ist: Herr Kollege Hoss, Sie haben den maka-
bren Geschmack aufgebracht, das, was sich in der 
DDR vollzieht, in einen Zusammenhang mit der Re-
form der Beamtenversorgung zu bringen. Dies kann 
hier nun wirklich nicht unwidersprochen stehenblei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage Ihnen: Diejenigen, die jetzt zu uns kommen, 
sind froh, daß es hier einen öffentlichen Dienst gibt, 
der dem Rechtsstaat, dem freiheitlichen Rechtsstaat 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sage Ihnen weiter — wir haben vor etwa zwei 
Stunden hier darüber gesprochen —, daß unsere Be-
amten im Bundesgrenzschutz, bei der Bundeswehr 
und in vielen anderen Verwaltungen gerade auch in 
der Fürsorge für die Übersiedler, die zu uns kommen, 
Vorbildliches leisten, mit einem Einsatz rund um die 
Uhr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das ist die 
Diffamierung aller Angestellten des öffentli

-

chen Dienstes!) 

Gerade sie unterstreichen die Notwendigkeit eines 
funktionsfähigen Berufsbeamtentums. Ich finde ziem-
lich empörend, daß Sie hier einen solchen Zusammen-
hang herstellen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Hoss? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Nein, ich 
möchte nicht, vielen Dank. — 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Da hat der Mi-
nister recht! Der Mann war nicht einmal  
in den Beratungen anwesend und schwätzt 
hier solches Zeug! Dummschwätzer Hoss!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
würde gern noch wenige Bemerkungen zu dem Ge-
setzentwurf machen: Ich bin besonders dankbar, daß 
es in den Beratungen gelungen ist, für die Beamten 
mit besonderen Altersgrenzen, für die Polizeibeam-
ten und die Feuerwehr, eine Regelung zu finden, die 
sicherstellt, daß alle Beamten mit einem normalen 
Laufbahnverlauf den Höchstruhegehaltssatz errei-
chen können. Ich möchte dies noch einmal ausdrück-
lich unterstreichen und mich bei den Fraktionen der 
Koalition und der SPD dafür bedanken. 

Es war ja kein leichtes Unternehmen, eine Reform 
der Beamtenversorgung parallel zu einer Reform der 
Rente vorzunehmen — und dies mit dem Ziel, eine 
adäquate Einsparung zu erreichen. Dabei ist völlig 
klar, daß wir die langfristige Sicherung aller unserer 
Alterssicherungssysteme angesichts der Veränderung 
des Altersaufbaus unserer Bevölkerung gewährlei-
sten müssen. 

Aber wie schwierig diese Parallelität angesichts der 
großen Unterschiedlichkeit der Systeme war, das ha-
ben wir in diesen Wochen und Monaten miteinander 
erlebt. Ich mache diese Bemerkung deswegen, weil 
ich mich bei den Fraktionen von CDU/CSU, FDP und 
SPD bedanken möchte, daß es in intensiven Gesprä-
chen möglich war, eine Lösung zu erreichen, die, 
denke ich, den Belangen unseres Berufsbeamtentums 
Rechnung trägt und die zu adäquaten Einsparungen 
führt, ohne auf der anderen Seite einer ungerechtfer-
tigten Neiddiskussion Raum zu geben. Ich möchte 
mich am Schluß der Beratungen bei allen Beteiligten 
dafür ausdrücklich herzlich bedanken. Ich glaube, das 
war im Interesse der Funktionsfähigkeit unseres öf-
fentlichen Dienstes. 

Wir haben — und auch die Bemerkung möchte ich 
machen — bei der Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten eine befriedigende Regelung nicht errei-
chen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider!) 
Ich glaube, darüber sind wir uns alle einig. Das Pro-
blem war im Grunde: Was vergleichen wir, was ist der 
Vergleichsgegenstand? Vergleichen wir Beamte, die 
Kindererziehungszeiten in Anspruch nehmen, mit sol-
chen, die keine Kindererziehungszeiten in Anspruch 
nehmen? Oder vergleichen wir Beamte, die Kinder-
erziehungszeiten in Anspruch nehmen, mit solchen, 
die außerhalb der Beamtenversorgung Kindererzie-
hungszeiten in Anspruch nehmen? In diesem 
Dilemma haben wir eine vollständig bef riedigende 
Regelung — das wollen wir offen sagen — nicht er-
reicht. Und ich denke, es sollte auch nach Verabschie-
dung des Gesetzes unserer gemeinsamen Anstren-
gungen wert sein, bessere Lösungen für die Verein-
barkeit der Tätigkeit in der Familie und im Beruf für 
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die Zukunft zu finden. Ich möchte dies an dieser Stelle 
ausdrücklich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte gerne, Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, noch einmal ausdrücklich darauf hinwei-
sen, daß durch die Übergangsregelungen für dieses 
Gesetz sichergestellt ist, daß alle Versorgungsemp-
fänger von den Neuregelungen überhaupt nicht be-
troffen sind. Alle, die beim Inkrafttreten des Gesetzes 
Beamte sind und vor dem 1. Januar 2002 die für sie 
maßgebliche gesetzliche Altersgrenze erreichen, wer-
den ebenfalls von den Neuregelungen dieses Geset-
zes überhaupt nicht betroffen. Im übrigen wird für alle 
im Dienst befindlichen Beamten der Ruhegehaltssatz, 
den sie bei Inkraftsetzen des Gesetzes individuell er-
reicht haben, auch für die Zukunft erhalten bleiben. 
Auch dies ist wichtig, damit hier keine Verunsiche-
rung geschaffen wird und damit jeder weiß, ob er 
überhaupt von den Neuregelungen — und inwieweit 
allenfalls — betroffen sein kann. Ich füge hinzu, daß 
wir im Laufe der Beratungen in diesem Hohen Hause 
auch für das Inkrafttreten des Versorgungsabschlages 
eine Regelung gefunden haben, die durch eine stu-
fenweise Einführung ebenfalls Linderungen schafft. 

Alles in allem, Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, denke ich, daß wir eine Regelung gefunden 
haben, mit der die Altersversorgung der Beamten 
auch in Zukunft den Anforderungen, die wir an un-
sere Beamten stellen müssen, gerecht wird, und daß 
wir auf der anderen Seite das notwendige Einspar-
volumen erreicht haben, um das Altersversorgungs-
system angesichts der Veränderungen im Altersauf-
bau unserer Bevölkerung auch für die Zukunft finan-
zierbar zu halten und um auch die Adäquanz zu dem, 
was wir in der Rentenreform heute in diesem Hause 
diskutieren und im Anschluß daran verabschieden 
werden, zu erreichen. 

Ich bedanke mich noch einmal bei allen, die an die-
sem, wie ich glaube, insgesamt guten Ergebnis mitge-
wirkt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Ger-
ster (Mainz) — er war eben noch hier — , den Ausdruck 
„Dummschwätzer", den Sie auf einen Abgeordneten 
bezogen, verwendet haben, möchte ich als unparla-
mentarisch zurückweisen. 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus-
sprache. Wir kommen zu den Abstimmungen des Ta-
gesordnungspunktes 7. 

(Frau Abgeordnete Unruh [fraktionslos] be
-gibt sich zum Präsidium) 

— Bitte, darf ich fragen, was Sie von mir möchten? 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Ich habe eine 
zehnminütige Redezeit zugewiesen bekom

-

men!) 

—Frau Unruh, hier ist keine Wortmeldung eingegan-
gen. — Es ist sicher richtig, daß Sie ein Recht auf Ihre 
Redezeit haben. Das werde ich Ihnen nicht bestreiten. 
Ich kann nur feststellen: mir hat keine Wortmeldung 
vorgelegen. Ich gebe Ihnen fünf Minuten Redezeit. Es 

wäre mir lieber gewesen, wenn Sie sich vorher gemel-
det hätten; dann hätte man das ordnungsgemäß ein-
ordnen können. Aber das war jetzt nicht der Fall. Die 
Abgeordneten haben das Recht sich zu Wort zu mel-
den. Dafür gibt es — wie Sie wissen — ein ordentliches 
Verfahren. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Sie haben aber 
das Recht nur, bevor die Debatte beendet 

ist!) 

Aber bitte schön, Frau Kollegin. Sie haben für fünf 
Minuten das Wort. 

Frau Unruh (fraktionslos): Herr Präsident! Verzei-
hen Sie bitte, ich habe meine Redezeit vorgestern 
beantragt, und mir sind für vorhin zehn Minuten, für 
jetzt fünf und für nachher drei Minuten zugesagt wor-
den. Meine Redezeit ist sogar auf der Tafel ausgewie-
sen worden. Also, mich trifft keine Schuld. Ich wollte 
mich hier nicht vordrängen. Ich bitte, dies nun auch 
nicht auf meine Redezeit anzurechnen. Das finde ich 
nämlich auch nicht gut. 

(Bernrath [SPD]: Nun fang an!) 

Verehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Volksver-
treter und Volksvertreterinnen! Ich habe grundsätz-
lich nichts dagegen, wenn auch kleine Beamte 
3 500 DM Pension bekommen; damit wir uns einmal 
über eine Richtschnur mit Auswirkung klar werden. 
Aber dies bitte auch mit eigener Einzahlung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Ich habe die Rentenhöhen studiert: Ich finde keinen 
Rentnermann, der 45 Jahre treu und brav gearbeitet 
hat, der dann auch 3 500 DM Rente erreichen könnte. 
Sie haben versäumt, ins Kalkül zu ziehen, daß man 
z. B. bei den Rentnern die 25 besten Verdienstjahre 
als Grundlage für die Rentenberechnung hätte neh-
men können. Was Sie als „dummes Geschwätz" be-
zeichnen, sieht die Bevölkerung draußen natürlich 
ganz anders. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Dummes Ge-
schwätz!) 

Sie werden überhaupt nicht umhinkommen, die Be-
amten zu veranlassen, ihren eigenen Solidarbeitrag 
wie die Rentner zu bezahlen. Die Rentner berenten 
sich selbst. Dasselbe könnte man von den Beamten 
auch verlangen. Da denken die kleinen Beamten ganz 
anders als Sie. Nur um Pensionen über 3 500 DM geht 
es. Vorsorglich, weil die Obersten die 40 Jahre Dienst-
zeit nicht erreichen könnten, würde für die höheren 
Chargen zusätzlich eine Mindestpension von 
3 000 DM verabschiedet. Wissen Sie denn, daß die 
Mindestpension der Beamten von 1 670 DM über-
haupt nur 60 % der Rentner erreichen? Was wagen Sie 
als Volksvertreter, überhaupt vorzuschlagen? 

(Fellner [CDU/CSU]: Daß Sie so etwas um-
sonst bieten, ist erstaunlich!) 

Wissen Sie überhaupt, daß jährlich 120 000 Arbeiter 
und Angestellte im wesentlichen in Verfahren wegen 
Berufskrankheiten vor den Sozialgerichten abgewie-
sen werden? Auch sie haben nicht die Möglichkeit der 
Beamten, als arbeitsunfähig, berufsunfähig, oder er-
werbsunfähig ihre Familien im gehabten „Besitz-
stand" zu ernähren. 
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Frau Unruh 
Es fiel das Wort „Betriebsrente à la öffentlicher 

Dienst". Es wäre wunderbar, wenn wir das erreichen 
würden. Genau das wollen wir: eine Zusatzrente à la 
öffentlicher Dienst, obendrauf. 

Jetzt kommt ein Punkt, den ich vorhin schon einmal 
angesprochen habe: Sie können diese zusätzliche 
Säule für alle mit 2 mal 100 DM im Monat erreichen. 
Sie, Sie christliche Grundwertemänner, sind so phan-
tasielos, daß Sie die einen unkündbar halten und an-
dere ständig kündbar stellen. Im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung mußte ich gestern hören, daß 46 % 
aller Beschäftigungsverhältnisse nur ein Jahr dauern. 
Überlegen Sie sich einmal, was Sie für ein Gewissen 
mit sich herumtragen müssen! Wenn Gerechtigkeit 
erforderlich ist, dann hätten Sie bei der Reform eigent-
lich etwas anderes tun müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sprechen für 
die Ahnungslosen!) 

Von 1984 bis 1992 — meine Herren, jetzt hören Sie mir 
doch einmal zu; Sie sind doch der Sprecher für die 
Schwerbehinderten! — 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Da mache ich 
auch etwas!) 

werden 20 Milliarden DM eingespart. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Wo denn? Das 
ist doch dummes Gelatsch!) 

—Das wissen Sie nicht? Weil Sie es nie, nie haben zur 
Kenntnis nehmen wollen. Bei den Rentnern werden in 
der Niveauabgleichung 20 Milliarden DM einge-
spart. 

Sie reden vom Neidkomplex. Schämen Sie sich als 
Volksvertreter eigentlich nicht? Ich erwarte von Ih-
nen, daß dieser Neid aus unserem Volk einfach weg 
muß. 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Sie schüren ihn 
doch!) 

—Was soll das denn? Mit Ihren Privilegien? Wer hätte 
die denn nicht gern? Womit haben Sie sie sich denn 
verdient? 

(Zuruf von der FDP: Hören Sie doch mit die

-

sem dummen Geschwätz auf!) 

Nur weil jemand oberster Beamter geworden ist, nur 
weil Sie Abgeordneter geworden sind? 

(Regenspurger [CDU/CSU]: Das ist doch Ihr 
Neid! — Fellner [CDU/CSU]: Herr Präsident, 

darf man „Giftnudel" sagen?) 

Nein, so kann man doch nicht für eine Beruhigung 
nach draußen plädieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aufhören!) 

Sie sind doch schuld, daß letztlich die Republikaner 
diesen Stellenwert bei der Polizei usw. bekommen. 
Warum denn eigentlich!? 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, ich sehe 
mich gezwungen, die Unruh jetzt zu beenden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU) 

Frau Unruh (fraktionslos): Ja, ist ja gut. Da steht 
schon null und minus. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, sehen Sie 
bitte einmal rechts auf die Lampe. 

Frau Unruh (fraktionslos): Ja, ich weiß das. Seien Sie 
bei Ihren Genossen auch einmal so! 

(Heiterkeit) 

Ich füge mich, es ist alles klar. Aber Sie haben noch 
den Genuß von drei Minuten, die ich hiermit an-
melde. 

(Lachen — Beifall bei Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Ich schließe die Ausspra-
che. 

Die Abstimmungen zu den Tagesordnungspunk-
ten 7 a und 7 b werden zusammen mit den Abstim-
mungen zu den Tagesordnungspunkten 6 und 8 am 
Ende der Beratung des Tagesordnungspunkts 8 vor-
genommen. Darauf hatten wir uns geeinigt. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Zehnten Gesetzes zur 
Änderung des Abgeordnetengesetzes und ei-
nes Neunten Gesetzes zur Änderung des Euro-
paabgeordnetengesetzes 
— Drucksache 11/5303 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

— Drucksache 11/5498 —

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rüttgers 
Wiefelspütz 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/5500 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Borchert 
Frau Seiler-Albring 
Esters 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 165. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Elften Gesetzes zur 
Änderung des Abgeordnetengesetzes, eines 
Zehnten Gesetzes zur Änderung des Euro-
paabgeordnetengesetzes und eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

— Drucksache 11/5408; Artikel 4 aus Drucksa-
chen 11/5136, 11/5372 — 
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aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

— Drucksache 11/5499 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rüttgers 
Wiefelspütz 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/5501 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Borchert 
Frau Seiler-Albring 
Esters 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 168. Sitzung) 

c) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP 

Zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

zu dem Antrag des Abgeordneten Häfner und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 

Zur Änderung des Abgeordnetengesetzes: Al-
tersversorgung der Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Unruh 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Sterbegeld für Abgeordnete 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Unruh, 
Frau Trenz und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Anrechnung der Rente auf die Altersentschä-
digung für Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages 

— Drucksachen 11/5304, 11/5338, 11/3109, 
11/1597, 11/5499 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rüttgers 
Wiefelspütz 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
eine gemeinsame Beratung dieser Punkte 45 Minuten 
vorgesehen. — Ich sehe keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Rüttgers. 

Dr. Rüttgers (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Am 6. Oktober 
habe ich an dieser Stelle hervorgehoben, daß wir uns 
mit den vorgelegten Gesetzentwürfen der Diskussion 
in der Öffentlichkeit — ich meine: selbstbewußt — 
werden stellen können. Ich glaube, das hat sich in den 
letzten Wochen bestätigt. 

Wir haben eine Strukturreform der Abgeordneten-
versorgung vorgelegt, mit der wir erstens die Kosten 
senken, mit der wir zweitens die Konsequenzen aus 
der Rentenreform, der Gesundheitsreform und aus der 
Reform der Beamtenversorgung ziehen und mit der 
wir drittens für eine Überprüfung des jetzigen Versor-
gungssystems eintreten. 

Dieses Parlament hat notwendige und schwierige 
Hausaufgaben erledigt. Die Strukturreform der Abge-
ordnetenversorgung ist durch folgende Neuregelun-
gen gekennzeichnet: 

Ein Anspruch auf Altersentschädigung wird erst 
nach einer Mitgliedschaft von acht Jahren erworben. 
Die Steigerungsrate der Altersversorgung wird um 
1 % gesenkt. Abgeordnete erreichen die Höchstver-
sorgung künftig erst nach 18 Jahren. Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung werden angerech-
net. 

Das Sterbegeld für Abgeordnete wird ersatzlos ge-
strichen. Das gilt auch für Bundesminister und Parla-
mentarische Staatssekretäre. Aus dieser Grundsatz-
entscheidung folgt, daß im Todesfall eines Abgeord-
neten kein Zuschuß zu Aufwendungen für Bestat-
tungskosten geleistet wird. Gleiches gilt für die Bun-
desminister und die Parlamentarischen Staatssekre-
täre. 

Entscheidend kommt es darauf an, daß die Hinter-
bliebenen eines Abgeordneten die Verpflichtungen 
aus seiner Tätigkeit im Bundestag abwickeln können. 
Dafür wird es ein abgestuftes Überbrückungsgeld für 
Hinterbliebene geben. 

— Wir regen bei der Präsidentin des Deutschen 
Bundestages an, zu einer Überprüfung der für die Mit-
glieder des Deutschen Bundestages bestehenden ma-
teriellen Regelungen und Bestimmungen den Rat un-
abhängiger, fachkundiger und erfahrener Persön-
lichkeiten aus allen gesellschaftlichen Gruppen ein-
zuholen. Diesen Antrag haben wir am 6. Oktober als 
zweiten Teil des gemeinsamen Antrags von CDU/ 
CSU, SPD und FDP zur Änderung des Abgeordneten-
gesetzes behandelt. Naturgemäß konnte er nicht Ge-
genstand des Gesetzgebungsverfahrens werden. Ich 
meine jedoch, er ist nicht weniger wichtig als die 
eigentlichen Gesetzesänderungen. Wir eröffnen da-
mit nämlich der Präsidentin dieses Hauses die Mög-
lichkeit, Fachwissen und Sachverstand aus allen ge-
sellschaftlichen Gruppierungen zur Klärung schwieri-
ger Fragen zu gewinnen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Wir alle gehen davon aus — das ist fast schon Be-
standteil eines jeden Vortrags, der hier einer Besu-
chergruppe gehalten wird — , daß Parlamentarier aus 
allen gesellschaftlichen Bereichen kommen sollen. 
Denn wenn sich das gesellschaftliche Spektrum der 
Abgeordneten immer weiter verengt, müßte die den 
Abgeordneten auferlegte Vertretung des ganzen 
Volkes immer mehr zu einer grundgesetzlichen Fik-
tion werden. Jeder von uns weiß, daß sich schon heute 
die Frage stellt, ob jede Mitbürgerin, ob jeder Mitbür-
ger ein Bundestagsmandat überhaupt annehmen 
kann. Nach den Feststellungen des Bundesverfas-
sungsgerichts ist Bundestagsabgeordneter ein Beruf, 
sogar eine Vollzeitbeschäftigung. Allerdings hat das 
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Gericht nicht von einem lebenslangen Abgeordneten 
gesprochen. 

Ich glaube nicht, daß unser Problem im Rahmen die-
ser Regelungsmaterie die Höhe der Diäten ist. Unser 
Problem ist, wieweit unter den heute gegebenen Um-
ständen ein Wechsel vom Beruf in den Bundestag und 
vor allem vom Bundestag zurück in den Beruf über-
haupt noch möglich ist. Ich will hier heute nicht länger 
über den Unterschied zwischen Beruf und Berufung 
philosophieren. Jedenfals muß nach meiner Ansicht 
die Abgeordnetentätigkeit eine Aufgabe sein, die den 
Vertretern aller Berufsgruppen und aller gesellschaft-
lichen Gruppierungen nicht nur theoretisch offen-
steht. 

In erster Linie scheint mir klärungsbedürftig zu sein, 
welche Regelungen erforderlich sind, um für den 
Deutschen Bundestag qualifizierte Abgeordnete zu 
gewinnen. Die Frage darf also nicht dahin gehen, wie 
derjenige, der dem Bundestag angehört, angesichts 
der bekannten problematischen Auswirkungen des 
Mandats auf den Beruf wirtschaftlich in seiner Exi-
stenz gesichert werden kann. Kernproblem ist viel-
mehr, welche Regelungen erforderlich sind, damit der 
Wechsel aus dem Beruf in das Mandat und zurück 
diese wirtschaftlichen Probleme erst gar nicht aufwer-
fen kann. 

Wir haben uns die Entscheidungen hinsichtlich der 
jetzt konkret vorgelegten Änderungsentwürfe mit ih-
ren einschneidenden Änderungen nicht leichtge-
macht. Dies ergeben auch die Beratungen des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung, für den ich hier als Berichterstatter mit spre-
che. Sie ersehen schon aus der Zusammenstellung im 
Bericht des Ausschusses, daß die dort vorgelegten 
Gesetzentwürfe noch einmal gründlich geprüft wor-
den sind. 

Der Ausschuß schlägt Ihnen die Annahme der Ge-
setzentwürfe vor. 

Ebenfalls befürwortet er die Annahme der Ziffer II 
des Antrags der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und 
FDP vom 3. Oktober 1989 zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes. Ich glaube, die Vorschläge werden 
sich in der Zukunft bewähren. Sie belegen — das ist 
sehr, sehr wichtig — , daß die Abgeordneten die Kon-
sequenzen aus den gesellschaftlichen Entwicklungen 
auch für sich persönlich ziehen, und zugleich sind sie 
ein Beweis für unsere Fähigkeit, sich den Herausfor-
derungen zu stellen. 

Meine Damen und Herren, wir machen die richti-
gen und notwendigen Gesetze eben nicht nur, wenn 
sie von der Bundesregierung vorformuliert werden. Es 
geht auch umgekehrt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wiefelspütz. 

Wiefelspütz (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Bei dem Gegenstand dieser De

-

batte dürfen wir des besonderen öffentlichen Interes-
ses sicher sein. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Na hoffent-
lich!) 

Wir wollen am Ende dieser Debatte die Versorgung 
der Bundestagsabgeordneten ändern und gleichzeitig 
auf der Grundlage der Empfehlung der Präsidentin 
die monatliche Entschädigung und die Kostenpau-
schale der Abgeordneten um 2,3 % anheben. Wir re-
den und beschließen heute nachmittag in eigener Sa-
che. 

Daß die Abgeordneten ihre Einkünfte und ihre 
Rente selber regeln, löst in der Öffentlichkeit immer 
wieder Befremden aus. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Zu Recht!) 

Wer kann sich schließlich sein Gehalt, seine Spesen 
und seine Rente selber bewilligen? Indes wird häufig 
übersehen: Wenn es uns, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, gelänge, diese Aufgabe auf verfassungsmäßige 
Weise auf andere zu übertragen, so mancher von uns, 
quer durch alle Fraktionen, wäre erleichtert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wer immer kritisiert, daß die Mitglieder des Bundes-
tages in eigener Sache entscheiden, dem kann ein 
Blick in unser Grundgesetz vielleicht helfen. Dort 
steht in Art. 48 Abs. 3 Satz 1: 

Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine an-
gemessene, ihre Unabhängigkeit sichernde Ent-
schädigung. 

Satz 3 dieser Vorschrift lautet: 

Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

Das heißt im Klartext: Der Bundestag muß in eigener 
Sache, und zwar durch Gesetz, entscheiden. Das 
Grundgesetz verbietet es, die verbindliche Entschei-
dung über die Entschädigung der Abgeordneten aus 
dem Bundestag heraus zu verlagern. 

Man kann mir entgegenhalten: Bei allem Respekt 
vor der Verfassung, die Verfassung kann man doch 
ändern. Das will zwar niemand in diesem Punkte, aber 
es wäre immerhin möglich. Wen sollten wir mit der 
Regelung des Einkommens der Abgeordneten beauf-
tragen? So oft ich diese Frage Kritikern gestellt habe, 
eine auch nur halbwegs überzeugende Antwort habe 
ich nie erhalten. Ein Zustand wird beklagt, allein wo 
ist die Lösung des Problems? Gibt es denn vielleicht, 
alle Kritik erwägend und von kleineren Verbesse-
rungsmöglichkeiten absehend, von denen noch die 
Rede sein wird, kein besseres Verfahren, das in der 
Praxis überzeugender wäre, als das gegenwärtige? 
Vielleicht ist das für den einen oder anderen eine 
erstaunliche Frage. Ist es nicht, so frage ich, geradezu 
eine List der Vernunft, daß wir in eigener Sache ent-
scheiden müssen? Was immer wir im Plenarsaal des 
Deutschen Bundestages tun, wir tun es öffentlich. 

Die Entschädigung für Abgeordnete und die versor-
gungsrechtlichen Regelungen für Abgeordnete sind 
nicht unsere Privatsache, sondern eine öffentliche Sa-
che. Öffentliche Anteilnahme, Kritik und Kontrolle 
sind dem Bundestag nicht lästig, sondern erwünscht. 
Ich wünsche mir vor allem, daß sich möglichst viele 
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Bürgerinnen und Bürger — allerdings auf der Grund-
lage zutreffender Sachinformationen — eine Meinung 
darüber bilden, ob Abgeordnete des Bundestages ein 
angemessenes Einkommen, eine angemessene Al-
tersversorgung erhalten. Meine Erfahrung ist: Wenn 
die Bürgerinnen und Bürger offen, freimütig, den 
Schleier falschverstandener Diskretion meidend, über 
die Einkünfte und Versorgung der Abgeordneten in-
formiert werden, ist die Zustimmung zu den Regelun-
gen des Abgeordnetengesetzes größer, als viele ver-
muten. 

(Beifall bei der SPD) 

Gültig, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind nach 
wie vor die überzeugenden Sätze aus einer Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juni 
1975 (2 BvR 193/74): 

In einer parlamentarischen Demokratie läßt es 
sich nicht vermeiden, daß das Parlament in eige-
ner Sache entscheidet, wenn es um die Festset-
zung der Höhe und um die nähere Ausgestaltung 
der mit dem Abgeordnetenstatus verbundenen 
finanziellen Regelungen geht. Gerade in einem 
solchen Fall verlangt das demokratische und 
rechtsstaatliche Prinzip, daß der gesamte Wil-
lensbildungsprozeß für den Bürger durchschau-
bar ist und das Ergebnis vor den Augen der Öf-
fentlichkeit beschlossen wird. Denn das ist die 
einzig wirksame Kontrolle. Die parlamentarische 
Demokratie basiert auf dem Vertrauen des Vol-
kes; Vertrauen ohne Transparenz, die erlaubt zu 
verfolgen, was politisch geschieht, ist nicht mög-
lich. 

Die List der Vernunft, in eigener Sache entscheiden zu 
müssen, hat maßgeblich dazu beigetragen, wie ich 
glaube, daß der Bundestag über Entschädigung und 
Versorgung von Abgeordneten bislang maßvoll ent-
schieden hat. Das Abgeordnetengesetz für die Mit-
glieder des Bundestages stammt aus dem Jahre 1977. 
Seit dieser Zeit hat dieses Haus die Renten um 66 
erhöht. Die Tariflöhne von 1977 bis 1988 sind um 
durchschnittlich 54 % gestiegen. Den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern, den Rentnerinnen und 
Rentnern stehen selbstverständlich jeder Prozent-
punkt und jede Mark Lohn- oder Rentenerhöhung zu. 
Die Abgeordneten des Bundestages haben seit 1977 
ihre Bezüge um 20 % erhöht. Dies beweist, daß der 
Bundestag in eigener Sache auf dem Teppich geblie-
ben ist, Augenmaß bewiesen hat. Wenn wir heute die 
Entschädigung und die Kostenpauschale um 2,3 % 
erhöhen, dann ist das angesichts der tariflichen Ent-
wicklungen dieses Jahres ebenfalls maßvoll. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages erstattet gemäß § 30 des 
Abgeordnetengesetzes dem Bundestag jährlich bis 
zum 31. Mai einen Bericht über die Angemessenheit 
der Entschädigung der Abgeordneten und legt zu-
gleich einen Vorschlag zur Anpassung der Entschädi-
gung vor. Der Bericht der Präsidentin vom 1. Juni 1989 
enthält den Hinweis, daß die Fraktionen prüfen wol-
len, ob sich auch Änderungen im Recht der Abgeord-
neten auf Grund der vergleichbaren Veränderungen 
im Rahmen der Gesundheitsreform und der Rentenre-
form und der daraufhin noch vorzunehmenden Ände-
rungen der entsprechenden Regelungen für Beamte 

ergeben. Das Rentenreformgesetz, über das heute so 
intensiv geredet wurde, mutet allen Betroffenen Opfer 
zu, damit die Renten auf Dauer sicher bleiben. Auch 
die Änderung der Beamtenversorgung wird von den 
Betroffenen als schmerzhaft empfunden. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion stand von Anfang 
an fest: Wenn Opfer zugemutet werden, dann, bitte 
schön, muß das sozial ausgewogen geschehen, und 
allen — ich betone: allen — sind Opfer zuzumuten, 
selbstverständlich auch den Mitgliedern des Bundes-
tages. Alles andere würde das Ansehen dieses Hauses 
nachhaltig beschädigen. 

Folgende Änderungen des Abgeordnetengesetzes 
wollen wir beschließen: Altersentschädigung erst 
nach einer Mitgliedschaft von acht Jahren, Absen-
kung der Steigerungsrate um 1 %, Erreichen der 
Höchstversorgung nach 18 Jahren, kein Zuschuß zu 
Aufwendungen im Todesfall für Bestattungskosten 
für Abgeordnete, abgestuftes Überbrückungsgeld für 
Hinterbliebene eines verstorbenen Abgeordneten in 
Anlehnung an tarifrechtliche Regelungen, Anrech-
nung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Ich füge hinzu: Die Anrechnung von Versor-
gungsbezügen von Beamten, Ministern, Parlamenta-
rischen Staatssekretären erfolgt schon jetzt nach gel-
tendem Recht. 

Es hat zu den hier vorgestellten Änderungen des 
Abgeordnetengesetzes unterschiedliche Meinungen 
in der Öffentlichkeit und kontroverse Diskussionen in 
den Fraktionen dieses Hauses gegeben. Kritisiert 
wurde und wird vor allem, daß in Zukunft die Höchst-
versorgung nicht nach 16 Jahren, sondern erst nach 
18 Jahren erreicht wird. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Stücklen 
kriegt sie jedenfalls! Das ist ja die Hauptsa-

che!) 

Hier ist uns vorgeworfen worden, die Änderung be-
günstige die, so wörtlich, „Sesselkleberei" von Abge-
ordneten. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Genau! Das 
machen die aber auch aus anderen Grün-

den!) 

Diese Kritik ist nur vordergründig beachtlich. Sie hält 
einer praktischen Prüfung nicht stand. Nur eine Min-
derheit von Abgeordneten ist 16, 17, 18 Jahre oder 
länger Mitglied des Bundestages. Dies wird auch so 
bleiben. Im Regelfall ist ein Abgeordneter drei Legis-
laturperioden lang Mitglied des Bundestages, exakt 
für einen Zeitraum von 11,5 Jahren. Das ist der Durch-
schnittswert. 

Es geht bei uns menschlich zu. Wie sollte das anders 
sein? Sicher würde mancher von uns gerne länger als 
zwölf Jahre Abgeordneter sein. Auf unsere Wünsche 
kommt es aber nicht an. 

(Zuruf von der SPD: Da hat er recht!) 

Über unsere Kandidatur entscheiden die Parteien. Ob 
wir Abgeordnete werden, entscheiden ausschließlich 
die Wählerinnen und Wähler. Unser Arbeitsplatz wird 
alle vier Jahre neu ausgeschrieben — mit ungewissem 
Ausgang. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
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Ein weiteres Stichwort: Sterbegeld für Abgeord-
nete, für die Öffentlichkeit, aber auch für viele von uns 
ein Reizwort. Zukünftig gibt es kein Sterbegeld für 
Abgeordnete. Die neu eingeführten Überbrückungs-
gelder sind gegenüber der Sterbegeldregelung um 
50 % bzw. 25 % gekürzt worden. Durch eine mißver-
ständliche Formulierung in § 24 des Abgeordnetenge-
setzes und durch eine fehlerhafte Information der Öf-
fentlichkeit ist der falsche, ich betone: der falsche Ein-
druck entstanden, der Bundestag habe durch das mit 
Mehrheit verabschiedete Gesundheits-Reformgesetz 
das Sterbegeld für alle Krankenversicherten gekürzt, 
die Sterbegeldregelung der Abgeordneten aber unbe-
rührt gelassen. Wenn das so wäre, wäre es in der Tat 
ein Skandal. Tatsache aber ist: Soweit Abgeordnete 
krankenversichert sind, gilt selbstverständlich die 
Sterbegeldkürzung des Gesundheits-Reformgesetzes 
auch für sie. Aus der Beihilfe, auf die die meisten 
Abgeordneten Anspruch haben, haben die Angehöri-
gen von verstorbenen Abgeordneten noch nie Sterbe-
geld erhalten, weil stets die Einkommensgrenze für 
die Gewährung der Leistungen überschritten 
wurde. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Genauso ist es!) 

Mißverständlicherweise heißt im Abgeordnetenge-
setz eine Leistung „Sterbegeld", die mit dem Sterbe-
geld, das von der Krankenkasse gezahlt wird, nichts, 
aber auch gar nichts zu tun hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP — Zuruf von der 

CDU/CSU: Das muß gesagt werden!) 

Das Sterbegeld des Abgeordnetengesetzes ist nichts 
anderes als das Überbrückungsgeld, das es, in unter-
schiedlicher Ausgestaltung, in nahezu 90 % aller tarif-
vertraglich geregelten Beschäftigungsverhältnisse 
gibt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So ist das!) 

Auch im Beamtenrecht gibt es eine entsprechende 
Regelung. 

Man könnte, liebe Kolleginnen und Kollegen, ins 
Grübeln kommen, wenn man daran denkt, was eine 
mißverständliche Gesetzesüberschrift anrichten 
kann. 

(Dr. Nöbel [SPD]: So ist es!) 

Ich denke, mit den Änderungen des Abgeordneten-
gesetzes erfüllen wir den Auftrag, den wir an uns 
selbst gerichtet haben. Durch die Absenkung der Stei-
gerungsrate um 1 % wird ein Abgeordneter, der nach 
drei Legislaturpe rioden aus dem Bundestag ausschei-
det — ich betone nochmals: das ist der typische Regel-
fall —, eine um 7,3 % gekürzte Altersentschädigung 
erhalten. Diese Kürzung, denke ich, kann sich sehen 
lassen. 

In Zukunft wird es eine Altersentschädigung für 
Abgeordnete erst dann geben, wenn sie acht Jahre 
lang Mitglied des Bundestages waren. Bislang genüg-
ten sechs Jahre. Es ist uns entgegengehalten worden, 
dies benachteilige besonders Abgeordnete der GRÜ-
NEN. Dieser Vorwurf ist unbegründet. Wer am Ende 
dieser Legislaturpe riode, also im Dezember 1990, 
sechs Jahre lang Mitglied des Bundestages sein wird, 
erhält aus Gründen des Vertrauensschutzes vom 

65. Lebensjahr an ebenfalls die Altersentschädigung 
nach dem Abgeordnetengesetz. 

Unsere Bemühungen um Transparenz der Mei-
nungs- und Entscheidungsbildung wollen wir weiter 
fördern, indem wir die Präsidentin des Deutschen 
Bundestages bitten, den Rat unabhängiger Sachver-
ständiger bei künftigen Regelungen für Abgeordnete 
einzuholen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir versprechen uns davon einen Beitrag zur Ver-
sachlichung der öffentlichen Diskussion und der Dis-
kussion im Deutschen Bundestag. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hoyer. 

Dr. Hoyer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte mich bei meinen beiden Vorred-
nern, insbesondere bei Ihnen, Herr Kollege Wiefels-
pütz, für die sehr fundierte Sachdarstellung und -auf-
klärung ausdrücklich bedanken. 

(Dr. Penner [SPD]: Ja, das ist auch ein West-
fale! — Dr. Nöbel [SPD]: Das war eine sau-

bere Argumentation!) 

Das wird uns einige Minuten meiner Rede ersparen. 
Ich stimme dem, was Sie gesagt haben, voll zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und der SPD) 

Wenn es nach der Auffassung oder nach den Anträ-
gen der GRÜNEN, die ich hier gelesen habe, ginge, 
dann dürfte es bei dieser Debatte nur darum gehen, 
das nachzuvollziehen, was wir vorhin im Zusammen-
hang mit der Rentenreform und gerade eben im Zu-
sammenhang mit der Beamtenversorgung beraten ha-
ben und nachher beschließen werden. Nur ginge dies 
an der Wirklichkeit und an der Rechtslage weit vorbei. 
Denn die Rechtslage besagt, daß der Abgeordnete 
kein Beamter oder Angestellter des öffentlichen 
Dienstes ist. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Genau das 
ist es!) 

Der Abgeordnete ist ein Träger des freien Mandats 
und Vertreter des ganzen Volkes und als solcher In-
haber eines öffentlichen Amtes. Deswegen ist die Ab-
geordnetenentschädigung auch kein Beamtengehalt 
oder Arbeitslohn, und seine Alterssicherung ist eben-
sowenig eine Rentenversicherung wie eine Beamten-
versorgung. Mitglieder des Bundestages haben 
— Herr Wiefelspütz hat es ausführlich dargestellt — 
keinen Arbeitsvertrag mit dem Deutschen Bundestag. 
Insbesondere sind sie nicht auf Lebenszeit berufen. 

Deswegen muß unsere Entschädigung auch anders 
strukturiert sein als Löhne oder Gehälter für Arbeit-
nehmer oder Bezüge für Beamte. Deswegen sieht 
auch unsere Alterssicherung anders aus als die Ren-
tenversicherung oder die Beamtenversorgung. 

Ich bin sogar der Ansicht, meine Damen und Her-
ren, schon die bisherige Rechtslage wird diesem von 
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mir grob skizzierten Unterschied nur sehr bedingt ge-
recht. Wir haben uns in der Vergangenheit wahr-
scheinlich doch schon zu sehr auf die Schiene der 
Analogie zum öffentlichen Dienstrecht ziehen lassen. 
Wahrscheinlich sind dadurch falsche Weichenstellun-
gen vorgenommen worden. Das ist vergossene Milch. 
Darüber müssen wir uns aber heute auseinanderset-
zen. 

Ich bin froh, daß es gelungen ist, die freiwillige 
Pflichtversicherung auf Antrag von der Rentenan-
rechnung auszunehmen. Das ist ausgesprochen sach-
gerecht. Hier ist im letzten Moment, wie ich denke, 
ein systematischer Fehler herausgenommen worden. 

Zu den Aufwendungen im Todesfall und den Be-
stattungskosten ist das Notwendige gesagt worden. 
Ich schenke mir eine Wiederholung. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß wir die ent-
sprechende Regelung für die Hinterbliebenen von 
Bundesministern und Parlamentarischen Staatssekre

-

tären jetzt in den Gesetzestext eingebaut haben. 

Allerdings, meine Damen und Herren: Da wir nichts 
Besseres, sondern etwas anderes als Beamte oder An-
gestellte des öffentlichen Dienstes sind, müssen wir 
auch in die wirtschaftliche Entwicklung unserer Ge-
sellschaft eingebettet sein. Deswegen beschließen wir 
zugleich über die Änderung, d. h. Anhebung der 
Grundentschädigung und der Kostenpauschale. Ich 
will das, was in dem Bericht der Präsidentin vom 
1. Juni und in der Debatte gesagt wurde, nicht wie-
derholen. Der Vorschlag der Präsidentin ist im Ver-
gleich zu der Entwicklung in anderen Bereichen und 
besonders im Hinblick auf die Diätenerhöhung man-
cher Landesparlamente außerordentlich maßvoll. 

Was sagt denn das Verfassungsgericht zur Entschä-
digung für Abgeordnete? Es sagt: 

Die Alimentation ist so zu bemessen, daß sie auch 
für den, der — aus welchen Gründen auch im-
mer — kein Einkommen aus einem Beruf hat, 
aber auch für den, der infolge des Mandats Be-
rufseinkommen ganz oder teilweise verliert, eine 
Lebensführung gestattet, die der Bedeutung des 
Amtes angemessen ist. 

Soweit das Verfassungsgericht. 

Ich zweifle, ob wir angesichts der früheren längeren 
Pause tatsächlich Abgeordnetenentschädigungen in 
einer Höhe gewähren, die den Verlust an Berufsein-
kommen in allen Fällen wenigstens ungefähr ausglei-
chen. Wer die soziologische Zusammensetzung dieses 
Hohen Hauses ständig in Sonntagsreden bedauert 
und beklagt, muß sich zu einer angemessenen Ent-
schädigung und Versorgung der Abgeordneten be-
kennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer engagierte, interessierte und auch für uns inter-
essante Kolleginnen und Kollegen in noch größerer 
Zahl in diesem Hause wünscht, wird um eine ange-
messene Versorgung und Entlohnung dieser Kolle-
ginnen und Kollegen nicht herumkommen und sich, 
Herr Wiefelspütz, in der Tat gegenüber dem Wähler 
dafür verantworten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Beck-Oberdorf. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE) : Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktion DIE 
GRÜNEN läßt ihre Haltung zu dem hier vorliegenden 
Gesetzentwurf, bei dem es um die Erhöhung von Diä-
ten, Kostenpauschalen und die Altersversorgung der 
Abgeordneten geht, sehr bewußt nicht von ihrem Ge-
schäftsführer, sondern von einer Sozialpolitikerin vor-
tragen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
von einer Sozialpolitikerin deswegen, weil Sie heute 
mit breiter Mehrheit einem Rentenreformgesetz zuge-
stimmt haben, welches Millionen von Betroffenen 
empfindliche Einschränkungen abverlangt und viele 
ältere Menschen nicht einmal mit dem Existenzmini-
mum versorgt. 

Am gleichen Tag nun legen Sie hier ein Gesetz vor 
— und das ist wirklich pikant — , welches neben der 
Erhöhung der Diäten, die mein Kollege Häfner in der 
ersten Lesung hinreichend kritisiert hat, auch die Al-
tersversorgung der Abgeordneten regelt. 

Heute hätte hier das Selbstverständlichste von der 
Welt passieren müssen: Das, was für Millionen Ren-
tenempfänger und -empfängerinnen recht ist, sollte 
für die Abgeordneten nur billig sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Eine Reform der Abgeordnetenversorgung hätte ver-
langt, daß wir uns einreihen in die Versorgung, die die 
anderen Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepublik 
auch haben — nicht mehr und nicht weniger. 

Wir GRÜNEN schlagen mit unserem Antrag vor, 
daß die Abgeordneten vom ersten Tag ihres Mandats 
an in den von ihnen mitgebrachten Alterssicherungs-
systemen bleiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Abgeordnete sind auf Zeit gewählt. Wir kommen aus 
Berufen und sollten in ein Berufsleben zurückkehren. 
Deswegen wäre das Verbleiben im mitgebrachten Sy-
stem die einleuchtendste und auch korrekte Lösung. 

Diese Lösung hätte außerdem den Vorteil, daß alle 
Beschlüsse, die von diesem Haus in bezug auf die 
Alterssicherungssysteme gefaßt werden — genau wie 
heute morgen — , gleichzeitig auch für und gegen uns 
wirken würden. Das kann ich mir nur heilsam vorstel-
len. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Statt dessen schaffen sich die Abgeordneten ein ei-

genes Versorgungssystem und gestalten dieses beam-
tenähnlich aus. Diese Tatsache spricht allerdings für 
sich. 

Aber diese Regelung ist falsch und demokratie-
feindlich, denn Abgeordnete sollen keine Beamtinnen 
und Beamten sein und es auch nicht werden. Sie soll-
ten jedenfalls nicht durch ihre parlamentarische 
Funktion dazu werden. Wir sind auf Zeit gewählt und 
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sollen unabhängig sein. Wir sollen gerade nicht an 
unseren Sesseln kleben, weil erst nach acht Jahren die 
exklusive Versorgung greift oder nach 18 Jahren der 
Höchstanspruch erworben ist. 

Wir GRÜNEN kritisieren außerdem, daß das soge-
nannte Sterbegeld nicht etwa abgeschafft — wie mit 
der Gesundheitsreform für den größten Teil der Bevöl-
kerung geschehen — , sondern in ein Überbrückungs-
geld für Hinterbliebene umgewandelt worden ist, 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch die Unwahr

-

heit!) 

und daß die Anrechnung von anderweitigen Renten-
bezügen auf die Altersentschädigungen von Abge-
ordneten so trickreich gestaltet worden ist, daß sie 
faktisch nicht zum Tragen kommt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Haben Sie schon mal ge

-

lesen, was wir beschließen?) 

Meine Damen und Herren, ich sage es noch einmal: 
Mit dem heute hier beschlossenen Rentenreformge-
setz haben Sie Millionen von Menschen einschnei-
dende Einschränkungen verordnet. Es ist Schlichtweg 
unverfroren und kann nur zur Politikverdrossenheit 
der Bevölkerung beitragen, wenn Sie hier im gleichen 
Atemzug für die Abgeordneten eine andere, weit bes-
sere Lösung beschließen wollen. 

Ich möchte Ihnen zum Schluß kurz etwas aus der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" zitieren, die ja 
nun wahrlich kein grünes Kampfblatt ist. Dort schreibt 
Herr Kannengießer, auch Experte für Rentenfragen: 

„Was Du nicht willst, das man Dir tu', 
das füg' auch keinem anderen zu." 
Dies wäre den Abgeordneten ins Stammbuch 
zu schreiben. 

Ich kann diesen Worten nichts hinzufügen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Unruh. 

Frau Unruh (fraktionslos): Werter Herr Präsident! 
Werte Volksvertreterinnen und Volksvertreter! Ich 
kann der Erhöhung der Abgeordnetendiäten nur zu-
stimmen, wenn Sie bereit sind, gleichzeitig auch, ge-
messen an der Bemessungsgrenze von 6 100 DM, ent-
sprechende Abführungen für unser Alterssystem zu 
leisten. 

Ich bewundere die Geduld der leitenden Angestell-
ten, für die die Bemessungsgrenze von 6 100 DM gilt 
— demnächst 6 300 DM — und die sich wie die Läm-
mer von Ihnen zur Schlachtbank führen lassen. Diese 
kriegen nämlich nicht 75 % des letzten Einkommens, 
und sie kriegen schon lange nicht das, was Sie sich 
jetzt nach acht Jahren verpassen. Das ist mehr, als ein 
Rentner überhaupt bekommen kann, der 45 Jahre be-
schäftigt war. Und das nach acht Jahren bzw. sechs 
Jahren! 

Dann nehmen Sie bitte noch zur Kenntnis, daß über-
haupt nur 31,6 % der Angestellten und Arbeiter die 
45 Erwerbsjahre erreichen. Auch dem wurde keine 
Rechnung getragen. 

Sie züchten in unserem Land einen Generationen-
haß, im wesentlichen veranlaßt von der FDP. Es ist für 
mich untragbar, wenn ich das höre. Das soll sich dann 
liberal schimpfen. Das ist ja wohl mehr als ungewöhn-
lich, Herr Mischnik. 

(Mischnik [FDP] : Dunkel ist der Rede 
Sinn!)  

— Herr Mischnik, wenn ich Sie so reden höre und mir 
vor Augen halte, was die Liberalen alles gewollt ha-
ben und wo Sie versagt haben: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind ein Lack-
schuh-Panther!) 

Das tut schon weh. Ich war einmal eine Sozialliberale. 
Aber was sind Sie heute? Pfui Deibel! Das kann ich 
nicht verstehen. 

(Oh-Rufe! bei der CDU/CSU und der FDP) 
Was die Betriebsrente angeht, — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Un-
ruh, — 

Frau Unruh (fraktionslos): Ja, sofort. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Der Pfarrer hat 
doch recht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU und der FDP) 
— Ich kann ja gar nicht sprechen. 

Vizepräsident Stücklen: — ich habe die Absicht, Sie 
einen Augenblick zu unterbrechen. Solche Aus-
drücke, die Sie gebraucht haben — ich will sie nicht 
wiederholen — , sollten Sie als Parlamentarierin auch 
nicht im Zusammenhang mit einer für Sie kontrover-
sen und kritischen Abstimmung verwenden. 

Frau Unruh (fraktionslos): Was heißt das denn? 

(Heiterkeit) 
Meine Redezeit steht auf Null. 

Vizepräsident Stücklen: Ja, Ihre Redezeit ist abge-
laufen. 

Frau Unruh (fraktionslos): Aber gucken Sie sich die 
Betriebsrenten an. 

Vizepräsident Stücklen: Das war ein Versuch am 
falschen Objekt. 

(Heiterkeit) 
Meine Damen und Herren, ich darf um etwas Ruhe 

bitten. Wenn in diesem kleinen Raum, in diesem Aus-
hilfsplenarsaal 500 Abgeordnete versammelt sind, ist 
natürlich die notwendige Ruhe nur dann einigerma-
ßen gewährleistet, wenn Sie sich nicht unterhalten. 
Nur dann ist es möglich, daß der Geräuschpegel nied-
riger ist als die Stimme des amtierenden Präsiden-
ten. 

Ich schließe die Aussprache. 
Die Abstimmung findet nach der Durchführung der 

namentlichen Abstimmungen statt. 
Meine Damen und Herren, wir kommen dann zur 

Abstimmung zu den Tagesordnungspunkten 6 bis 8, 
und zwar zunächst zur Einzelberatung und Abstim- 
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mung über den Entwurf des Rentenreformgesetzes 
1992. 

Herr Abgeordneter Eimer hat darum gebeten, zu 
diesen Abstimmungen nach § 31 unserer Geschäfts-
ordnung eine Erklärung abgeben zu können. 

Die Abgeordneten Soell, Duve und Weisskirchen 
haben schriftlich ebenfalls nach § 31 unserer Ge-
schäftsordnung eine persönliche Erklärung abgege-
ben; sie haben sie jedoch zu Protokoll gegeben. *) 

Der Abgeordnete Eimer hat das Wort. 

Eimer (Fürth) (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann der Rentenreform nicht zustim-
men. Diese Ablehnung gründet sich nicht auf die ein-
gegangenen Kompromisse, die zwischen den Fraktio-
nen geschlossen wurden. Die Ablehnung gründet sich 
auf einen Punkt, bei dem sich alle Fraktionen im 
Grundsatz einig waren. 

Die vorgesehene Ausweitung der Kindererzie-
hungszeiten sieht eine Stichtagsregelung vor. Das 
heißt, Frauen erhalten für jede Geburt nach 1992 die 
vorgesehenen Leistungen. Für Geburten davor gehen 
die Frauen leer aus. Dies ist die gleiche Ungerechtig-
keit und Willkür wie bei der ursprünglichen Ausklam-
merung der sogenannten Trümmerfrauen bei der An-
erkennung des ersten Erziehungsjahres. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Diese Ungerechtigkeit tritt auf, ganz gleich welche 
Jahreszahl als Stichtag gewählt wird. 

Die Kosten für dieses Gesetz entstehen erst um das 
Jahr 2020. Denn eine 30jährige Mutter, die 1992 ein 
Kind bekommt, geht erst im Jahre 2022 in das Renten-
alter, eine 20jährige sogar erst im Jahre 2032. Das 
heißt, die Probleme der Finanzierung werden auf die 
Generation unserer Enkel verlagert. Von den Politi-
kern, die dieses Gesetz heute beschließen wollen, 
wird kaum jemand noch im Bundestag sein; die mei-
sten von uns werden nicht mehr leben. 

Wenn das Gesetz aber für Mütter, die heute in Rente 
gehen, nicht finanzierbar ist, woher wollen wir dann 
wissen, daß es in 30 Jahren finanzierbar sein wird? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

In einem Brief an Arbeitsminister Blüm habe ich 
einen Vorschlag gemacht, der alle Mütter einbezie-
hen könnte, also gerechter wäre, und schon heute 
finanzierbar ist. Die Kosten für ein Jahr Erziehungs-
zeit sind etwa so hoch wie 2,5 bis 3 % Rentenerhö-
hung. Wenn man jedes Jahr einen Monat in der Ren-
tenversicherung für alle Mütter, also auch für die, die 
heute schon Rente beziehen, mehr anrechnet, so muß 
in jedem Jahr die Rentenerhöhung um ca. 0,2 % nied-
riger ausfallen, als es sonst der Fall sein könnte. Das 
bedeutet zwar zu Beginn dieser Lösung nur sehr we-
nig mehr für die Renten der Ehepaare mit Kindern, 
aber mit steigender Tendenz und ohne die Ungerech-
tigkeit der heute vorgesehenen Stichtagsregelung. 
Zur gleichen Zeit, wie jetzt vorgesehen, hätten 

*) Anlage 2 

dann alle Mütter insgesamt zwei Jahre Erziehungszei-
ten mehr als heute, also drei Jahre. 

Der etwas geringere Anstieg der Renten der Kinder-
losen ist auch im vorgesehenen System, das heute ver-
abschiedet werden soll, wegen der renteninternen Lö-
sung unausgesprochen vorgesehen. Dies ist gerecht, 
wenn man beachtet, daß Ehepaare mit Kindern heute 
dreifach benachteiligt sind. 

Erstens. Sie haben in der Regel während des Er-
werbslebens nur ein Einkommen für drei und mehr 
Personen; Kinderlose haben dagegen zwei Einkom-
men für zwei Personen. 

Zweitens. Sie haben in der Regel nur eine Rente für 
zwei Personen; Kinderlose haben dagegen zwei Ren-
ten für zwei Personen. 

Drittens. Wenn jemand ein Pflegefall wird und in 
ein Heim muß, werden dessen Kinder zur Finanzie-
rung herangezogen; bei Kinderlosen zahlt dies die 
Sozialhilfe; es zahlen also die Kinder der anderen. 

Ich bin überzeugt, daß dieses Gesetz korrigiert wer-
den muß, damit die beiden Ungerechtigkeiten, näm-
lich Stichtagsregelung und Finanzierung nach dem 
Prinzip „nach uns die Sintflut" , beseitigt werden. Je 
schneller dies geschieht, um so besser. In 30 Jahren 
werden sich unsere Nachfolger vor unüberwindbaren 
Schwierigkeiten sehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
wir kommen nun zur Abstimmung. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung empfiehlt auf Drucksache 
11/5490, nach Kenntnisnahme der Unterrichtungen 
durch die Bundesregierung die Bleichlautenden Ge-
setzentwürfe der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und 
SPD — — 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich kann nur durchdrin-
gen, wenn tatsächlich nicht gesprochen wird; und das 
gilt für alle, bitte. 

Ich wiederhole: Es handelt sich um die Gesetzent-
würfe der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 
sowie der Bundesregierung auf den Drucksachen 
11/4124 und 11/4452 in der Ausschußfassung. Wie 
heute morgen schon mitgeteilt, liegen hierzu sieben 
Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN vor, 
über die zum Teil namentlich abgestimmt werden 
soll. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll zu-
nächst über die Änderungsanträge abgestimmt wer-
den, und dabei behandeln wir erst die Änderungsan-
träge, über die namentlich abgestimmt wird. So ist es 
von den Geschäftsführern vereinbart worden, und ich 
sehe, daß das Haus damit einverstanden ist. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5538 auf und eröffne die 
beantragte namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, darf ich die Frage stel-
len, ob alle Mitglieder des Hauses, die sich an der 
Abstimmung beteiligen wollen, ihre Stimme abgege- 
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ben haben? — Haben auch die Geschäftsführer den 
Eindruck, daß alle Kolleginnen und Kollegen abge-
stimmt haben? — Wenn keine gegenteilige Meinung 
vertreten wird, schließe ich die Abstimmung und bitte 
die Schriftführer, die Urnen zur Auszählung zu brin-
gen und die leeren Urnen sofort zurückzubringen, 
denn wir wollen gleich mit der zweiten namentlichen 
Abstimmung beginnen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5539 zur Abstimmung 
auf. Auch hier ist nament liche Abstimmung bean-
tragt. Das Verfahren ist bekannt. Ich eröffne die na-
mentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich frage die Mitglieder 
des Hauses, ob alle an der Abstimmung teilgenom-
men haben, die teilzunehmen die Absicht haben. — 
Wünscht noch jemand, sich an der Abstimmung zu 
beteiligen? — Damit schließe ich die Abstimmung. Ich 
bitte, mit der Auszählung zu beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Änderungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/5543 zur Abstimmung auf. Hier ist ebenfalls na-
mentliche Abstimmung beantragt. Ich eröffne die na-
mentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, darf ich fragen, ob ein 
Mitglied des Hauses noch die Absicht hat, sich an der 
Abstimmung zu beteiligen? — Haben alle Mitglieder 
des Hauses, die es wünschen, an der Abstimmung 
teilgenommen? — Ich schließe die namentliche Ab-
stimmung und bitte, mit der Auszählung zu begin-
nen. 

Bevor ich den nächsten Änderungsantrag zur Ab-
stimmung aufrufe, teile ich mit, daß die Frau Abgeord-
nete Schmidt (Nürnberg) eine Erklärung nach § 31 
der Geschäftsordnung zu Protokoll gegeben hat.*) 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5544 auf. Auch hier ist 
namentliche Abstimmung beantragt. Ich eröffne die 
namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, zu Ihrer Information: Mit 
diesen vier namentlichen Abstimmungen zu den Än-
derungsanträgen ist der erste Teil der namentlichen 
Abstimmungen abgeschlossen. Ich mache Sie aber 
darauf aufmerksam, daß im Laufe des heutigen 
Abends, etwa gegen 20 Uhr, mindestens eine weitere 
namentliche Abstimmung stattfinden wird. Meine Da-
men und Herren, wieder die gleiche Frage: Haben 
sich alle Mitglieder des Hauses, die abzustimmen 
wünschen, an der Abstimmung beteiligt? — Ich sehe 
keinen Widerspruch mehr. Ich darf damit diese letzte 
namentliche Abstimmung zu den aufgerufenen Ände-
rungsanträgen schließen. Ich bitte, daß mit der Aus-
zählung begonnen wird.**) 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zu den 
Abstimmungen, die per Akklamation vorgenommen 
werden. Nachdem sich der Raum wieder etwas ge- 

*) Anlage 3 
**) Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen (13182D) 

leert hat, bitte ich, zumindest die Plätze einzunehmen. 
Schließen Sie bitte die Türen! — Danke. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zu den 
Änderungsanträgen über die nicht namentlich abge-
stimmt wird. Ich rufe zunächst den Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/5540 
auf. Wer für diesen Antrag stimmt, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Eine Einhaltung. Mit großer Mehrheit ist dieser Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5541 auf. Wer für diesen 
Änderungsantrag ist, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Ent-
haltung. Mit großer Mehrheit ist dieser Änderungsan-
trag abgelehnt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5542 auf. Wer für diesen 
Änderungsantrag ist, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Ent-
haltung. 

(Zuruf) 

— Entschuldigung. — Bitte noch einmal: Enthaltun-
gen? — Zwei Enthaltungen. Mit großer Mehrheit ist 
dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Mit der Beratung können wir erst fortfahren, wenn 
die Ergebnisse der nament lichen Abstimmungen vor-
liegen. Das wird in wenigen Minuten der Fall sein. Ich 
bitte Sie, noch im Saal zu bleiben, weil dann über den 
Gesetzentwurf als Ganzes abgestimmt wird. Einen 
Augenblick müssen wir also noch warten, bis wir fort-
fahren können. Es lohnt sich nicht, andere Tagesord-
nungspunkte vorzuziehen; denn die Abstimmungser-
gebnisse werden in wenigen Minuten vorliegen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Über die §§ 1 bis 40 kön-
nen wir schon abstimmen!) 

— Meine Damen und Herren, die Parlamentarischen 
Geschäftsführer, die unverzichtbaren Stützen jedes 
amtierenden Präsidenten, haben natürlich wieder 
ökonomisch sinnvolle Vorschläge gemacht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf zur Änderung des Beamten-
versorgungsgesetzes und sonstiger dienst- und ver-
sorgungsrechtlicher Vorschriften. 

Ich rufe die Art. 1 bis 20, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Eine Enthaltung. Mit großer Mehrheit sind diese 
aufgerufenen Artikel angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Zwei Enthaltungen. Damit ist dieser Gesetzentwurf in 
dritter Lesung mit großer Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 
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Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Innenausschusses auf Druck-
sache 11/5537. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/4125 
sowie den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/4965 für erledigt zu erklären. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlung ist bei drei Enthaltungen mit gro-
ßer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den von den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP eingebrachten Entwurf eines 
Zehnten Gesetzes zur Änderung des Abgeordneten- 
und eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Euro-
paabgeordnetengesetzes. 

Hierzu liegt eine persönliche Erklärung des Herrn 
Abgeordneten Lutz vor, die zu Protokoll gegeben wer-
den soll. Es wird so verfahren.*) 

Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetzentwurf unver-
ändert anzunehmen. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Zwei Enthaltungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Professoren 
enthalten sich!) 

Die aufgerufenen Artikel sind also mit großer Mehr-
heit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — 

(Susset [CDU/CSU]: Die Professoren haben 
eine eigene Altersversorgung!) 

Zwei Enthaltungen. Damit ist dieser Gesetzentwurf in 
dritter Beratung mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den von den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP eingebrachten Entwurf eines Elf-
ten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes, eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Euro-
paabgeordnetengesetzes und eines Gesetzes zur Än-
derung des Einkommensteuergesetzes. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung empfiehlt auf Drucksache 11/5499 
unter Nr. 1, den Gesetzentwurf auf Drucksache 
11/5408 in Verbindung mit Art. 4 des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 11/5136 sowie Art. 4 des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 11/5372 in der Ausschußfas-
sung anzunehmen. 

Ich rufe die Art. 1 bis 6, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer diesen Vorschriften 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 

*) Anlage 4 

chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Ent-
haltung. Damit sind diese Vorschriften mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Wir treten nun in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Zwei Enthaltungen. Damit ist dieser 
Gesetzentwurf in dritter Lesung mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Ta-
gesordnungspunkt 8 c. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung schlägt in der soeben behandelten 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 11/5499 weiter-
hin vor, die Nr. II des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/5304 zur 
Änderung des Abgeordnetengesetzes anzunehmen. 
Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Eine Enthaltung, zwei 
Enthaltungen. — Also, wir sind hier nicht auf einer 
Versteigerung. — 

(Heiterkeit) 

Gut, zwei Enthaltungen. Damit ist diese Beschluß-
empfehlung mit Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung empfiehlt schließlich, die Nr. I des 
Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 
auf Drucksache 11/5304 sowie die Anträge der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 11/1597, 
11/3109 und 11/5338 für erledigt zu erklären. Wer 
dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Da-
mit ist die Beschlußempfehlung mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Haben wir die Ergebnisse noch nicht? — Dann tre-
ten wir in die Fragestunde ein, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

(Zurufe) 

— Moment! Es wird noch das Gesamtergebnis der 
namentlichen Abstimmung bekanntgegeben, die 
Schlußabstimmung muß noch erfolgen. Aber jetzt ha-
ben wir nur zwei Fragen von einem Abgeordneten; 
die wollen wir 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD] und Jahn 
[Marburg] [SPD]: Alle genießen!) 

noch behandeln. 

Ich rufe also Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/5528 — 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen. Staatsminister Schäfer steht 
uns zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf: 
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Wann genau wird die Bundesregierung das Ratifizierungsver-

fahren zu den Zusatzabkommen zum Genfer Protokoll einlei-
ten? 

Bitte sehr. 
(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das ist die 
bestbesuchte Fragestunde, die es je gegeben 

hat!)  

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Kollege, wie Bundeskanzler Kohl am vergangenen 
Samstag vor der 39. — — 

(Dr.  Hirsch [FDP]: Ich kann Sie akustisch 
nicht verstehen, Herr Kollege!) 

— Das lag nicht an mir, Herr Kollege, sondern wohl an 
der Akustik im Saal. — Wie der Bundeskanzler am 
vergangenen Samstag vor der 39. Bundesversamm-
lung des Deutschen Roten Kreuzes bestätigt hat, wird 
die Bundesregierung alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, damit die Zusatzprotokolle von 1977 zu den 
Genfer Rot-Kreuz-Abkommen von 1949 bald ratifi-
ziert werden. 

(Gilges [SPD]: Was heißt „bald"? — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Höchste Zeit!) 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Abgeordneter. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, da wir das 
Katastrophenschutz-Ergänzungsgesetz morgen im 
Ausschuß abschließend beraten und es in der näch-
sten Woche im Plenum behandeln wollen und die 
Zusatzprotokolle in diesem Zusammenhang von gro-
ßer Bedeutung sind: Können Sie uns unter diesem 
Gesichtspunkt nicht etwas exakter mitteilen, wann 
die Ratifizierung eingeleitet wird: ob das noch in die-
sem Jahr geschieht oder wann das geschehen wird? 

Schäfer, Staatsminister: Nach meinen Informatio-
nen, Herr Kollege, wird es noch in diesem Jahr einge-
leitet werden. Sie wissen, daß dazu auch eine Sitzung 
des Bundessicherheitsrates erforderlich ist. Jedenfalls 
sind die Vorbereitungen dazu getroffen. Die Aus-
schüsse haben gestern, wenn ich es recht sehe, zuge-
stimmt. 

Vizepräsident Stücklen: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, können Sie 
uns mitteilen, wo noch irgendwelche Hemmnisse lie-
gen könnten? Ist es allein die ausstehende Sitzung des 
Bundessicherheitsrates, oder gibt es irgendwelche in-
haltliche Bedenken der Bundesregierung gegen die 
Ratifizierung? 

Schäfer, Staatsminister: Soweit mir bekannt ist, 
Herr Kollege, gibt es seitens der Bundesregierung kei-
nerlei inhaltliche Bedenken mehr. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf: 

Ist es zutreffend, daß die Sowjetunion das Zusatzprotokoll 
ohne die sogenannte atomare Vorbehaltsklausel ratifiziert hat, 
und welche Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, die Sowjet-
union hat bei Hinterlegung ihrer Ratifikationsur-
kunde keine Vorbehalte oder klarstellende Erklärun-
gen abgegeben. Die Bundesregierung begrüßt insbe-
sondere, daß die Sowjetunion keinerlei Gegenerklä-
rung zu der von Belgien, Italien, den Niederlanden 
und Spanien bei deren Ratifikation abgegebenen so-
genannten Nuklearerklärung hinterlegt hat. Bei die-
ser handelt es sich um eine klarstellende Erklärung, 
wie Sie wissen, wonach die vom 1. Zusatzprotokoll 
eingeführten Bestimmungen über den Einsatz von 
Waffen in der Absicht aufgestellt worden sind, aus-
schließlich auf konventionelle Waffen Anwendung zu 
finden — dies unbeschadet sonstiger für andere Waf-
fenarten anwendbarer Regeln des Völkerrechts. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, der Hinweis 
auf die „sonstigen anzuwendenden völkerrechtlichen 
Regeln des Kriegsrechts" ist ja etwas vage. Können 
Sie uns sagen, ob denn die Erklärung eines atomaren 
Vorbehaltes notwendig ist, wenn die Sowjetunion ih-
rerseits auf einen solchen Vorbehalt verzichtet? 
Warum sollen wir einen Vorbehalt erklären, wenn die 
andere Seite es nicht tut? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, im allgemei-
nen gehen wir bei solchen politischen Entscheidun-
gen eher von einer Absprache in unserem Bündnis als 
vom Verhalten der Sowjetunion aus. Aber ich muß 
Ihnen sagen, daß die Sowjetunion schon bei den Bera-
tungen — ich habe das eben schon angedeutet — klar-
gemacht hat, daß auch sie davon ausgeht, daß es sich 
hier ausschließlich um den Anwendungsbereich kon-
ventioneller Waffen handelt. Da sie keine Gegener-
klärung abgegeben hat, steht sie nicht im Wider-
spruch zu uns, auch wenn sie selbst auf eine Nuklear-
erklärung verzichtet. Es gibt also hier keinen Gegen-
satz. Wir handeln wie fast alle anderen NATO-Staaten 
auch. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, das ist in sich 
noch nicht ganz verständlich. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
— Ja, das ist nun einmal leider so. — Wenn die Erklä-
rung nur eine klarstellende, also keine inhaltliche 
Funktion hat: Ist es denn dann nicht so, daß das Behar-
ren auf einer solchen ausdrücklichen Klarstellung 
dennoch den Eindruck erwecken muß, als ob die eine 
Seite im Falle eines atomaren Krieges die Interessen 
ihrer Zivilbevölkerung weniger berücksichtigen wi ll 

 als die anderen Partner dieses Vertrages, die eine sol-
che Vorbehaltserklärung nicht abgeben? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, das ist für 
mich nicht ganz nachvollziehbar, so wie Sie den Inhalt 
meiner Antwort als nicht ganz klar bezeichnet haben. 
Ich kann dazu nur sagen: Es gab ja bei den langjäh-
rigen Debatten über die Frage der Ratifizierung dieser 
wichtigen Genfer Protokolle natürlich auch Versuche, 
im nachhinein diese Protokolle so auszulegen, als hät-
ten sie den atomaren Bereich mit einbezogen, was bei 
den Beratungen nicht der Fall war. Aus diesem 
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Staatsminister Schäfer 

Grunde haben sich eine ganze Reihe von NATO-Staa-
ten dazu entschlossen, den entsprechenden Nuklear-
vorbehalt bei ihren Ratifizierungsmaßnahmen aus-
drücklich mit einzubeziehen, um jedwede Fehlinter-
pretation auszuschließen. Wir folgen auch nach Ab-
sprache im Bündnis eigentlich nur dem Beispiel ande-
rer NATO-Staaten, ohne daß sich materiell dadurch 
etwas verändert. Wir begrüßen, daß die Sowjetunion 
ratifiziert hat — wenn auch erst in diesem Jahr. Aber 
sie hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß sie den 
Vertrag so versteht. Sie gibt keine Erklärung ab, aber 
sie ist auf Grund der damaligen Äußerungen während 
der Konferenz in Genf inhaltlich der gleichen Auffas-
sung wie wir. 

(Dr. Hirsch [FDP] : Wenn der Vorbehalt keine 
Bedeutung hat, brauchen wir ihn nicht abzu

-

geben!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Staatsminister teilen 
Sie meinen Eindruck, daß bei Ihrer Beantwortung eine 
gewisse Zurückhaltung spürbar war und daß diese 
darauf beruht, daß Sie mit dem Ergebnis, das dort 
erzielt worden ist, selbst nicht so zufrieden sind, und 
liegt das daran, daß das Auswärtige Amt bei der Ver-
handlung nicht die im Sinne von Herrn Kollegen 
Hirsch erwünschte Intention hatte? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich bin über-
rascht, daß Sie mir bei meiner Antwort Zurückhaltung 
— sozusagen eine psychologische Wirkung — unter-
stellen. Davon kann überhaupt keine Rede sein. Ich 
habe sachlich auf die Fragen von Herrn Hirsch geant-
wortet. Ich habe gestern im Auswärtigen Ausschuß 
die Position des Auswärtigen Amtes deutlich darge-
legt, und Sie wissen selbst ganz genau — wie alle 
anderen Fraktionen dieses Hauses — , warum es so 
lange gedauert hat, bis es zu dieser Ratifizierung 
kommt. Aber wir sind jetzt über den Berg, und ich 
wüßte nicht, welche Fragen hier jetzt noch zusätzlich 
geäußert werden müßten. Wir sind dabei, die Proto-
kolle zu ratifizieren, und ich glaube, wir handeln da-
mit im Einklang mit der überwiegenden Mehrheit die-
ses Hauses. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, hat der Vorbehalt keine 
Funktion. Können Sie mir sagen, welche NATO-Län-
der auf diesen Vorbehalt verzichten? Sie haben ge-
sagt, die meisten würden nicht verzichten. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, Sie wissen, 
daß bislang nicht alle NATO-Länder die beiden Zu-
satzprotokolle ratifiziert haben. Die Vereinigten Staa-
ten beispielsweise werden eines der beiden Zusatz-
protokolle nicht ratifizieren, aber aus ganz anderen 
Gründen, nämlich weil ein gewisser Zusammenhang 
mit der Interpretation von „Terrorismus" besteht. 
Aber das ist eine Angelegenheit, die uns hier nicht 
berührt. Ich habe gesagt: fast alle NATO-Staaten. So-
weit mir bekannt ist, sind es von neun sechs, die diese 

Nuklearerklärung abgegeben haben; es sind drei, die 
sie nicht abgegeben haben. Ich muß aber noch einmal 
nachsehen; das liegt mir jetzt nicht vor. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen be-
kannt, daß ein Teil der Völkerrechtler, die an der Aus-
arbeitung dieser Zusatzprotokolle beteiligt gewesen 
sind, der Meinung sind, daß diese Protokolle natürlich 
auch das Thema der nuklearen Waffen und deren 
Wirkungen betreffen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, es mag sein, 
daß einzelne Völkerrechtler im nachhinein oder auch 
während der Konferenz solche Auffassungen vertre-
ten haben. Sie stehen aber im Widerspruch zu der 
Auffassung der Staaten, die an dieser Konferenz be-
teiligt sind, und auch im Widerspruch zu der Auffas-
sung der Staaten des Warschauer Pakts. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Die Fragen 15 und 16 des Abgeordneten Dr. Em-
merlich sind vom Fragesteller zurückgezogen. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 
Meine Damen und Herren, ich komme nun zur Be-

kanntgabe der von den Schriftführern ermittelten Er-
gebnisse der namentlichen Abstimmungen. Die Ab-
stimmung über den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/5538 hat folgendes Ergebnis. Abgegebene Stim-
men 369, davon ungültig keine. Mit Ja haben ge-
stimmt 45, mit Nein 316, Enthaltungen 8. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 368; davon 

ja: 	45 

nein: 	316 

enthalten: 	7 

Ja 

SPD 

Frau Kastner 
Kolbow 
Lambinus 
Leidinger 
Lutz 
Nehm 
Dr. Schöfberger 
Sieler (Amberg) 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Stiegler 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 

Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Frieß 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Frau Kelly 
Kleinert  (Marburg) 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Meneses Vogl 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
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Vizepräsident Stücklen 
Stratmann 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wollny 

Fraktionslos 

Frau Unruh 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Bauer 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohl 
Breuer 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Helmrich 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 

Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kittelmann 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Louven 
Maaß 
Magin 
Dr. Mahlo 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Möller 
Nelle 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Frau Rost (Berlin) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Uldall 

Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Catenhusen 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Erler 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Frau Dr. Götte 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Koltzsch 
Koschnick 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Leonhart 

Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Meyer 
Müntefering 
Nagel 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rixe 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Schreiner 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Singer 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Frau Terborg 
Urbaniak 
Vahlberg 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Wartenberg (Berlin) 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Frau Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
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Vizepräsident Stücklen 

Hoppe 
Dr. Hoyer 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Amling 
Bamberg 
Bindig 
Büchler (Hof) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Wernitz 
Wimmer (Neuötting) 

Damit ist dieser Änderungsantrag mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Ich gebe das Ergebnis der nament lichen Abstim-
mung über den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/5539 bekannt. Abgegebene Stimmen 363, ungültig 
keine, mit Ja 51, mit Nein 306, Enthaltungen 6. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 363; davon 

ja: 	51 

nein: 	306 

enthalten: 	6 

Ja 

SPD 

Frau Bulmahn 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Frau Dr. Götte 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Frau Kastner 
Frau Dr. Niehuis 
Frau Odendahl 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schöfberger 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Stiegler 
Frau Wieczorek-Zeul 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Würfel 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 

Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Frieß 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Meneses Vogl 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wollny 

Fraktionslos 

Frau Unruh 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Bauer 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohl 
Breuer 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kittelmann 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 

Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Louven 
Maaß 
Magin 
Dr. Mahlo 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Möller 
Nelle 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Frau Rost (Berlin) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Spilker 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Dünen) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
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Vizepräsident Stücklen 

Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

Nein 

SPD 

Frau Adler 
Amling 
Andres 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Catenhusen 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Erler 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Koltzsch 
Koschnick 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leidinger 
Leonhart 
Lutz 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Meyer 
Müntefering 
Nagel 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Dr. Pick 
Porzner 

Poß 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rixe 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Schmidt (Salzgitter) 
Schreiner 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Singer 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Frau Terborg 
Urbaniak 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Wartenberg (Berlin) 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Baum 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Kleinert (Hannover) 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Bamberg 
Duve 

Müller (Schweinfurt) 
Vahlberg 
Wimmer (Neuötting) 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

Dieser Änderungsantrag ist ebenfalls mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Die namentliche Abstimmung über den Änderungs-
antrag auf Drucksache 11/5543 hat folgendes Ergeb-
nis erbracht. Abgegebene Stimmen 351, ungültig 
keine, mit Ja 35, mit Nein 314, Enthaltungen 2. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 349; davon 

ja: 	35 

nein: 	312 

enthalten: 	2 

Ja 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Frieß 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Meneses Vogl 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wollny 

Fraktionslos 

Frau Unruh 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. Becker (Frankfurt) 

Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohl 
Breuer 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Doss 
Echternach 
Ehrbar 
Dr. Faltlhauser 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Helmrich 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 



13186 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 174. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. November 1989 

Vizepräsident Stücklen 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kittelmann 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Louven 
Maaß 
Dr. Mahlo 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Möller 
Nelle 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pesch 
Pfeffermann 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart ) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim)  

Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Amling 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Billow 
Frau Bulmahn 
Catenhusen 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Erler 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Frau Dr. Götte 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Frau Kastner 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Kolbow 
Koltzsch 
Koschnick 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leidinger 
Leonhart 

Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Meyer 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nagel 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli  
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Dr. Pick 
Poß 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rixe 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Frau Terborg 
Urbaniak 
Vahlberg 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Wartenberg (Berlin) 
Weiermann 
Frau Weiler 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Frau Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 

von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zumkley 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthaltungen 

SPD 

Frau Fuchs (Verl) 
Weisskirchen (Wiesloch) 

Damit ist auch dieser Änderungsantrag abge-
lehnt. 

Ich komme zum Ergebnis der Abstimmung über den 
Änderungsantrag auf Drucksache 11/5544. Abgege-
bene Stimmen 368, ungültig keine, mit Ja haben ge-
stimmt 35, mit Nein 331, Enthaltungen 2. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 365; davon 

ja: 	35 

nein: 	329 

enthalten: 	1 
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Vizepräsident Stücklen 

Ja 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Frieß 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Meneses Vogl 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wollny 

Fraktionslos 

Frau Unruh 

Nein 
CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Bauer 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohl 
Breuer 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern  

Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Heimrich 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kittelmann 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Louven 
Maaß 
Magin 
Dr. Mahlo 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Möller 
Nelle 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Frau Rost (Berlin) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier)  

Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Starck (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Amling 
Andres 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Catenhusen 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Erler 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Graf  

Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Frau Kastner 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Koltzsch 
Koschnick 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leidinger 
Leonhart 
Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Meyer 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nagel 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rixe 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Frau Terborg 
Urbaniak 
Vahlberg 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
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Vizepräsident Stücklen 
Vosen 
Wartenberg (Berlin) 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Frau Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 

Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Kleinert (Hannover) 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthaltungen 

SPD 

Frau Fuchs (Verl) 

Dieser Änderungsantrag ist ebenfalls abgelehnt. 

Die Änderungsanträge sind damit alle abgelehnt. 

Ich rufe deshalb den Gesetzentwurf auf Drucksache 
11/5490 in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei einer Reihe von Enthaltungen aus der 
Fraktion der SPD ist dieser Gesetzentwurf mit Mehr-
heit angenommen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Die Ziffern 
haben nicht gestimmt! — Dr. Vogel [SPD]: 

Sie haben zweimal „ 11/5544 " gesagt!) 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Hierzu liegt 
eine schriftliche Erklärung nach § 31 der Geschäfts-
ordnung der Abgeordneten Stiegler, Amling und wei-
tere Mitglieder der Fraktion der SPD *) und eine wei-
tere Erklärung des Herrn Abgeordneten Soell **) 
vor. 

Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei einer Reihe von Enthal-
tungen aus der Fraktion der SPD ist dieser Gesetzent-
wurf in der dritten Lesung mit großer Mehrheit ange-
nommen. 

Uns bleibt noch, über die drei Entschließungsan-
träge der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksa-
chen 11/5545, 11/5546 und 11/5547 abzustimmen. 

*) Anlage 5 
**) Anlage 2 

Wer dem Entschließungsantrag der GRÜNEN auf 
Drucksache 11/5545 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Mit großer Mehrheit 
ist dieser Entschließungsantrag abgelehnt. 

Wer für den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5546 stimmt, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich? — Keine Enthaltungen. Mit großer 
Mehrheit ist dieser Entschließungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Auch zur Abstimmung über den Entschließungsan-
trag auf Drucksache 11/5547 hat Frau Abgeordnete 
Schmidt (Nürnberg) eine Erklärung nach § 31 Abs. 2 
unserer Geschäftsordnung zu Protokoll gegeben.' ) 

Wer für den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/5547 stimmt, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Mit großer Mehrheit 
ist dieser Entschließungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6 b, und zwar 
zunächst zur Abstimmung über Nr. 1 der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung auf Drucksache 11/5490. 

Der Ausschuß empfiehlt hier zum einen, den Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1401 
abzulehnen. Wer diesem Vorschlag des Ausschusses 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Ent-
haltungen. Damit ist die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses auf Ablehnung mit großer Mehrheit an-
genommen. 

Der Ausschuß empfiehlt darüber hinaus unter Nr. 1, 
einen weiteren Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/4964 abzulehnen. Wer für diese Ab-
lehnung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun-
gen. Mit großer Mehrheit ist dem Vorschlag entspro-
chen worden, den Antrag abzulehnen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/4957 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei-
sen. Ist das Haus damit einverstanden? Gibt es andere 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe den Zusatz-Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Aktuelle Stunde 
Die Fraktion der CDU/CSU hat gemäß unserer Ge-

schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem Thema 
„Schätzung der EG-Getreideernte durch die EG- 
Kommission" verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Eigen. 

Meine Damen und Herren, wer an der Aktuellen 
Stunde teilzunehmen wünscht, den bitte ich, Platz zu 
nehmen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir haben uns entschlos- 

*) Anlage 3 
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Eigen 

sen, zu dem Beschluß der Kommission über die Fest-
stellung der Erntemenge für das Wirtschaftsjahr 
1989/90 eine Aktuelle Stunde zu beantragen, weil wir 
es für richtig erachten, daß dieser ungeheuerliche 
Vorgang in Brüssel unserer Öffentlichkeit dargestellt 
wird und die Kommission erfährt, welche Meinung 
dieses Hohe Haus über diese unerhörte Provokation 
der betroffenen Getreidebauern hat. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! Sehr wahr!) 

Die Auswirkung dieses Beschlusses, die Ernte-
menge auf 160,5 Millionen Tonnen festzulegen, ist 
nämlich, daß damit von seiten der Kommission sicher-
gestellt ist, daß für die Ernte 1990 im Wirtschaftsjahr 
1990/91 die Marktordnungspreise für Getreide um 
3 % sinken. Das ist insofern besonders verwerflich, als 
die Stabilisatoren-Beschlüsse vom Februar 1988 von 
der Kommission und den Mitgliedsländern der Euro-
päischen Gemeinschaft in keiner Weise erfüllt worden 
sind. Damals wurde ja, gerade von der Bundesregie-
rung vorgeschlagen, bei dem Gipfel ein Stabilisato-
ren-Gesetz verabschiedet, in dem festgelegt wurde, 
daß fünferlei von der Kommission durchzuführen ist: 
erstens die Garantieschwelle von 160 Millionen Ton-
nen Getreide und 4,5 Millionen Tonnen Raps, zwei-
tens die Flächenstillegung überall in Europa, drittens 
die Rückführung der Getreidesubstitutenimporte, 
viertens die Mehrverfütterung von Getreide und fünf-
tens verstärkte Förderung bei nachwachsenden Roh-
stoffen. 

Wie kann man das erste in dieser Weise bei der so 
geringen Differenz zu 160 Millionen Tonnen exeku-
tieren, wenn man die Punkte zwei, drei, vier und fünf 
nicht nur nicht erfüllt hat, sondern in wesentlichen 
Bereichen überhaupt nicht mit einer vernünftigen 
Politik begonnen hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist in Wirklichkeit nichts anderes als die gnaden-
lose Fortsetzung der Preissenkungspolitik der Kom-
mission. Sie will mit Gewalt die Getreidepreise weiter 
heruntersetzen und damit Millionen von Landwirten 
in der Europäischen Gemeinschaft in ihrer Existenz 
empfindlich treffen. Wie anders kann man sich sonst 
vorstellen, daß die Getreidepreise in den letzten Jah-
ren von 50 DM auf 35 DM gesenkt worden sind? Jetzt 
sollen sie noch weiter gesenkt werden. Ich frage: Wo-
hin will die Kommission eigentlich, wie weit will sie es 
mit der Landwirtschaft eigentlich treiben? Wir wollen 
hier unseren leidenschaftlichen Widerstand entge-
gensetzen. 

Man muß sich vor allen Dingen mal vorstellen, daß 
bei einer Statistik mindestens eine Fehlerquote von 2 
bis 5 To  vorhanden ist. Wie soll man dann mit 
160,5 Millionen Tonnen den Menschen draußen 
glaubhaft machen, daß dies eine ernsthafte Schätzung 
ist, die einer wissenschaftlichen Nachprüfung stand-
hält? 

Ich habe, als wir damals am 18. erfuhren, daß die 
Kommission einen solchen Beschluß fassen will, Tele-
gramme geschickt an die Kommission, an den Präsi-
denten Delors, an MacSharry, Schmidhuber und Ban-
gemann, um dieses Unglück zu verhindern, weil ich 
der Meinung bin, daß hiermit viel politisches Porzel

-

lan in der Europäischen Gemeinschaft jedenfalls bei 
denjenigen Bürgern zerschlagen worden ist, die diese 
Problematik etwas angeht. 

Das Parlament der Europäischen Gemeinschaft 
hätte beinahe den richtigen Beschluß gefaßt, alle Mit-
verantwortungsabgaben aufzuheben. Leider beka-
men wir im Europäischen Parlament nicht die Mehr-
heit, weil die deutschen Sozialdemokraten im Euro-
päischen Parlament gegen diesen Beschluß der Ab-
schaffung der Mitverantwortungsabgabe gestimmt 
haben. 

(Beifall des Abg. Dr. Gautier [SPD]) 

— Daß sie da Beifall spenden, zeigt, daß Sie darüber 
entweder nicht Bescheid wissen, daß es nur ein Jux 
von Ihnen ist, oder daß Sie den Bauern in Europa wirk-
lich empfindlichen Schaden zufügen wollen. 

Jedenfalls gibt es Möglichkeiten, das Unglück noch 
zu verhindern. 

(Bohl [CDU/CSU]: Aber nicht mit der SPD!) 

Erstens kann man eine weitere Erntefeststellung von 
159 Millionen Tonnen durchführen, zweitens bei den 
Preiverhandlungen für das Wirtschaftsjahr 1990/91 
den Getreide- und Rapspreis um 6 % anheben, drit-
tens den Ankaufspreis für Getreide und Raps von 94 
auf 100 % anheben, und viertens kann man über die 
Abschaffung der Mitverantwortungsabgabe bei Ge-
treide und bei Milch noch etwas helfen. 

Unsere Bauern draußen sollten wissen — deswegen 
haben wir hier auch eine Aktuelle Stunde gemacht —, 
daß der Bundeskanzler, daß Bundesminister Kiechle 
und daß auch sein Staatssekretär Kittel alles tun wer-
den, um in den Beratungen des Rates diese Dinge 
wieder so zu verändern, 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das glauben die 
Bauern schon lange nicht mehr!) 

daß die Bauern wieder Vertrauen in die europäische 
Politik fassen können und dieses Unglück damit un-
geschehen gemacht wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU-Frak-
tion hat diese Aktuelle Stunde beantragt. Thema ist 
„Schätzung der EG-Getreideernte durch die EG- 
Kommission" . 

(Bohl [CDU/CSU]: Wir können selbst le-
sen!) 

Richtig ist: Voreilig ist dieses Ergebnis der Getrei-
deernte festgesetzt. Bei der Überschreitung der EG- 
Garantieschwelle von nur 500 000 Tonnen oder ge-
rade 0,3 % wird den Getreidebauern wieder eine Sen-
kung der Interventionspreise um 3 % zugemutet. 
Dies kommt einer regelrechten Strafaktion gleich. 
Wenn man auch noch die Senkung der Reports dazu-
rechnet, bedeutet das bei Getreidebauern Einkom-
mensverluste von 10 %. Schlimmer noch, Herr Kol- 
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lege: Die Getreidebauern, die gerade noch mit plus/ 
minus Null über die Runden kommen, verlieren da-
durch ihr ganzes Einkommen, denn die letzten Mark 
oder die letzten Prozente beim Preis machen den Ver-
dienst aus. Das ist die Auswirkung, und insofern geht 
es um existentielle Fragen; daran kann es keinen 
Zweifel geben. So und auch anders hat der Minister 
formuliert. Nicht nur er ist durch die Lande gezogen 
und hat, so wie es eben der Kollege Eigen getan hat, 
die EG-Kommission dafür beschimpft. 

Nun ist die Frage: Ist das der richtige Adressat? 
Erinnern wir uns! Im Februar 1988 wurde beim Euro-
päischen Rat unter deutscher Präsidentschaft das 
Konzept der sogenannten Stabilisatoren verabschie-
det. Ich kritisiere das nicht, ich stelle nur fest, der Bun-
deskanzler und der Bundesminister haben daran mit-
gestrickt, auch an der Ausgestaltung, und haben den 
Erfolg gefeiert. Lesen Sie einmal nach, Herr Eigen, 
was für Lobeshymnen Sie nach diesem Gipfel losge-
lassen haben. Nun wollen Sie die EG dafür prügeln. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Das Konzept war ja auch richtig!) 

Zu diesem Konzept gehört auch die automatische 
Senkung der Interventionspreise um 3 %, wenn die 
Garantiemenge von 160 Millionen Tonnen über-
schritten wird. Was den Getreidebauern zugemutet 
wird, war Ihr Wille, daß diese Automatik bei bestimm-
ten Bedingungen eintritt. Diese Strafaktion hat nicht 
die EG-Kommission gestartet, sie ist vom Bundes-
kanzler und, ich nehme an, auch vom Herrn Bundes-
minister Kiechle im Februar 1988 mitbeschlossen wor-
den. Ich habe den Eindruck, Ihre Kritik soll vom eige-
nen Unvermögen ablenken, indem Sie die EG-Kom-
mission beschimpfen. Das wird nicht gelingen. 

Sicher kann man darüber streiten, ob es richtig ist, 
die Erntefestsetzung jetzt vorzunehmen oder im Fe-
bruar 1990. Ich persönlich neige zum Februar, weil es 
dann nicht mehr kritisiert werden kann. Aber Sie hät-
ten doch damals diesen Zeitraum festlegen können. 
Warum haben Sie das nicht getan? Sie erinnern sich 
genau, welche Eile Sie bei der Änderung des Gesetzes 
zur Durchführung der Gemeinsamen Marktordnung 
im September dieses Jahres während der Haushalts-
beratung hatten: eine Woche Beratung, zweite und 
dritte Lesung, durchgepeitscht und verabschiedet. 

Sie forderten eine schnelle Erntefestsetzung, weil 
Sie hofften, auf weniger als 160 Millionen Tonnen zu 
kommen, um den gebeutelten Marktfruchtbetrieben 
zu helfen. Das wollten Sie einfahren. Nun ist es dane-
bengegangen wie so vieles in der Getreidepolitik Ih-
rer Regierung. Meine Kollegen werden dazu Stellung 
nehmen, was das Fehlen der Begleitmaßnahmen und 
was die Ausgestaltung angeht. 

Im übrigen bin ich der Meinung, die Getreidepro-
blematik wird auch nicht über den Heilsweg der Flä-
chenstillegung oder durch nationale Quoten, die man 
vernünftigerweise fordern kann, aber nicht durch-
setzt, gemeistert. Hier, denke ich, wäre EG-weit „rein 
in den Futtertrog" — darüber sollten wir uns gemein-
sam unterhalten — vielleicht die bessere Lösung. 

Wenn wir nun gemeinsam beklagen, daß die von 
der Bundesregierung mitbeschlossenen enormen Ein-
kommensrückgänge bei den Getreidebauern stattfin

-

den, aber die Bundesregierung sich weigert, die von 
ihr mitbeschlossene vorübergehende Einkommens-
übertragung speziell für diese Bet riebe einzuführen, 
dann wirft diese Diskussion doch die Frage auf, ob die 
Bundesregierung diesen Bet rieben wirklich helfen 
will durch eine EG -gestützte Direktübertragung. 
Warum wollen Sie sie nicht? ist die Frage. Nur darum 
nicht, weil es dort eine Einkommensobergrenze gibt 
und weil es nur die bekommen würden, die es zum 
Überleben bitter nötig haben? Handeln Sie doch! Sie 
könnten es. Sie haben es mitbeschlossen; aber Sie 
können nicht die EG-Kommission prügeln für eigenes 
Fehlverhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Schätzung der EG-Getreideernte 
durch die EG-Kommission auf 160,5 Millionen Ton-
nen wird von den betroffenen Landwirten als willkür-
lich und unse riös empfunden und ist wirtschaftlich 
und politisch unvernünftig. Die Ernteschätzung auf 
160,5 Millionen Tonnen bedeutet, daß die Garantie-
menge von 160 Millionen Tonnen gerade um 0,3 % 
überschritten ist. Das bedeutet aber auch, daß im 
nächsten Jahr automatisch eine Getreidepreissen-
kung um 3 % und damit eine erneute Einkommens-
einbuße für unsere Landwirte um 10 bis 12 % zu be-
fürchten ist. 

Dabei stehen unsere leistungsfähigen Marktfrucht-
betriebe schon seit Jahren unter Preisdruck. Die Ein-
kommen sind dramatisch zurückgegangen. So fiel 
z. B. der Weizenpreis gebenüber 1983 um 27 %. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, stellen Sie sich mal vor, 
das wäre in der übrigen Wirtschaft der Fall, was dort 
los wäre! Unsere Landwirte müssen damit fertigwer-
den. Die Einkommen in den Marktfruchtbetrieben 
gingen in den letzten Jahren drastisch zurück, so 1987 
minus 6 %, 1988 minus 18 %, und für 1989 müssen wir 
mit einem erneuten Rückgang der Einkommen um 8 
bis 10 % rechnen. 

Das bedeutet, daß viele Bet riebe in Existenznot ge-
raten und die fort arbeitenden Menschen keine Zu-
kunft mehr sehen. Vor diesem Hintergrund ist der jet-
zige Beschluß der EG-Kommission unverantwortlich. 
Man muß sich nämlich fragen, ob die Kommission bei 
der Schätzung der Garantiemenge — das sind 0,3 
mehr als 160 Millionen t — die statistische Fehler-
quote von plus/minus 2 %, die in solchen Schätzungen 
liegt — das Ernteergebnis wird erst im nächsten Früh-
jahr vorliegen — , überhaupt berücksichtigt hat oder 
ob sie diese Entscheidung ganz gezielt getroffen hat, 
um letztendlich ihre Preisdruckpolitik fortzusetzen. 

Die unter deutscher Präsidentschaft im Februar 
1988 durchgesetzten sogenannten Stabilisatoren -Be-
schlüsse sollten ja diese negative Entwicklung verhin-
dern — deshalb haben wir das auch begrüßt und un-
terstützt — , indem durch verschiedene flankierende 
Maßnahmen die Getreidemenge zurückgeführt und 
dem Markt angepaßt werden sollte. Dieses Stabilisa-
torenkonzept ist meines Erachtens nach wie vor rich- 
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tig. Nur muß die Kommission nun endlich auch die 
entlastenden Maßnahmen verwirklichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Bisher sind die Landwirte nämlich nur belastet wor-
den, während Flächenstillegungen und Extensivie-
rung in Europa nur halbherzig angepackt wurden. 
Von daher, glaube ich, Herr Kollege Oostergetelo, 
kann man nicht dem Bundeskanzler und dem Bundes-
minister einen Vorwurf machen, die dieses Konzept 
zur Verhinderung des Schlimmsten damals durchge-
setzt haben. 

Eine Förderung nachwachsender Rohstoffe, die 
auch im Hinblick auf die wachsenden Klimaprobleme 
notwendig ist, wurde bisher eben nicht verwirklicht. 
Es wurde innerhalb der EG, innerhalb der Kommis-
sion, nur geredet. Auch unternimmt die Kommission 
bisher nichts, um den Zustrom von Substituten in die 
EG zu beschränken oder diese wenigstens in die Ge-
treidemarktordnung einzubinden. Noch fördert sie 
die Umlenkung von überschüssigem Getreide in den 
Futtertrog. Eine solche Politik der EG-Kommission 
führt zur Existenzvernichtung vieler Bet riebe, vieler 
Bauern. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Andere Maßnahmen 
Ihrer Regierung auch, Herr Bredehorn!) 

Dieses werden und dürfen wir nicht hinnehmen. 
Deshalb fordere ich die EG-Kommission namens mei-
ner Fraktion auf, endlich die Flächenstillegung und 
Extensivierung in allen Ländern der EG verbindlich 
durchzuführen. Wenn das schon in diesem Jahr gelau-
fen wäre, wäre diese Garantiemenge unterschritten 
worden, hätten wir das Dilemma gar nicht. Wir brau-
chen endlich konkrete Maßnahmen zur Erhöhung der 
Getreideverfütterung. Die Substitutenfrage muß ge-
löst werden. Und es müssen neue Absatzmöglichkei-
ten für landwirtschaftliche Rohstoffe außerhalb des 
Ernährungssektors erschlossen werden. 

Die drastischen Einkommenseinbußen unserer Ge-
treidebauern in den letzten fünf Jahren müssen bei 
der nächsten Agrarpreisrunde berücksichtigt werden. 
Hier muß ein gewisser Ausgleich geschaffen werden. 
Wir werden unserem Minister daher den Rücken stär-
ken, damit er es schafft. Es muß endlich gelingen, ein 
Marktgleichgewicht im Getreidesektor zu erreichen, 
um damit die Existenz und das Einkommen unserer 
Ackerbaubetriebe auch in Zukunft zu sichern. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Kreuzeder. 

Kreuzeder (GRÜNE) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Regierungspartei beantragt eine Ak-
tuelle Stunde, um einen angeblichen Skandal der EG- 
Kommission aufzudecken, und gleichzeitig versucht 
sie, ihren heldenhaften Einsatz für die deutschen Ge-
treidebauern öffentlich breitzuschlagen. Es ist in 
höchstem Maße scheinheilig, sich über die vorläufige 
Ernteschätzung der Kommission aufzuregen; denn 
die politische und rechtliche Handhabe für diese 

Schätzung wurde von Ihnen und Ihren Vertretern ge-
schaffen und der Kommission aufgetragen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Aber nicht so, wie sie es 
gemacht hat!)  

— Der Bauernverband hat das unterstützt. Sie können 
sich noch erinnern? 

(Ooestergetelo [SPD]: So ist es!) 

Deswegen ist die Aktuelle Stunde eine Verarschung, 
eine große Hinterfotzigkeit gegenüber den betroffe-
nen Bauern, um sich nicht selbst zu entlarven. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kreuz-
eder, wenn sich der Präsident einschaltet, müssen Sie 
ihm schon die Möglichkeit dazu geben. 

Ich bin selbstverständlich gerne bereit, unseren 
bayerischen Dialekt hier ins Hochdeutsche zu über-
setzen. Aber bisher wurde alles verstanden, manches 
sogar zu kräftig verstanden. 

(Heiterkeit) 

Auch wenn das bei uns in Franken und in Altbayern 
natürlich keine Beleidigung oder unangenehme Um-
gangssprache ist, sollten Sie sich ihrer entwöhnen, 
damit — es sind zuwenig Bayern da — 

(Heiterkeit — Widerspruch des Abg. Müller 
[Schweinfurt] [SPD]) 

die Damen und Herren, die hier verblieben sind, Sie 
nicht falsch verstehen. — Sie haben mich jetzt richtig 
verstanden? 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Die Flüche kann 
man nicht verstehen!) 

Bitte schön. — Herr Kreuzeder, ich habe gestoppt. 

Kreuzeder (GRÜNE): Die Zeit wird mir ja nicht ab-
gezogen. 

Die Mengenschätzung ist zentraler Bestandteil der 
von Ihnen beschlossenen Agrarpreisstabilisatoren. 
Allen war vor der Einführung der Stabilisatoren schon 
klar, daß dieses Instrument zu direkten und automati-
schen Preissenkungen führt und daß sie keine Maß-
nahmen zur Überschußreduzierung sind. Sie wollen 
die Preissenkung. Überproduktion ist ja erlaubt. Die 
Kommission ist nur das ausführende Organ. Bestimmt 
haben wir — besser gesagt: Sie, nicht ich. 

(Eigen [CDU/CSU]: Die anderen vier Punkte 
sind von der Kommission nicht erfüllt!) 

Sie haben die Bedingungen so gesetzt, daß die Kom-
mission nicht eine einzige Möglichkeit hat, anders zu 
handeln. Sie waren es, die diese Kriterien festgelegt 
haben, der Herr Kanzler, der Herr Landwirtschaftsmi-
nister. Das heißt, Sie als Parlament haben die Mög-
lichkeit der Preisgestaltung und der Diskussion dar-
über bewußt aus der Hand gegeben, natürlich mit 
dem Ziel, die Schuld für die Preissenkung auf die 
Kommission abzuwälzen. 

Daß die Stabilisatorenregelung die Erzeugerpreise 
beim Getreide durch Überschreiten der Referenz-
menge jedes Jahr automatisch senkt, ist Ziel der Maß-
nahme und war Ihnen schon vorher klar. Deshalb ha-
ben Sie die Diskussion auf die Flächenstillegung um-
gelenkt. Sie wollen uns jetzt immer noch weismachen, 
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daß Flächenstillegung Überschußproduktion von Ge-
treide und Preissenkung verhindert. Wollen Sie nicht 
endlich der Meinung aller Experten folgen, daß das 
nicht möglich ist? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn einer 1%igen Verringerung der Produktion 
durch Stillegung steht eine jährlich 2- bis 3%ige Stei-
gerung entgegen. Das Geschenk der Streichung der 
Zusatzmitverantwortungsabgabe ist reine Kosmetik, 
nutzt nur dem Landhandel, nicht mehr. Wir Bauern 
mußten jedoch seit 1983 Preiseinbußen von 27 % hin-
nehmen. Die bevorstehende Entwicklung wird wei-
tere Einkommenseinbußen von 12 % für Getreide-
bauern bringen. 

Wo war Ihre Beantragung einer Aktuellen Stunde 
für die Milchkontingentierung, für den Härtefall? Wo 
war sie da? 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Oostergetelo [SPD]) 

Wo war Ihre Beantragung einer Aktuellen Stunde bei 
der Förderschwelle? 

(Beifall des Abg. Oostergetelo [SPD]) 
Sie müssen endlich über sich selbst zu Gericht sitzen, 
dann wird sich in der Landwirtschaft vielleicht etwas 
verbessern. 

(Frau Unruh [fraktionslos]: Sehr gut!) 

Wir haben Ihnen genug Vorschläge gemacht, damit 
etwas besser wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Susset. 

Susset (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Opposition kriti-
siert die Beschlüsse des Europäischen Rates. 

(Frau Weyel [SPD]: Was tun wir?) 

Ich bin der Meinung, das, was im Februar 1988 beim 
Europäischen Rat durch den Bundeskanzler und un-
seren Bundeslandwirtschaftsminister durchgesetzt 
wurde, wäre als Gesamtpaket und als Gesamtkonzept 
durchaus eine Möglichkeit, auch auf dem Getreide-
markt eine vernünftige Situation herzustellen. 

Was war die Alternative dazu? Die Alternative dazu 
waren die Beschlüsse von Kopenhagen, wo es um 
155 Millionen Tonnen Getreide ging und für jedes 
Prozent, das darüber hinaus produziert wird, um einen 
Preisabschlag von 1 %. Das hieße, wir wären heute 
wahrscheinlich bei einem Preisabschlag seit Februar 
1988 von 20 % bis 25 %. 

Wenn hier die Milchquote angesprochen wird: 
Meine Damen und Herren, die Gesamtlage der Land-
wirtschaft hat sich doch verbessert — das werden die 
Zahlen des grünen Berichts beweisen — , weil sich die 
Anstrengungen um Stabilität auf den Märkten auf 
dem Milch- und auf dem Getreidesektor gelohnt ha-
ben. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Und 55 000 haben auf 
dem Milchsektor aufgehört! — Oostergetelo 

[SPD]: Was haben die davon, die Berufsver-
bote bekommen?) 

Große Probleme bereitet uns gegenwärtig der Ge-
treidebereich. Für das kommende Jahr ist auf Grund 
der Schätzung der EG automatisch eine Senkung des 
Preises um 3 % vorprogrammiert. Die geschätzten 
0,3 % mehr bewirken diese Preissenkung und natür-
lich auch einen Einkommensverlust von über 10 %. 
Die hier praktizierte Allmacht der Kommission kann 
ich nur als selbstherrliches Vorgehen der Brüsseler 
Behörde zu Lasten der europäischen Getreideerzeu-
ger bezeichnen. 

Wir wissen doch, daß jede Schätzung mit Unsicher-
heiten behaftet ist. Die Ernteschätzung von Mitte 
Oktober 1989 hat eine statistische Fehlerquote von 
2, 3 %. Dies unterstreicht, daß es der Kommission dar-
auf ankam, eine Preissenkung für das nächste Wirt-
schaftsjahr festzuschreiben. 

Fest steht doch, daß die Produktionsschwelle von 
160 Millionen Tonnen unterschritten worden wäre, 
wenn andere Mitgliedstaaten in gleicher Weise wie 
die Bundesrepublik Deutschland für eine effektive 
Durchführung der Flächenstillegung gesorgt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Flinner [GRÜNE]: Als wenn das die Lö-

sung wäre!) 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, hat die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion gemeinsam mit der 
FDP in einem Entschließungsantrag zum Agrarbericht 
1989 die Bundesregierung aufgefordert, darauf hinzu-
wirken, daß alle EG-Mitgliedstaaten umgehend einen 
gleichgewichtigen Beitrag zur Mengenrückführung 
durch Flächenstillegung, Extensivierung und Umstel-
lung leisten und im Umfang ihrer Beteiligung von der 
Mitverantwortungsabgabe befreit werden. Das haben 
wir bei der Agrardebatte hier als Entschließungsan-
trag eingebracht. 

(Sielaff [SPD]: Und was hat die Regierung 
erreicht?) 

Die Bundesregierung hat diesen Auftrag in der letzten 
Ausschußsitzung noch einmal zur Kenntnis genom-
men. Deshalb fordern wir heute die Bundesregierung 
auf, bei den Preisverhandlungen im kommenden Jahr 
darauf hinzuwirken, daß die von der EG-Kommission 
provozierte Preissenkung um 3 % mindestens den 
Wegfall der Mitverantwortungsabgabe in voller 
Höhe bewirkt. Das ist das, was wir anläßlich der De-
batte zum Agrarbericht beschlossen haben. Dazu ste-
hen wir. 

Zu unserem Weg der Mengenrückführung und 
Preisstabilisierung ist keine vertretbare Alternative in 
Sicht. Daher müssen wir diesen Weg konsequent fort-
setzen. Dazu gehört, das in der Praxis eingeführte 
Konzept der unmittelbaren Mengenbegrenzung auf 
EG-Ebene mit Nachdruck zu vertreten. Dazu gehört 
auch — dazu fordern wir die Bundesregierung heute 
noch einmal auf — , durch hartnäckigen Einsatz in 
Brüssel für baldige und effiziente EG-Maßnahmen zur 
Steigerung der Getreideverfütterung und zur Nut-
zung des Produktionspotentials für nachwachsende 
Rohstoffe zu sorgen. Dies ist der einzige erfolgverspre- 
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chende Weg, um die Preissenkungsstrategie der EG-
Kommission zu stoppen. 

Deshalb haben wir heute diese Aktuelle Stunde ver-
anlaßt, um der Bundesregierung den Rücken zu stär-
ken, wenn es darum geht, in Brüssel bei den Preisver-
handlungen auch auf dem Getreidesektor für die 
Landwirtschaft zumutbare Preise durchzusetzen. 

Ich danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir Sozialdemokraten teilen ja die Sorgen 
über die Zukunft der Landwirtschaft. Schönfärberei 
— Herr Susset, da geben wir Ihnen völlig recht — ist 
fehl am Platze. Im Grunde zeigt auch die Beantragung 
dieser Aktuellen Stunde, daß die Schönfärberei in be-
zug auf die Zukunft der Landwirtschaft nicht ange-
bracht ist. 

Die Problematik, mit der wir uns heute befassen, ist 
ernst. Ich meine damit allerdings nicht das von Ihnen, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU, sehr 
eingeschränkte und eingeengte Thema der Ernte-
schätzung für Getreide durch die EG-Kommission. Ich 
meine vielmehr die Lage auf den Getreidemärkten 
insgesamt, die meines Erachtens nicht so eng be-
grenzt behandelt werden kann, wie wir es heute auf 
Ihren Antrag hin tun. 

Die vordergründige Aufgeregtheit der Regierungs-
koalition erinnert doch sehr an zurückliegende Zei-
ten, an Zeiten, in denen der Agrarrat in Brüssel oder 
Luxemburg in endlos dauernden Tag- und Nachtsit-
zungen um Agrarpreise rang und dabei weniger die 
Situation auf den jeweiligen Agrarmärkten im Auge 
hatte und am Ende oft, zu oft, auch falsche Signale 
gesetzt hat. 

Das Ergebnis kennen wir alle: von Jahr zu Jahr stei-
gende Überschüsse, nicht mehr zu verantwortende 
Ausgaben für Lagerhaltung und Überschußverwer-
tung und — trotz all dieser Aufwendungen — fallende 
Erzeugerpreise und abnehmende Einkommen in un-
seren bäuerlichen Familienbetrieben. 

Ich möchte auch in Erinnerung rufen: Die Ausgaben 
der Überschußfinanzierung in der EG übersteigen 
heute schon bei weitem die Ausgaben der europäi-
schen Entwicklungshilfe insgesamt. Nicht von unge-
fähr hat die überfällige Reform der Agrarpolitik im 
vergangenen Jahr die entsprechende, wie ich meine, 
negative Ausgestaltung erfahren und ein ständiges 
Herumhantieren bei marginal eintretenden Änderun-
gen im Marktgeschehen wesentlich erschwert. 

Wie ist die Situation denn heute auf dem Getreide-
markt in der EG? Der Selbstversorgungsgrad lag 
1988/89 bei knapp 120 %. Die Marktausgaben betru-
gen 1988 immer noch gut 10 Milliarden DM. Obwohl 
die Anbaufläche für Getreide in der EG abnahm, stieg 
die Produktion erheblich. Der technische Fortschritt 
im Anbau von Getreide war und ist weiterhin 
enorm. 

Dem Produktionsanstieg stand kein entsprechender 
Verbrauchsanstieg gegenüber. Im Gegenteil: Zeit-
weise nahm der Verbrauch ab, oder er blieb gleich. 
Die Ursachen hierfür sind bekannt, insbesondere die 
starke Zunahme von Substituten in der Verfütte-
rung. 

Der Weltmarkt erfuhr durch Trockenheit in den 
USA und Mißernten in der Sowjetunion vorüberge-
hend eine Entlastung. Mittelfristig ist jedoch mit Pro-
duktionsausweitungen in den traditionellen Agrarex-
portländern zu rechnen, so daß mögliche Überschüsse 
in der EG wiederum nur mit enormen Kosten einer 
Verwertung zugeführt werden können. 

Wir sollten auch nicht vergessen, daß niedrigere 
Getreidepreise nicht in jedem Fall und für jeden bäu-
erlichen Familienbetrieb ein Unglück sind. 

(Eigen [CDU/CSU]: Doch!) 

Gerade bei der bei uns gegebenen Struktur profitie-
ren hiervon flächenärmere, mit dem Schwerpunkt der 
Veredelung versehene bäuerliche Familienbetriebe. 
Davon gibt es bei uns viele, Herr Eigen, jedenfalls 
mehr, als es reine Marktfruchtbetriebe gibt. 

Insgesamt, so meine ich, ist die Situation auf dem 
Getreidemarkt nicht rosig. Wir sind weit entfernt vom 
Ziel, ein Marktgleichgewicht erreicht zu haben. Wir 
haben also keinen Grund, vom einmal eingeschlage-
nen Weg der Konsolidierung der Märkte abzuge-
hen. 

Was wir brauchen, sind gezielt auf diese Situation 
abgestellte flankierende Maßnahmen. Darauf werden 
meine Fraktionskollegen noch eingehen. Diese Maß-
nahmen müssen dazu beitragen, in Bedrängnis gera-
tenen bäuerlichen Familienbetrieben zu helfen. Das, 
was auf diesem Gebiet bisher geschehen ist, ist insge-
samt, meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, völlig unzureichend. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Heinrich. 

Heinrich (FDP): Herr Präsident! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Ich meine, Herr Kollege Oostergetelo, 
nicht die Politik der Bundesregierung steht heute in 
dieser Aktuellen Stunde im Mittelpunkt der kritischen 
Betrachtung, sondern die Argarpolitik, die in Brüssel 
verantwortet wird. 

(Oostergetelo [SPD]: Immer die, die man 
nicht wählen kann, Herr Kollege!) 

Der einzige Fehler, den die Bundesregierung meiner 
Meinung nach vielleicht gemacht hat, war, daß sie der 
Kommission zu sehr vertraut hat, daß sie sich nämlich 
an dieses Paket halten würde, was sie nicht getan 
hat. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Deshalb haben Sie, Herr Kollege, nur die halbe Wahr-
heit gesagt. 

Ich stehe nach wie vor hinter dieser Agrarpolitik, 
d. h. nicht Preissenkung, sondern Reduzierung der 
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Menge. Genau diese Maßnahmen brauchen wir, um 
den Getreidemarkt in Ordnung zu bringen. 

(Sielaff [SPD]: Denn man tau!) 

Das Instrument der Stabilisatoren, richtig ange-
wandt, kann dabei durchaus behilflich sein. Damit 
können auch in der Argumentation im GA TT  unsere 
Interessen entsprechend vertreten werden. Ich betone 
aber: richtig angewandt. Gerade das vermisse ich bei 
der EG-Kommission. 

Abgesehen davon, daß es schon unzulässig sein 
muß, nur auf der Basis von Schätzungen so weitrei-
chende finanzielle Konsequenzen zu ziehen — vor al-
lem wenn die Schätzungen dabei so knapp an der 
finanzwirksamen Grenze verlaufen — , sind der  Kom-
mission  auch in einigen anderen Punkten schwere 
Vorwürfe zu machen. Ich habe zu monieren: Die Korn-
mission hat trotz deutschem Drängen viel zu lange die 
mengenbegrenzenden Maßnahmen wie Extensivie-
rung, Flächenstillegung sträflich vernachlässigt. 
Schon viel früher hätte das Flächenstillegungspro-
gramm attraktiver gemacht werden müssen; 

(Sielaff [SPD]: Erst war es die alte Regierung, 
jetzt ist es die EG! Nur Sie selbst haben keine 
Schuld! — Oostergetelo [SPD]: Die Hilfen, 
die Sie gewährt haben, haben eben nichts 

gebracht!) 

denn es war doch längst abzusehen, daß die Beteili-
gung der EG-Staaten bei weitern nicht ausreichen 
würde. 

Was brachten denn die Pläne? Mehr Getreide in den 
Futtertrog? Fehlanzeige! 

(Sielaff [SPD]: Ablenkung!) 

Was brachten sie denn für das überaus wichtige Zu-
kunftsthema nachwachsende Rohstoffe? Auch hier 
nur Fehlanzeige. Und bei der Substitutenregelung 
— auch mein Vorgänger hat es gesagt — wiederum 
Fehlanzeige. 

Die Kommission ist kein Gestalter der Politik, die ihr 
aufgetragen wurde, sondern allenfalls ein mittelmäßi-
ger Verwalter, sonst würde gerade das Thema nach-
wachsende Rohstoffe anders angepackt. 

Die Landwirtschaft ist nicht nur für die Ernährungs-
produktion unabdingbar, sondern es wird auch ent-
scheidend auf die Landwirtschaft und damit verbun-
den auf die Nutzbarmachung der Photosynthese an-
kommen, wie sich unsere Umweltprobleme lösen las-
sen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Aber nicht mit nach

-

wachsenden Rohstoffen!) 

Ich erinnere nur an das CO2, und ich erinnere an den 
Schwefel. Warum treibt die Kommission diese Überle-
gungen nicht voran, damit wir in Zukunft eine intelli-
gentere Technik nutzen können, anstatt nur unsere 
fossilen Bodenschätze zu verfeuern? 

Um nochmals auf die Flächenstillegung zurückzu-
kommen: Wir werden sehr genau aufpassen, wie sich 
unsere EG-Nachbarn an diesem Programm beteili-
gen. Sollte es auch in Zukunft nur sehr unzureichend 
angenommen werden, bin ich persönlich dafür, daß 
diejenigen Staaten eine Mitverantwortungsabgabe 

bezahlen sollen, die sich nicht ausreichend daran be-
teiligen, und daß die anderen freigestellt werden. 
Denn das wäre dann Mitverantwortung im wahrsten 
Sinne des Wortes. 

Meine Kollegen von der Opposition, wenn Sie so 
tun, als wenn Sie zwar inhaltlich mit dem, was wir hier 
vertreten, mitziehen könnten, wenn Sie auf der ande-
ren Seite aber die Schuld der Bundesregierung zuwei-
sen, dann müssen Sie sich im klaren darüber sein, daß 
Sie nur die eine Seite der Medaille betrachten und die 
andere völlig ignorieren. 

(Sielaff [SPD]: Das geben Sie immerhin 
schon zu! — Oostergetelo [SPD]: Immerhin 

schon die Hälfte!) 
Das ist nicht ordentlich. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Kreuzeder. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das ist eine gute Gelegenheit, einmal 
über andere Dinge zu sprechen. Wir sollten uns ein-
mal darüber unterhalten, wieso der Bauer und die 
Bäuerin von einem Brötchen, das verkauft wird, nur 
noch einen Pfennig haben. Außerdem sind wir zur 
Zeit dabei, Symptome und nicht die Ursachen der 
Misere in der Agrarpolitik zu bekämpfen. Ich denke 
mir, es ist durchaus wichtig, den Stand der Bäuerin-
nen und Bauern — zur Zeit ist er in unserer Gesell-
schaft viel zu niedrig angesehen — und ihren Beruf in 
Parlamenten zu verteidigen. Sie bilden nämlich die 
Grundlage für eine demokratische Gesellschaft und 
für eine demokratische Ordnung. Sie besitzen ihre 
eigene Produktionsgrundlage; sie sind in der Lage, 
selbst zu bestimmen, wann, wo und was sie produzie-
ren wollen; sie sind dezentral vorhanden und durch 
Aufsichtsräte und Großkonzerne noch nicht manipu-
lierbar, zumindest einige von ihnen. Ich meine, das 
sollte uns zu denken geben. 

Wenn es keine bäuerliche Landschaft mehr gibt, 
gibt es in meinen Augen auch keine Demokratie 
mehr. Nur eine dezentrale, selbstbestimmte Gesell-
schaft, die auch in ihrer Arbeitswelt entscheiden 
kann, was sie will, ist die Voraussetzung für Demokra-
tie. Deswegen bin ich z. B. in Bonn im Parlament, um 
aus diesen Gründen die Landwirtschaft zu verteidi-
gen. Da fehlt es bei Ihnen über alle Maßen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Eigen [CDU/ 
CSU]: Das ist unerhört! Das ist ja schlicht 

unerhört!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Michels. 

Michels (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir leben in einer Welt gravie-
render Unterversorgung in weiten Teilen dieser Welt, 
auch mitten in Europa. Zur gleichen Zeit steigen un-
sere Schwierigkeiten auf Grund stetiger Überproduk-
tion. Gäbe es eine alle zufriedenstellende Regelung, 
brauchten wir uns nicht zum wiederholten Male der 
Getreidepreissituation zuzuwenden. 
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Tatsächlich und unwiderlegbar sind die Einkom-
men der getreideanbauenden Betriebe während der 
letzten Jahre um 25 % zurückgegangen. Die Kommis-
sion in Brüssel hat ihre große Chance vertan, die Feh-
lermarge bei der Ermittlung der EG-Getreideernte

-

menge für die Bauern zu nutzen. 

Zu den jetzt gültigen und sich aus dem Schätzungs-
ergebnis ableitenden Preisen kann bei uns mit wirt-
schaftlichem Erfolg Getreide nicht mehr angebaut 
werden. Das, was in Brüssel eingespart wird, geht ein-
deutig zu Lasten der getreideanbauenden Landwirt-
schaft. Wie lange soll das noch gehen? Was wäre, 
wenn wir nicht über Vorräte in den Mengen, wie wir 
sie kennen, verfügen würden? Könnten wir dann 
Polen und anderen helfen? 

Wenn sich der Getreideanbau nicht mehr lohnt, 
bleibt eben nur noch die Flächenstillegung. Ist die EG 
bereit und in der Lage, den Fonds für Flächenstille-
gung entsprechend auszubauen? Hat die EG Voraus-
setzungen für lohnende Alternativen entwickelt? Hat 
sich die Kommission einmal gefragt, was ist, wenn die 
Bauern bei derart schlechten Bedingungen den An-
bau von Getreide zu einem entsprechenden Anteil 
einstellen? Kann die Kommission dafür die Verant-
wortung noch weiter übernehmen? 

Meine Damen und Herren, die Preisschraube ist 
überdreht. Während der vergangenen zwei Jahre hat 
die Kommission keine annehmbare Regelung vorge-
legt, um mehr Getreide in den Futtertrog zu bringen. 
Eine Streichung der Mitverantwortungsabgabe 1 
und 2 für Futtergetreide würde unbürokratisch weit 
mehr Getreide direkt in den Futtertrog lenken. 

Es tut mir leid, Herr Oostergetelo, daß die sozialisti-
sche Fraktion im Europaparlament einem Antrag auf 
Streichung der MVA nicht zugestimmt hat. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist schlimm, ja!) 

Ich kann der Kommission auch nicht den Vorwurf er-
sparen, es sich beim Getreidemarkt einfach zu leicht 
gemacht zu haben. Die Beibehaltung der bisherigen 
Strategie halte ich für absolut falsch. 

Tatsache ist: Die Preise sind von Jahr zu Jahr gefal-
len, und die Qualitätsanforderungen sind gestiegen. 
Tatsache ist: Die Reports sind halbiert; gleichzeitig 
gehen die Zinsen herauf. Die Kommission muß um-
schalten; wenn nicht, dann sollte der Ministerrat sie 
dazu bringen. 

Wirkungsvolle Hilfe lassen erwarten: erstens eine 
europaweite Flächenstillegung zu absolut gleichen 
Bedingungen; zweitens, wie schon gesagt, der Ver-
zicht auf die MVA 1 und 2 für Futtergetreide; drittens 
beherzter Ausbau von alternativen Möglichkeiten für 
den Nichtnahrungsmittelbedarf; 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Nachwachsende 
Rohstoffe!) 

viertens wirkungsvolle stufenweise Rückführung der 
Substituteinfuhr. 

Meine Damen und Herren, was wir auf diesem 
Felde unterlassen oder nicht erreichen, wächst unse-
ren Kindern als Hypothek und den Menschen in der 

EG als unverantwortliches Risiko entgegen. — Ich 
bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Flinner Zurufe der Abg. Frau Flinner 

[GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Weyel. 

(Eigen [CDU/CSU]: Schön lieb sein, Frau 
Weyel!) 

Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Eigen, Ihre freundlichen Worte höre 
ich wohl, aber sie werden mich nicht davon abhalten, 
zu sagen, was nicht ganz richtig ist. 

Wir sind uns also darüber einig, daß zur Verbesse-
rung der Situation der Landwirtschaft Überproduktion 
abgebaut werden muß. 

(Eigen [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Frage ist, welches die Mittel dazu sein sollen. Nun 
hat uns der Herr Susset das Gesamtkonzept geprie-
sen, und der Herr Heinrich hat uns erklärt, daß das 
alles sehr gut ist und daß es nur in der Anwendung 
nicht richtig gemacht wird. Auch haben wir gehört, 
wer alles schuld ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Sozis!) 

nämlich auf der einen Seite die EG-Kommission und 
auf der anderen Seite die sozialistische Fraktion im 
Europäischen Parlament. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Susset 
[CDU/CSU]: Das ist richtig festgestellt!) 

Nur die Bundesregierung hat mit dem Ganzen über-
haupt nichts zu tun gehabt! Da frage ich mich, wofür 
der Herr Kiechle eigentlich immer nach Brüssel fährt. 
Was macht er da eigentlich? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe immer geglaubt, der Herr Kiechle geht, wenn 
er nach Brüssel fährt, zum Ministerrat und kämpft im 
Ministerrat für die deutsche Landwirtschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Aber offensichtlich ist das noch keinem von Ihnen auf-
gefallen, und dann kann es wohl nicht ganz stimmen. 
Ich weiß also nicht, was da los ist. 

Klar ist jedenfalls eines: Bei der derzeitigen Rege-
lung hinsichtlich der Getreidemenge und der Garan-
tieschwelle hat der einzelne Landwirt in dem Mo-
ment, in dem er die Entscheidung treffen muß, näm-
lich wenn er aussät, überhaupt keine Möglichkeit, 
einen ordentlichen Überlick über den gesamteuropäi-
schen Bereich zu bekommen, ja, er hat noch nicht ein-
mal einen Überblick über die deutsche Situation. Das 
heißt, er muß eine betriebliche Entscheidung treffen, 
ohne zu wissen, wie sie im Zusammenhang mit dem 
Ganzen steht. 

(Eigen [CDU/CSU] : Richtig!) 

Das ist ein Fehler des Konzepts, das zwar eine gesamt-
europäische Garantieschwelle festlegt, die Länder 
und Regionen aber nicht berücksichtigt. Da muß man 
dann halt etwas ändern, wenn man das will. 
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Ihre Entschließungsanträge, Herr Susset, sind ja 
sehr gut; aber nun muß daraus auch einmal etwas 
entstehen. 

(Susset [CDU/CSU]: Es entsteht!) 

Wir wünschen Ihnen durchaus, daß Ihr Minister im 
nächsten Jahr etwas mehr Erfolg hat. 

Ärgerlich ist zweifellos die geringe Differenz bei der 
Mengenüberschreitung, und dies auch noch bei einer 
Schätzung; das ist klar. Aber jede Grenze, die gesetzt 
wird, bringt solche ärgerlichen Dinge. Das gilt für Ter-
mine, bei denen manchmal nur ein Tag überschritten 
wird, und das gilt für Mengen, die nur geringfügig 
überschritten sind und bei denen sich gerade für die 
Betriebe, die bezüglich der Rentabilität in einer 
Grenzsituation sind, ein viel stärkerer Abschlag als 
diese 3 % aus dem ergibt, was ihnen übrigbleibt. Das 
muß man klar und deutlich sagen. 

Zu dem von Ihnen genannten Gesamtkonzept 
— darüber reden wir ja eigentlich — gehört als we-
sentlicher Bestandteil die Flächenstillegung. Damit 
wollten Sie auch die Reduzierung der Produktion in 
diesem Bereich erreichen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Noch weitere drei 
Punkte gehören dazu!) 

— Ja, auch die anderen drei Punkte. Ich will jetzt aber 
einmal über die Flächenstillegung reden — wenn Sie 
das erlauben — , wie das auch einer meiner Vorredner 
getan hat. 

(Eigen [CDU/CSU]: Bitte schön!) 

Diese Politik der Flächenstillegung ist letzten Endes 
gescheitert; denn wir haben ja festgestellt, daß sich in 
der Bundesrepublik sehr viele Bauern daran gehalten 
haben, aber nicht in anderen Ländern. Deshalb ist der 
Erfolg, daß die festgelegte Garantiemenge nicht un-
terschritten, sondern überschritten worden ist. 

(Eigen [CDU/CSU]: Was Sie bezweifeln!) 

— Nein. Das hat natürlich etwas damit zu tun, daß 
andere EG-Länder nicht in gleichem Maße wie wir 
Flächen stillgelegt haben. Natürlich hat das damit zu 
tun. Deswegen hätten wir das vorneweg ein bißchen 
deutlicher regeln müssen. Da nutzt auch der Aufruf 
nichts; da muß man einfach etwas machen und zu 
Vereinbarungen kommen. 

(V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Abgesehen davon ist die Flächenstillegung auch 
aus ökologischen Gründen problematisch, 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Ja, das zeigt sich 
schon in diesem Jahr!) 

weil sie die gleichmäßige Entlastung der Flächen 
nicht bringt. Frau Flinner, wir haben uns seinerzeit für 
die Extensivierung und nicht für die Flächenstille-
gung ausgesprochen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Auch ökologisch ist die 
Flächenstillegung besser als nichts!) 

Ich möchte noch auf eines hinweisen: Wir haben bei 
der Regierung mehrfach nachgefragt, wie denn die 
Auswirkungen sind und welche Zahlen da existieren. 
Sie haben uns immer noch keine konkreten Zahlen 
genannt. Wir haben mehrfach nachgefragt. Unsere 
konkreten Fragen wurden bisher nicht beantwortet. 

Wir werden weiterhin nicht nachlassen, danach zu 
fragen, um festzustellen, daß auch Sie an diesem gan-
zen Dilemma durchaus beteiligt sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. von Geldern. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben 
in der europäischen Agrarpolitik vor sechs, sieben 
Jahren eine Situation vorgefunden, die durch den dro-
henden Zusammenbruch der Marktordnungen man-
gels weiterer Finanzierbarkeit und durch einen mas-
siven Druck auf die Erzeugerpreise durch die Markt-
verhältnisse in der Überschußsituation bei allen für 
uns wichtigen Marktprodukten gekennzeichnet war. 

Seit dem wissen wir, daß es zwei grundsätzliche 
Ansatzpunkte gibt, diese Situation zugunsten der 
Landwirtschaft, aber auch zugunsten einer weiteren 
Finanzierbarkeit der europäischen Agrarpolitik zu lö-
sen. Es gibt nämlich einmal den Ansatz, Preisdruck 
auszuüben, dem sich die EG-Kommission über weite 
Strecken ganz ausdrücklich verschrieben hat. Man 
kann das im Getreidememorandum, aber auch schon 
im Grünbuch nachlesen. Es gibt den anderen Ansatz, 
den die Bundesregierung von Anfang an favorisiert 
und für den sie sich konsequent eingesetzt hat, näm-
lich die Rückführung der Produktion an der Quelle, 
die Reduzierung der Mengenproduktion. 

Wir haben dies bei der Neuordnung der Milch-
marktregelungen, bei der Garantiemengenregelung 
Milch, erfolgreich durchgesetzt. Wir haben dies ferner 
bei der Rindfleischmarktordnung erfolgreich durch-
gesetzt. Wir haben heute nach, zugegeben, schwieri-
gen Jahren eine Situation der Umstellung auf eine 
neue Lage, wo wir mit Befriedigung feststellen kön-
nen, daß die landwirtschaftlichen Einkommen in den 
Bereichen des Futterbaus und der Veredelung — das 
sind die für uns wirtschaftlich wichtigsten Bereiche — 
deutliche, weit über die Vorherschätzungen hinaus-
gehende Einkommenszuwächse aufweisen. 

Wir haben nach wie vor große Sorgen und Schwie-
rigkeiten in dem Bereich, der heute zu Recht zur Dis-
kussion gestellt ist: im Getreidebereich. Hier haben 
wir denselben Ansatz verfolgt, nämlich der Landwirt-
schaft eine Reduzierung der Mengenproduktion zu 
ermöglichen. Wir haben diesen Ansatz auf dem dann 
gescheiterten Gipfel in Kopenhagen vorgetragen, als 
die Kommission wiederum ausschließlich auf ihr 
Preisdruckkonzept gesetzt hat, unterstützt von eini-
gen Mitgliedsländern. 

Wir haben ihn schließlich im Februar 1988 durchge-
setzt, indem damals nicht nur die Preisdruckvorstel-
lungen der Kommission schon durch die Erhöhung der 
Garantiemenge und durch die Umstellung der Konse-
quenzen aus einer Überschreitung der Garantie-
menge vom ursprünglichen Konzept der Kommission 
auf das, was dann tatsächlich beschlossen wurde, 
massiv reduziert worden sind, sondern indem auch die 
mengenreduzierenden Elemente gleichwertig und 
gleichgewichtig von den zwölf Regierungschefs der 
Gemeinschaft einstimmig beschlossen worden sind. 
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Wir haben heute zu beklagen — ich schließe mich 
den Klagen an, die sich auf die Ernteschätzung der 
Kommission bezogen haben —, daß die Kommission 
den einen Teil der Beschlüsse vom Februar 1988 ohne 
jede Sensibilität, ohne jede Rücksichtnahme auf die 
Einkommenssituation der Landwirtschaft exekutiert 
und sich dabei auch noch den Vorwurf gefallen lassen 
muß, daß sie von unsicheren Zahlen ausgeht. 

Meine Damen und Herren, wir haben Erfahrungs-
werte aus den letzten acht Jahren, wie sich die Ernte-
schätzungen zum endgültig festgestellten Ernteer-
gebnis verhalten haben. Wir sehen über diese acht 
Jahre für den Zeitraum bis August eine durchschnitt-
liche Abweichung von 4 % . Selbst im Dezember sehen 
wir noch eine durchschnittliche Abweichung von 
0,7 %. 

Wenn dann bereits im Oktober — wie jetzt gesche-
hen — eine Überschreitung der entscheidenden 
Marke von 160 Millionen t von nur 0,3 % durch die 
EG-Kommission festgestellt wird, dann heißt das, das 
bewegt sich voll im Rahmen der Fehlermarge. Das hat 
beim Interventionspreis eine Preissenkung von 3 % zu 
Lasten der landwirtschaftlichen Einkommen zu 
Folge. 

Das kritisieren wir, meine ich, miteinander zu Recht. 
Das ist eine Provokation für die Landwirte in der Euro-
päischen Gemeinschaft, seitens der EG-Kommission. 

Der zweite wichtige Grund, weshalb ich nicht an-
stehe, für die Bundesregierung diese getroffene Ent-
scheidung der EG-Kommission für kritikwürdig zu er-
klären ist, daß wir im Bereich der anderen Paketteile, 
die gleichwertig und gleichgewichtig im Februar 1988 
auf den Weg gebracht worden sind, eindeutige Hand-
lungs- und Umsetzungsdefizite sehen. Das kann man 
nicht für alle Punkte gleichermaßen sagen, aber es ist 
kritikwürdig, daß bis zur Stunde noch kein Vorschlag 
der EG-Kommission für eine vermehrte Nutzung 
nachwachsender, von der Landwirtschaft produzier-
ter Rohstoffe im industriellen Bereich vorliegt; an die-
sem Vorschlag fehlt es bis heute. Das ist eineinhalb 
Jahre nach dem Beschluß der Regierungschefs vom 
Februar 1988 nicht zu verstehen. 

Weiterhin: Die Kommission hat zwar zur Mehrver-
fütterung von Getreide im Mischfutter einen Vor-
schlag vorgelegt, aber nach der Ablehnung dieses 
Vorschlags von einer großen Mehrheit im Agrarrat ist 
sie nicht in der Lage gewesen, einen neuen Vorschlag 
vorzulegen. 

Schließlich hat die Kommission nicht rechtzeitig 
darauf gedrängt, daß einmal durch ihren Eigenanteil 
bei der Finanzierung, aber auch durch entsprechende 
Ausgestaltung in den nationalen Parlamenten das 
Flächenstillegungsangebot so gestaltet wird, daß es 
EG-weit in gleicher Weise angenommen wird. Wir 
wissen, daß wir mehr als andere stillgelegt haben. Wir 
wissen auch — das ist für diese Aktuelle Stunde wich-
tig — , daß wir, wenn wir alle den gleichen Anteil 
erbracht hätten, über eine Getreideerntefeststellung, 
die über 160 Millionen t hinausgeht, heute nicht zu 
reden brauchten. 

Es ist wichtig, daß jetzt die Konsequenz aus dieser 
nicht zufriedenstellenden Situation gezogen wird und 
daß der Druck auch von seiten der Kommission auch 

mit rechtlichen Mitteln verstärkt wird. Wir müssen 
dahin kommen, daß Extensivierungsmaßnahmen und 
Maßnahmen der Flächenstillegung EG-weit in der 
gleiche Weise durchgeführt werden. 

Ich nenne noch die Produktionsaufgaberente, die 
wir ebenfalls bei uns eingeführt haben. Ich erwähne 
auch, daß wir bis heute natürlich noch kein Ergebnis 
der GATT-Verhandlungen haben können, daß der 
Auftrag, das Mandat an die Kommission eindeutig 
lautet, den Außenschutz für die Einfuhr von Getreide-
substituten zu verbessern. Aber wenn das nicht erfüllt 
ist, ist es um so kritikwürdiger und unsensibler, bei 
160,5 Millionen t eine Exekution vorzunehmen, in 
dem Wissen, welche Wirkung das für den Interven-
tionspreis — das heißt in der Überschußsituation im-
mer gleichzeitig auch: für den tatsächlichen Markt-
preis und für den Erzeugerpreis — hat. 

Welche Konsequenzen können und müssen wir aus 
dieser Erfahrung, die wir jetzt mit der Kommission 
gemacht haben, ziehen? Die erste habe ich schon an-
gesprochen. Wir müssen allen politischen Druck dar-
auf legen, daß die Defizite bei der Umsetzung des 
Pakets vom Februar 1988 abgebaut werden, d. h. daß 
alle Teile, von der Flächenstillegung bis zum GATT- 
Mandat, von der Extensivierung bis zur Erhöhung des 
Getreideanteils im Mischfutter und schließlich auch 
das Programm nachwachsende Rohstoffe, jetzt auf 
den Weg gebracht und EG-weit umgesetzt werden. 

Zweiter Punkt — dies haben wir in der Zeit seit dem 
18. Oktober mehrfach, auch öffentlich, angekündigt; 
so werden wir verfahren — : Wir sehen in dieser Ent-
scheidung der Kommission eine Belastung für die 
Preisrunde. Wir werden natürlich in den vor uns lie-
genden Verhandlungen auf diese Belastung zu spre-
chen kommen. Das ist bereits im Agrarrat verbal ge-
schehen. Es wird aber auch in Form von konkreten vor 
uns liegenden Entscheidungen für die anstehenden 
Beschlüsse, soweit sie Auswirkungen auf den Getrei-
desektor haben, geschehen und geschehen müssen. 
Dies heute anzukündigen halte ich für notwendig, um 
der getreideanbauenden Landwirtschaft eine Per-
spektive zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wimmer (Neuötting). 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Beim bisherigen Ablauf der Aktuellen Stunde ist gele-
gentlich der Eindruck entstanden, auch durch die Kri-
tik aus den Reihen der Koalition und auch des Herrn 
Staatssekretärs an dem Verhalten des EG-Minister-
rats, an dem Verhalten der Kommission, als wäre die 
Aktuelle Stunde von der Opposition beantragt wor-
den. Nein, diese Aktuelle Stunde wurde von der Re-
gierungskoalition beantragt. Sie können Ihr Fehlver-
halten in der Agrarpolitik in den letzten Jahren auch 
durch diese Aktuelle Stunde nicht beschönigen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Flinner [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Es wäre jetzt ein leichtes für die Opposition, Punkte 
zu sammeln, indem sie auch auf Kommission und Mi-
nisterrat losschlägt. Wir tun das nicht. 
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Ich bin der festen Überzeugung, daß Bremsautoma-
tiken für Preise und Mengen leider erforderlich sind, 
und zwar wegen der Versäumnisse der Agrarpolitik 
der letzten Jahre, wenn nicht der letzten Jahrzehnte. 
Woran es fehlt, ist nach meiner Auffassung die Einbin-
dung dieser markt- und preispolitischen Maßnahmen 
in ein stimmiges Gesamtkonzept, das der Landwirt-
schaft einen klaren Weg in die Zukunft weist. 

(Eigen [CDU/CSU]: Da bin ich gespannt!) 

Heute ist angesprochen worden — auf diesen einen 
Punkt möchte ich nur mit einem Satz eingehen —, bei 
Milch habe sich eine Stabilisierung von Menge und 
Preis ergeben. Das mag richtig sein. Vergessen Sie 
aber nicht, wieviel tausend Landwirte aufgegeben ha-
ben! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ein Gesamtkonzept, in dem Markt- und Preispolitik, 
Strukturpolitik, Umweltpolitik und auch Agrarsozial-
politik aufeinander abgestimmt sind, als passende 
Bausteine eines Ganzen, gibt es für Sie nicht. Statt 
dessen bietet diese Koalition einen schlecht sortierten 
Krämerladen mit einer sehr schlechten Bilanz an. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr! — Frau Flin

-

ner [GRÜNE]: Richtig!) 

Ein Beispiel: Nahezu zwei Jahre nach Verabschie-
dung des Stabilisationsgesetzes und -konzepts — das 
ist ein schwieriges Wort — 

(Zuruf von der SPD: Für Bayern!) 

sind die im Grundsatz beschlossenen vorübergehen-
den Einkommensbeihilfen immer noch nicht in Sicht. 
Im Gegenteil: Gestern hat die Bundesregierung in 
diesem Hause auf die Frage meines Kollegen Ooster-
getelo erstmals zugegeben, daß sie diese Hilfen bun-
desweit gar nicht einführen will. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Sie schieben den Schwarzen Peter den Ländern zu, 
die wiederum verweisen auf den Bund. Eine billige 
Übung! Mit der Sie sich nicht aus der Verantwortung 
herausstehlen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit diesen vorübergehenden Einkommenshilfen 
sollen Anpassungen solcher bäuerlicher Betriebe un-
terstützt werden, die diese Anpassungen aus eigener 
Kraft nicht mehr vollziehen können; dies trifft auf eine 
wachsende Zahl von Betrieben zu. 

(Zuruf des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 

— Herr Eigen, sicherlich nicht auf Sie und nicht auf 
andere Kollegen im Hause, aber auf viele Landwirte 
wird das zutreffen. 

Es ist auch keine Hilfe, jetzt von einer Ausdehnung 
der benachteiligten Gebiete zu sprechen. Wenn Fut-
terbaubetriebe eine Ausgleichszulage erhalten, so ha-
ben die Marktfruchtbaubetriebe ohne Grünland da-
von nichts. Zudem liegen diese in Schwierigkeiten 
gekommenen Marktfruchtbetriebe ganz überwie-
gend in nicht benachteiligten Gebieten. Für viele wird 
das Aus kommen, wenn die Bundesregierung aus 
ideologischer Verblendung mögliche Hilfe verwei-
gert. 

(Koschnik [SPD]: Sehr wahr!) 

Statt dessen erheben Sie lieber ein Kriegsgeschrei 
gegen die Kommission und gegen Brüssel. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einige Sätze 
zur Agrarsozialpolitik, die auch zu einem Gesamt-
konzept der Agrarpolitik gehört und die auch dazu 
beitragen könnte, bedrängten Betrieben zu helfen, 
sagen. Auch hier haben Sie bewiesen, daß Sie völlig 
unfähig sind, mehrfach gefaßte Reformbeschlüsse zu 
verwirklichen. Selbst die kleinsten Schritte wie die 
Verwirklichung des vierten agrarsozialen Ergän-
zungsgesetzes werden nicht unternommen. 

Jetzt heißt es, wenigstens die inzwischen berühm-
ten 300 Millionen DM aus dem Beitragsentlastungs-
gesetz sollten in die Altershilfe eingegliedert werden, 
wie das der Minister Kiechle im Ministerrat verspro-
chen hat. Aber dieses „Reförmchen" unter Ausklam-
merung der Krankenkasse hat einen gewaltigen Ha-
ken: Sie wird dazu führen, daß mehr als 10 000 ein-
kommensschwache landwirtschaftliche Familien 
nicht weniger, sondern mehr für ihre soziale Siche-
rung zahlen müssen. Bis zu 2 000 DM Zuschuß je Be-
trieb und Jahr nach dem Beitragsentlastungsgesetz 
fallen weg. Dieses Geld können die Familien nicht 
über eine Ermäßigung der Beiträge zur Alterskasse 
zurückerhalten, selbst wenn die Monatsbeiträge null 
DM betrügen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 
Statt dessen wollen Sie mit diesen 300 Millionen DM 
auch die Beiträge für Großverdiener ermäßigen. Das 
ist ein sozialpolitischer Kopfstand. 

(Beifall bei der SPD) 
Auch hier, Herr Kollege Susset, spielen Sie den 
Schwarzen Peter, wenn Sie sich vornehm zurückleh-
nen und die Selbstverwaltung der landwirtschaftli-
chen Sozialversicherung bitten, es zu korrigieren. Die 
Selbstverwaltung kann keine Entlastung der kleine-
ren Betriebe vornehmen. Hier ist eine tatkräftige Re-
gierung gefragt. 

(Koschnick [SPD]: Sehr gut! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Thema verfehlt!) 

Daher appelliere ich nochmals an die Bundesregie-
rung: Führen Sie keine Schaukämpfe gegen die EG- 
Kommission, sondern kehren Sie vor Ihrem eigenen 
Hoftor, und bringen Sie damit endlich die notwendi-
gen Maßnahmen auf den Weg. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Flin-
ner [GRÜNE]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die agrarpoliti-
sche Entwicklung in den 60er und 70er Jahren 

(Zuruf von der SPD: In den 50er Jahren! — 
Frau Flinner [GRÜNE]: Hat die FDP gestal-
tet, und darum ist sie so geworden, wie sie 

ist!) 
hat zu Ergebnissen geführt, die aus damaliger Sicht 
sehr verständlich, auch erstrebenswert waren, die sich 
aber im Rahmen der europäischen Entwicklung zu 
Problemen entwickelt haben, die zu Beginn der 80er 
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Jahre als besonders schwerwiegende Probleme vor 
der neuen Regierung standen. Man wird doch sicher-
lich sagen können, daß auch der Bundesminister 
Kiechle in  besonderer  Weise  tatkräftig und konkret 
darangegangen ist, die Probleme zu lösen. 

(Frau Weyel [SPD]: Er hat keinen Erfolg da

-

bei! — Weiterer Zuruf von der SPD: Warum 
dann die Aktuelle Stunde, wenn er alle Pro

-

bleme gelöst hat?) 

Auf jeden Fall gibt es bis heute kein überzeugendes 
Alternativkonzept dazu. Wir haben nie davon gehört. 
Wir haben von einzelnen kleinen Alternativschritten 
gehört, aber ein alternatives Gesamtkonzept dazu hat 
es Ihrerseits nicht gegeben. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das stimmt nicht! 
Wir haben immer gute Konzepte gehabt!) 

Die Ergebnisse unserer Agrarpolitik, wie sie sich im 
Moment darstellen, sind durchaus positiv zu bewer-
ten. 

(Opel [SPD]: Die Gestaltungsverantwortung 
liegt sowieso bei der Regierung!) 

Es gibt tatsächlich eine Ordnung des Milchmarktes. 
Es gibt einen stabilen bis erhöhten Milchpreis. Andere 
Agrarpreise sind in diesem Jahr beachtlich gestiegen. 
Die Schweinepreise sind im Vergleich zum vergange-
nen Jahr bis zu 30 % gestiegen. Das heißt, die Maß-
nahmen zur Ordnung der Märkte haben sich durch-
aus positiv ausgewirkt. 

(Oostergetelo [SPD]: Das ist doch reine Plan

-

wirtschaft!) 

— Ich möchte das Wort gerne aufnehmen. Eine mehr 
marktwirtschaftliche Ordnung war infolge dieser Ent-
wicklung und dieser großen Probleme nicht mög-
lich. 

(Opel [SPD]: Aber wünschenswert!) 

—Aber wünschenswert. — Das Ziel der Ordnung der 
Märkte ist ja, mehr Marktordnung zu ermöglichen. 

(Opel [SPD]: Aber, Herr Kollege, da laufen 
Sie ganz schnell von dem Ziel weg!) 

— Nein, eben nicht. 

Indem ich zu dem eigentlichen Thema der Aktuel-
len Stunde zurückkehre, 

(Zuruf von der SPD: Das ist gut!) 

sage ich: Die deutschen Bauern zeigen sich seit mehr 
als drei Jahrzehnten von der besten europäischen 
Seite. Die deutsche Landwirtschaft war und ist bereit, 
notwendige Kompromisse im Interesse der Sache mit-
zutragen. Schwerwiegende Wettbewerbsnachteile 
hat sie geduldig ertragen. Die deutsche Landwirt-
schaft braucht also keine Belehrung darüber, daß das 
große Werk der europäischen Integration seinen Preis 
hat. Aber der politische und auch der wirtschaftliche 
Preis muß plausibel begründet, der Sache dienlich 
sein. 

Bei der Art und Weise der Getreidepreisfestsetzung 
kann davon nicht die Rede sein. Warum nicht? Wenn 
die Garantieschwelle um 0,3 % überschritten wird, mit 
der Folge einer 3%igen Preissenkung und eines mehr 
als 10%igen Einkommensverlustes, dann sind solche 

Maßnahmen nicht geeignet, das Vertrauen der Bau-
ern in die Solidität der Politik zu begründen. 

(Oostergetelo [SPD]: Konnten Sie das nicht 
vorher anders vereinbaren? — Weitere Zu-

rufe von der SPD) 

Das ist der schwierige Punkt, den es hier in Angriff zu 
nehmen gilt. Eine fragwürdige Schätzung mit einem 
fragwürdigen Ergebnis schafft Mißtrauen, Ärger und 
Enttäuschung. Und die Politisierung der Zusatzmit-
verantwortungsabgabe führt zu Unruhe. Der Sinn 
kann nicht mehr vermittelt werden. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Er ist noch nie ver-
mittelt worden! Die Bauern haben nie ver-

standen, daß sie das bezahlen müssen!) 

Deswegen: Diese Zusatzmitverantwortungsabgabe 
muß weg! 

Die Ordnung des Getreidemarktes kann auch über 
einen unsinnigen Preisdruck nicht hergestellt wer-
den. 

Was richtig und wichtig wäre, ist bereits gesagt wor-
den: Flächenstillegung, Extensivierung, die Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe, die Erhöhung der Getrei-
deverfütterung, Eindämmung der Importflut an Fut-
termitteln. 

In diesem Zusammenhang muß auch einmal darauf 
hingewiesen werden, daß diese Schätzung sicherlich 
auch etwas mit der von der EG-Kommission ge-
wünschten Position in den GATT-Verhandlungen zu 
tun hat, die — so wie sie sie anstrebt — aus ihrer Sicht 
wünschenswert sein muß, aber aus unserer Sicht eben 
nicht zu begrüßen wäre. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, meine Damen 
und Herren, daß in diesem Augenblick, in dem wir 
von großen Getreideproduktionen in der EG spre-
chen, gleichzeitig davon die Rede war, daß die Ame-
rikaner ihre Getreideproduktion ausweiten, den Ex-
port stark subventionieren. Gleichzeitig war von der 
FAO zu lesen, daß die Nahrungsmittelhilfe mit Ge-
treide auf ein besorgniserregend niedriges Niveau 
gesunken sei. Das heißt: Auch diesen größeren Zu-
sammenhang einmal herzustellen sollte Anlaß dieser 
Aktuellen Stunde sein und auch bei nächster Gele-
genheit noch einmal aufgegriffen werden. Dieser Zu-
sammenhang ist eine Erörterung wert. 

Vielen Dank, daß Sie mir zugehört haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: So, meine Damen und 
Herren, damit sind wir am Ende der Aktuellen Stunde 
zum Thema „Schätzung der EG-Getreideernte durch 
die EG-Kommission". 

Ich kann nunmehr den Tagesordnungspunkt 9 auf-
rufen: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung 
der Vereinsbesteuerung 

(Vereinsförderungsgesetz) 
— Drucksachen 11/4176, 11/4305 — 
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aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi

-

nanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 11/5582 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Grünewald 
Opel 
Rind 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 11/5607 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Roth (Gießen) 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Diederich (Berlin) 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts 

— Drucksache 11/390 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 11/5582 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Grünewald 
Opel 
Rind 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

c) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Büchler (Hof), Dr. Apel, Dr. Spöri, 
Börnsen (Ritterhude), Dr. Hauchler, Huonker, 
Kastning, Frau Matthäus-Maier, Dr. Mertens 
(Bottrop), Oesinghaus, Poß, Reschke, Westphal, 
Dr. Wieczorek, Frau Adler, Amling, Andres, 
Antretter, Frau Becker-Inglau, Bernrath, Frau 
Blunck, Brück, Büchner (Speyer), Frau Bul-
mahn, Conradi, Daubertshäuser, Dreßler, 
Egert, Ewen, Fischer (Homburg), Frau Fuchs 
(Verl), Gansel, Gilges, Frau Dr. Götte, Grunen-
berg, Dr. Haack, Frau Hämmerle, Frau Dr. Har-
tenstein, Heimann, Heistermann, Heyenn, Hil-
ler (Lübeck), Dr. Holtz, Horn, Ibrügger, Jau-
nich, Dr. Jens, Jung (Düsseldorf), Jungmann, 
Kirschner, Kißlinger, Dr. Klejdzinski, Kolbow, 
Koltzsch, Koschnick, Kretkowski, Kuhlwein, 
Lambinus, Leidinger, Leonhart, Lohmann (Wit-
ten), Lutz, Frau Dr. Martiny, Menzel, Dr. Mitz-
scherling, Müller (Pleisweiler), Müller 
(Schweinfurt), Müntefering, Nehm, Dr. Niese, 
Oostergetelo, Dr. Penner, Peter (Kassel), Pfuhl, 
Porzner, Reimann, Reuschenbach, Reuter, 
Rixe, Dr. Scheer, Schmidt (München), Schmidt 
(Salzgitter), Dr. Schmude, Dr. Schöfberger, 
Schreiner, Schröer (Mühlheim), Seidenthal, 
Frau Seuster, Sieler (Amberg), Sielaff, Dr. So-
ell, Stahl (Kempen), Steiner, Frau Steinhauer, 
Stiegler, Stobbe, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, 
Urbaniak, Vahlberg, Verheugen, Voigt (Frank-
furt), von der Wiesche, Walther, Wartenberg 
(Berlin), Weiermann, Frau Weiler, Weisskir

-chen (Wiesloch), Dr. Wernitz, Würtz, Zumkley, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verbes-
serung des Gemeinnützigkeitsrechts 
— Drucksache 11/1334 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 11/5582 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Grünewald 
Opel 
Rind 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

d) Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. Apel, Dr. Penner, Büchner 
(Speyer), Dr. Spöri, Klein (Dieburg), Amling, 
Frau Becker-Inglau, Dr. Hauchler, Huonker, 
Kastning, Lambinus, Lohmann (Witten), Frau 
Matthäus-Maier, Dr. Mertens (Bottrop), Dr. Nö-
bel, Oesinghaus, Porzner, Poß, Frau Renger, 
Reschke, Schmidt (Salzgitter), Frau Steinhauer, 
Dr. Struck, Westphal, Wieczorek (Duisburg), 
Wimmer (Neuötting), Bamberg, Bernrath, 
Dr. Böhme (Unna), Brück, Dr. Emmerlich, Graf, 
Großmann, Frau Hämmerle, Heistermann, 
Kuhlwein, Müller (Pleisweiler), Müntefering, 
Frau Odendahl, Paterna, Peter (Kassel), Rixe, 
Schäfer (Offenburg), Wartenberg (Berlin), 
Weisskirchen (Wiesloch), Dr. Wernitz, Frau 
Weyel, Würtz, Zander, Schanz, Dreßler, Toete-
meyer Ibrügger, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 

Steuerliche Erleichterungen für die gemein-
nützigen Sportvereine und andere gemeinnüt-
zige Vereine 
— Drucksachen 11/124, 11/5582 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Grünewald 
Opel 
Rind 

Meine Damen und Herren, zum Vereinsförderungs-
gesetz liegen zwei Änderungsanträge der Fraktion 
der SPD vor, und zwar auf den Drucksachen 11/5592 
und 11/5593, sowie vier Änderungsanträge der Frak-
tion DIE GRÜNEN, und zwar auf den Drucksachen 
11/5596 bis 11/5599. 

Im übrigen informiere ich das Haus darüber, daß die 
SPD-Fraktion verlangt hat, über den Antrag auf 
Drucksache 11/5593 namentlich abzustimmen. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
90 Minuten vor. Ich frage, ob das Haus damit einver-
standen ist. — Das ist offensichtlich der Fall. 

Ich muß außerdem noch darauf aufmerksam ma-
chen, daß es einen Entschließungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN gibt. Er liegt Ihnen auf Drucksache 
11/5600 vor. 

Wir können mit der Ausprache beginnen. Zunächst 
hat das Wort der Abgeordnete Dr. Grünewald. 

(Koschnick [SPD]: Er war ein guter Kommu-
nalbeamter — aber jetzt!) 
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— Aber Herr Abgeordneter Koschnick, nicht vorher! 
Wir wollen doch wenigstens einmal abwarten. 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Verehrter Herr Kollege 
Koschnick, ich hoffe nicht, daß wir dieses Schicksal 
teilen. — Verehrter Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Seit der ersten Lesung des Ver-
einsförderungsgesetzes am 16. März in diesem Hause 
haben wir uns in wirklich sehr mühevoller Kleinarbeit 
angeschickt, ein wenig Licht in die Dunkelfelder des 
ebenso undankbaren wie unstimmigen Gemeinnüt-
zigkeits- und Spendenabzugsrechts zu bringen. 

Unsere Bemühungen waren ganz überwiegend von 
breiter Zustimmung, aber auch von unerfüllbaren, 
teilweise sogar unanständigen Wünschen begleitet. 

Das Ergebnis ist ein wohlausgewogener Kompro-
miß, der den gemeinnützigen Vereinen und Stiftun-
gen, insbesondere den altruistisch-mildtätigen Verei-
nen und Organisationen, eine gute Zukunft sichert. 
Dabei sei nicht verschwiegen — leider ist Herr Kollege 
Gattermann noch nicht da — , daß wir nicht alle syste-
matischen Unebenheiten des steuerlichen Gemein-
nützigkeitsrechts und nicht jede der zahllosen Grenz-  
und Zweifelsfragen bereinigen konnten. Die Haupt-
ziele aber, die — jedenfalls von meiner Fraktion — mit 
diesem gesellschaftspolitisch so bedeutsamen Gesetz 
verbunden waren, haben wir erreicht: 

Erstens. Das Gesetz kann, wie von der Bundesregie-
rung versprochen und allen anderslautenden, teil-
weise sehr hämischen Vorhersagen zum Trotz zeit-
gleich mit dem Steuer-Reformgesetz zum 1. Januar 
nächsten Jahres in Kraft treten. Dies ist mit Sicht auf 
die über zehnjährige Vorgeschichte und das umfäng-
liche Gutachten der unabhängigen Sachverständi-
genkommission, die sich übrigens nachweislich eines 
Minderheitenvotums auch nicht auf eine einheitliche 
hatte verständigen können, keineswegs eine Selbst-
verständigkeit. Nach jahrelangem Verdruß, nach 
Zweifeln und Unsicherheiten kennen die gemeinnüt-
zigen Körperschaften nun endlich die sichere Ge-
schäftsgrundlage, auf der sie zukünftig ihre verdienst-
volle, für die Allgemeinheit unverzichtbare Arbeit lei-
sten und fortsetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Das ehrenamtliche und uneigennützli-
che Engagement so vieler Bürger, die jahraus, jahrein 
in selbstloser Weise Verantwortung tragen, oder sich 
gar in tätiger Nächstenliebe üben, findet durch dieses 
Gesetz seine verdiente Anerkennung. Dabei ist be-
sonders hervorzuheben, daß wir unterwegs der Bera-
tungen über den Regierungsentwurf hinaus den 
Spendenabzugsrahmen für mildtätige Zwecke von 
derzeit 5 auf 10 % verdoppelt und für die nebenberuf-
liche Pflege alter, kranker und behinderter Menschen 
einen steuerfreien Aufwendungspauschbetrag von 
2 400 DM eingeführt haben. Durch diese fiskalisch 
keineswegs unbedeutsamen Maßnahmen wird deut-
lich, daß für die CDU/CSU-Fraktion der wirklich unei-
gennützige Dienst am Nächsten auch zukünftig abso-
luten Vorrang haben wird. Der schon im Vorfeld der 
Gesetzesverabschiedung gegen uns erhobene Vor-
wurf einer Verschiebung der Werterelationen — weg 
von der altruistischen Mildtätigkeit und hin zur blo-

ßen Freizeitgestaltung — wird damit ad absurdum ge-
f ührt. 

(Hüser [GRÜNE]: Na, na, nicht so übertrei-
ben!) 

Drittens. Durch ein ganzes Bündel von Vereinfa-
chungsmaßnahmen ist sichergestellt, daß zukünftig 
über 90 % aller unserer gemeinnützigen Vereine ihre 
Überschüsse aus wirtschaftlichen Betätigungen über-
haupt nicht mehr zu ermitteln, steuerlich zuzuordnen 
und — was noch viel wichtiger ist — zu versteuern 
brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist fürwahr eine große Wohltat für nahezu alle 
Vereine und ihre geplagten, in aller Regel steuer-
rechtlich unkundigen Vorstände. Die frohe Botschaft 
lautet: Schluß mit allem Prüfungs- und Nachfor-
schungsaufwand sowie Ende der Sorgen um vereins-
rechtliche und in Extremfällen sogar strafrechtliche 
Konsequenzen! Kurzum: mehr Freude an der Vereins-
arbeit! 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Diese vereinfachenden, entbürokratisierenden Maß-
nahmen sind: Festlegung einer Zweckbetriebsgrenze 
von 60 000 DM mit Einführung eines Wahlrechts nach 
geltendem Recht; Einführung einer auf die Einnah-
men bezogenen Gewichtigkeitsgrenze von ebenfalls 
60 000 DM; Umwandlung und Erhöhung der gelten-
den Freigrenzen bei der Körperschafts- und Gewerbe-
steuer zu Freibeträgen — also: zu echten Freibeträ-
gen — von jeweils 7 500 DM; Zulassung einer pau-
schalierten Umsatzvorsteuer von 7 %; Gewährung ei-
ner Verrechnungsmöglichkeit von Verlusten und Ge-
winnen aus verschiedenen wirtschaftlichen Betäti-
gungen — um nur die wichtigsten zu nennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles sehr posi-
tiv!) 

Viertens. Die Spendenfreudigkeit der Mitbürger, 
deren Geldvermögen sich dank der guten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik der Bundesregierung gerade in den 
letzten Jahren um ein Vielfaches erhöht hat, soll durch 
die Einführung eines Vertrauensschutzes für den gut-
gläubigen Spender gefördert und zusätzlich aktiviert 
werden. Dieser sehr grundsätzlichen Systemverände-
rung, angeregt übrigens von der Sachverständigen-
kommission, vom Bundesrat — im Bundesrat unter 
aktiver Mitwirkung des Landes Nordrhein-Westfalen 
und auch Bremens; lieber Kollege Opel, nicht von uns 
ist diese Bestimmung, wie es da heute in einer Pres

-

seerklärung von Ihnen heißt, in die Diskussion ge-
bracht worden —, 

(Glos [CDU/CSU]: Sehr interessanter Vor-
gang!) 

liegt die Überlegung zugrunde, daß es unbillig und 
darüber hinaus für die Spendenbereitschaft äußerst 
abträglich ist, wenn der gutgläubige Spender bei sei-
ner Bestimmbarkeit entzogener zweckentfremdeter 
Verwendung seiner Spenden durch den Spendenemp-
fänger unter Umständen erst viele, viele Jahre nach 
der Spendenhergabe seine spendenbedingte Steuer-
ersparnis rückwirkend wieder verliert. Mit dieser üb-
rigens auch der Vereinfachung dienenden Regelung 
muß selbstverständlich auf Seiten des unredlichen 
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Spendenempfängers ein Haftungstatbestand korre-
spondieren, weil allein in seiner Sphäre das Fehlver-
halten zu verantworten ist. Er muß deshalb zukünftig 
mit 40 v. H. des zugewendeten und zweckentfremde-
ten Betrages pauschal nachhaften. 

Diese gerechte und, wie ich meine, jedem Rechts-
laien einsichtige, dem Grundsatz von Treu und Glau-
ben entlehnte Neuregelung war in den Beratungen 
bis zuletzt äußerst umstritten; nicht aus grundsätzli-
chen Erwägungen, sondern wegen der vielleicht ver-
ständlichen Besorgnis einiger Kollegen, sie könne mit 
Sicht auf die noch rechtsanhängigen Parteispenden

-

verfahren in der Öffentlichkeit mißverstanden wer-
den. Solche Besorgnisse, meine Damen und Herren, 
aber sind nach gewissenhafter Prüfung nun wirklich 
völlig unbegründet. Denn die beabsichtigte Regelung 
über den Vertrauensschutz beinhaltet nichts anderes 
als das, was nach geltendem Strafrecht schon heute 
gilt: Wer nämlich eine Bestätigung über Spenden oder 
Mitgliedsbeiträge der Finanzbehörde vorlegt und da-
durch eine niedrigere Steuerfestsetzung bewirkt, be-
geht keine vorsätzliche Steuerhinterziehung, wenn er 
auf die Richtigkeit der Bestätigung vertraut hat. War 
die Bestätigung unrichtig, liegt eine vorsätzliche 
Steuerhinterziehung jedoch nur dann vor, wenn die 
Spendenbescheinigung durch unerlaubte Mittel oder 
falsche Angaben erwirkt wurde. Gleiches gilt, wenn 
dem Steuerpflichtigen die Unrichtigkeit der Bestäti-
gung bekannt war. War ihm die Unrichtigkeit der 
Spendenbescheinigung infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht bekannt, so liegt eine leichtfertige Steuerverkür-
zung, also eine Ordnungswidrigkeit, vor. 

Die strafrechtliche Rechtslage wird folglich durch 
die allein steuerverfahrensrechtliche Vertrauens-
schutzgewährung überhaupt nicht berührt. Die Auf-
nahme dieser Bestimmung in das Gesetz kann des-
halb auch keinerlei Auswirkungen auf noch nicht ein-
geleitete oder rechtsanhängige Strafverfahren haben; 
einmal ganz abgesehen davon, daß der Bundesfinanz-
hof schon in der Vergangenheit in Einzelfällen einen 
solchen Vertrauensschutz gewährt hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Dr. Grünewald, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Poß? 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Außerhalb der Redezeit 
ja. Bitte schön. 

Poß (SPD): Herr Kollege Grünewald, wie erklären 
Sie angesichts Ihrer Schilderung dann das von Ihnen 
verwandte Wort von dem „Kuppelprodukt", das Sie 
z. B. im „Handelsblatt" erwähnt haben? 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Ich glaube, Sie haben 
den Artikel nicht richtig gelesen. Ich habe lediglich 
gesagt, daß wir übereinstimmend den Vertrauens-
schutz wegen der Spendenfreudigkeit für unverzicht-
bar halten und das nur wegen der grundsätzlichen 
steuerlichen Systemveränderung als zufälliges Kup-
pelprodukt auch auf Spenden wirkt. Das hatten wir 
bei allen Vorgesprächen überhaupt nicht im Auge 
gehabt. 

(Opel [SPD]: Parteispenden!) 

— Parteispenden. — Insofern ist der Artikel absolut 
richtig. 

(Abg. Poß [SPD] meldet sich zu einer weite-
ren Zwischenfrage) 

— Bitte. 

Poß (SPD): Aber Sie schließen doch nicht aus, daß 
die Regelung, die getroffen wird, Auswirkungen auf 
die Spendenfreudigkeit auch bei Parteispenden ha-
ben wird? 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Ich schließe aus, daß 
diese neue Regelung — das habe ich gerade juri-
stisch, wie ich hoffe, exakt zu begründen versucht — 
Auswirkungen auf noch nicht eingeleitete oder noch 
rechtsanhängige Parteispendenverfahren hat. Ich 
füge hinzu: Wenn wir sie nicht einführen, nachdem 
wir das Thema so problematisiert haben, dann ist das 
der Spendenfreudigkeit der Bürger auch für die mild-
tätigen, gemeinnützigen, kulturellen und alle ande-
ren Vereine im höchsten Maße abträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese strafrechtliche Rechtslage wird folglich durch 
den allein steuerverfahrensrechtlichen Vertrauens-
schutz, wie soeben gesagt, überhaupt nicht berührt. 
Bei dieser klaren, inzwischen — zu Ihrer Beruhi-
gung — auch rechtsgutachtlich gestützten Auffas-
sung 

(Opel [SPD]: Das kennen wir, Herr Kol-
lege!) 

— lieber Herr Opel, ich habe Ihnen doch daraus vor-
gelesen; Sie können das gern bei mir holen  — 

(Opel  [SPD]: Märchen!) 

sowie insbesondere unter Berücksichtigung der stun-
denlangen interfraktionellen, im wesentlichen einver-
nehmlichen Vorgespräche mutet der Änderungsan-
trag der SPD — um es einmal ganz vorsichtig zu for-
mulieren — ein wenig seltsam an. 

(Opel [SPD]: Wir haben schon seltsame 
Dinge erlebt!) 

Von einer „Amnestie durch die Hintertür", wie die 
„Stuttgarter Zeitung" vor wenigen Tagen dieses 
zweifellos sensible Thema meinte problematisieren zu 
müssen, kann wirklich keine Rede sein. Und die Kon-
sequenz, meine Damen und Herren von der SPD, die 
Gutglaubens-Regelung, jetzt gleich erst durch eine 
namentliche Abstimmung zu Fall bringen zu wollen, 
um anschließend — wie ich gerade gehört habe — 
dem Gesetz in toto zuzustimmen, verstehe, wer mag; 
ich jedenfalls verstehe sie nicht. Dem steht — um wie-
der juristisch zu sprechen — der Mangel der Ernst-
lichkeit auf der Stirn geschrieben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Fünftens. Auch einer uferlosen Ausdehnung der 
Gemeinnützigkeit und der Spendenabzugsfähigkeit, 
die von vielen Seiten und auch vom Bundesrat sehr zu 
Recht befürchtet worden war, wird durch eine restrik-
tive Aufzählung der Förderzwecke vorgebeugt. Denn 
auch nach unserer Auffassung darf nicht jede organi-
sierte Freizeitbetätigung, und sei sie noch so sinnvoll, 
zu Lasten des nicht grenzenlos vermehrbaren Spen- 
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denkuchens eine steuerliche Subventionierung erfah-
ren. Schon gar nicht ist es unser Ziel, daß, wer Steuern 
sparen will, sein Familienleben in den Verein verle-
gen muß, wie es Professor Isensee in der „FAZ" vom 
28. Oktober so ironisch-bitter ausgedrückt hat. 

(Hüser [GRÜNE]: Recht hat er! — Opel 
[SPD]: Da kannte er Ihren Entwurf noch 

nicht!) 

Sechstens. Schlußendlich ist auch die gebotene 
Wettbewerbsneutralität gewahrt, Herr Feldmann. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Schön wär's!) 

Auch dies war neben den vielen Detailfragen ein sehr 
gewichtiger Aspekt in unseren Beratungen. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Hoffentlich!) 

Die an der allgemeinen Steuerpflicht orientierten Be-
steuerungsgrenzen von jeweils 60 000 DM — darüber 
besteht inzwischen Einvernehmen auch mit dem 
DEHOGA —, die Herausnahme der „geselligen Ver-
anstaltungen" aus den Zweckbetrieben und das Ver-
bot der Zellteilung zum Zweck der mehrfachen Inan-
spruchnahme von Steuervergünstigungen schließen 
eine Wettbewerbsstörung der steuerpflichtigen ge-
werblichen Unternehmen, vor allem der Gaststätten, 
durch die steuerbefreiten oder steuerbegünstigten ge-
meinnützigen Köperschaften mit ihren wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben aus. 

Frau Präsidentin! 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Herr Präsident! Entschuldigen Sie bitte, lieber Herr 
Präsident! 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Koschnick [SPD]: Nur eine kleine Differenz; 

nicht mehr!) 

— Ich habe auf Frau Steinhauer geschaut. — Herr 
Präsident, meine Damen und Herren, das Gesetz ist 
alles in allem viel besser als noch — ich betone: 
noch — sein Ruf. Übrigens, erste Zustimmung hat es 
gegeben. Ich habe soeben vom Präsidenten des Deut-
schen Roten Kreuzes einen Brief der Anerkennung 
— rundherum — bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hüser 
[GRÜNE]: Der macht es sich einfach!) 

Nur, wie so oft bei unserem Tun: Die ganz überwie-
gende Mehrheit der Zufriedenen schweigt, und die in 
ihren Erwartungen enttäuschte Minderheit artikuliert 
sich laut. 

(Gattermann [FDP]: Das war ein prinzliches 
Lob!)  

—Die Steuerpraktiker, lieber Herr Gattermann, drau-
ßen im Land zollen uns laut Beifall, und die Steuer-
theoretiker an Universitäten und auch in der Finanz-
verwaltung schelten uns derb. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: So ist das nun 
einmal!) 

Wir sollten Lob und Tadel gelassen ertragen, Beden-
ken zurückstellen und das Gesetz nun endlich, end-
lich auf den Weg bringen. Unsere ehrenamtlich und 
uneigennützig tätigen Mitbürger, die sich gerade in 
diesen Wochen und Monaten um die Versorgung, 

Unterbringung und Eingliederung der Über- und 
Aussiedler liebevoll kümmern, die alte, kranke und 
behinderte Menschen pflegen, und auch die, die un-
ser blühendes Vereinsleben tragen, sie alle haben die-
ses Gesetz verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Darauf warten die seit 13 Jah-

ren!) 
Und nicht auf uns, meine Damen und Herren von der 
SPD, sondern allein auf sie kommt es an. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Rind [FDP]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Opel. 

Opel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wenn man den ursprünglichen Entwurf der Bun-
desregierung zum Vereinsförderungsgesetz neben 
die jetzt zur Abstimmung stehende Fassung legt, Herr 
Kollege Dr. Grünewald, dann trifft das zu, was Sie 
gesagt haben, daß man erkennt, welche Wandlungen 
der ursprüngliche Entwurf im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens durchgemacht hat. Über 80 % sind 
nämlich neu. Viele der ursprünglichen Schwächen 
konnten gemeinsam ausgemerzt oder doch zumindest 
gemildert werden. 

Damit bin ich gleich bei einem wesentlichen Punkt: 
Die Kritik in der Öffentlichkeit richtete sich im we-
sentlichen gegen die alte Fassung — das haben Sie 
richtig dargestellt — des Finanzministers. Deshalb 
hoffe ich, daß die neue Fassung des Parlaments eine 
günstigere Aufnahme finden kann, obwohl sicherlich 
noch sehr viele Wünsche offenbleiben. Um es unge-
schminkt zu sagen: Am schwierigsten war die Ab-
grenzung der zu fördernden Vereinszwecke. Doch 
ich stelle mit Befriedigung fest, daß alle Wünsche der 
Sozialdemokratischen Partei, wie sie seit Jahren von 
der SPD-Fraktion gefordert wurden, mit einer einzi-
gen Ausnahme in diesem Gesetz im wesentlichen er-
füllt werden konnten. 

(Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Wer hat denn 
die Mehrheit im Parlament?) 

— Das können Sie selbst beantworten, Herr Kollege. 
Oder ist das so schwer? 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Anscheinend ja! 
Sonst hätten Sie jetzt eine Antwort gege-

ben!) 
Was diese Ausnahme angeht, so handelt es sich um 

die längst überfällige Anhebung der Übungsleiter

-
pauschale. Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, werden draußen im Land den Sportverei-
nen Rede und Antwort stehen müssen, 

(Tillmann [CDU/CSU]: Das ist kein Problem 
für uns!) 

weshalb Sie ihnen diese geringe Entlastung versagen, 
obwohl Sie anderen, z. B. den Spitzenverdienern, mit 
vollen Händen das geben, was diese zum Leben über-
haupt nicht brauchen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 
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An dieser Stelle muß ich ein klares Wort zu den ver-
schiedenen Anträge der GRÜNEN sagen, Herr Hü-
ser. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Dürfen wir da

-

von ausgehen, daß Sie die Sache immer noch 
nicht verstanden haben? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Beruhigen Sie sich, das kommt gleich noch. 

Im Finanzausschuß legten die GRÜNEN einen Ent-
schließungsantrag vor, in dem die Bundesregierung 
aufgefordert wird, eine Neufassung des Vereinsförde-
rungsgesetzes vorzulegen, die im wesentlichen dem 
Gutachten der unabhängigen Sachverständigenkom-
mission folgt. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Opel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Grünewald? 

Opel (SPD): Ja, wenn es nicht auf die Zeit angerech-
net wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Das rechne ich nicht auf 
Ihre Redezeit an. Bitte sehr. 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Herr Kollege Opel, ich 
muß noch einmal auf Ihren vorletzten Satz zurück-
kommen: Stimmen Sie mir zu, daß derjenige, der 
schon heute einen Aufwand von über 2 400 DM hat, 
diesen Aufwand heute und auch zukünftig geltend 
machen kann? Wissen Sie zweitens auch, daß die ge-
meinnützig Mildtätigen, auf die wir diese Aufwen-
dungspauschale ausgedehnt haben, eine Erhöhung 
aus gutem Grunde ausdrücklich nicht wünschten? 

Opel (SPD): Herr Dr. Grünewald, der zweite Fall ist 
korrekt dargestellt. Auf der anderen Seite ging es hier 
um die Übungsleiterpauschale. Die Übungsleiterpau-
schale ist seit Jahren gleichgeblieben, und dies ist 
angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung gegen-
über den Sportvereinen schlicht und einfach unge-
recht. Unsere Sportvereine müssen eine höhere 
Übungsleiterpauschale haben, damit sie ihre Übungs-
leiter, die sie heute nicht mehr bekommen, endlich 
wieder bekommen können. Wir wollen, daß sie auf 
3 600 DM angehoben wird. 

(Beifall bei der SPD — Sauer [Stuttgart] 
[CDU/CSU]: Die können das über Einzel

-

nachweis machen! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich will fortfahren. Diese Vorlage der GRÜNEN im 
Finanzausschuß würde dazu führen, daß fast alle Ver-
eine, die wir mit diesem Gesetz fördern, in Zukunft 
nicht mehr gemeinnützig wären und auch keine steu-
erbegünstigten Spenden mehr entgegennehmen 
könnten. Im Klartext heißt dies, daß bis auf die 
altruistisch tätigen Vereine praktisch alle voll der 
Steuerpflicht unterliegen würden. 

(Hüser [GRÜNE]: Sie würden nicht der Steu

-

erpflicht unterliegen, sondern bekämen 
Spenden nicht mehr steuerlich anerkannt!) 

— Sie würden voll — Herr Hüser, das wissen Sie auch 
— der Steuerpflicht unterliegen. Dies müssen die 
Menschen draußen im Lande und insbesondere in den 

Vereinen wissen, denn hier zeigt sich ganz deutlich, 
Herr Hüser, die vereinsfeindliche Grundhaltung der 
GRÜNEN. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf die vielen Briefe, die wir von den verschiedensten 
Vereinen bekamen, müssen die GRÜNEN, wenn sie 
ehrlich wären, jeweils antworten, daß sie für diese kei-
nerlei Förderungsmöglichkeiten sehen. 

Nun haben uns die GRÜNEN hier Entschließungs-
anträge vorgelegt, Herr Hüser, die genau das Gegen-
teil beinhalten. Sie wollen die Gemeinnützigkeit und 
die Spendenabzugsfähigkeit in erheblichem und dar-
über hinaus steuersystematisch äußerst bedenkli-
chem Maße ausweiten. Ich, Herr Hüser, nenne dieses 
Vorgehen inkonsequent. 

Dabei verkenne ich nicht, daß hinter den heute vor-
liegenden Anträgen der GRÜNEN gute Absichten 
stecken. Doch was nützt es einer Rentnerin, wenn ihr 
für unentgeltlichen Pflegedienst in Sozialstationen, 
Pflegeheimen oder Krankenhäusern ein Steuerabzug 
in Höhe von 5 DM pro Stunde bis zu einem Höchstbe-
trag von 1 200 DM oder 2 400 DM pro Jahr einge-
räumt würde, da sie ohnehin keine Steuern zahlt? 
Man kann nicht auf der einen Seite den Kinderfreibe-
trag bekämpfen und auf der anderen Seite einen 
neuen Freibetrag einführen wollen. Daran ändert 
auch die Tatsache nichts, daß diese Maßnahme un-
strittig für einen sehr guten Zweck gedacht ist. Wir 
Sozialdemokraten bevorzugen die Lösung dieses Pro-
blems mit Hilfe eines Pflegegesetzes. Da können Sie 
ja dann zustimmen, Herr Hüser. Dies ist der richtige 
Weg. Deswegen werden wir diesen auch mit Nach-
druck verfolgen. 

Besonders erfreulich ist es, daß es uns gelungen ist 
— gemeinsam, Herr Dr. Grünewald, räume ich ein —, 
eine steuerfreie Aufwandspauschale in Höhe der 
Übungsleiterpauschale solchen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern zuzugestehen, die nebenberuflich die 
Pflege alter, kranker und behinderter Menschen über-
nommen haben. Damit findet eine wichtige soziale 
Tätigkeit auch eine angemessene Würdigung in unse-
rem Steuerrecht. Anmerken möchte ich allerdings, 
daß wir dabei unsere steuersystematischen Bedenken 
zunächst zurückgestellt haben. Diese Anerkennung 
sollte nämlich nach meiner Grundüberzeugung unab-
hängig von der Höhe des zu versteuernden Einkom-
mens gewährt werden. 

Ich kann mit Befriedigung ebenfalls feststellen, daß 
es uns Sozialdemokraten gelungen ist, unseren An-
trag vom 25. November 1987, wonach Pflanzen- und 
Kleintierzucht in den Förderungskatalog aufgenom-
men werden sollten, jetzt endlich durchzusetzen. Wei-
ter sind in der neuen Nr. 4 des § 52 Abs. 2 der Abga-
benordnung verschiedene Förderungszwecke aufge-
führt, über deren systematische Einreihung man si-
cherlich streiten kann. Dies — das darf ich hier ganz 
offen bekennen — war auch unter den Berichterstat-
tern unstrittig. 

Aus diesem Grunde haben wir im Finanzausschuß 
die Bundesregierung gebeten, eine erläuternde Stel-
lungnahme über andere förderungsfähige Vereins-
zwecke abzugeben. Die Stellungnahme der Bundes-
regierung findet sich in Kurzform auch in dem zuge- 
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hörigen Bericht der Berichterstatter wieder. Dort kann 
man sie nachlesen. 

Es ist völlig unstrittig, daß § 52 Abs. 2 in seinen vier 
Ziffern nur beispielhaft die Förderungszwecke auf-
führt. Dies wird damit begründet, daß dieser Förde-
rungskatalog festschreibt, was „insbesondere" anzu-
erkennen ist. Vor diesem Hintergrund hat die Bundes-
regierung erklärt, daß Vereinszwecke wie Modell-
schiffbau, Briefmarkensammeln, Münzsammeln, 
Amateurfilmen und Amateurfotografieren in Zukunft 
ebenfalls als gemeinnützig anerkannt werden kön-
nen, sofern die allgemeinen Voraussetzungen für die 
Gemeinnützigkeit erfüllt sind. Diese Voraussetzun-
gen sind in Abs. 1 des § 52 der Abgabenordnung auf-
geführt. Insofern gibt das Gesetz — das möchte ich 
nochmals ausdrücklich betonen — lediglich eine bei-
spielhafte Aufzählung der gemeinnützigen Zwecke 
wieder. 

Dies sage ich insbesondere an die Adresse der vie-
len Vereine draußen im Land, die uns geschrieben 
haben und die in vielen Fällen zu Recht die Anerken-
nung ihrer Gemeinnützigkeit eingefordert haben. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Wie zum Beispiel die 
Philatelisten!) 

— Genauso. Deswegen habe ich, Herr Kollege, dem 
Finanzminister einen Brief geschrieben, und er hat 
mir bestätigt, daß die Philatelisten in den Förderungs-
katalog aufgenommen sind; das freut mich ganz be-
sonders. 

(Uldall [CDU/CSU]: Nein, nicht in den För

-

derungskatalog aufgenommen!) 

— Also, daß sie als gemeinnützig anerkannt werden 
können, um das nochmals zu sagen, 

(Rind [FDP]: Schon immer! Nichts Neues!) 

und dies bedeutet schlicht und einfach, daß es in der 
Regel der Fall ist; es müßte die Ausnahme nachgewie-
sen werden; da haben Sie, Herr Kollege, völlig 
recht. 

Da es leider nicht möglich war, den Beispielskatalog 
im Vereinsförderungsgesetz erschöpfend zu gestal-
ten, und weil wir uns bewußt darauf geeinigt haben, 
den besonderen Katalog in Nr. 4 des Abs. 2 des § 52 
der Abgabenordnung zu begrenzen, war eine er-
schöpfende Aufzählung der möglichen gemeinnützi-
gen Zwecke ohnehin nicht durchsetzbar. 

Einschränkend ist allerdings zu bemerken, daß bei 
den im Gesetz nicht aufgeführten Förderzwecken die 
Vermutung der Gemeinnützigkeit nicht von vornher-
ein gelten kann, sondern gegenüber den Finanzbe-
hörden nachgewiesen werden muß. Herr Staatssekre-
tär, hier appelliere ich an den Finanzminister, die 
möglichen Förderzwecke auf dem Erlaßwege so um-
fassend zu definieren und aufzuzählen, daß es tat-
sächlich gelingt, zu einer Vereinfachung in der Aner-
kennung vor Ort zu kommen. Was wir alle vermeiden 
müssen, ist eine Flut von Prozessen um die Anerken-
nung der Förderungswürdigkeit von gemeinnützi-
gen Vereinen, und hier gehört, Herr Kollege Till-
mann, die Philatelie dazu. Ich kann mir darüber hin-
aus nicht vorstellen, daß man beispielsweise den Kar-
neval fördert, aber nicht die Volksbühnen, auch nicht, 
daß man den Hundesport fördert, aber nicht z. B. die 

Freikörperkultur. Dieses wäre systematisch sonst alles 
außerhalb der Reihe. 

(Gattermann [FDP]: Herr Kollege, was hat 
das beides miteinander zu tun? — Huonker 
[SPD]: Herr Gattermann, das müßten Sie wis-

sen!) 

— Da kann ich Ihnen gerne eine Antwort geben. 
Wenn Sie in Nr. 4 des Abs. 2 des § 52 sehen, dann 
werden Sie mir auch die Frage beantworten müssen, 
was z. B. der Modellflugzeugbau mit dem Hundesport 
zu tun hat. Das wäre die gleiche Gegenfrage. 

(Huonker [SPD]: Der ist doch ein Sonnen-
freund! — Oostergetelo [SPD]: Er ist auf den 

Hund gekommen!) 

Ich komme zu einem anderen Themenbereich: Für 
uns Sozialdemokraten ist es selbstverständlich, daß 
die Förderung der Soldaten - und Reservistenbetreu-
ung in jedem Fall ausschließen muß, daß auch Verei-
nigungen von früheren Mitgliedern der Waffen-SS 
und die HIAG oder vergleichbare Vereinigungen als 
gemeinnützig anerkannt werden. 

(Beifall bei der SPD — Rind [FDP]: Das steht 
doch im Ausschußbericht!) 

Wir bekräftigen nochmals, daß es für uns vollkommen 
undenkbar ist, daß Vereine, die sich auf die national-
sozialistische Bewegung beziehen, als gemeinnützig 
anerkannt werden können. Nur, Herr Kollege Rind, ist 
es wichtig, daß es nicht irgendwo im Papier versteckt 
steht, sondern daß es hier im Bundestag gesagt 
wird. 

(Huonker [SPD]: Das ist wahr!) 

Die Gemeinnützigkeit des Siedlungs - und Eigen-
heimwesens soll nach unserer Auffassung auch im 
Wege von Verwaltungsregelungen sichergestellt wer-
den, insbesondere auch, weil die Vereine inzwischen 
wichtige Aufgaben bei der Aufnahme und Unterbrin-
gung von Aussiedlern und Übersiedlern übernommen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten hielten es für erforderlich, 
die bisherige Umsatzsteuerbefreiungsvorschrift für 
die Umsätze von Theatern, Orchestern, Chören und 
Museen sowie anderen auf die Vermittlungsleistun-
gen von gemeinnützigen Besucherorganisationen wie 
z. B. von Volksbühnen auszudehnen. Deshalb wollen 
wir gemeinnützige Theater -Besucherorganisationen, 
die darauf gerichtet sind, ihren Mitgliedern den Be-
such kultureller Veranstaltungen zu ermöglichen, von 
der Umsatzsteuer befreien. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr gut!) 

Die Bundesregierung hat dargelegt, daß es den Thea-
terbesucherorganisationen einerseits unbenommen 
bleibe, den eigenen Organisationsaufwand auf nicht 
der Umsatzbesteuerung unterliegende Mitglieder-
beiträge umzulegen. Andererseits befänden sich die 
Besucherorganisationen im Wettbewerb mit den ge-
werblichen Vorverkaufsstellen, wenn sie ebenso wie 
diese Provisionen für die Vermittlung von Eintrittskar-
ten für den Besuch der steuerbefreiten Theater und 
ähnlichen erhielten. Diese Vermittlungsleistungen 
seien daher nach ihrer Ansicht grundsätzlich umsatz- 
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steuerpflichtig. Schließlich hat die Bundesregierung 
erklärt, daß für die Besucherorganisationen in der gro-
ßen Mehrzahl der Fälle wegen der sogenannten 
Kleinunternehmerregelung Umsatzsteuer ohnehin 
nicht zu erheben sei. Wir sind im Ausschuß überein-
gekommen, die Bundesregierung aufzufordern, bald-
möglichst im Verwaltungswege eine zufriedenstel-
lende Lösung im Sinne einer größtmöglichen Förde-
rung der von den Besucherorganisationen vorgetra-
genen Problematik herbeizuführen. 

Ich sage hier eines aber deutlich: Sollte dies nicht 
gelingen, behalten wir uns vor, eine gesetzgeberische 
Regelung zu initiieren. 

Für Bildungseinrichtungen wurde klargestellt, daß 
sie ihre Gemeinnützigkeit nicht verlieren, wenn sie 
neben ihrer eigentlichen Tätigkeit ihre Tagungsstät-
ten auch anderen gemeinnützigen Einrichtungen 
oder in gewissem Umfang sonstigen Nutzern zur Ver-
fügung stellen. Es ist sicherlich leicht einzusehen, daß 
bei den Tagungsstätten sogenannte Fremdbelegun-
gen nicht in beliebigem Umfang gemeinnützig sein 
können. Hier würden die Grundsätze des Gemeinnüt-
zigkeitsrechtes und insbesondere das Gebot der 
Selbstlosigkeit verletzt. 

Es ist jedoch erforderlich, daß der Finanzminister 
den Bildungsstätten und Tagungsstätten entspre-
chende Richtlinien an die Hand gibt, Herr Staatsse-
kretär, die in Zukunft Handlungssicherheit bei ihren 
Planungen garantieren. 

Für uns Sozialdemokraten ist es selbstverständlich, 
daß wir die Bildungsarbeit soweit nur irgend möglich 
unterstützen. Dazu gehört natürlich auch, daß die Bil-
dungsstätten wirtschaftlich effektiv arbeiten können. 
Deshalb muß es möglich sein, daß die Bildungsstätten 
in gewissem Umfang Fremdbelegungen oder Gast-
veranstaltungen anderer Träger aufnehmen können, 
ohne daß dadurch ihr Gemeinnützigkeitsstatus in 
Frage gestellt wird. 

Wir alle sind von einer Flut von Briefen über-
schwemmt worden, die uns den Abbau der Diskrimi-
nierung gleichgeschlechtlicher Lebensformen abver-
langten. Offensichtlich gab es insbesondere in den 
südlichen Bundesländern bei der Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit erhebliche Schwierigkeiten. Dazu 
ist festzustellen, daß die Abwehr von Diskriminierun-
gen aller Art schon nach geltendem Recht zu den 
begünstigten Zwecken im Sinne des Vereinsförde-
rungsgesetzes gilt. Ich bitte, Herr Staatssekretär, den 
Finanzminister dringend, die ungleiche Handhabung 
der Anerkennungspraxis von verschiedenen Finanz-
ämtern durch geeignete Verwaltungsmaßnahmen 
auszuräumen. Es ist nach unserer Auffassung unstrit-
tig, daß die Betreuung AIDS-Infizierter oder der Ab-
bau der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Le-
bensformen sowie ähnliche Vereinszwecke grund-
sätzlich für eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
in Betracht kommen. Ich sage dem Finanzminister 
ganz ausdrücklich, daß das ein besonderes Anliegen 
der Sozialdemokraten ist. 

Hinzufügen möchte ich noch, daß für uns selbstver-
ständlich der Umweltschutz, der Naturschutz und im 
weitesten Sinne alle Vereine, die sich dem Schutz der 
Schöpfung verschrieben haben, vom Grundsatz her 

für eine Anerkennung ihrer Gemeinnützigkeit in Be-
tracht kommen. 

Wir haben uns aber auch intensiv mit der besonde-
ren Förderungswürdigkeit mildtätiger Zwecke be-
schäftigt. Hier sehen wir in Übereinstimmung mit dem 
Sachverständigengutachten den Schwerpunkt der 
Vereinsförderung. Deswegen haben wir auch der Er-
höhung der Abzugsfähigkeit für mildtätige Spenden 
von 5 % auf 10 % des Gesamtbetrages der Einkünfte 
ausdrücklich zugestimmt. 

Wichtig ist für uns vor allen Dingen, daß es einer 
durchgreifenden, grundlegenden und umfassenden 
Reform des Spendenabzugsrechtes bedarf. Diesem 
Anliegen ist der gesamte Finanzausschuß einmütig 
beigetreten. Die Bundesregierung ist jetzt aufgefor-
dert, dieser Willensbekundung zu entsprechen und in 
den nächsten Monaten entsprechende Vorschläge zu 
unterbreiten. Die seit Jahren geforderte Reform und 
Vereinfachung des Spendenabzugsrechtes, das heute 
in vielen Gesetzes-, Verordnungs- und Verwaltungs-
vorschriften zersplittert ist und das in Teilen sogar für 
verfassungswidrig gehalten wird, ist längst überfäl-
lig. 

An dieser Stelle möchte ich mich bei den Mitbe-
richterstattern und vornehmlich beim Kollegen 
Dr. Grünewald für die vertrauensvolle Zusammenar-
beit während der Ausschußberatungen über dieses 
schwierige und komplizierte Gesetz bedanken. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Leider hat es eine spät nachgeschobene Regelung 
gegeben, wie sie sich jetzt im Art. 3 des Gesetzent-
wurfes befindet, die die ansonsten harmonische Ar-
beit gestört hat. Ich spreche von der sogenannten Ver-
trauensschutzregelung für gutgläubige Spender. Im 
Finanzausschuß hatten wir am 4. Oktober in Berlin 
vereinbart, daß die Koalitionsfraktionen ihre Absicht, 
eine Vertrauensschutzregelung für Spenden in das 
Vereinsförderungsgesetz einzubringen, zurückziehen 
würden, wenn die SPD-Fraktion diese Regelung nicht 
oder nur zu einem Teil mitzutragen bereit sei. 

(Huonker [SPD]: Das ist im Protokoll nachzu-
lesen!) 

In der Sitzung des Finanzausschusses am 25. Oktober 
habe ich im Namen meiner Fraktion erklärt, daß die 
SPD einer solchen Regelung zumindest jetzt nicht zu-
stimmen könne. Dennoch haben sich die Koalitions-
fraktionen — absprachewidrig — entschlossen, die 
Regelung nicht aus dem Gesetzentwurf herauszuneh-
men. 

Wir haben im Finanzausschuß zudem ein weiteres 
faires Angebot gemacht. Wir haben angeregt, daß 
vom Ausschuß beim Bundesminister der Justiz ein 
Gutachten über mögliche strafrechtliche Implikatio-
nen der neuen Vertrauensschutzregelung eingeholt 
wird, bevor sie beschlossen werden kann. Dieses Gut-
achten liegt zumindest uns, Herr Dr. Grünewald, nicht 
vor. 

(Huonker [SPD]: Ihm auch nicht!) 

Deshalb gilt nach wie vor das Wort der Bundesregie-
rung im Finanzausschuß, nämlich daß eine begünsti-
gende Beeinflussung der Parteispendenprozesse 
durch die neue Vertrauensschutzregelung für gut- 
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gläubige Spender nicht ausgeschlossen werden kann. 
Allein diese Aussage, meine Damen und Herren, 
reicht aus — das müßte für jedermann in diesem 
Hause gelten — , um dieser Neuregelung auf gar kei-
nen Fall zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Damit stellt sich automatisch die Frage, warum die 

Koalitionsfraktionen jetzt mit soviel Energie eine sol-
che Regelung ins Gesetz einführen wollen. Besonders 
schwer wiegt die Tatsache, daß sich die Bundesregie-
rung in der Drucksache 11/4305 auch schriftlich 
gegen die Vertrauensschutzregelung ausgesprochen 
hat. Das können sie dort nachlesen. 

(Dr. Grünewald [CDU/CSU]: Aber aus ande

-

ren Gründen!) 

Hier heißt es: 

Andererseits könnte die Regelung auch bewußt 
mißbraucht werden. 

Das ist die Aussage der Bundesregierung. Es ist nicht 
die Aussage der SPD. 

(Abg. Uldall [CDU/CSU] und Abg. Frau Will

-

Feld [CDU/CSU] melden sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, wir 
haben zwei Wünsche zu einer Zwischenfrage. Ich 
weiß nicht, ob Sie bereit sind, diese zwei Fragen zuzu-
lassen. 

Opel (SPD): Wenn es nicht angerechnet wird, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Cronenberg: Nein. Aber ich bitte, 
sich mit Rücksicht darauf, daß wir schon anderthalb 
Stunden im Rückstand sind, kurz zu fassen. — Herr 
Abgeordneter Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, 
daß die jetzt vorgelegte Regelung vom Freistaat Bay-
ern wohl initiiert, im Bundesrat aber auf Wunsch des 
Landes Nordrhein-Westfalen geändert worden ist, so 
daß sich die Ausführungen, die Sie jetzt vorgetragen 
haben, alle gegen das SPD-regierte Nordrhein-West-
falen und gegen die übrigen SPD-Staaten wenden, 
die im Bundesrat ebenfalls zugestimmt haben? 

Opel (SPD): Ich gebe zu, Herr Kollege, daß diese 
Regelung so geschickt abgefaßt war, daß auf den er-
sten Blick überhaupt nicht erkennbar war, was sich 
dahinter verbirgt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Grünewald 
[CDU/CSU]: Das waren keine Schlafmützen! 
— Glos [CDU/CSU]: Opel gescheiter als 

Nordrhein-Westfalen!)  

Wir haben uns bei Juristen sachkundig gemacht, die 
mit Parteispendenaffären zu tun haben. Diese haben 
uns klar gesagt, daß zwei Sachen eindeutig sind, näm-
lich daß erstens nicht ausgeschlossen werden kann, 
daß die Regelung rückwirkend wirkt, und daß zwei-
tens damit bewußt Mißbrauch gemacht werden kann. 

Damit ist die Regelung für uns unannehmbar, Herr 
Kollege. 

(Huonker [SPD]: Jetzt fällt ihnen nichts mehr 
ein!) 

Vizepräsident Cronenberg: Auch Ihre Frage wird 
zugelassen, bitte sehr, Frau Abgeordnete. 

Frau Will - Feld (CDU/CSU): Herr Kollege, könnten 
Sie mir erstens bestätigen, daß der gutgläubige Spen-
der durchaus nichts mit den Parteien zu tun hat, daß 
zweitens die zweckentfremdete Verwendung von 
Spenden bei uns insofern eine Einschränkung erfah-
ren hat, als nunmehr diejenigen — auch bei den Par-
teien — persönlich in Anspruch genommen werden, 
die die Spenden zweckentfremden? 

Opel (SPD): Zum zweiten Teil zuerst, Frau Kollegin: 
Selbstverständlich ist es so, daß Sie im Durchgriffsver-
fahren die Vereine in Anspruch nehmen. Dies bedeu-
tet aber im Gegensatz zu dem, was Herr Dr. Grüne-
wald hier gesagt hat, daß Sie in Zukunft kaum mehr 
jemanden in einen Vereinsvorstand bekommen wer-
den, der im Durchgriffsverfahren für alle Spenden 
verantwortlich ist. 

(Gattermann [FDP]: Das ist ein Argument!) 
— Das ist nicht nur mein Argument, das ist auch das 
Argument der Bundesregierung. Das können Sie in 
der Drucksache, die ich vorgestellt habe, ganz eindeu-
tig nachlesen. 

Nun zu dem Punkt, daß es eine unterschiedliche 
Gutgläubigkeit bei gemeinnützigen Vereinen und bei 
Parteien gibt: Frau Kollegin, Sie wissen ganz genau, 
daß das nicht der Fall ist. Die Parteispenden sind 
grundsätzlich ebenso wie alle anderen Spenden zu 
behandeln, gleichgültig, wer begünstigt ist. Genau 
das ist der Punkt. 

(Frau Will-Feld [CDU/CSU]: Das war genau 
meine Frage! — Dr. Fell [CDU/CSU]: Das 

war aber ein Selbsttor!) 

Vizepräsident Cronenberg: Der Abgeordnete 
Huonker möchte gern noch eine Zwischenfrage stel-
len. 

Huonker (SPD): Herr Kollege, können Sie im An-
schluß an das Frage- und Antwortspiel bestätigen, daß 
die Mißbrauchsmöglichkeit u. a. darin liegen kann, 
daß ein Spender mit hohem Einkommen einschließ-
lich Kirchensteuer gut 60 % Steuern sparen kann, 
während diese pauschalierte Steuerregelung vorsieht, 
daß der Verein nur 40 % zahlt, hier also ein Unter-
schied von 20 % besteht, so daß nicht abgestritten 
werden kann, daß diese Regelung eine Einladung ist, 
einen Mißbrauch zu versuchen? 

Opel (SPD): Herr Kollege, die Frage muß ich mit Ja 
beantworten, aber deswegen, weil die Bundesregie-
rung das gesagt hat. Das können Sie in der Stellung-
nahme der Bundesregierung zum Vorschlag des Bun-
desrats nachlesen. Diesen Bundesratsvorschlag ha-
ben Sie hier gerade vorgestellt. 

Das bedeutet: Sie nehmen den Regreßpflichtigen 
nur mit 40 % in Anspruch, wobei Sie ihn in Wirklich- 



13208 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 174. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. November 1989 

Opel 

keit, um gerecht zu sein, mit 60 % in Anspruch neh-
men müßten. Diese Ungerechtigkeit hat die Bundes-
regierung damals zu Recht getadelt. 

(Huonker [SPD]: In Ausnahmefällen ist selbst 
diese Regierung klüger als die sie tragenden 

Parteien!) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich lasse jetzt noch eine 
Frage zu — Herr Abgeordneter Opel, ich mache Sie 
vorher darauf aufmerksam —; dann fange ich an, das 
mit Ihrer Redezeit zu verrechnen, weil das jetzt wirk-
lich unzulässig lange dauert. 

Opel (SPD): Ich bin nicht verantwortlich dafür zu 
machen, Herr Präsident. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Würden Sie bestätigen, 
daß hier zum erstenmal auch von seiten Ihrer Fraktion 
gesagt worden ist, daß es 60%ige Belastungen gibt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Opel (SPD): Es wurde gefragt, ob das beispielsweise 
der Fall sein kann, Frau Kollegin. Sie wissen ja selbst, 
daß es akkumulierende Steuern gibt. Dieses Beispiel 
des Herrn Kollegen bedeutet nur, daß es so sein kann, 
weil ja keiner weiß, wie diese Bundesregierung we-
gen ihrer Schuldenpolitik in Zukunft die Steuern er-
höhen wird. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Am 7. November meldete der Deutsche Depeschen-
Dienst, daß nach Mitteilung des Geschäftsführers des 
Bundesverbands Mittelständische Wirtschaft die Par-
teispendenaffäre nun offenbar auch den wirtschaftli-
chen Mittelstand erfaßt habe. Baden-Württembergs 
Ministerpräsident Lothar Späth habe ein Schreiben 
unterzeichnet, in dem bestimmten Personen beschei-
nigt worden sei, daß sie Mitarbeiter des Landesschatz-
meisters der Union seien und damit berechtigt seien, 
die Firmen im Namen der CDU um einen Beitrag zur 
Finanzierung der Parteiarbeit zu bitten. 

Nach der Ansicht des Geschäftsführers des Bundes-
verbands Mittelständische Wirtschaft sollen diese 
Schreiben vor Gericht als sogenannte „Anscheinsvoll-
machten" angesehen werden. Dabei sei davon auszu-
gehen, daß sich die Spendenzahler angesichts der 
Unterschrift des Ministerpräsidenten in einem — so 
wörtlich — „entschuldbaren Verbotsirrtum" befun-
den hätten. Daher, so der Geschäftsführer, seien in 
den meisten Fällen Freisprüche angebracht. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, dies ist genau 
der Punkt, um den es dabei geht. Die jetzt ins Verein-
förderungsgesetz von der Regierungskoalition gegen 
den ausdrücklichen Willen der Bundesregierung auf-
genommene Vertrauensschutzregelung besagt doch, 
daß ein Spender den Spendenabzug bzw. den Steuer-
vorteil unter gewissen Voraussetzungen behalten 
darf, auch wenn die Spende nicht für die in der Spen-
denbestätigung angegebenen steuerbegünstigten 
Zwecke gegeben wird. 

(Uldall [CDU/CSU]: Wenn das so wäre, wäre 
es doch gerechter!) 

Hier ist es doch so: Klarheit schafft einzig unser 
Antrag. Sie sind aufgefordert, diesem Antrag zuzu-
stimmen, um in der Öffentlichkeit dem schlimmen 
Verdacht zu begegnen, hier solle eine Parteispenden-
amnestie durch die Hintertür durchgeführt werden. 

(Dr. Fell [CDU/CSU]: Das behaupten Sie 
doch wider besseres Wissen! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Angesichts der vielen Fälle, in denen in der Vergan-
genheit die Koalitionsparteien immer wieder versucht 
haben, auf den verschiedensten Wegen eine Amne-
stie für Parteispender zu erreichen, schrillt hier die 
Alarmglocke bei uns besonders laut. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Scheinheilig!) 

Sie haben an einen fröhlichen Freizeitzug mit Na-
men Vereinsförderungsgesetz einen Waggon mit Gift-
müll angekoppelt. Uns kommt es darauf an, diesen 
wieder abzukoppeln und das Vereinsförderungsge-
setz eindeutig von Ballast zu befreien. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie wollen doch nur das Gesetz madig 

machen, sonst nichts!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Rind. 

Rind (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich werde mich erst einmal den sachlichen The-
men zuwenden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber, Herr Kollege Opel, ich werde auch noch auf das 
Ende Ihres Beitrags eingehen. 

Am Anfang des Vereinsförderungsgesetzes war das 
Gutachten der unabhängigen Sachverständigenkom-
mission. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Nein, am Anfang 
war der SPD-Antrag!) 

Am Ende dieses Gesetzgebungsvorhabens kann man 
feststellen: Eine ganze Reihe von Erkenntnissen der 
Sachverständigenkommission sind im Gesetzentwurf 
enthalten. 

(Hüser [GRÜNE]: Das sehen wir aber 
nicht so!) 

Das sage ich deswegen, weil uns so viele Kritiker vor-
geworfen haben, wir hätten das Sachverständigen-
gutachten überhaupt nicht beachtet. 

Richtig ist: In einem entscheidenden Punkt sind wir 
der Kommission nicht gefolgt. Das ist der Punkt gewe-
sen, der da hieß: Einschränkung der gemeinnützigen 
und spendenbegünstigten Zwecke im Freizeitbereich, 
insbesondere die Aberkennung der Spendenbegün-
stigung für den Sport. 

Wir haben bei unseren Beratungen auch festgestellt 
— das wußten wir natürlich auch schon vorher, aber 
es wurde uns wieder ganz deutlich — , daß die Ab-
grenzung zwischen gemeinnützigen Zwecken und 
der Freizeitbetätigung sehr schwierig ist. Einigkeit 
bestand jedoch über die Fraktionsgrenzen hinweg, 
daß der Sport insgesamt mehr gemeinnützige Ele- 
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mente zum Inhalt hat als Aktivitäten im reinen Frei-
zeitbereich. Deswegen konnten und wollten wir dem 
Gutachten der Sachverständigenkommission in die-
sem entscheidenden Punkt nicht folgen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Damit verbunden war aber auch gleichzeitig die 
Frage, ob und inwieweit wir dem Petitum des Bundes-
rates folgen und den Kreis der gemeinnützigen Ver-
eine ausdehnen wollten. Wir haben uns bei der Erwei-
terung des Katalogs von den bereits in der Abgaben-
ordnung genannten begünstigten Zwecken des Um-
welt-, des Naturschutzes, der Wissenschaft und For-
schung, der Förderung von Kunst und Kultur leiten 
lassen. Das ist geschehen, um zumindest eine gewisse 
Rechtssicherheit herzustellen. Ich betone: gewisse, 
weil ich weiß, daß es in dem Bereich nie eine absolute 
Rechtssicherheit gibt und geben wird. 

Ich gebe gerne zu, daß diese Kataloglösung nicht 
voll befriedigend ist. Sie macht aber auch deutlich, 
wie schwierig die Abgrenzung zwischen Freizeitbe-
tätigung und gemeinnützigen Zwecken ist. Ich sage: 
Wem bessere Lösungen zu dieser schwierigen Ab-
grenzungsproblematik einfallen, der möge sie vortra-
gen. Ich habe keinen gehört, nur immer Kritik. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ein weiterer Zielkonflikt war der Wettbewerb zwi-
schen gemeinnützigen Vereinen und der Wirtschaft, 
insbesondere in kleinen und mittleren Bet rieben in 
der Gastronomie. Einerseits wollten wir den ehren-
amtlichen Vereinsvorständen erhebliche Schwierig-
keiten bei der Anwendung des in ihrem Bereich be-
sonders komplizierten Steuerrechts abnehmen. Ande-
rerseits wollten wir keine Wettbewerbsverzerrungen 
durch Vereinsgastronomie zu Lasten derer hervorru-
fen, die aus einem oft nur kleinen Gewerbe ihren 
Lebensunterhalt bestreiten und Steuern zahlen müs-
sen. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das ist aber nicht ge

-

lungen!) 

— Das ist die Frage, Herr Kollege Feldmann. 

Mit der Grenze von 60 000 DM einschließlich Um-
satzsteuer — ich betone das, weil das ein sehr wichti-
ger Punkt ist; da geht schon einmal eine ganze Menge 
an Umsatzsteuer weg, die abzuführen ist — für wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe und gesellige Veran-
staltungen — übersehen Sie nicht, daß wir die ständi-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe und die Ver-
einsfeste, sprich: geselligen Veranstaltungen zusam-
men genommen haben — haben wir, glaube ich, eine 
Grenze gefunden, die den Wettbewerbsanforderun-
gen gerecht wird. Ich sage dies vor allem vor dem 
Hintergrund, daß die meisten Vereine bis zu dieser 
Grenze schon bisher keine Körperschaft- und Gewer-
besteuer bezahlt haben. Eine Verschlechterung für 
das Gewerbe, insbesondere für das Gastgewerbe, ge-
genüber dem ja jahrzehntelang bestehenden jetzigen 
Zustand ergibt sich daher aus dieser Neuregelung 
nach meiner Überzeugung nicht. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Illegales wird legali

-

siert!) 

Die weitere Umsatzgrenze von 60 000 DM ein-
schließlich Umsatzsteuer ist auf Einnahmen aus rein 

sportlichen Veranstaltungen beschränkt. Wir haben 
hier ganz bewußt den Verkauf von Speisen und Ge-
tränken und die Werbung für solche Veranstaltungen 
da herausgenommen und den wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben zugeordnet. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das ist auch gut so!) 

Damit ist sichergestellt, daß in den Bereichen, in de-
nen Wettbewerb mit der gewerblichen Wirtschaft be-
steht, keine Aushöhlung des Willens des Gesetzge-
bers durch Verlagerung innerhalb der Vereine und 
bei den Vereinen möglich ist. 

Hinzu kommt, daß wir einem weiteren möglichen 
Mißbrauch durch die sogenannte Zellteilung, d. h. die 
mißbräuchliche Vereinsaufspaltung in selbständige 
Untergliederungen, durch klare gesetzliche Regelun-
gen einen Riegel vorgeschoben haben. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das war ein guter Vor-
schlag des DEHOGA!) 

Auf der anderen Seite steht, daß wir das Ziel er-
reicht haben, das da hieß: Entbürokratisierung und 
Entlastung von schwierigen steuerrechtlichen Auf-
gaben für ehrenamtliche Vereinsvorstände. 90 % un-
serer Vereine werden in Zukunft nur noch im Zusam-
menhang mit der Umsatzsteuer mit dem Finanzamt zu 
tun haben. Bei Einhaltung der Umsatzgrenzen von 
60 000 DM werden sie keine Jahresabschlüsse, keine 
Körperschaftsteuer- und keine Gewerbesteuererklä-
rungen mehr abgeben müssen, sondern lediglich Um-
satzsteuererklärungen. Dazu reichen die schon nach 
dem Vereinsrecht vorgeschriebenen Einnahmen- und 
Ausgabenaufzeichnungen vollständig aus. 

Ich bin mir bei dieser Aussage der kritischen Beur-
teilung in den Fachverbänden, insbesondere dem 
DEHOGA, sowie in Teilen der Fraktionen, insbeson-
dere meiner Bundestagsfraktion, sehr wohl bewußt. 
Da ich aber bisher niemanden gehört habe, der in dem 
Konflikt zwischen allseits erwünschter Steuerverein-
fachung für die Vereine einerseits und der Wettbe-
werbsproblematik andererseits bessere und für beide 
Seiten akzeptable Vorschläge gemacht hätte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist genau der 
Punkt!) 

bitte ich die Kritiker doch einmal um folgendes: Laßt 
uns die Auswirkungen dieses neuen Gesetzes auf den 
Wettbewerb beobachten. Wenn sich entgegen mei-
nen Erwartungen Wettbewerbsverschiebungen ge-
genüber dem jetzigen Zustand ergeben sollten, dann 
ist meine Fraktion für Änderungen offen, und ich ver-
mute die anderen Fraktionen ebenfalls. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das ist ein gutes Ange-
bot!) 

Auch die Erhöhung des Freibetrages bei der Kör-
perschaftsteuer und die Umwandlung der Freigrenze 
bei der Gewerbesteuer in einen Freibetrag und die 
Erhöhung dieser beiden Beträge von 5 000 auf 7 500 
DM ist unter Wettbewerbsgesichtspunkten vertretbar. 
Sie bedeutet für die Vereine, die die 60 000 DM- 
Grenze überschreiten, eine steuerliche Verbesserung, 
die der Entwicklung seit der Festsetzung der 5 000- 
DM-Grenze bei den Gewinnen, bei den Einkommen, 
Rechnung trägt, und ist insofern vertretbar und ge-
rechtfertigt. 
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Einer Forderung des Sports und einem Antrag der 
SPD können, konnten und wollen wir nicht entspre-
chen. Es ist die Erhöhung der Übungsleiterpauschale 
von 2 400 auf 3 600 DM jährlich. Ich bekenne mich 
dazu, daß ich gegen die Erhöhung der Übungsleiter

-

pauschale bin. Dieser Betrag, Herr Kollege Opel, von 
2 400 DM soll keine zusätzlichen Nebeneinkommen 
ermöglichen, wie dies in Ihrer Rede durchschien. Es 
sollen Aufwendungen pauschal abgegolten werden, 
die der betroffene Personenkreis bei seiner ehrenamt-
lichen Tätigkeit hat. Man will ihm mit dieser Pau-
schale nur den Einzelnachweis ersparen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unter diesem Gesichtspunkt ist auch eine Erhöhung 
aus rechtssystematischen Gründen nicht vertretbar. 

Wenn man steuerfreie Nebeneinnahmen begrün-
den will, dann soll man dies ehrlich sagen. Dann aller-
dings, Herr Kollege Opel, würde man ein Faß aufma-
chen, das niemand mehr schließen könnte. Wir wollen 
dies nicht. Deswegen bleiben wir bei der Übungslei-
terpauschale von 2 400 DM. 

(Zuruf von der SPD: Aber im Wahlkampf ha

-

ben Sie etwas anderes gesagt!) 

— Ich habe im Wahlkampf und vor Vereinen, überall, 
nie etwas anderes vertreten. 

(Zuruf von der SPD: Fragen Sie mal den 
Herrn Baum!) 

Wichtig war für uns von der FDP aber, daß der Kreis 
der Begünstigten um die Personen erweitert wird, die 
ehrenamtlich im Bereich der Pflege Alter, Kranker 
und Behinderter tätig sind. Wir hoffen, daß diese Re-
gelung ein Anreiz ist, sich in der ambulanten Pflege 
bei mildtätigen Einrichtungen und ähnlichen Organi-
sationen verstärkt zu engagieren. In dieselbe Rich-
tung zielt auch die Erhöhung der Abzugsmöglichkeit 
von Spenden für mildtätige Zwecke von 5 auf 10 
des Gesamtbetrages der Einkünfte. 

Die Anträge der GRÜNEN, Herr Kollege Hüser, 
Steuerermäßigungen bei unentgelt licher Pflegelei-
stung und Aufwandsspenden ohne Erstattungsan-
spruch für den mildtätigen Bereich zu gewähren, fol-
gen wir aus steuersystematischen Gründen nicht. Wo-
hin kämen wir im Steuerrecht, wenn wir fiktive Zah-
lungen bei der Steuerfestsetzung berücksichtigen 
würden? Auch hier würden wir ein unübersehbares 
Faß für Gestaltungsmöglichkeiten und Mißbrauchs-
möglichkeiten öffnen. 

(Hüser [GRÜNE]: Das ist doch auch jetzt 
schon offen!) 

Nun noch zum Thema „Vertrauensschutz des gut-
gläubigen Spenders" : Ich lege Wert auf die Feststel-
lung — und damit wird schon vieles von dem zurecht-
gerückt, was Sie, Herr Kollege Opel, hier gesagt ha-
ben — , daß wir nur den gutgläubigen Spender schüt-
zen, der in keiner Weise durch unlautere Mittel oder 
falsche Angaben bei der Spendenbestätigung mitge-
wirkt hat und dem auch die Un richtigkeit der Bestäti-
gung nicht bekannt war oder auch infolge grober 
Fahrlässigkeit nicht bekannt sein konnte. Es werden 
also wirklich nur ehrliche Spender, deren Geld vom 
Spendenempfänger zweckentfremdet wurde, ge-
schützt. 

Dies ist der Punkt, an dem Ihre maßlos überzogene 
Kritik sofort widerlegbar ist; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jawohl! — Sehr 
wahr!) 

denn der gutgläubige Spender ist auch nicht in Par-
teispendenverfahren verwickelt. In Parteispenden

-

verfahren geht es immer darum, ob er wußte, mit

-

wußte oder grob fahrlässig nicht wußte, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
ob er bei steuerlichen Manipulationen mitwirkte. 

Deswegen kann es nach unserer Überzeugung auch 
keine Rückwirkung auf laufende Strafverfahren ge-
ben. Dies hat auch die gutachtliche Stellungnahme 
des Bundesministeriums der Finanzen, auf die Kol-
lege Grünewald schon verwiesen hat, in Abstimmung 
mit dem Bundesministerium der Justiz klar zum Aus-
druck gebracht. 

Deswegen verstehe ich Ihre maßlos überzogene Kri-
tik nicht. Hier geht es wieder einmal darum, ein Ge-
schäft zu betreiben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein mieses Ge-
schäft!) 

an dem letztendlich alle Parteien — und damit auch 
die SPD — leiden werden. Ich bedaure diese Entwick-
lung sehr. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Rind, Sie gestatten eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Opel? — Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Opel. 

Opel (SPD): Herr Kollege Rind, angesichts der 
mehrfachen Versuche, die gerade auch aus Ihrer Par-
tei kommen, Parteispendenamnestien durchzusetzen, 
frage ich Sie: Würden Sie mir einräumen, daß die Bun-
desregierung im Finanzausschuß nicht ausgeschlos-
sen hat, daß rückwirkende Wirkungen auch von die-
ser Regelung ausgehen können? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Rind (FDP) : Herr Kollege Opel, zunächst weise ich 
den Vorwurf zurück, daß meine Fraktion Amnestie-
regelungen für Parteispender einzuführen versucht 
habe oder einzuführen versuche. Dies ist sachlich 
nicht richtig. Aus Zeitgründen kann ich darauf nicht 
näher eingehen. 

Zu Ihrer konkreten Frage kann ich Ihnen aber ganz 
deutlich sagen, daß wir ja mit der Formulierung, wie 
sie jetzt im Vereinsförderungsgesetz steht, mit der 
Formulierung, die ich gerade zitiert habe, die Beden-
ken ausgeräumt haben und daß das Bundesministe-
rium der Finanzen dies gutachtlich erklärt und festge-
stellt und mit dem Bundesminister der Justiz abge-
stimmt hat. Damit sind diese Einwendungen in bezug 
auf die Formulierung, wie sie nun vorliegt, gegen-
standslos. 

Die Anregung aus dem Bundesrat, hier global etwas 
für den Vertrauensschutz zu tun, hätte die Möglich-
keit eröffnen können, daß Rückwirkungen auf lau-
fende Strafverfahren gegeben sind. Das aber, was 
jetzt mit dieser starken Einschränkung auf den gut- 
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gläubigen Spender Gesetz wird, eröffnet solche Mög-
lichkeiten nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Kollege Grünewald 
hat schon darauf hingewiesen, aber ich will es hier 
trotzdem noch einmal verstärkend betonen: Wir ha-
ben uns zu diesem Schritt, den gutgläubigen Spender 
zu schützen, auf Anregung des Bundeslandes Bayern, 
verstärkt noch durch das Bundesland Nordrhein-
Westfalen, insbesondere deshalb entschlossen, weil 
ohne diese Regelung bei Zigtausenden von Einrich-
tungen auf Grund der öffentlichen Diskussion dieses 
Themas das Spendenaufkommen in Zukunft gefähr-
det wäre. Die öffentliche Diskussion dieses Themas 
könnte unübersehbaren Schaden in Form sinkenden 
Spendenaufkommens bei allen Vereinen und Einrich-
tungen zur Folge haben, wenn wir nun den Vertrau-
ensschutz nicht in das Gesetz übernähmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dazu, Herr Opel, ist noch folgendes zu sagen. Ihre 
umfangreiche Presseerklärung hat polemische Töne, 
und das nehme ich Ihnen nicht übel, denn es soll ja 
keine abgewogene Erklärung sein; aber auf einen 
Punkt muß ich Sie nun doch hinweisen. Wenn Sie 
zunächst schreiben „auf Antrag der Koalitionsfraktio-
nen von CDU/CSU und FDP", dann ist das nicht rich-
tig. Sie wissen genau, woher die Anregung kam, nicht 
von uns, nicht von der Bundesregierung, sondern aus 
dem Bundesrat. 

(Poß [SPD]: Sie haben sie doch für den Bun

-

destag übernommen!) 

Das ist der erste Punkt. 

(Opel [SPD]: Sie haben doch selber gesagt, 
daß Sie eine Neuregelung geschaffen ha

-

ben!) 

— Aber Sie kennen doch den Werdegang. Wenn Sie 
Ihre Presseerklärung ehrlich abgefaßt hätten, dann 
hätten Sie geschrieben: Die Anregung der Bundeslän-
der Bayern und Nordrhein-Westfalen haben die Koali-
tionsfraktionen übernommen. Dann hätten Sie die 
Wahrheit gesagt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Grünewald [CDU/CSU]: Und des Sach

-

verständigenrates und der Wissenschaft!) 

Die nächste Anmerkung ist: Sie schreiben: „Damit 
droht eine neue Parteispendenaffäre. " Sie haben dies 
hier auch ausgeführt. So etwas von maßloser Überzie-
hung ist gar nicht denkbar; denn selbst den Fall, den 
Sie annehmen, würde nicht eine neue Parteispenden-
affäre bedeuten, sondern würde nur bedeuten — ich 
bestreite, daß es so ist — , daß es in anhängigen Straf-
verfahren mildernde Umstände für Angeklagte geben 
könnte. 

(Opel [SPD]: Oder nicht eröffnete! Genau das 
ist es!) 

— Oder nicht eröffnete. Aber das ist doch keine neue 
Parteispendenaffäre. 

(Opel [SPD]: Aber selbstverständlich! Wie 
nennen Sie das denn?) 

Diese maßlose Überziehung brandmarkt das, was 
Sie hier vorhaben, als üble Polemik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Es tut mir leid, daß dies mit dieser Dissonanz in dem 
sonst oft einigen Verfahren an dieser Stelle geendet 
hat. 

(Opel [SPD]: Herr Kollege, die Wirklichkeit 
wird Sie einholen genau wie bei der Quellen-

steuer!) 
Ein großer Wurf, meine Damen und Herren, und frei 

von steuersystematischen Bedenken ist dieses Gesetz 
nicht. Ich glaube aber, daß wir aus einer gesetzlichen 
Regelung nur schwer zugänglichen Materie etwas 
Brauchbares gemacht haben: etwas Brauchbares für 
die Ehrenamtlichen in allen gemeinnützigen Verei-
nen und insbesondere im Sport sowie erhebliche Ver-
besserungen für den mildtätigen Bereich und den 
Pflegebereich. Dies sind so wichtige Elemente, daß 
wir diesem Gesetz am Ende gerne zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Rind, wenn Sie selber gerade 
sagen, daß das steuersystematisch gar nicht so ganz 
astrein ist, dann können Sie mir auch nicht vorwerfen, 
daß unsere Vorschläge steuerunsystematisch sind. 
Dann müssen Sie schon auf einer Linie bleiben. 

(Rind [FDP]: Sie verletzen so grob alle Re-
geln, daß sie überhaupt nicht mehr fassen! — 
Zuruf des Abg. Dr. Grünewald [CDU/CSU]) 

— Die Inkonsequenz war aber zuerst auf seiner 
Seite. 

Zu Ihnen, Herr Opel. Wenn Sie jetzt meinen Aus-
führungen lauschen, dann werden Sie feststellen, daß 
Sie einige unserer Anträge oder Begründungen ver-
kehrt wiedergegeben haben. 

Wenn wir uns vorstellen, daß irgendein x-beliebiger 
Karnevalverein einer rheinischen Stadt irgendwann, 
vielleicht jetzt oder Anfang nächsten Jahres, nach Rio 
fliegt, um einen intensiven Erfahrungsaustausch ver-
schiedener Arten der internationalen Brauchtums-
pflege zu studieren, oder daß der Pflanzenschutzver-
ein nach Neuseeland fliegt, um seltene Samenkörner, 
die es lohnt, auch hier zu züchten, zu suchen, und daß 
diese Reisekosten als Spenden abzugsfähig sind, 
dann müssen wir feststellen, daß diese grotesken Vor-
stellungen nächstes Jahr zur Realität werden kön-
nen, 

(Rind [FDP]: Eben nicht! Genau das nicht!) 
wenn dieser Gesetzentwurf zur Vereinsförderung im 
Bundestag angenommen werden wird. 

Der vorliegende Antrag von der CDU/CSU und 
FDP, dem auch die SPD nach alledem, was wir hier 
gehört haben, zustimmen wird, führt unseres Erach-
tens zu einer nicht vertretbaren Ausweitung der steu-
erlich geförderten Gemeinnützigkeit. Dies lehnen 
die GRÜNEN ab. 
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Der Gesetzentwurf geht auf den Bericht der unab-
hängigen Sachverständigenkommission zurück, die 
mit viel Sachverstand relativ unabhängig von Lobby-
interessen einige Jahre daran gearbeitet hat. Die steu-
erliche Subventionierung weiter Bereiche des organi-
sierten Freizeitsports und der Freizeitbetätigung steht 
aber in eindeutigem Widerspruch zu dem Gutachten, 
das nach dem Grundsatz „Gemeinnützigkeit setzt 
Selbstlosigkeit voraus" nur solchen Vereinen die 
Spendenbegünstigung zugestehen will, die aus-
schließlich selbstlos sind. 

Der Gesetzentwurf ist unseres Erachtens eher das 
Ergebnis der Durchschlagskraft, über die die Freizeit-
vereinelobby bei gewichtigen Politikern verfügt. Bei 
allem Verständnis für sinnvolle Freizeitbetätigung: 
Wir denken — auch, Herr Grünewald, wenn Sie dies 
vorhin anders dargestellt haben — , daß hier der Kern-
bereich der Gemeinnützigkeit, zu dem Mildtätigkeit, 
Wohlfahrtspflege, Jugend- und Altenhilfe gehören, 
nicht mehr gesehen wird. Die Verschiebung der Wer-
terelation in den Prioritäten der hier verantwortlichen 
Parteien ist doch schon recht beängstigend. 

Ich möchte dies an zwei Stellungnahmen zu ver-
deutlichen versuchen, die, so denke ich, dies sehr ein-
drucksvoll wiedergeben, und zwar erstens: 

Die steuerliche Begünstigung von Spenden ist 
auf das rechtfertigungsfähige Maß der gemein

-

wohlfördernden Zwecke im Dienste für den 
Nächsten und die Allgemeinheit zu reduzieren, 
vor allem unter Ausschluß der Förderung vereins-
mäßig organisierter privater Freizeitaktivität. 

Das zweite Zitat: 

Solange einkommensteuerrechtlich das physi-
sche Existenzminimum durch einen realistischen 
Grundfreibetrag berücksichtigt wird, solange 
auch keine realistischen Kinderfreibeträge ein-
geführt werden sollen, ist es nicht konsequent, 
Aufwendungen oder Zuwendungen für die Frei-
zeitbetätigung und die sportliche Betätigung zum 
Abzug zuzulassen. 

Dem ist, denke ich, nichts hinzuzufügen. Das erste 
Zitat stammt aus einer Erklärung des Juristentages 
1988 in Mainz. Das zweite Zitat ist von der Sachver-
ständigen-Kommission. Ähnlich hat sich auch der 
Bundesrat in seiner Stellungnahme geäußert. Ich be-
fürchte jedoch, daß dies keine Auswirkungen auf 
seine Entscheidung hat. 

Bedenkt man, daß ein gut verdienender Familien-
vater oder eine Mutter für den Kaninchenzüchterver-
ein mehr Geld steuerwirksam geltend machen kann 
als für Familie und Vorsorge, so erhält das Schlagwort 
— auch wenn es etwas hart klingen mag, auch wenn 
wir durchaus sehen, daß einige Vergünstigungen im 
mildtätigen Bereich erreicht worden sind — „Kanin-
chen statt Kinder" eine traurige Rechtfertigung. 

(Dr. Tillmann [CDU/CSU]: Dummes Zeug!) 

Letztlich ist auch zu befürchten, daß das Spenden-
aufkommen zugunsten der caritativen Verbände und 
Vereine sinken wird, weil die Spendenströme — das 
haben wir ausführlich in den Ausschüssen und bei der 
Anhörung diskutiert — eher in Richtung persönlicher 

Freizeitgestaltung fließen werden, da wir nur einen 
bestimmten Spendenkuchen zur Verfügung haben. 

So hat die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege in der Anhörung im Finanzausschuß 
betont, daß das Spendenaufkommen für Wohlfahrts-
zwecke voraussichtlich merklich zurückgehen werde 
und daß dies mit einer Kürzung der Bundeszuwen-
dungen für zentrale Aufgaben der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrt und mit der Kürzung der Zu-
schüsse für ABM-Kräfte um durchschnittlich 20 % zu-
sammentrifft. Weitere Entlassungen und Schließun-
gen bei freien Trägern wären dann kaum zu vermei-
den, und eine Austrocknung sozialpolitisch notwendi-
ger Maßnahmen wäre unvermeidlich die Folge. 

Um Unterstellungen direkt vorzubeugen: Natürlich 
sind auch wir der Meinung, daß in Freizeitvereinen 
gerade auch im Hinblick auf eine immer mehr zuneh-
mende Freizeitgesellschaft sinnvolle Arbeit geleistet 
wird, gerade auch im Sport; das steht auch für uns 
außer Frage. Wir halten es jedoch für den verkehrten 
Weg, dies ohne jegliche Differenzierung pauschal 
staatlich zu fördern. Dort, wo förderungswürdige Ar-
beit geleistet wird, z. B. bei der Integration von Aus-
länderinnen und Ausländern in die Gesellschaft durch 
die Sportvereine und in vielen anderen Bereichen, 
sollte unseres Erachtens der Staat direkte Zuwendun-
gen und Leistungen geben. Dies ist treffsicherer, effi-
zienter, politisch durchsichtig und auch von den Par-
lamenten kontrollierbar. 

DIE GRÜNEN legen hier einen Entschließungsan-
trag vor — er ist von meinem Vorredner schon er-
wähnt worden — , der unsere Kritik an dem Gesetz-
entwurf darlegt und die Bundesregierung auffordert, 
einen neuen Entwurf vorzulegen, welcher sich an den 
Vorschlägen der Sachverständigenkommission orien-
tiert. 

In den Beratungen in den letzten Wochen und Mo-
naten haben eigentlich alle Sachverständigen und in 
den Gesprächen nebenbei auch viele Politiker aus 
allen Fraktionen mehr oder weniger zugegeben, daß 
der von der Kommission vorgeschlagene Weg der 
richtige ist. Die Vielzahl der Vereine im Wahlkreis 
und im Lande lassen diese Einsicht aber wohl nicht in 
politisches Handeln umschlagen. Dies ist, denke ich, 
bedauerlich. 

Ich möchte an einem Punkt versuchen, Ihre Fehlein-
schätzung darzulegen, Herr Grünewald, daß Sie den-
ken, Sie hätten hier einen abschließenden Katalog 
verabschiedet. Die Reduzierung der einzelnen Berei-
che, die Sie im Ausschuß angenommen haben, bedeu-
tet noch lange nicht, daß dies abschließend ist. Ein 
Punkt alleine reicht nicht. Wie Sie wissen, ist in der 
Abgabenordnung allein schon durch das Wort „insbe-
sondere" ganz klar dargelegt, daß es sich hier nur um 
eine aufzählende, aber keine abschließende Abhand-
lung handelt. 

(Opel [SPD]: So ist es!) 

Ich weiß nicht, wie die Finanzämter den Unterschied 
zum Modellflug, Briefmarkensammeln oder Skat defi-
nieren wollen. Ich denke, hier kann von Vereinfa-
chung keine Rede sein. Vielmehr befürchte ich, daß 
sich die Gerichte damit befassen müssen. Wenn dies 
nicht der Fall sein sollte und wenn — wie Herr Opel es 
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gesagt hat — dies dann über Verordnungen ausge-
weitet wird, dann haben wir keine Einschränkung, 
sondern eine ganz massive Ausweitung. 

(Opel [SPD]: Genauso ist es!) 

Ich will nicht unerwähnt lassen, daß es in den Bera-
tungen an dem vorliegenden Gesetzentwurf einige 
Verbesserungen gegeben hat, denen auch wir im 
Ausschuß zugestimmt haben und denen wir, wenn wir 
in die Einzelabstimmung kommen, auch hier zustim-
men werden. Das bet rifft die Ausweitung der Berei-
che, für die die Übungsleiterpauschale gilt, den Spen-
denhöchstsatz für mildtätige Bereiche, den Bereich 
der Zweckbetriebe und noch einige andere Punkte. 

Ich will auf einige Punkte eingehen, die im Aus-
schuß keine Mehrheit gefunden haben und die wir 
hier nochmals beantragen wollen: Erstens geht es um 
die Anerkennung unentgeltlicher Pflegedienstlei-
stungen. Auch mit der Ausdehnung der sogenannten 
Übungsleiterpauschale auf die nebenberufliche 
Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen 
reicht dies nicht aus. Angesichts des drohenden Pfle-
genotstands, der sich für die 90er Jahre abzeichnet, 
sollten auch unentgeltlich erbrachte Pflegedienstlei-
stungen, die kostensparend auf verantwortungsvollen 
Pflegeposten erbracht werden, nicht nur in Regie-
rungserklärungen und Sonntagsreden gelobt, son-
dern wenigstens in einem bescheidenen Umfang 
steuerlich anerkannt werden, wenn der Staat sie we-
der erbringen kann oder will noch bezahlen könnte. 
Dazu schlagen wir konkret eine Änderung des § 34 
des Einkommensteuergesetzes vor, die diese unent-
geltliche Pflegedienstleistung, die in Sozialstationen 
und Pflegeheimen oder Krankenhäusern erbracht 
wird, anerkennt. Ich gebe Ihnen auch darin recht, 
Herr Opel, daß dies natürlich nicht ausreicht und daß 
wir hier noch andere Maßnahmen in der sozialen Ab-
sicherung brauchen, auch entsprechende Mindestsi-
cherungen im Pflegebereich. 

Dann muß ich noch — die Zeit ist kurz - auf einen 
zweiten Punkt eingehen. Es geht um die Absicht, daß 
Aufwendungen für Vereine steuerlich nur dann ab-
setzbar sein sollen, wenn der Spender durch Vertrag 
oder durch die Satzung einen Erstattungsanspruch 
hat. Ich denke, daß dies so nicht gerechtfertigt ist. Der 
Gesetzentwurf, der hier vorliegt, will die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs aushebeln, der eben ei-
nen solchen Erstattungsanspruch nicht für notwendig 
hält. Selbst wenn der Regierungsentwurf bei wohlha-
benden Freizeit- und Sportvereinen insoweit viel-
leicht durchaus Sinn gäbe, so kann doch einem mild-
tätigen Verein, der die Hilfe des Aufwendungsspen-
ders in Anspruch nimmt, nicht angelastet werden, daß 
er die Mittel für solche Erstattungsansprüche nicht 
hat. Eine entsprechende Änderung haben wir hierzu 
vorgelegt. 

Drittens geht es um den Tatbestand, daß bislang nur 
Parteispenden mit einer pauschalen Steuerermäßi-
gung von 50 % bedacht werden. Dies wollen wir auch 
auf die anderen Bereiche ausweiten. 

Wir haben noch einen Antrag eingebracht, auf den 
ich jetzt, weil meine Redezeit gleich abgelaufen ist, 
nur noch kurz eingehen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist sehr ein-
schläfernd!) 

Herr Opel, Sie haben gesagt, daß es inkonsequent sei, 
wenn wir einerseits einen Entschließungsantrag ein-
bringen, um die Gemeinnützigkeit so zu regeln, wie es 
in dem Gutachten dargelegt ist, und auf der anderen 
Seite konkretisierende Maßnahmen in diesen Gesetz-
entwurf hineinbringen. Ich denke nicht, daß dies in-
konsequent ist. Wir haben nicht beantragt, den Kata-
log auszuweiten. Ich verweise hier durchaus auf die 
Ausführungen, die wir gemacht haben. Im Blick z. B. 
auf Schwulen- und Lesbenvereine — das kann ich nur 
voll unterstützen — wollen wir diese konkretisieren-
den Maßnahmen. Wenn dieser Gesetzentwurf nun 
schon angenommen wird, dann wollen wir wenig-
stens den Versuch unternehmen, daß diese Konkreti-
sierung erfolgt, damit diese ungleiche Behandlung 
nicht auftaucht. 

(Opel [SPD]: Aber das Gesetz zeigt doch die 
Ausweitung, Herr Hüser!) 

Was den Passus mit dem Gutglaubensschutz für 
Parteispenden betrifft, so sollte schon die Möglichkeit, 
allein die Tatsache, daß es möglich sein könnte — es 
ist gar nicht notwendig, daß es eintritt — , daß diese 
Regelung rückwirkenden Charakter bekommt, uns 
gebieten, dies wieder aus dem Gesetz herauszuneh-
men. Deshalb werden wir diesem Antrag zustim-
men. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von der 
SPD — Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Eine 

monotone Leierei!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bevor ich zu meinem 
Thema komme, möchte ich Ihnen eine Meldung vor-
lesen, die ich im Moment erhalten habe. 

(Zurufe von der SPD: Wir kennen sie 
schon!) 

— Ich kannte sie nicht. — Ab sofort können DDR- 
Bürger direkt über alle Grenzstellen zwischen der 
DDR und der Bundesrepublik ausreisen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Gott sei Dank!) 

Ich dachte, daß es mir ausnahmsweise gestattet ist, 
das fernab vom Thema mitzuteilen. 

(Dr. Penner [SPD]: Darfst du!) 

— Ich danke dir sehr. 

Meine verehrten Damen und Herren, zum Thema. 
Der bisherige Verlauf der Debatte veranlaßt mich, 
noch einmal die Entwicklung zu beleuchten, die diese 
Gesetzentwürfe im Laufe von zehn Jahren genommen 
haben. Wir haben zehn Jahre benötigt, um ein so 
wichtiges Gesetz heute zum Abschluß zu bringen. 
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Es begann 1979, als die CDU/CSU-Fraktion zum 
erstenmal einen Antrag zur steuerlichen Behandlung 
gemeinnütziger Vereine einbrachte. Es setzte sich 
1985 fort, als die sozialdemokratische Fraktion nahezu 
den gleichen Antrag vorlegte. Es gibt aber doch einen 
Unterschied: Unser Antrag wurde in Ihrer Regie-
rungszeit leider nicht behandelt. Der Finanzminister 
hatte etwas dagegen, andere sicherlich auch. Tatsa-
che ist: Wir kamen mit unserem Antrag nicht durch. 
Wir waren in der Opposition. 

(Huonker [SPD]: Beides ist zutreffend!) 

— Herr Huonker, ich weiß, Sie waren an führender 
Stelle. Ich danke Ihnen für die Bestätigung. 

Nun konnte Ihr Gesetzentwurf ja auch nicht gerade in 
den nächsten 14 Tagen behandelt und beschlossen 
werden. Aber er wurde behandelt. Die Bundesregie-
rung hat einen Entwurf vorgelegt, und wir stehen 
heute gemeinsam vor der Entscheidung über diesen 
Entwurf und Ihre Entwürfe ebenfalls. 

(Opel [SPD]: Den Entwurf des Finanzaus

-

schusses!) 

Lassen Sie mich Ihnen aber auch den Grund sagen 
— denn ich trage ja ein bißchen Verantwortung dafür; 
ich bekenne mich zu dieser Verantwortung — , warum 
das eben auch noch einmal vier Jahre gedauert hat. 
Ich selbst habe im Jahre 1985 — ich glaube, es war im 
September — den Antrag gestellt, die Bundesregie-
rung möge eine Sachverständigenkommission beru-
fen, um die Frage der Gemeinnützigkeit noch einmal 
eingehend zu überprüfen. Mein Freund Jörg Häfele 
hat mir dabei geholfen; er war damals Staatssekretär 
im Finanzministerium. Ich meinte damals, das dauere 
ein halbes Jahr. Es wurden leider drei Jahre. Wir hat-
ten einen Todesfall. Es starb der amtierende Vorsit-
zende der Kommission. Danach war noch ein Todes-
fall zu beklagen. Andere Schwierigkeiten kamen 
hinzu. Kurzum, es dauerte lange. Mea culpa oder 
meine Verantwortung, was Sie wollen. Es war gut 
gemeint. Wir standen — das hat die Kommission hin-
terher ja auch nachgewiesen — beim Gemeinnützig-
keitsrecht vor einem Wirrwarr. Wir wußten ja selber 
nicht mehr, was Rechtens war oder nicht. 

Ich denke noch an die Debatten, die in erster Linie 
im Sportausschuß bereits 1979 begannen. Ich erinnere 
an die Namen: an den Vorsitzenden, an Wolfgang 
Mischnick, an Freund Büchner, an Friedl Schirmer 
und wie sie alle hießen; ich möchte hier nicht alle auf-
zählen. Mein Freund Nelle hat sich dann dieser Sache 
angenommen. Bei Ihnen war es der Freund und Kol-
lege Klein, dem ich von dieser Stelle übrigens gute 
Besserung wünschen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Jede Debatte in diesem Rahmen hatte immer einen 
fairen Verlauf. Wir haben als Kollegen oft hart gestrit-
ten, aber immer mit Niveau; das möchte ich einmal 
sagen. Ausgerechnet ein Kollege, den ich besonders 
schätze — das ist der Kollege Opel — , hat mir heute 
gar keinen Gefallen getan, indem er diese Diskussion 
in einen Urwald verlagerte mit Behauptungen und 
Unterstellungen, die mit Buchstaben und Geist der 

vorliegenden Gesetzgebung in überhaupt keinem Zu-
sammenhang stehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das tut mit wirklich leid. 

(Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Opel, das tut mir wirklich leid, und 
zwar aus dem Grunde, weil hier wieder ein Thema auf 
den Tisch kommt, was hier nicht hergehört. Ich kenne 
ja diesen, fast hätte ich gesagt: Verfolgungswahn we-
gen der Parteispenden. Ich, der ich viel Erfahrung auf 
diesem Gebiet habe, gebe Ihnen einen guten Rat: 
Unterhalten Sie sich darüber zunächst einmal mit Ih-
rem Schatzmeister, und bestellen Sie ihm einen schö-
nen Gruß von mir. 

(Huonker [SPD]: Das ist natürlich etwas zu 
einfach!) 

— Ich bin ja noch gar nicht fertig. — Wenn Sie noch 
mehr Bedarf haben, etwas von vielen Unterhaltungen, 
an denen auch ich teilgenommen habe, zu erfahren, 
dann werde ich Ihnen etwas erzählen, daß Ihnen Hö-
ren und Sehen vergeht. Das sage ich Ihnen. Dann wer-
den Sie sich wundern. 

Ich ärgere mich darüber, weil wir gemeinsam etwas 
vorbereiten und dann auch beschließen wollen und 
Sie dann im letzten Augenblick mit einem Antrag kom-
men, der hier wieder Zweifel nicht nur über die ge-
meinsame Arbeit — das meine ich gar nicht einmal —, 
sondern auch Zweifel darüber aufkommen läßt, daß 
wir gewillt sind, gemeinsam etwas für die 250 000 
Vereine in der Bundesrepublik zu tun. 

(Opel [SPD]: Dazu sind wir ja bereit! — Sauer 
[Salzgitter] [CDU/CSU]: Und das noch als 

alter General!) 

Das ist das, was mich ärgert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr zu Recht!) 

— Herr Opel, ich frage mich, warum man nun mit 
einer Einschränkung kommt, die, wie gesagt — das 
habe ich soeben betont —, mit diesem Gesetz über-
haupt nichts zu tun hat. 

Wir haben bei den Beratungen seit mehr als einem 
Jahr immer wieder betont: Wir wollen diesen Entwurf 
in Ruhe ordentlich durchberaten. Wir haben aber ver-
sprochen, daß er mit der dritten Stufe der Steuerre-
form zum 1. Januar 1990 in Kraft gesetzt werden 
kann. 

(Opel [SPD]: Das haben wir ja auch kräftig 
unterstützt!) 

Das haben wir eingehalten. Das ist der kleine Unter-
schied, Herr Huonker. Wir wollen uns glücklich schät-
zen, daß es so ist, und damit will ich das Thema auch 
beenden. Auf jeden Fall freue ich mich, daß wir das 
erreicht haben — mein Freund Tillmann wird darauf 
noch zurückkommen — , und andere sollten sich mit 
mir freuen, vor allen Dingen diejenigen, die über all 
die Jahre von der ersten Stunde an an diesem Gesetz 
mitgearbeitet haben. 

Diese jahrelange Diskussion, zunächst einmal um 
eine aufgabengerechte Bewertung des Sports, hat ja 
auch ein Gutes gehabt, weil wir nämlich das Gesetz 
seit 1979 und auch 1985 immer mehr erweitern konn- 
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ten, so daß wir heute nicht mehr nur über Sportvereine 
reden, sondern — weit darüber hinaus — über, wie ich 
soeben gesagt habe, rund 250 000 Vereine, denen wir 
mit unseren Maßnahmen, mit unseren Vorschlägen, 
mit unseren Beschlüssen nicht nur steuerliche Erleich-
terungen bringen wollen, sondern die wir in ihrer Ar-
beit auch entlasten wollen. Wir wollen den ehrenamt-
lich Tätigen helfen, daß sie sich um die gemeinnützi-
gen Arbeiten des Vereins kümmern können und nicht 
mit Buchhaltungsarbeiten usw. ihre Zeit aufzehren, 
für die sie sich ja eigentlich nicht zur Verfügung ge-
stellt haben. 

Man hört oft etwas über den Kern dieses Gesetzes 
— das ist von Ihnen und von meinen Freund Grüne-
wald erwähnt worden — : Der Kernpunkt ist für mich, 
daß 90 % dieser von mir genannten Vereine mit dem 
Finanzamt in der Bundesrepublik Deutschland nichts 
mehr zu tun haben. Das ist für mich der Kernpunkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das heißt, daß wir den Vereinen, die für die gesell-
schaftliche Struktur dieser Bundesrepublik so viel tun, 
die Möglichkeiten zur Verfügung stellen, die sie sich 
verdient haben. — Herr Präsident, Sie sind heute ganz 
besonders schnell; hier leuchtet es schon wieder. 

Vizepräsident Cronenberg: Der Präsident ist nicht 
schnell, Herr Abgeordneter Spilker. Die Uhr läuft 
ganz normal. 

Spilker (CDU/CSU): Ich habe ja immer wieder die-
selben Schwierigkeiten mit Ihnen, aber ich höre dann 
auch auf. 

(Heiterkeit — Zuruf von der SPD) 

— Nein, ich beschwere mich auch nicht; das ist eine 
Feststellung. Das kann morgen Sie und übermorgen 
meine Freunde genauso treffen. 

(Huonker [SPD]: Das ist leider wahr!) 

Das ist ja nichts Besonderes. 

Aber, Herr Opel, ich muß noch auf eine Bemerkung 
von Ihnen und Herrn Büchner zurückkommen, die Sie 
in den letzten Wochen gemacht haben. Es geht um die 
Übungsleiterpauschale, um Ihren Wunsch, diese von 
2 400 DM auf 3 600 DM zu erhöhen. Das haben wir ja 
schon einmal versucht, aber da waren Sie nicht dieser 
Meinung. Das liegt natürlich schon lange zurück. 

(Huonker [SPD]: Das liegt lange zurück, und 
die Preise sind seither gestiegen!) 

Jetzt darf ich Ihnen einmal — zumindest als Ju rist und 
nicht als Fachanwalt für Steuerrecht — etwas sagen: 
Es ist doch jedem unbenommen, wenn er mehr Aus-
gaben hat, diese nachzuweisen und abzusetzen, so 
daß also dieser Streit fast ein theoretischer ist. 

(Opel [SPD]: Dann können Sie doch auf 
3 600 DM gehen, Herr Kollege! Das ist doch 

unser Argument!) 

— Ich sage doch: Es ist ein theoretischer Streit. Aber 
ich meine, daß der, der es nicht braucht, es auch nicht 
beanspruchen sollte. 

(Opel [SPD]: Genau, das ist ja nur eine Ober
-grenze!) 

Dabei sollten wir es zunächst einmal belassen. 

Meine Fraktion, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
stimmt dem vorliegenden Gesetzentwurf auf jeden 
Fall zu. 

(Hüser [GRÜNE]: Das verwundert uns!) 

Er bringt — das ist unbestritten — den meisten Verei-
nen in der Bundesrepublik Deutschland die langer-
sehnte Klarstellung, die Entlastung und Vereinfa-
chung für ihre wertvolle und allen dienende gemein-
nützige Arbeit. 

Ich danke Ihnen sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Jahn [Marburg] [SPD] — Huonker 

[SPD]: Stehende Ovationen waren das!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Salzgitter). 

Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Sportkameradinnen und Sport-
kameraden, möchte ich an dieser Stelle zu Beginn 
vielleicht doch auch einmal sagen dürfen, denn es ist 
tatsächlich so, daß der Herr Kollege Spilker mit Recht 
darauf hingewiesen hat, daß die Initiative für dieses 
Vereinsförderungsgesetz im wesentlichen aus der 
Sportorganisation herrührt und sie von den Parteien 
jeweils im Wechsel — je nachdem, ob sie in der Oppo-
sition oder der Regierungskoalition gewesen sind — 
aufgegriffen worden ist. 

Aber, Herr Kollege Spilker, Sie haben bei Ihrer Dar-
stellung des zeitlichen Ablaufes einige kleine, aber 
doch wesentliche Punkte vergessen. An eines möchte 
ich doch erinnern: Zu Beginn dieser Legislaturpe riode 
ist der hier vorliegende und auch zu beratende Antrag 
der SPD erschienen, der sich ganz ausdrücklich noch 
einmal auf diese Dinge bezieht. Deswegen ist letzten 
Endes doch das auf den Weg gebracht worden, was 
wir hier diskutieren. 

Ich will hinzufügen: Nach meiner Einschätzung ist 
nur Eupho rie nicht angebracht. Das Gesetz ist zwar 
ein wichtiger Meilenstein auf dem Weg zu einer sport-
freundlicheren Gesellschaft. Aber es ist doch so, daß 
wir in den letzten Jahren alle das Gefühl hatten — und 
ich bin dankbar dafür, daß wir so etwas wie eine 
Sportkoalition in diesem Hause wieder haben herstel-
len können — : Wir müssen die ehrenamtlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in den Vereinen auf diese 
Weise wieder unterstützen, mehr als das bisher der 
Fall war, und sie aus diesem Steuerdschungel be-
freien, der sie in ihrer Vereinsarbeit — in ihrer ehren-
amtlichen allemal — behindert hat. Die Aussagen 
reichten hin bis zu derjenigen, daß ein Schatzmeister 
in einem Verein schon die Steuerberaterprüfung ha-
ben müsse, um mit den Dingen zurechtzukommen, 
die ihm auf diesem Sektor im Verein immer wieder 
begegnen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wir kennen alle die Fälle, in denen Vereinsvorstände 
kriminalisiert worden sind, weil sie mit den Steuervor-
schriften nicht zurechtgekommen waren. 
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Ich erinnere ganz deutlich daran — das will ich noch 
einmal mit Nachdruck sagen — , daß es der Sport 
selbst gewesen ist, der es geschafft hat, uns, die Poli-
tiker, auf Trab zu bringen und uns Politikern zu sagen, 
was denn dringendst notwendig ist. Ich denke, dahin-
ter brauchen wir uns auch nicht zu verstecken, meine 
Damen und Herren von den GRÜNEN, denn es ist 
doch nichts Schändliches, sich als Unternehmen hin-
ter die größte Menschenorganisation in unserem 
Lande zu stellen und mit ihnen gemeinsam zu han-
deln. 22 Millionen Menschen in 70 000 Vereinen — 
dies  ist durchaus auch unsere Initiative wert. Wir ste-
hen dazu und sind stolz darauf, daß wir das gemein-
sam geschafft haben. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich will auch mit Deutlichkeit an die Grundlagen 
des DSB erinnern, die dieser erarbeitet hat: insbeson-
dere das Steuermemorandum von 1983 und der For-
derungskatalog von 1987. Zahlreiche Sportkonferen-
zen der Parteien, die sich immer gerade dem Sport 
verbunden gefühlt haben — FDP, CDU/CSU und 
SPD — haben bestätigt, daß es dringend notwendig 
war, hier etwas zu tun. Es ist so, daß wir auch bei den 
Finanzpolitikern mehr und mehr den Rückhalt für 
diese Aufgabe finden konnten. Übrigens nicht zuletzt 
deswegen waren wir in der SPD-Fraktion ganz beson-
ders stolz darauf, daß auch die SPD-Finanzpolitiker zu 
Anfang dieser Legislaturpe riode unsere Initiative un-
terstützt haben. 

Ich will aber auf einen Faktor eingehen, der uns 
alle, glaube ich, in dem Bemühen, nun Licht in diesen 
Dschungel zu bringen, sehr stark gestört hat, nämlich 
das Gemeinnützigkeitsgutachten. Wir haben ja dazu 
eine Sonderdebatte hier im Hause gehabt. Wenn sich 
nun die GRÜNEN mit ihren Aussagen und Anträgen 
heute vorbehaltslos auf die Intentionen und Aussagen 
dieses Gutachtens stützen, dann muß ich sagen, ha-
ben sie in den vergangenen 12 Monaten bei diesem 
Thema überhaupt nichts dazugelernt. 

Ich will hinzufügen, daß wir alle gemeinsam gerade 
auf dieser Basis — nämlich in der Einigkeit darüber, 
daß der Sport und auch viele andere gemeinnützige 
Betätigungen beileibe nicht nur eigennützige Frei-
zeitbeschäftigungen sind, wie es in diesem Gutachten 
formuliert war — sehr stark vorangekommen sind. 
Gerade deswegen ist es gut, daß wir auf Grund dieses 
Gutachtens einmal klarmachen konnten, wie viele 
Werte sich gerade in der sportlichen Tätigkeit verber-
gen, manchmal tatsächlich zu sehr verbergen und zu-
wenig an die Öffentlichkeit getragen werden. Das ist 
nicht nur die Bildung gerade auch für junge Men-
schen, das ist nicht nur die immer wieder ihnen zu-
wachsende soziale Aufgabe. Ich erinnere daran, daß 
wir alle gemeinsam den Sport darauf hingewiesen 
haben, er möge sich bitte auch der Aufgabe der Inte-
gration der Aus- und Übersiedler zuwenden. Wo wa-
ren wir, die wie in dieser Zeit als Politiker viele Maß-
nahmen und Möglichkeiten angedeutet haben? Wir 
wußten die Rezepte noch nicht, wir haben erst einmal 
wieder den Sport mit angeschoben. Er hat sich dieser 
Aufgabe gestellt und tut dies zunehmend. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

So gesehen, meine Damen und Herren, ist der Sport 
ein Faktor von Lebensqualität, ein Faktor von Zu-
kunftssicherung. Dies haben gerade die kommunalen 
Spitzenverbände in diesen Tagen noch einmal festge-
stellt; ich will dies gern an dieser Stelle zitieren. 

Natürlich hat der Sport in unserer wachsenden Frei-
zeitgesellschaft, die immer mehr professionalisiert 
und kommerzialisiert wird, eine ganze Reihe von Pro-
blemen zu überwinden. Ich denke, er hat dazu mit 
seinem Kongreß „Menschen und Sport 2000" jeden-
falls im Ansatz einen Versuch unternommen, etwas zu 
leisten. Leider ist dies nicht — bisher jedenfalls — in 
dem Maße geschehen, wie das für die Sache notwen-
dig wäre. Darum brauchen wir nach wie vor Sportför-
derung und -unterstützung. Dieses Vereinsförde-
rungsgesetz ist ein wichtiges Element. Die SPD findet 
sich darin jedenfalls durchaus und sehr deutlich wie-
der. 

Ich will hinzufügen, meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, daß es die Vereinsar-
beit und die Arbeit der Ehrenamtlichen ist, die hierbei 
im Vordergrund steht und die bei der Bewertung von 
Steuererleichterungen denn auch immer wieder ganz 
besonders bedacht werden muß. Gerade deswegen ist 
es gut, daß die neuen Freigrenzen, die Gewichtig-
keitsgrenzen, eingeführt worden sind und damit für 
den Großteil der Sportvereine — ich möchte jetzt 
keine Prozentzahl nennen; die genannte Zahl mag 
durchaus stimmen, aber ich will mich dem enthal-
ten — an dieser Stelle tatsächlich wesentliche Erleich-
terungen im Verhältnis zum Finanzamt eintreten. 
Aber, Kollege Spilker, etwas muß man doch berichti-
gen; das will ich in aller Deutlichkeit tun. Wir entledi-
gen die Vereine damit nicht einer Aufzeichungs-
pflicht. Sie müssen nach wie vor so etwas wie eine 
Buchhaltung führen. 

(Dr. Grünewald [CDU/CSU]: Müssen sie 
nach dem Vereinsrecht auch!) 

— Es klang vorhin etwas anders. Ich sage das hier in 
aller Deutlichkeit, damit wir nicht irgendwann einmal 
der Leichtfertigkeit gescholten werden.  — 

(Opel  [SPD]: Sie müssen ja auch nachweisen, 
ob sie über oder unter 60 000 DM liegen!) 

Sie haben mit dem Finanzamt schon etwas zu tun, 
nämlich dann, wenn das Finanzamt kommt und die 
Nachweise auf den Tisch haben möchte. Ich will das 
mit aller Deutlichkeit sagen. 

(Opel [SPD]: Die Erleichterung hält sich also 
in Grenzen!) 

Ich will auf einige wenige Punkte kommen, bei de-
nen wir das Gefühl haben, es hätte mehr getan wer-
den können. Sie verstehen auch, glaube ich, daß ich 
dies relativ moderat tue, weil wir uns in dem Vereins-
förderungsgesetz — ausgenommen sei hier das Sperr-
feuer, das durch den Vertrauensschutzparagraphen 
jetzt noch eingetreten ist — doch sehr intensiv wieder

-

finden. Diese Debatte ist eigentlich völlig unnötig, 
weil dieses Gesetz an dieser Stelle mit einer solchen 
Vorschrift nicht hätte befrachtet werden müssen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Grünewald [CDU/ 
CSU]: Dann hätten die Sportvereine weniger 

Spenden!) 
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— Bitte immer erst ausreden lassen, Herr Grüne-
wald. — Weil dieser Paragraph an dieser Stelle völlig 
unnötig ist, meine ich, daß wir sagen können: Der 
Sport hat dieses U-Boot-Verfahren eigentlich gar 
nicht verdient und die übrigen gemeinnützigen Ver-
eine auch nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hätten uns das für eine Auseinandersetzung an 
anderer Stelle aufsparen sollen und müssen. Wir ha-
ben doch vorhin darauf hingewiesen — Sie selbst in 
Ihrem Beitrag auch — , daß das Spendenverfahren 
noch einmal überdacht und neu geregelt werden muß. 
Warum hätten Sie sich diese Vorschrift nicht noch für 
dieses Verfahren aufheben können, frage ich Sie an 
dieser Stelle. 

(Dr. Grünewald [CDU/CSU]: Weil sie die 
Spendenfreudigkeit gelähmt hätte!) 

Ich will an dieser Stelle in aller Kürze, aber auch mit 
allem Nachdruck noch einmal an die Mängel des Ge-
setzes erinnern, die uns auch die Sportorganisationen 
in aller Deutlichkeit, Kollege Tillmann, immer wieder 
geschildert haben. Es ist die Frage: Wo ist denn die 
— eine solche Regelung wäre sehr leicht unterzubrin-
gen gewesen — Möglichkeit für die Sportvereine ver-
blieben, nun auch die Ausrüstungsgegenstände steu-
erfrei entgegenzunehmen? Das wäre sehr leicht und 
einfach zu regeln gewesen und hätte niemandem ge-
schadet. Das ist aber herausgelassen worden. Ich will 
auch kurz auf die Bindungsfrist hinweisen. Warum 
zwingt man die Vereine, die gemeinnützig sind, zu 
dieser kurzen Bindungsfrist? Sie müssen sich ständig 
wieder hin- und herbewegen. Ich will hinzufügen, daß 
wir, jedenfalls vorübergehend, im Sportausschuß ge-
meinsam auch einmal daran gedacht haben, daß die 
Nettoumsätze der Steuerbefreiung unterliegen. Ich 
denke, das wäre eine sehr angemessene Lösung ge-
wesen, auch wenn sie sich am Ende nicht durchge-
setzt hat. 

Zur Frage der Übungsleiterpauschale will ich dar-
auf hinweisen, daß wir auch hier im Prinzip einer Mei-
nung waren, daß Sie sie nur nicht umgesetzt haben, 
jedenfalls nicht im Sportausschuß. Die Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU/CSU und FDP konnten 
dies nicht mittragen. Wir haben dies deswegen nicht 
in den gemeinsamen Antrag des Sportausschusses 
aufnehmen können, den wir dem federführenden Fi-
nanzausschuß zugeleitet haben. Aber ich weise dar-
auf hin: Sie zwingen damit die Übungsleiter und die 
jetzt hinzukommenden Pflegehelfer auf eine zusätzli-
che Schiene der Bürokratie, die sie nicht verdient ha-
ben. Darum sind wir so sehr bestrebt, dies heute mit 
unserem Extra-Antrag durchzusetzen. 

Ich sage als letztes: Als schwierigste Frage — im 
Sinne einer Maßnahme, die gegen die Förderung des 
Leistungssports gesprochen hat — hat sich die Frage 
herausgestellt: Wie bewerten wir § 67 a? Es geht dabei 
um die freigestellten Sportler aus den Großvereinen, 
die als Leistungssportler für Training und Wettkampf 
nicht mehr in dieser Weise befreit werden können? 
Wir machen gerade an dieser Stelle einen Rückzug 
von der Leistungssportförderung. Sie wissen dies. Ich 
kann das nur kritisieren. Ich hoffe, daß wir gerade die 
Bewegung in Richtung Olympia-Stützpunkte und Lei-
stungssportförderung auf diese Weise nicht untergra

-

ben und nachhaltig gefährden. Wir müssen hierüber 
noch einmal sprechen. Ich bitte gerade an dieser 
Stelle den Finanzminister oder den hier anwesenden 
Staatssekretär, sich dieser Thematik noch einmal mit 
allem Nachdruck zuzuwenden, weil wir hier aller-
größte Gefahren für die Sportförderung im Leistungs-
sport bundesweit sehen. 

Wir werden dem Gesetz insgesamt zustimmen, bit-
ten Sie aber, unseren beiden Änderungsanträgen 
ebenfalls zuzustimmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Angesichts der sensationellen, 
wichtigen Meldung, die uns Herr Kollege Spilker so-
eben hier bekanntgemacht hat, mag es dem einen 
oder anderen Zuhörer dieser Debatte als kleinkariert 
erscheinen, daß wir uns hier weiter, als ob nichts ge-
schehen sei, über Pauschalen in einer Größenordnung 
von 2 400 oder 3 600 DM streiten und weiter über die 
Förderung des Sports reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Aber erstens ist dies eine sehr wichtige und erfreu-

liche Nachricht auch für alle Bürgerinnen und Bürger 
in beiden Teilen Deutschlands, die sich dem Sport 
verbunden fühlen und die miteinander Sport treiben 
wollen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Diese Nachricht gibt uns die Hoffnung, daß dies in 
Zukunft ohne größere Komplikationen möglich sein 
wird und wir dieser unsäglichen Gespräche über den 
Sportkalender in Zukunft nicht mehr bedürfen. 

(Beifall der Abg. Sauer [Salzgitter] [CDU/ 
CSU] und Dr. Grünewald [CDU/CSU]) 

Zweitens handelt es sich bei dem Gesetz, das wir 
jetzt beraten, nach meiner Auffassung um ein sehr 
wichtiges Gesetz, das ein Beitrag auch zum Glaub-
würdigkeitsgehalt der Politik ganz allgemein, aber 
auch ein wichtiger Beitrag zum Glaubwürdigkeitsge-
halt der Politik dieser Koalition und dieser Bundesre-
gierung ist. Hier wird nämlich wieder einmal deutlich, 
daß wir Versprochenes einhalten. Wir haben das, was 
Bundeskanzler Kohl in der Regierungserklärung 1987 
angekündigt hat, jetzt umgesetzt. Ehrenamtliche 
Funktionäre in rund 250 000 Vereinen, die mit sehr, 
sehr viel Idealismus arbeiten, können aufatmen. Nach 
dem 1. Januar 1990 wird ihre Diskriminierung, die 
durch Überforderungen wegen Bürokratisierung, we-
gen unzumutbarer Besteuerungsvorschriften hervor-
gerufen wurde, nicht mehr vorhanden sein; sie wird 
dann der Vergangenheit angehören. Der unentbehrli-
che Dienst dieser ehrenamtlichen Mitarbeiter der 
Vereine wird dann entscheidend erleichtert werden. 

Da ich selten die Gelegenheit habe, im Rahmen 
einer Debatte über den Sport, wie sie diese ja auch ist, 
vor einer solchen gefüllten Arena zu sprechen, er-
laube ich mir, noch ein paar Sätze zu der großen Be-
deutung unserer gemeinnützigen Vereine zu sagen. 
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Die Vereine haben wirklich einen gerechtfertigten 
Anspruch auf die Schaffung dieser vernünftigen Rah-
menbedingungen, die wir mit diesem Vereinsförde-
rungsgesetz jetzt schaffen. Die Vereine in der Bundes-
republik Deutschland sind unverzichtbarer Bestand-
teil unserer demokratischen Kultur. Sie sind das Fun-
dament unserer freiheitlichen Gesellschaftsstruktur. 
Sie sind auch eine permanente flächendeckende Bür-
gerinitiative — eine Bürgerinitative für soziales Enga-
gement, für Jugendbildung und Erziehung, für Kultur 
in Stadt und Land, für den Natur- und Umweltschutz, 
für die Erhaltung von Brauchtum, für das Geschichts-
bewußtsein und natürlich auch, was die Sportvereine 
angeht, speziell für Gesundheitsbewußtsein und die 
Erhaltung der Gesundheit. 

Sie leisten ihre Aufgaben natürlich nicht professio-
nell, nicht hauptamtlich, ihre Mitglieder sind neben-
amtlich und ehrenamtlich tätig, und das bedeutet na-
türlich zwangsläufig, daß dies in der Freizeit gesche-
hen muß und nicht während der Arbeitszeit, in der es 
nicht geschehen kann. Es ist daher unbillig und unse-
riös, wenn nicht unbedingt ganz kompetente Kritiker 
— zu denen gehört auch Herr Kollege Hüser, den ich 
jetzt nicht sehe, und die Fraktion der GRÜNEN — sehr 
oberflächlich dieses Gesetz jetzt deswegen ablehnen, 
weil sie glauben, hier sei einfach p rivates Hobby oder 
private Freizeitgestaltung mit dem Gemeinnützig-
keitsstatus versehen worden. Das ist nicht der Fall. 
Aus der Tatsache, daß die Vereine ihre sozialen Auf-
gaben in der Freizeit wahrnehmen, darf nicht der 
Fehlschluß gezogen werden, als handele es sich bei 
dieser Tätigkeit um p rivates Hobby oder reines Frei-
zeitvergnügen. 

Meine Damen und Herren, es gibt keine ordnungs-
politisch begründeten Ansätze, dieses Gesetz anzu-
greifen oder gar abzulehnen. Es ist schon ausgeführt 
worden: Wettbewerbsverfälschungen, Mißbrauch sind 
durch die Beratungen im Finanzausschuß weitgehend 
ausgeschlossen worden. Detailfragen, die noch offen-
geblieben sind, können im Verwaltungsverfahren, 
z. B. zu § 67 a Abgabenordnung, noch geklärt werden. 
Was die Erhöhung der Übungsleiterpauschale angeht, 
ist hier von meinen Vorrednern schon alles gesagt 
worden. 

( Vor s i t z : Vizepräsidentin Renger) 
Kurzum, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

dieses Gesetz verdient eigentlich die Zustimmung al-
ler Mitglieder dieses Parlaments. Dieses Gesetz ist 
notwendig, richtig und wichtig, es ist vernünftig und 
zukunftsweisend. Wir stimmen diesem Gesetzentwurf 
mit großer Überzeugung zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-
neten der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Herr Kollege Tillmann, ich 
stimme Ihrer Eingangsbemerkung ausdrücklich zu, 
aber wir müssen unsere Pflicht tun, und daher müssen 
wir über das Thema, das uns gestellt ist, hier reden. 

Das vorliegende Gesetz enthält zahlreiche Vor-
schläge, die den ehrenamtlichen und uneigennützi-
gen Einsatz der Bürger im Vereinsleben spürbar er-
leichtern. Es bringt vor allem eine durchgreifende 
Verwaltungsvereinfachung. Herr Kollege Schmidt, 
ich bin sicher, daß Sie uns dieses Gesetz nicht zuge-
traut haben. Wenn auch nicht alle Blütenträume und 
alle Wünsche, die von seiten des Sports an dieses 
Gesetz gestellt worden sind, erfüllt werden konnten, 
so ist es dennoch ein sehr deutlicher Fortschritt. Rund 
90 % der gemeinnützigen Vereine müssen ihre Über-
schüsse aus wirtschaftlichen Betätigungen nicht mehr 
ermitteln und nicht mehr versteuern. 

(Opel [SPD]: Herr Staatssekretär, ermitteln 
müssen sie sie schon!) 

Im einzelnen werden ab 1. Januar 1990 folgende 
Regelungen wirksam: 

Erstens. Eine wirtschaftliche Betätigung gemein-
nütziger Körperschaften ist unterhalb der Besteue-
rungsgrenze von 60 000 DM im Jahr steuerfrei. Kör-
perschaft- und Gewerbesteuer werden also nur erho-
ben, wenn die Einnahmen aus wirtschaftlicher Betäti-
gung insgesamt diese Besteuerungsgrenze über-
schreiten. Dies wird für die große Mehrzahl der klei-
nen und mittleren Vereine nicht eintreten, so daß vor 
allem ihnen diese Vereinfachung zugute kommt. 
Diese Besteuerungsgrenze ist auch wettbewerbsver-
träglich. Sie ist zudem so ausgestaltet, daß gesellige 
Veranstaltungen künftig nicht mehr wie begünstigte 
Zweckbetriebe behandelt werden. Zusätzlich sind bei 
den parlamentarischen Beratungen Regelungen ein-
geführt worden, die eine mißbräuchliche Ausnutzung 
ausschließen. 

Zweitens. Die Freigrenzen bei der Körpschaft- und 
Gewerbesteuer sind in Freibeträge umgewandelt und 
auf jeweils 7 500 DM im Jahr angehoben worden. 

Drittens. Überschüsse und Verluste aus verschiede-
nen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieben dürfen künftig miteinander verrechnet wer-
den. 

Viertens. Gemeinnützige Vereine, deren steuer-
pflichtiger Umsatz im Vorjahr nicht höher als 
60 000 DM war, können die Vorsteuer pauschal mit 
7 vom Hundert der Einnahmen abziehen. Die Vereine 
ersparen sich also, wenn sie von dieser Regelung Ge-
brauch machen, die Zuordnung ihrer Vorsteuern zu 
den steuerpflichtigen und den steuerfreien Umsätzen. 
Wird der Durchschnittssatz in Anspruch genommen, 
ist der Verein an diese Entscheidung allerdings fünf 
Jahre lang gebunden. 

Fünftens. Für sportliche Veranstaltungen ist eine 
Zweckbetriebsgrenze von 60 000 DM Einnahmen im 
Jahr eingeführt worden, bis zu der die sportlichen 
Veranstaltungen ohne weitere Voraussetzungen als 
begünstigte Zweckbetriebe anzusehen sind. 

Sechstens. Kulturelle Einrichtungen und Veranstal-
tungen werden stets als steuerbegünstige Zweckbe-
triebe behandelt. Damit müssen künftig nicht mehr 
der genaue Überschuß der Veranstaltungen jährlich 
ermittelt, Rücklagen zutreffend gebildet und aufge-
löst werden. 
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Siebtens. Sinnvolle Freizeitbetätigungen sind zu-

sätzlich als gemeinnützig anerkannt worden. Die 
neue Regelung sieht über die bereits im geltenden 
Recht genannten Zwecke hinaus weitere Tätigkeiten 
vor, die ausdrücklich in den § 52 Abs. 2 AO einbezo-
gen worden sind. 

Aus dieser zusätzlichen Erwähnung im Gesetzes-
text kann jedoch, meine Damen und Herren, nicht 
geschlossen werden, daß schon bisher als gemeinnüt-
zig anerkannte Zwecke in Zukunft nicht mehr ge-
meinnützig sein sollen, nur weil sie im ergänzenden 
Gesetzestext nicht ausdrücklich benannt sind. Durch 
die Aufzählung neuer gemeinnütziger Zwecke ist also 
insoweit keine Änderung und keine Korrektur er-
folgt. 

Achtens. Bei Personen, die nebenberuflich im Pfle-
gedienst arbeiten, werden künftig Vergütungen aus 
dieser Tätigkeit bis zur Höhe von insgesamt 2 400 DM 
im Jahr als steuerfreie Aufwandsentschädigung be-
handelt. 

Neuntens. Die bisherige Höchstgrenze für den Ab-
zug von Spenden zur Förderung mildtätiger Zwecke, 
die 5 % betrug, wird auf 10 vom Hundert des Gesamt-
betrags der Einkünfte eines Spenders verdoppelt. 

Zehntens. Künftig wird der gutgläubige Spender in 
seinem Vertrauen auf zweckentsprechende Verwen-
dung seiner Spende besser geschützt. Hier, Herr Kol-
lege Opel, darf ich, da Sie eben gesagt haben, daß Sie 
das Gutachten nicht kennen, Ihnen ausdrücklich den 
entsprechenden Satz sagen. Hier heißt es: Diese Neu-
regelung hat auf die Beurteilung der strafrechtlich zu 
beurteilenden Sachverhalte keinen Einfluß. — Das, 
was wir hier gemacht haben, ist also durchaus in Ord-
nung. 

(Opel [SPD]: So einfach ist das nicht, Herr 
Staatssekretär!) 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, ist 
der Ansicht, daß das vorrangige Ziel dieses Gesetzent-
wurfes ist, die Arbeit in den Vereinen zu vereinfachen 
und zu verbessern. Dies wird der Vereinsarbeit und 
allen unseren Bürgern in den Vereinen zugute kom-
men. 

Ich danke daher an dieser Stelle all denjenigen, die 
an diesem Gesetz mitgearbeitet haben, insbesondere 
den Berichterstattern, und bitte Sie um Ihre Zustim-
mung. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Ich schließe die Aussprache, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Wir kommen nun zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurf eines Vereinsförderungsgesetzes; das 
sind die Drucksachen 11/4176 und 11/4305 sowie 
11/5582. 

Zu den Artikeln 3 und 7 des Gesetzes liegt ein Än-
derungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/5593 vor, zu dem die Fraktion der SPD namentliche 
Abstimmung verlangt. 

Meine Damen und Herren, da sich dieser Ände-
rungsantrag auf unterschiedliche Punkte bezieht, 
schlage ich vor, über diesen Antrag zuerst abzustim-
men. — Das Haus ist damit einverstanden. Dann stelle 
ich damit den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/5593 zur namentlichen Abstim-
mung. Das Verfahren ist Ihnen bekannt. Ich eröffne 
die namentliche Abstimmung. Ich bitte die Schriftfüh-
rer, Ihren Platz einzunehmen. Wenn die Zahl der 
Schriftführer nicht ausreicht, bitte ich, ein weiteres 
Mitglied von jeweils der anderen Fraktion hinzuzu-
nehmen. 

Meine Damen und Herren, gehen Sie nicht aus dem 
Haus. Nach dieser namentlichen Abstimmung wer-
den viele Einzelabstimmungen stattfinden. Ich bitte 
die Geschäftsführer dafür zu sorgen, daß die Mitglie-
der ihrer Fraktionen anwesend sind. 

Meine Damen und Herren, kann ich davon ausge-
hen, daß alle Stimmkarten abgegeben worden sind? 
— Ich schließe die Abstimmung. 

Leider können die Abstimmungen über die anderen 
Artikel und Paragraphen und die Schlußabstimmung 
erst erfolgen, wenn diese namentliche Abstimmung 
ausgezählt ist. Ich bitte dafür um Ihr Verständnis. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte noch einmal darum bitten, in der nächsten 
Stunde nicht aus dem Haus zu gehen. Sie kennen die 
Ereignisse, die sich durch die Öffnung der Grenzen 
ergeben haben. Es ist möglich, daß dazu noch Ausfüh-
rungen gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ich gebe zuerst das von 
den Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/5593 zur zweiten 
Beratung des Entwurfs eines Vereinsförderungsgeset-
zes bekannt. Abgegebene Stimmen: 311; davon sind 
alle Stimmen gültig. Mit ja haben gestimmt 134, mit 
Nein haben gestimmt 174. Drei Mitglieder des Hauses 
haben sich enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 309; davon 

ja: 	134 

nein: 	173 

enthalten: 	2 

Ja 

SPD 

Frau Adler 
Amling 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 

Brandt 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Duve 
Erler 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Frau Dr. Götte 
Graf 
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Grunenberg 
Dr. Haack 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Heistermann 
Dr. Holtz 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Frau Kastner 
Kastning 
Kiehm 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Koltzsch 
Koschnick 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Lutz 
Meyer 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nagel 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröer (Mülheim) 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Frau Terborg 
Urbaniak 
Vahlberg 
Wartenberg (Berlin) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Frau Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Frieß 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hüser 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Meneses Vogl 
Frau Nickels 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Stratmann 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Weiss (München) 
Frau Wollny 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohl 
Breuer 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dörflinger 
Doss 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Ganz (St. Wendel) 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Helmrich 
Hinrichs 
Hinsken 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kittelmann 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Frau Limbach 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Louven 
Maaß 
Magin 
Dr. Mahlo 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Möller 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Rost (Berlin) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Scharrenbroich 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Dr.-Ing. Laermann 
Lüder 
Neuhausen 
Nolting 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

FDP 

Dr. Graf Lambsdorff 

Fraktionslos 

Frau Unruh 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Nach dem Wunsch der Fraktionsvorsitzenden 
möchte ich Ihnen mitteilen, daß die Sitzung für eine 
Viertelstunde unterbrochen wird. Ich unterbreche die 
Sitzung bis 20.40 Uhr. 
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Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 20.22 bis 20.46 Uhr) 
Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Das Wort zu einer Erklärung der Bundesregierung 
hat der Bundesminister Seiters. 

Seiters, Bundesminister für besondere Aufgaben, 
Chef des Bundeskanzleramtes: Verehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte eine 
kurze Erklärung der Bundesregierung abgeben und 
vorweg sagen, daß dies Tage und Wochen sind, die 
die Gefühle der Menschen hier und im anderen Teil 
Deutschlands zutiefst bewegen. 

Ich habe gerade mit dem Bundeskanzler telefoniert. 
Lassen Sie mich folgendes sagen: Die vorläufige Frei-
gabe von Besuchsreisen und Ausreisen aus der DDR 
ist ein Schritt von überragender Bedeutung. Damit 
wird praktisch erstmals Freizügigkeit für die Deut-
schen in der DDR hergestellt. 

(Anhaltender Beifall bei allen Fraktionen) 

Mauer und Grenze in Deutschland werden damit 
durchlässiger. 

Die Bundesregierung hofft, daß diese Entscheidung 
der DDR-Führung einen Schritt in Richtung auf eine 
echte Liberalisierung in der DDR darstellt. 

Das Ziel muß bleiben — ich denke, das ist unsere 
gemeinsame Auffassung; ich sage dies bewußt an die-
ser Stelle — , die Verhältnisse im anderen Teil 
Deutschlands so zu entwickeln, daß die Menschen, 
die dort ihre Heimat haben, für sich die Perspektive 
auf eine lebenswerte Zukunft sehen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vor diesem Hintergrund will ich noch einmal an die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom ge-
strigen Tage erinnern — ich erinnere sehr bewußt 
daran; ich weiß, daß auch die anderen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages diese Aussage unterstützen, 
und sie hat gerade in der jetzigen Stunde ihr Ge-
wicht —: 

Ich erkläre gegenüber der neuen DDR-Regierung 
meine Bereitschaft, einen Weg des Wandels zu 
stützen, wenn sie zu Reformen bereit ist. Kosme-
tische Korrekturen genügen nicht. Wir wollen 
nicht unhaltbar gewordene Zustände stabilisie-
ren. Aber wir sind zu umfassender Hilfe bereit, 
wenn eine grundlegende Reform der politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse in der DDR ver-
bindlich festgelegt wird. Die SED muß auf ihr 
Machtmonopol verzichten, muß unabhängige 
Parteien zulassen und freie Wahlen verbindlich 
zusagen. 

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen) 

Unter dieser Voraussetzung 

— ich wiederhole dies ebenfalls sehr nachdrücklich — 

bin  ich auch bereit, über eine völlig neue Dimen

-

sion unserer wirtschaftlichen Hilfe zu sprechen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es sind historische Prozesse, die wir erleben, 
in Ungarn, in Polen, aber jetzt auch in der DDR. Dar-
über müssen wir uns auch in der eigenen Bevölkerung 

im klaren sein. Die Chancen und Perspektiven, die 
sich hier auf friedliche Weise eröffnen, erfordern ein 
ganz hohes Maß an Solidarität, Solidarität, die jetzt in 
der Bundesrepublik in einer außergewöhnlichen 
Weise gefragt ist und von der ich überzeugt bin, daß 
sie auch praktiziert wird. Wir, die frei gewählten Ab-
geordneten des Deutschen Bundestages, sollten ge-
meinsam an unsere Bevölkerung appellieren, diese 
Solidarität in einer historischen Stunde auch unter 
Beweis zu stellen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD sowie bei Abgeordneten 

der GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir begrüßen die Ent-
scheidung, die von der DDR-Führung heute getroffen 
worden ist. Die Einzelheiten bedürfen noch der Prü-
fung, aber schon jetzt steht fest: Diese Entscheidung 
bedeutet, daß die Mauer nach 28 Jahren ihre Funk-
tion verloren hat. 

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen) 
Sie werden verstehen, daß sich mein Blick in diesem 

Augenblick auf Willy Brandt richtet, den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin an dem Tage, an dem 
13. August 1961, an dem dieses inhumane Bauwerk 
entstanden ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der GRÜNEN) 

Die Entscheidung bedeutet weiter, daß wir der Frei-
zügigkeit in Deutschland ein wesentliches Stück nä-
her gekommen sind. Sie bedeutet aber auch, daß die 
neuen Männer in Ost-Berlin ihren Ankündigungen 
und Worten offenbar Taten folgen lassen. Das ver-
stärkt unsere Erwartung und unsere Hoffnung, daß 
auch die anderen Forderungen, insbesondere die For-
derung nach freien Wahlen in der DDR, bald erfüllt 
werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Die Einrichtung eines runden Tisches, wie er in 

Polen und in Ungarn den Übergang zu mehr Freiheit 
und Demokratie ermöglichen wird, ist jetzt auch dort 
die Hoffnung der Menschen. 

Das Ende der Mauer, das sich damit abzeichnet, ist 
ein bewegendes Ereignis. Wir sollten in diesem Mo-
ment unserer Entschlossenheit Ausdruck geben, Aus-
einandersetzungen, die sonst geführt werden müssen, 
zurückzustellen und gemeinsam eine große Anstren-
gung zu unternehmen, damit die Menschen, die in der 
DDR zu Hause sind, dort zu Hause bleiben können 
und sich für die Veränderung ihrer Situation einsetzen 
und engagieren. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Der bewegende Appell von Christa Wolf vom gestri-

gen Abend hat damit eine konstruktive Antwort ge-
funden. 

Wir respektieren auch die Entscheidung derer, die 
zu uns kommen. Sie machen von einem verbrieften 
Grundrecht Gebrauch. Aber wir bitten sie, zu überle- 
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gen, ob jetzt nicht die Hoffnung für die Zukunft in der 
DDR stärker geworden ist. 

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordneter Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mein erstes Wort im Namen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion möchte ich an die 
Deutschen in der DDR richten. Wir haben gestern in 
der Debatte zur Lage der Nation Ihre Bestrebungen 
diskutiert. Wir haben unseren Respekt und unsere 
Bewunderung darüber zum Ausdruck gebracht, wie 
Sie in Ihren Städten, insbesondere bei der großen Ver-
anstaltung in Ost-Berlin, Ihren Willen zum Frieden 
und zur Freiheit zum Ausdruck gebracht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der GRÜ

-

NEN) 

Ich habe gesagt: Wir alle können stolz darauf sein, 
einem Volk anzugehören, das seinen Willen zur Frei-
heit und zum Frieden so zum Ausdruck gebracht hat 
wie die Deutschen in Ost-Berlin, in Leipzig und an-
derswo. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich habe hinzugefügt: Auch technisch und ökono-
misch stehen Sie uns in nichts nach. Wenn Sie nur frei 
sind und Ihre Fähigkeiten entfalten können, dann 
werden Sie auch auf diesem Gebiet sehr bald zu uns 
aufgeschlossen haben. 

Meine Damen und Herren, das zweite Wort möchte 
ich an die Deutschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land richten. Daß wir 40 Jahre in Frieden und Freiheit 
leben konnten, ist nicht unser Verdienst, und daß un-
sere Landsleute in der DDR unter den Verhältnissen 
leben mußten, die nicht nur Freizügigkeit ausschlos-
sen, lag nicht an ihnen. Wir sind jetzt in der Tat — da 
schließe ich mich Bundesminister Seiters und dem 
Kollegen Vogel — zur Solidarität verpflichtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der GRÜ

-

NEN) 

Freizügigkeit bedeutet ja nicht nur, daß jetzt Men-
schen aus der DDR zu uns kommen, sondern daß auch 
wir in die DDR gehen können und daß jeder seinen 
Wohnsitz und seinen Aufenthaltsort frei wählen kann. 
Die Schwierigkeiten sind solche des Übergangs. 

Deswegen möchte ich dem Bundeskanzler, der in 
einer wichtigen Aufgabe in Warschau ist, dafür dan-
ken, daß er, bevor diese Entwicklung eintrat, noch vor 
seiner Reise nach Warschau, erklärt hat: Wenn in der 
DDR die Menschenrechte, die Freiheit und die Demo-
kratie verwirklicht werden, wenn grundlegende Ver-
änderungen stattfinden, dann wird unsere Hilfe auch 
eine neue Dimension erhalten. Ich möchte das im Na-
men der CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstrei-
chen. Darauf kann man sich verlassen. Ich hoffe, daß 
jetzt das eintritt, wofür die Demonstranten in der DDR 

auf die Straße gegangen sind: Frieden, Freiheit, De-
mokratie und Menschenrechte. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der FDP 
und der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir erleben heute in der 
Tat eines der einschneidendsten Ereignisse, an die ich 
mich erinnern kann, obwohl ich auch nicht mehr so 
jung bin. 

Wir empfinden, daß die Geschichte einen so schnel-
len Gang nimmt, daß schon die Debatte von gestern 
heute unter ganz anderen Aspekten geführt werden 
würde. Wir freuen uns, und wir begrüßen alle, daß die 
Mauer gefallen ist — denn das bedeutet dies —; denn 
der unwürdige Weg über Drittländer ist jetzt überflüs-
sig geworden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich denke, daß wir dies alles — und das ist gesagt 
worden — der großen, gewaltfreien Bewegung ver-
danken, in der sich die Gesellschaft, die Bevölkerung 
der DDR in einem Akt der Selbstbefreiung zu Demo-
kratie und zu neuen Formen ihres Lebens, ihres poli-
tischen Lebens entwickelt und gefunden hat. 

Dennoch ist es nur ein erster Schritt auf dem Wege 
zu einem europäischen Rechtsstaat; weitere Schritte 
werden folgen, weitere müssen folgen. Es wird ein 
Wahlgesetz, es werden freie Wahlen, es wird die Teil-
nahme aller Gruppierungen, die sich gebildet haben 
und die jetzt auf die Straße gegangen sind, gewähr-
leistet werden müssen. 

Ich denke, man sollte in diesem Moment auch sa-
gen, daß die Bundesregierung aufgefordert ist, in ei-
nem großzügigen Akt von Unterstützung derer, die 
die Bundesrepublik jetzt kennenlernen wollen, dieses 
Kennenlernen zu ermöglichen und damit aus dem, 
was aus Angst, daß sich die Verhältnisse noch einmal 
ändern könnten, Aussiedlung geworden ist, jetzt Be-
such zu machen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Denn es kann ja nicht so sein, daß weiterhin Bürger 
der DDR vor freien Wahlen davonlaufen. 

Wo menschliche Begegnung jetzt in breitem Maße 
möglich wird, wo Politik menschliche Begegnung 
wird, müssen Zeichen gesetzt werden, Zeichen, mit 
denen eine Ära der Konfrontation zu einer Ära der 
Kooperation wird. Deshalb würde ich mir wünschen 
— ich weiß, daß das angesichts der Schwierigkeiten, 
unter denen sich Politik auch in Strukturen vollzieht, 
vielleicht ein sehr großer Wunsch ist —, daß wir bei 
der Verabschiedung unseres nächsten Haushalts 
noch Zeichen der Reduzierung unseres Rüstungs-, un-
seres Militärhaushalts finden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Denn wir brauchen jetzt finanzielle Ressourcen zu 
ganz anderen Zwecken, zu ganz anderer Politik. 
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Und ein allerletztes Wort: Ich denke, daß heute in 
der Nacht noch, aber morgen ganz gewiß das Fest der 
Freizügigkeit in Berlin stattfinden wird. Ich glaube, 
daß Berlin besondere Möglichkeiten der Begrüßung 
derer haben muß, die jetzt Freizügigkeit genießen 
können. Auch daran sollten wir denken, ohne daß wir 
hier in dieser Stunde, in dieser Minute ins Detail ge-
hen müssen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Frau Präsidentin! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Der Mut und die Ent-
schlossenheit der Menschen in der DDR haben sich 
gelohnt. Sie haben Erfolg gehabt. Wir wünschen ih-
nen weiter Glück bei dieser Entschlossenheit, bei die-
sem Mut, auf dem Weg zu mehr Reformen weiterzu-
gehen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Es hat sich gezeigt, daß die Hoffnung, daß mit Ver-
änderungen personeller Art auch Reformen in Gang 
gesetzt werden, die den Namen „Reform" verdienen, 
berechtigt war. Ich hoffe, daß diese vorläufige Rege-
lung zu einer endgültigen Regelung der Reisen 
— nicht nur aus der DDR hierher, sondern auch aus 
der Bundesrepublik Deutschland in die DDR, aller-
dings mit einer freizügigeren Regelung — wird. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wer die ersten, unter Besatzungsverhältnissen 
durchgeführten relativ freien Wahlen im September 
1946 und im Oktober 1946 miterlebt hat, wer den 
17. Juni 1953 miterlebt hat, den 13. August 1961 poli-
tisch aktiv miterlebt hat, den erfüllt heute eine große 
Hoffnung, eine Befriedigung darüber, daß wir ge-
meinsam den Glauben an die gemeinsame Nation nie 
verloren und daß die Menschen in der DDR heute den 
Glauben an sich selbst gefunden haben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Unsere Bewährungsprobe steht uns noch bevor. Er-
weisen wir uns alle dieser Bewährungsprobe würdig! 
Kleinkariertes Aufrechnen von Lasten oder Belastun-
gen sind dieser historischen Stunde nicht gerecht. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Werden wir uns bei unseren Arbeiten in den Gemein-
den, in den Landtagen und bei uns hier bewußt, daß 
das, was jetzt geschehen ist, für uns auch eine große 
Verpflichtung darstellt! 

Freie Wahlen bleiben das Ziel. Sie werden die Vor-
aussetzung schaffen, daß die Bereitschaft, zu Hause 
zu bleiben — ich darf das so sagen —, größer werden 

wird. Sie so bald als möglich durchzuführen, ob mit 
der Volkskammerwahl oder mit einer Wiederholung 
der beanstandeten Kommunalwahl beginnend — dies 
ist die Entscheidung, die die DDR zu fällen hat. Aber 
die freien Wahlen sind der Beweis für diejenigen, die 
heute noch im Zweifel sind, daß sie wirklich zu Hause 
bleiben können, weil es sich lohnt, zu Hause zu blei-
ben. 

Alle diejenigen, die jetzt noch schwanken, bitte ich 
herzlich: Bleibt daheim! 

(Beifall bei allen Fraktionen — Die Anwesen-
den erheben sich und singen die National-

hymne) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
es fällt schwer, jetzt einfach wieder in die Tagesord-
nung einzutreten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schluß machen!) 

— Nein, ich glaube nicht, daß wir Schluß machen wer-
den. 

(Erneute Zurufe: Schluß!) 

Die Frage war, ob diese angefangene Beratung noch 
zu Ende geführt werden kann. Meine Damen und 
Herren, es kommen von allen Seiten unterschiedliche 
Meinungen herauf. Ich bin der Meinung — und ich 
sehe an Ihren Gesichtern, daß Sie mir zustimmen —, 
daß dieser Tag es eigentlich erfordert, nicht in diesen 
Beratungen fortzufahren. 

(Beifall) 

— Herr Jahn möchte zur Geschäftsordnung spre-
chen. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, nach diesem Teil unserer 
heutigen Sitzung ist die Rückkehr zur Tagesordnung, 
wie wir sie ursprünglich vorgesehen hatten, nicht gut 
vorstellbar. 

(Beifall) 

Ich beantrage, die nicht behandelten Punkte abzuset-
zen und die heutige Sitzung zu schließen. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Renger: Das Haus ist damit einver-
standen. Meine Damen und Herren, mit diesem gro-
ßen Ereignis ist dieser Sitzungstag heute geschlossen. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein, sobald ich den Termin weiß. Ich kann ihn 
heute nicht sagen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.10 Uhr) 

Berichtigung 

173. Sitzung, Seite 13087 D: Im letzten Absatz ist am 
Beginn der 5. Zeile das Wort „nicht" zu streichen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) Fraktion entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Ahrens SPD 10.11.89 
Becker (Nienberge) SPD 10.11.89 
Beckmann FDP 10.11.89 
Böhm (Melsungen) CDU/CSU 10.11.89 * 
Frau Bulmahn SPD 10.11.89 
Büchner (Speyer) SPD 10.11.89 ** 
Bühler (Bruchsal) CDU/CSU 10.11.89 ** 
Dr. Dollinger CDU/CSU 10.11.89 
Frau Eid GRÜNE 10.11.89 
Engelhard FDP 9. 11.89 
Engelsberger CDU/CSU 10.11.89 
Ewen SPD 10. 11.89 
Frau Geiger CDU/CSU 10.11.89 
Dr. Geißler CDU/CSU 10.11.89 
Grünbeck FDP 9.11.89 
Häfner GRÜNE 9.11.89 
Frau Dr. Hellwig CDU/CSU 10. 11.89 
Dr. Hennig CDU/CSU 9. 11.89 
Dr. Hornhues CDU/CSU 10. 11.89 
Höffkes CDU/CSU 10.11.89 * 
Jung (Limburg) CDU/CSU 9. 11.89 
Klein (Dieburg) SPD 10. 11.89 
Klein (München) CDU/CSU 10.11.89 
Dr. Knabe GRÜNE 10.11.89 
Dr. Kohl CDU/CSU 10.11.89 
Dr. Kreile CDU/CSU 10.11.89 
Linsmeier CDU/CSU 10.11.89 
Lintner CDU/CSU 10.11.89 
Dr. Lippold (Offenbach) CDU/CSU 10.11.89 
Lowack CDU/CSU 10.11.89 
Frau Luuk SPD 10.11.89 
Dr. Müller CDU/CSU 10.11.89 ** 
Paintner FDP 10.11.89 
Pfeifer CDU/CSU 10.11.89 
Reuschenbach SPD 9.11.89 
Frau Rock GRÜNE 10.11.89 
Dr. Rüttgers CDU/CSU 9. 11.89 
Dr. Schmude SPD 10. 11.89 
Schulze (Berlin) CDU/CSU 10.11.89 
Steiner SPD 10.11.89 * 
Frau Dr. Timm SPD 10.11.89 
Toetemeyer SPD 10.11.89 
Verheugen SPD 10.11.89 
Volmer GRÜNE 10.11.89 
Weiß (Kaiserslautern) CDU/CSU 10.11.89 
Wissmann CDU/CSU 10.11.89 
Wüppesahl fraktionslos 10.11.89 

*für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 Abs. 1 GO 
der Abgeordneten Dr. Soell, Duve und Weisskirchen 
(Wiesloch) (alle SPD) zur Abstimmung über den Ent

-

wurf des Rentenreformgesetzes 1992 

Das dem Bundestag vorliegende Gesetzgebungs-
werk zur Rentenreform ist wahrscheinlich in der Lage, 
unser Rentensystem für die nächsten 10 bis 15 Jahre 
auf eine einigermaßen solide Grundlage zu stellen. 
Aber was wird danach? Auch wenn die Altersstruktur, 
insbesondere das Verhältnis von aktiv Erwerbstätigen 
zu Rentnern und Pensionären, noch nicht in jeder Ein-
zelheit vorausberechenbar ist (es hängt ab von der 
Dauer der Lebensarbeitszeit, dem Anteil erwerbstäti-
ger Frauen, der Altersstruktur der Zuwanderung), 
kann niemand an der Tatsache vorbeisehen, daß sich 
das Verhältnis Erwerbstätige zu Rentnern, das heute 
bei 2 : 1 liegt, spätestens nach dem Jahre 2005 auf ein 
Verhältnis 1 : 1 zubewegt. 

Einigermaßen realistische Schätzungen über die 
dann notwendigen Beitragssätze liegen in Größen-
ordnungen von 25 bis 30 To  des Bruttoeinkommens. 
Dies sind angesichts einer wohl kaum sinkenden 
Steuerlast unerträgliche Sätze. 

Hinzu kommt, daß dann der sogenannte Generatio-
nenvertrag vollends zum Generationenbetrug wird, 
jedenfalls zum Betrug derer, die Kinder aufgezogen 
haben, die angesichts eines nur in schwachen Ansät-
zen vorhandenen Familienlastenausgleichs meist 
über eine sehr viel geringere soziale und p rivate Al-
tersvorsorge verfügen und nun erleben müssen, daß 
ihre Kinder sowie deren Kinder (sofern diese noch 
Kinder kriegen wollen) den in der Regel besser ver-
sorgten Kinderlosen die höheren Renten, Pensionen, 
Lebensversicherungen, Kapitalerträge etc. erarbeiten 
müssen. 

Im Extremfall einer alleinerziehenden Frau (die Al-
leinerziehenden sind zu 90 % Frauen), die 1 bis 2 Kin-
der aufzieht und meist kaum oberhalb des Existenz-
minimums gelebt und entsprechend gering „geklebt" 
hat, kann deren Rente geringer ausfallen als der dann 
monatlich fällige Arbeitnehmerbeitrag eines ihrer 
Kinder. 

Nach Schätzung von Familienverbänden liegen die 
durchschnittlichen finanziellen Kosten für die Pflege 
und Erziehung von Kindern zwischen DM 500, - bis 
750,- monatlich. 

Bei einem angenommenen Durchschnittssatz von 
DM 600, - beträgt in 20 Jahren der (verzinste) Auf-
wand über DM 150 000,- pro Kind. Davon wird vom 
Staat höchstens ein Anteil von 20 bis 25 % (seit den 
BAföG-Kürzungen eher weniger) ausgeglichen. 

Zugleich sind die Steuer- und Beitragslasten von 
Familien mit Kindern mindestens genauso hoch wie 
die von Kinderlosen, da ihr Verbrauchsteueranteil an-
gesichts des nicht absenkbaren Grundbedarfs relativ 
höher ist als bei Haushalten ohne Kinder. 
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Wenn sich die heute schon bestehenden Vertei-
lungsungerechtigkeiten des „Generationenvertra-
ges" nicht noch verdoppeln und verdreifachen sollen, 
dann muß die Rentenreform durch Lösungen ergänzt 
werden, die ab den 90er Jahren den Familienlasten-
ausgleich deutlich verbessern und einen Kapitalstock 
ansammeln, der auch für die Jahre nach 2005 die Bei-
tragslast in erträglichen Grenzen hält. 

Künftige Entscheidungen über die Sicherung des 
Alterslastenausgleichs sollten ohne Neuregelung des 
Familienausgleichs nicht mehr stattfinden. Dazu zwei 
konkrete Vorschläge: 

a) Erhöhung des Kindergeldes auf DM 300, — pro 
Monat ab dem ersten Kind (zu finanzieren aus den 
rd. 24 Mrd. Kindergeld und Kinderfreibeträgen 
und aus den rd. 33 Mrd., die ab 1990 das Ehegat-
tensplitting kosten wird). 

b) Nutzung der Erträge aus der Wertschöpfungsab-
gabe zum Aufbau eines Kapitalstocks, dessen Ver-
teilungsmodus nicht durch politische Tagesmehr-
heiten, sondern nur mit Zweidrittelmehrheit, d. h. 
verfassungsrechtlich verankert, verändert werden 
darf. Er soll dazu benutzt werden, die nach dem 
Jahr 2005 wahrscheinlich notwendigen Beitragser-
höhungen zu begrenzen. 

Inwieweit der von mehreren Seiten in die Diskus-
sion gebrachte Vorschlag der unterschiedlichen Bei-
tragssätze für Erwerbstätige mit und ohne Kinder zur 
Finanzierung eines solchen Kapitalstocks herangezo-
gen werden kann, müßte noch intensiver diskutiert 
werden. In einer Form, die eine Beitragsstaffel nur für 
den Arbeitnehmerbeitrag vorsieht, ist er nicht akzep-
tabel. 

Würde auch ein Arbeitgeberbeitrag entsprechend 
herangezogen, wäre dies ein erheblicher Beitrag zu 
einer aktiven Beschäftigungspolitik und zur Gleich-
stellung der Frau, weil es finanziell attraktiv würde, 
Frauen und Männer mit Kindern einzustellen, für die 
dann niedrigere Arbeitgeberbeiträge zu zahlen wä-
ren. 

Kurz zusammengefaßt: 

Schon bisher war der „Generationenvertrag" eine 
Fiktion — angesichts gerade noch vertretbarer Bei-
tragssätze und bei Berücksichtigung der enormen 
Wiederaufbaulasten, die die Rentnergeneration der 
letzten drei Jahrzehnte zu tragen hatte, immerhin eine 
zeitweise akzeptable Fiktion. Künftig schafft diese 
Fiktion immer unerträglichere Verteilungsungerech-
tigkeiten. Es sollte zwar Konsens sein und bleiben, 
daß wir — auch auf Grund des Mißbrauchs in der Ver-
gangenheit — keine aktive Bevölkerungspolitik be-
treiben wollen. Tatsächlich ist eine Beibehaltung die-
ses ungerechten „Generationenvertrages" Bevölke-
rungspolitik — nur in ihrer negativsten Form. Weil 
Alterslastenausgleich und Familienlastenausgleich 
sachlich zusammengehören und dies in der Renten-
reform '92 nicht berücksichtigt ist, lehne ich das vor-
liegende Gesetz ab. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 Abs. 2 GO 
der Abgeordneten Schmidt (Nürnberg) (SPD) zur Ab

-

stimmung über den Änderungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/5544 und über den 
Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/5547 (beide zum Entwurf des Renten

-

reformgesetzes 1992) 

Ich unterstütze im Grundsatz die in der Begründung 
aufgeführten Ziele, halte aber die vorgeschlagenen 
Lösungswege teilweise für falsch bzw. befürchte, daß 
sie zu ungewünschten Konsequenzen führen könn-
ten. 

Eine detaillierte Überprüfung war mir in der kurzen 
Zeit, seitdem mir diese Anträge bekannt wurden, 
nicht möglich. 

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Lutz (SPD) zur Abstimmung über 
den Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und eines Neunten Geset

-

zes zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

Ich werde bei der Abstimmung über die zehnte 
Novelle zum Abgeordnetengesetz, mit der die Alters-
entschädigung der Bundetagsabgeordneten neu ge-
regelt wird, mit Nein stimmen. 

Wenn man die Zustimmung verweigert, tut man gut 
daran, um nicht mißverstanden zu werden, folgende 
Bemerkung vorauszuschicken: 

Meine Altersentschädigung würde durch die Neu-
regelung nicht nur nicht tangiert — ich hätte sowohl 
nach dem alten wie dem neuen Recht ganz ohne 
Übergangsregelung die Höchstpension erreicht. 

Ich spreche also nicht pro domo. Das macht es mir 
leichter, den Grund meines Nein hier vorzutragen. 

Ich zweifle ferner nicht an, daß der Deutsche Bun-
destag, wenn er sich schon zu einschneidenden Ver-
änderungen in den zwei wichtigsten Alterssiche-
rungssystemen entschließt, seine eigene Versorgung 
nicht draußen vor lassen kann. 

Das hätte ihn allerdings nicht daran gehindert, zu 
einer intelligenten Lösung zu finden, die nicht neue 
Probleme aufwirft, die ganz außerhalb des Versor-
gungssystems entstehen. 

Meine Ablehnung des Gesetzes ist bestimmt durch 
die im § 20 vorgesehene Streckung der erforderlichen 
Mitgliedschaftsdauer zur Erreichung der Höchstver-
sorgung. 

16 Jahre waren es bisher, 18 Jahre werden es künf-
tig sein. Ich habe schon zu Beginn der Beratungen 
meine Bedenken gegen einen solchen Schritt ange-
meldet. 

Und ich habe in zahlreichen Gesprächen mit Mit-
gliedern aus allen Fraktionen dieses Hauses festge- 
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stellt, daß diese Bedenken im Grunde von sehr vielen 
Kolleginnen und Kollegen geteilt werden. 

Aber wie das leider nur allzuoft der Fall ist: die 
Bedenken werden geteilt, aber dann zuckt man die 
Achseln und sagt, die Einwände seien zwar alle rich-
tig, aber man könne leider nichts machen, weil eine 
Korrektur von der Öffentlichkeit prompt mißverstan-
den werden würde. 

Im Klartext wird die heutige Verlängerung der Frist 
zur Erreichung der Höchstversorgung dazu führen, 
daß ein MdB künftig nicht mehr volle vier Legislatur-
perioden dem Parlament angehören muß, sondern fünf. 

Daran dürften wir alle miteinander kein Interesse 
haben. Die Welt um uns herum ist in einem stürmi-
schen Wandel begriffen. 

Es ist dem parlamentarischen System nur förderlich, 
wenn die Rotation in diesem Haus immer wieder für 
Blutauffrischung sorgt. 

Man muß das Prinzip nicht gleich auf die Spitze 
treiben, wie DIE GRÜNEN das tun bzw. getan haben, 
aber man sollte zumindest nicht neue Hemmnisse ge-
gen einen personellen Wandel im Bundestag ein-
bauen. 

Genau das aber geschieht mit dieser Neuregelung, 
und davor kann man nicht eindringlich genug warnen. 

Nun höre ich schon den Einwand — er wird meist 
mit gewölbter Brust und sonorer Stimme vorgetragen 
— kein Mitglied dieses Hauses würde etwa nur des-
halb noch einmal um die Rückkehr in den Bundestag 
kämpfen, weil es die Höchstpension noch nicht er-
reicht habe. 

Da Politiker aber auch nur Menschen sind, klingen 
solche Beteuerungen hohl und gehen an der Sache 
vorbei. 

Tatsächlich wird diese Neuerung die Erneuerung 
und Verjüngung des Parlaments erheblich behindern, 
und ich frage mich, welches Interesse dieses Haus und 
welches Interesse das deutsche Volk daran haben 
kann, daß die alten Hasen, die Routiniers, die oft auch 
schon im harten Parlamentsalltag verschlissenen bzw. 
skeptisch oder gar zynisch gewordenen Politiker dazu 
verleitet werden, noch einmal anzutreten. 

Diese neue Bestimmung ist der Entwicklung unser

-

res Gemeinwesens nicht förderlich. 

Ich sehe traurig ein weiteres Mal, daß sich der Deut-
sche Bundestag aus lauter Angst, sonst draußen miß-
verstanden zu werden, selbst ein Bein stellt. 

Und ich will daran nicht mitschuldig werden. 

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Stiegler, Amling, Bamberg, Büch

-

ler (Hof), Kastner, Kißlinger, Kolbow, Lambinus, Lei

-

dinger, Lutz, Müller (Schweinfurt), Nagel, Reuter, 
Dr. Schöfberger, Sieler (Amberg), Dr. Skarpelis

-

Sperk, Vahlberg, Dr. Wernitz, Wimmer (Neuötting) 
(alle SPD) zur Abstimmung über den Entwurf des 

Rentenreformgesetzes 1992 

Wir haben dem Rentenreformgesetz 1992 in dritter 
Lesung nicht zugestimmt und uns dabei von folgen-
den Erwägungen leiten lassen: 

Das Rentenreformgesetz 1992 enthält viele positive 
Regelungen. Wir danken der Verhandlungskommis-
sion der SPD-Bundestagsfraktion dafür, daß es ihr ge-
lungen ist, den Koalitionsparteien viele Verbesserun-
gen abzuringen. Das gilt auch für die Hinausschie-
bung der Anhebung der Altersgrenzen. 

Die Tatsache, daß die Koalitionsfraktionen aber 
nicht bereit waren, auf die Anhebung der Altersgren-
zen und damit die Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit insgesamt zu verzichten, veranlaßt uns, dem Ren-
tenreformgesetz insgesamt nicht zuzustimmen. 

Wir halten die Anhebung für arbeitsmarktpolitisch 
verfehlt, weil in Zeiten der andauernden Massenar-
beitslosigkeit die allgemeine Lebensarbeitszeit ver-
kürzt und nicht verlängert werden muß, um allen die 
Chance der Erwerbsarbeit zu geben. 

Wir meinen, daß die Anhebung der Lebensarbeits-
zeit auch angesichts des Zustroms vorwiegend jünge-
rer Aus- und Übersiedler und der damit verbundenen 
Wirkungen für den Altersaufbau unserer Gesellschaft 
auch nicht erforderlich ist. 

Wir sind der Überzeugung, daß die von uns ange-
strebte höhere Erwerbstätigkeit der Frauen ebenfalls 
dazu beiträgt, auf eine Verlängerung der Lebensar-
beitszeit verzichten zu können. 

Wir wollen, daß sich die Arbeitnehmer nach einem 
arbeitsreichen Leben außerhalb der Erwerbsarbeit 
selbst verwirklichen können. Die reichste Industriena-
tion Europas kann das auch gewährleisten. 

Wir werden deshalb nicht ruhen, in der kommenden 
Legislaturpe riode mit einer anderen Mehrheit die 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit wieder zu strei-
chen. Wir wissen uns dabei einig mit der gesamten 
sozialdemokratischen Fraktion. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Walz (FDP) (Drucksache 11/5528 
Frage 6) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zur Ausschöpfung der 
deutlich gestiegenen Möglichkeiten, Leukämie durch Knochen-
markübertragungen zu heilen, ein Register potentieller Kno-
chenmarkspender erforderlich ist, da nur etwa 30 % der Patien-
ten geeignete Spender in der eigenen Familie haben, und inwie-
weit ist sie bereit, sich an dem Aufbau eines solchen Registers zu 
beteiligen? 

Die Knochenmarktransplantation stellt eine zur 
Chemotherapie alternative, derzeit noch experimen-
telle Methode bei der Therapie von Leukämien dar. 
Fortschritte bei dieser Therapiemöglichkeit sind of-
fenbar aber zu verzeichnen. 

Die Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Knochen-
marktransplantation und die Deutsche Gesellschaft 
für Bluttransfusionsmedizin und Immunhämatologie 
haben nunmehr ein länderübergreifendes Verbund-
projekt mehrerer Kliniken initiiert, das die weiteren 
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Therapiemöglichkeiten mit der nicht-verwandten 
Knochenmarktransplantation wissenschaftlich über-
prüfen soll. Im Zuge dieses Forschungsvorhabens 
werden auch die Rahmenbedingungen für den Auf-
bau einer Spenderdatei untersucht. 

Das Vorhaben ist zwischenzeitlich vom zuständigen 
Expertenkreis bei der Deutschen Krebsgesellschaft, 
die sich derzeit um eine Finanzierung des  For-
schungsvorhab ens  durch geeignete Förderorganisa-
tionen bemüht, positiv begutachtet worden. 

Die Bundesregierung begrüßt dieses Vorhaben, das 
sicher einen wesentlichen Beitrag zur Beurteilung der 
Etablierung der Therapie und einer dazu notwendi-
gen Spenderdatei liefern wird. 

Sie wird sich um die Umsetzung des Programms bei 
entsprechend positiven Ergebnissen im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten bemühen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Würfel (FDP) (Drucksache 11/5528 
Frage 10) : 

Kann die Bundesregierung mitteilen, ob das Bundesgesund-
heitsamt ein Gutachten zu dem Antrag der Tabakindustrie auf 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung für den schwedischen 
Mundtabak in portionierter Form erarbeitet und an  das Bundes-
ministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit wei-
tergeleitet hat? 

Ja. Das Bundesgesundheitsamt hat auf Weisung des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit zu dem Antrag auf Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung nach § 37 in Verbindung mit 
§ 48 LMBG für den Import und das Inverkehrbringen 
eines schwedischen Mundtabakerzeugnisses in Por-
tionsbeuteln Stellung genommen. 
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